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EDITORIAL/147: Der Fuchs ist los im Hühnerstall ... (SB)
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Der Fuchs ist los im Hühnerstall ...

Der Fuchs ist los im Hühnerstall! Wer ließ ihn ein, vergaß die Tür,
verschloß sie nicht? Wer hat euch Federvieh gelehrt, zu flattern und
zu gackern, wenn die Gefahr sich nähert? Warum nur hockt ihr so brav
auf einer Stange, Flügel an Flügel wie aufgezogene Perlen und schränkt
euch ein von vornherein?

Und warum nicht spätestens, wenn der Fuchs schon mal in den Stall
gelangt ist, alle auf einen? Warum der Natur nicht mal eine
Überraschung abringen, als jener Gewohnheit zu frönen, mit großem Lärm
den Hof zu wecken?

Weshalb um alles in der Welt wollt ihr auf solche Art bei dieser
Gelegenheit bereits mit eurem Blut, mit eurer Furcht und mit eurer
Angst bezahlen, wenn das Schicksal ohnehin den Suppentopf für euch
bereithält?

Und weshalb schlußendlich solltet ihr euch überhaupt vom Menschen und
seinesgleichen einpferchen, schlachten und verzehren lassen?

Lauft und rennt und flattert um euer Leben, bevor ihr euch von dem
Korn aus Menschenhand verlocken und in die zweifelhafte Sicherheit des
Hühnerstalls geleiten laßt!

Kein Tor vor euch und keine Tür hinter euch können doch verhindern,
daß ihr eure Schnäbel und Krallen gegen jeden Rest der Unwägbarkeiten
und Gefahren wendet und neue Fronten erschafft!

Ihre Schattenblick-Redaktion


6. September 2019
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LESUNG/4361: Berlin - Jakob van Hoddis, Starker Wind über der bleichen Stadt, 26.09.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für September 2019

Do 26.9., 19:30 Uhr

Buchpremiere

Jakob van Hoddis

»Starker Wind über der bleichen Stadt - Strong Wind Over the Pale
City«



Jakob van Hoddis zählt zu den Begründern des literarischen
Expressionismus. Sein Achtzeiler »Weltende« bildete einen Meilenstein
für Generationen nachfolgender Dichter und Dichterinnen. 1887 als
Hans Davidsohn in Berlin geboren, wurde er nach einer literarisch
produktiven Phase ab 1914 zum Patienten psychiatrischer Anstalten und
1942 nach Osteuropa deportiert und ermordet. Erstmals und mit Hilfe
seiner engagierten Erben erscheinen seine Gedichte nun in einer
schönen zweisprachigen Ausgabe auch auf Englisch.

Mit der Herausgeberin Irene Stratenwerth, den Übersetzern Mitch Cohen
und Gregory Divers sowie der Vertreterin der Erbengemeinschaft Michal
Beller (Tel Aviv) spricht Sonja Longolius, eine der beiden
Leiterinnen des Literaturhauses.

In deutscher und englischer Sprache

Eine Veranstaltung in Kooperation mit der Ursula Lachnit-Fixson
Stiftung

Jakob van Hoddis»Starker Wind über der bleichen Stadt - Strong Wind
Over the Pale City« PalmArtPress, 2019

7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für September 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/716: Magdeburg - Buchvorstellung und Gespräch mit Politikerin Dagmar Enkelmann am 12.9.19


Stadt Magdeburg

Buchvorstellung und Gespräch mit Politikerin Dagmar Enkelmann 

Auf Spurensuche nach dem "Mythos Ostfrau"



In starken, teilweise bislang unveröffentlichten Bildern und Fotos
zeigt das Buch den Alltag, blickt auf das Frauenbild in Kunst,
Literatur und Film und bezieht die Lebenserfahrungen engagierter
Frauen in aufschlussreichen Interviews mit ein. Die
selbstverständliche Berufstätigkeit von Frauen und die staatliche
Kinderbetreuung zählen für viele im Rückblick zu den Pluspunkten der
DDR. Im 30. Jahr nach dem Mauerfall fragt das Buch "Emanzipiert und
stark. Frauen aus der DDR", ob Frauen im Osten Deutschlands
tatsächlich über ein besonderes Selbstbewusstsein verfügten, sich
anders als ihr Gegenüber im Westen sahen und gleichberechtigt(er)
fühlten. Als Mitherausgeberin stellt die ehemalige Linken-Politikerin
Dagmar Enkelmann den opulenten Text-Bild-Band am Donnerstag, 12.
September, um 17 Uhr im Gespräch in der Stadtbibliothek vor.

In starken, teilweise bislang unveröffentlichten Bildern und Fotos
zeigt das Buch den Alltag, blickt auf das Frauenbild in Kunst,
Literatur und Film und bezieht die Lebenserfahrungen engagierter
Frauen in aufschlussreichen Interviews mit ein, u.a. mit Gesine
Lötzsch und Petra Pau. Als Mitherausgeberin sieht sie den zeitlichen
Abstand zum Ende der DDR als Chance, gelassener als zuvor auf die
Rolle der Frauen im Staatssozialismus zu blicken und an
Lebenszusammenhänge zu erinnern, die im allgemeinen Gedächtnis fast
verschüttet sind. Sieht man Anspruch und Realität hinsichtlich der
Gleichberechtigung von Männern und Frauen in der DDR heute zu recht
kritisch, so gab es doch handfeste sozialpolitische Maßnahmen.
Babyjahr, Haushaltstag und Frauensonderstudium sowie staatliche Hilfen
bei der Erziehung sollten Kind und Karriere für berufstätige Mütter
möglich machen. "Als emanzipiert hätte ich mich damals sicher nicht
charakterisiert, ich war es eben", sagt Dagmar Enkelmann rückblickend.

Dagmar Enkelmann, geboren 1956, war am Ende der DDR Aspirantin an der
Akademie für Gesellschaftswissenschaften und promovierte im Wendejahr.
Seit 1990 wirkte sie als Abgeordnete in Volkskammer, Bundestag und im
Landtag Brandenburg. Sie war langjährige parlamentarische
Geschäftsführerin der Linksfraktion im Bundestag und ist seit 2012
Vorsitzende der Rosa-Luxemburg-Stiftung.

Gemeinsam mit der Stadtbibliothek lädt die Rosa-Luxemburg-Stiftung
Sachsen-Anhalt alle interessierten Besucherinnen und Besucher zur
Vorstellung des Buches "Emanzipiert und stark. Frauen aus der DDR" am
Donnerstag, 12. September, um 17 Uhr in die Zentralbibliothek der
Stadtbibliothek am Breiten Weg ein. Der Eintritt ist frei.
Stadtbibliothek Magdeburg, Breiter Weg 109, 39104 Magdeburg

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 5. September 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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AKTION/547: Friedenscamp in Unterlüß (Bündnis "Rheinmetall Entwaffnen")


Bündnis "Rheinmetall entwaffnen"

Pressemitteilungen vom 4. und 6. September 2019

Friedenscamp "Rheinmetall entwaffnen" in Unterlüß 



Das "Rheinmetall entwaffnen" Camp am Standort für Waffenproduktion
Unterlüß legt in den ersten Tagen den Schwerpunkt auf Austausch und
Bildung. Zu zahlreichen Aspekten von Krieg finden auf dem Camp
selbstorganisierte Workshops statt. "Eine friedliche Welt ist ohne eine
grundlegende Veränderung des Bildes von Männlichkeit unvorstellbar" so
Luisa Engelhardt.

Aus disesem Grund nahm der Zusammenhang von Krieg, Männlichkeit und
Herrschaft eine zentrale Rolle ein und wurde beispielsweise im Vortrag
vom DFG-VK geschichtlich herausgearbeitet. Der Einfluss dieses männlich
domionierten Systems, des Patriarchats, wirkt alltäglich auf allen
Ebenenen. Darum befassen sich die Veranstaltungen damit, wie
feministische Aktionen durchgeführt werden können. "Das Bedürfnis nach
feministischer Organisierung ist groß. Frauen, Lesben, Trans und
InterPersonen schaffen sich auf dem Camp eigene Räume und solidarisieren
sich untereinander", so Sofie Müller.

"Unser Miteinander hier sehen wir als Teil der Lösung für eine
friedliche Welt. Es ist spürbar anders hier: Im Campalltag zeigt sich
das durch sehr freundschaftlichen Umgang, das Kommunizieren der
persönlichen Widerstände, freundschaftliches Kritisieren und dem
Beobachten von Redeverhalten. Uns ist wichtig, dass die Stimmen von
vielen Menschen gehört werden", betonte Müller. Dazu sei es jedoch
tatsächlich notwendig, das eigene Verhalten zu hinterfragen.
Unterdrückende und ausgrenzende Postionen sind mit einer
Friedensbewegung unvereinbar.

Auf einer Exkursion zum Truppenübungsplatz Bergen-Hohne wurde das Ausmaß
der Militarisierung der gesamten Region deutlich. "Der Vorschlag zur
Umnutzung der Fläche als Biosphärengebiet wäre eine ökologische
Alternative" so Gerald Spörke, der an einer Exkursion zum
Truppenübungsplatz Bergen-Hohne teilnahm.

Rudi Friedrich und Talib Richard Vogl stellten auf kulturelle Weise mit
der Lesung Auswege aus dem kriegerischen Handeln dar. In ihrem Programm
"Krieg? Ohne uns!" erzählten sie mit musikalischer Begleitung von der
Desertation im ersten Weltkrieg.

In den kommenden Tagen werden weitere Veranstaltungen folgen. Themen
sind u.a. die Zwangsarbeit bei Rheinmetall, die internationalen Folgen
der weltweiten Kriege und die Bedeutung des Produktionsstandortes
Unterlüß.

Am Samstag, den 7. September findet um 13 Uhr am Bahnhof in Unterlüß
eine Bündnisdemonstration statt. Für Freitag, den 6. September sind
Blockaden angekündigt.

 * 

Kriegsgegner*innen blockieren Rüstungsfabrik am 6. September 2019

Mit einer vielfältigen und entschlossenen Aktion hat das Bündnis
"Rheinmetall entwaffnen" heute mit mehreren hundert Menschen die
Zufahrtswege zum Produktionsstandort "Rheinmetall Waffe Munition"- in
Unterlüß bei Celle in Niedersachsen blockiert. Damit wurde der
Schichtwechsel zur Frühschicht sowie An- und Auslieferungen zur und von
der Fabrik des Rüstungsunternehmens unterbrochen.

"Wir haben die Rheinmetall-Rüstungsproduktion für einen weiteren Tag
lahmgelegt. Der Rüstungskonzern leistet materielle Hilfe für die von
Saudi-Arabien begangenen Kriegsverbrechen im Jemen und die
völkerrechtswidrige Besatzung der türkischen Armee im nordsyrischen und
ehemals kurdisch verwalteten Kanton Afrin. Rheinmetall ist
mitverantwortlich für diese und viele weiteren Kriegsverbrechen", sagte
ein Ulli Becker, eine Sprecherin der Initiative.

Rheinmetall umgeht mit der Gründung von Tochterunternehmen und Joint
Ventures bewusst Waffenexport-Regularien der deutschen Bundesregierung
wie den aktuelle bis Ende September geltende Waffenexport-Stopp nach
Saudi-Arabien.

Bei ihrer Aktion haben sich die Aktivist*innen nicht von der Polizei
aufhalten lassen und entschlossen und besonnen die Zufahrtswege des
größten deutschen Rüstungsproduzenten blockiert.

"Wir weigern uns, in einer Welt zu leben, die zunehmend von Kriegen,
Aufrüstung und Abschottung bestimmt wird. Rheinmetall als größter
deutscher Rüstungsproduzent und deutscher Waffenexportmeister ist
wesentlich daran beteiligt und mach gigantische Profite mit dem Töten.
Deshalb sehen wir uns gezwungen mit Aktionen des massenhaften
Ungehorsams die Produktion von Rüstungsgütern lahm zu legen. Wir
fordern, dass keine Profite mit Kriegen und die Abwicklung der
Rüstungssparte des Konzerns zu fordern" fuhr Ulli Becker fort.

Die Aktion läuft im Rahmen des Antikriegs-Camps "Rheinmetall
Entwaffnen", das vom 1. bis 9.9. im niedersächsischen Unterlüß nahe
Celle stattfindet.

Die Aktion reiht sich in einen weltweiten Protest gegen die finanzielle
und militärische Unterstützung des Erdogan-Regimes ein, das gegen die
kurdische Selbstverwaltung in der Türkei und in Rojava (Nordsyrien)
Krieg führt. Unter dem Motto "Rise up for Rojava - Block, Occupy,
Disturb" finden zeitgleich Aktionen gegen Rüstungskonzerne und
Waffenmessen statt, darunter in europäischen Ländern, Australien und
Südamerika.


Weitere Informationen und Hintergründe finden Sie auf der
Internetseite:

https://rheinmetallentwaffnen.noblogs.org

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. und 6. September 2019

Bündnis "Rheinmetall entwaffnen"

Interent: https://rheinmetallentwaffnen.noblogs.org
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TREFF/318: Göttingen - Gesprächsrunde in Kirchbrak mit Blick auf lokale Lebensverhältnisse, 13.09.19


Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) - 05.09.2019

ERINNERUNG - AUGENBLICK - VISION: Gesprächsrunde in Kirchbrak mit Blick
auf lokale Lebensverhältnisse



Auf seiner Reise durch Dörfer und Kleinstädte in Südniedersachsen steuert
das Projekt "Gleichwertigkeit - Mehr als eine gute Idee?!" des
Soziologischen Forschungsinstituts Göttingen (SOFI) am 13. September 2019
Kirchbrak als nächste Station an.

Kirchbrak im Landkreis Holzminden war einst ein Ort mit einem vielfältigen
Angebot an Kneipen, Geschäften und Ärzten - heute ist davon kaum etwas
übrig. Was machen solche Strukturverluste mit einem Dorf? Wie verändern
sich soziale Alltagsprozesse und das dörfliche Selbstverständnis? Vor
welchen Herausforderungen steht der Ort heute? Was fehlt und was gilt es,
zukünftig zu erhalten und neu zu entwickeln? Um diese und weitere Fragen
geht es bei einer "mobilen Gesprächsrunde" durch Kirchbrak.

Unter dem Motto ERINNERUNG - AUGENBLICK - VISION berichten Bewohnerinnen
und Bewohner über Veränderungen, aktuelle Zustände und mögliche
Perspektiven im Dorf. Bei einem Spaziergang durch den Ort werden
verschiedene Stationen angesteuert, an denen Kirchbraker und externe Gäste
zu den Themen Versorgung, lokale Industrie, Kirche und Vereinsleben ins
Gespräch kommen. Das Projekt zielt darauf, den Austausch zwischen
Wissenschaft, Praktikerinnen und Praktikern sowie lokalen Akteuren zu
befördern und auf die Relevanz des ländlichen Raums hinzuweisen.

Die "mobile Gesprächsrunde" durch den Ort findet am 13. September 2019 von
17.30 bis 19.30 Uhr statt und startet an der Grillhütte im Sportplatzweg,
37619 Kirchbrak. Bei Interesse an der Teilnahme nehmen Sie bitte Kontakt
zu Maike Simmank am SOFI auf.


Weitere Informationen unter:

http://www.sofi.uni-goettingen.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1656

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen (SOFI), 05.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/6484: Kiel - Jan Christophersen, "Ein anständiger Mensch", 30.09.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Montag - 30.09.2019 - 20:00 Uhr

"Ein anständiger Mensch"
Jan Christophersen stellt seinen dritten Roman vor

Eintritt: 8 / erm. 5 Euro



Der schleswig-holsteinische Schriftsteller Jan Christophersen legt
nach "Schneetage" und "Echo" nun seinen dritten Roman vor: "Ein
anständiger Mensch". Steen Friis ist studierter Philosoph und
öffentlicher Intellektueller: Als Autor mehrerer Bestseller zu Fragen
des Anstands wird er von der Presse zitiert, sobald die richtige
Haltung zum aktuellen Weltgeschehen zur Debatte steht. In dieser
Rolle fühlt Steen sich wohl - bis die Ereignisse weniger Tage all
seine Werte infrage stellen. Mit seiner Frau und einem befreundeten
Paar verbringt er ein Wochenende in seinem dänischen Inseldomizil.
Man plaudert und geht gemeinsam in die Pilze, und ganz beiläufig
erinnert seine Frau ihn an ein altes Versprechen: sich gegenseitig
auch in der Liebe die größtmögliche Freiheit zu lassen. Noch bevor
Steen die Tragweite dieses Gesprächs bewusst wird, geschieht ein
Unglück, an dem er sich allein schuldig wähnt.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1237: Berlin - Lyrikklub, offene Gruppenwerkstätten und Bühne frei, 29.09.19


Haus für Poesie, Programmvorschau für September 2019

So 29.09.2019 17:00 Uhr

Lyrikklub



Seit Februar 2019 trifft sich jeweils am letzten Sonntag im Monat die
offene Gruppe des lyrikklubs für Lyrikerinnen und Lyriker, die das
Arbeiten mit und für Lyrik für sich entdeckt haben.

17.00-17.30 Uhr Begrüßung "Newsticker" (Informationen aus Haus für Poesie
und der Lyrikszene)

17.30-19.00 Uhr offene Gruppenwerkstätten

19.00-19.45 Uhr "Bühne frei fürs Lieblingsgedicht!" oder
Themenabend/theoretische Impulse etc. (wechselnd)

19.45-20.15 Uhr Abschied, Aufräumen und freies Gespräch

Neuzugänge (auch in nichtdeutscher Sprache) sind jederzeit willkommen.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für August 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1236: Kiel - 30 Jahre Literaturhaus, "Literatur fördern. Was heißt und wie geht das?", 24.09.19


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Dienstag - 24.09.2019 - 19:00 Uhr 

30 Jahre Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

"Literatur fördern. Was heißt und wie geht das?"

Gesprächsrunde mit Florian Höller, Juliana Kálnay und Wolfgang
Sandfuchs
Eintritt frei, Anmeldung erforderlich



Dreißig Vereine und Verbände knüpfen als Mitglieder im Literaturhaus
Schleswig-Holstein e.V. ein Netz für die Literatur im Land - und das
seit 30 Jahren. Institutionell unterstützt vom Land und von der
Landeshauptstadt hat sich der Verein mit seinem Domizil im Kieler
Schwanenweg zu einem wesentlichen Förderinstrument für das
literarische Leben im Land entwickelt. Das wollen wir mit drei
Veranstaltungen im September, Oktober und November feiern.

"Literatur fördern. Was heißt und wie geht das?" - Gesprächsrunde mit
Florian Höller, Juliana Kálnay und Wolfgang Sandfuchs, Literaturhaus,
Dienstag, 24.09.2019, 19 Uhr, Eintritt frei (nur nach Anmeldung)
Vor dem Feiern soll am ersten Abend ein Blick in Vergangenheit und
Zukunft unternommen werden und von den Wegen und Herausforderungen,
vor denen Literaturvermittler aktuell stehen, die Rede sein.
"Literatur fördern. Was heißt und wie geht das?" - über diese Frage
werden Florian Höllerer, ehemaliger Leiter des Literaturhauses
Stuttgart und seit 2014 Leiter des Literarischen Colloquiums Berlin,
und Juliana Kálnay, Autorin, ehedem Volontärin im Literaturhaus SH
und nun als künstlerisch-wissenschaftliche Mitarbeiterin für
Literarische Öffentlichkeit der Kunsthochschule für Medien in Köln
tätig, mit Wolfgang Sandfuchs, seit 20 Jahren Leiter des
Literaturhauses S-H, sprechen.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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AUSSICHTEN/8733: Und morgen, den 7. September 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.09.2019 bis zum 08.09.2019 +++






[image: Jean-Luc 8733 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Es ist herbstlich kühl

an dem Regentage

für Jean-Lucs Gefühl,

ohne jede Frage.
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STANDPUNKT/017: Wie in Italien im Umfeld der radikalen Linken die Brigate Rosse entstanden - 2. Teil (Gerhard Feldbauer)


Wie an der Wende zu den 1970er Jahre in Italien im Umfeld der radikalen Linken die Brigate Rosse entstanden

Wie die Geheimdienste der USA und ihre italienischen Komplizen darauf von Anfang an Einfluß nahmen

Mit verheerenden, bis in die Gegenwart reichenden Folgen

Eine Spurensuche auf den Pfaden der Geschichte


von Gerhard Feldbauer, 31. August 2019



Zweiter Teil

Die Brigate Rosse unter dem Einfluss der CIA (1974/75 bis in die 80er Jahre)

Beginnen wir mit einem Witz, der schon kurz nach der Entführung Aldo
Moros in Italien die Runde machte. [15] Am Morgen des 16. März kommt
der Saaldiener im Montecitorio (dem Sitz der italienischen
Abgeordnetenkammer) aufgeregt auf Giulio Andreotti zu: »Herr
Ministerpräsident, soeben ist Aldo Moro entführt worden!« Andreotti:
»Wieso? Ist es schon 9 Uhr?« [16] In zwei Sätzen brachte der Volksmund
treffsicher die historische Wahrheit auf den Punkt, stellte den
italienischen Hauptverantwortlichen an der Entführung und späteren
Ermordung des christdemokratischen Parteiführers an den Pranger. Er
richtete sich gegen die These, nach der die Brigate Rosse von der
Politik und Justiz als die alleinigen Täter der Entführung und
Ermordung Aldo Moros hingestellt wurden. In diesem Zusammenhang wirkt
es seltsam, daß der Standpunkt von der Alleintäterschaft bis heute
noch von einer Anzahl Brigadisten mit dem zweiten BR-Chef Mario
Moretti an der Spitze bzw. ihren Sympathisanten vertreten wird. Andere
Führungsbrigadisten wie die BR-Gründer Curcio und Franceschini
distanzieren sich davon und verdächtigen Moretti gar, mit den
Geheimdiensten kollaboriert zu haben. [17]

Nicht wenige Brigadisten meinen ihr Bekenntnis zur Alleintäterschaft
sicher ehrlich. Es mag für die »Unbeugsamen« (wie sich diejenigen, die
sich nicht lossagten bzw. nicht als Kronzeugen auftraten, nennen) vor
den Gerichten und in den Gefängnissen auch ein moralischer Halt
gewesen sein, für sich einen der größten politischen Terrorakte in der
Geschichte des Anarchismus und des Linksradikalismus in Anspruch
nehmen zu können. Gleichzeitig wird der Vorwurf zurückgewiesen, als
»Werkzeug des Imperialismus« mißbraucht worden zu sein. Soviel zur
Einleitung dieses zweiten Teils, um die Tatsachen sprechen zu lassen,
wie es 1974/75 zur Etappe des blutigen Terrors kam und wie die CIA und
ihre italienischen Komplizen das bewerkstelligten.

Manipuliert von Anfang an

Die CIA beobachtete bereits im Stadium seiner Entstehung intensiv das
linksradikale Spektrum und begann, es für ihre Zwecke zu nutzen, das
heißt, es zu unterwandern und zu manövrieren, seine Aktionen
anzuheizen. Die »Stunde Null« der Spannungsstrategie schlug bereits
im Mai 1965 auf einer Tagung des Heeresinstituts für Strategische
Studien in Rom, auf der im Rahmen der sogenannten »unorthodoxen
Kriegführung« beschlossen wurde, neofaschistische Terrorakte künftig
unter einem »linken« Aushängeschild zu organisieren. Der
Geheimdienstausschuß des Repräsentantenhauses der USA erhob das zur
offiziellen Linie und orientierte dann 1968 alle Geheimdienstorgane
darauf, bei ihren Aktionen stärker ultralinke Kräfte zu nutzen.

Die CIA betrat jedoch kein ausgesprochenes Neuland. Wie die
Publizisten Roberto Faenza und Marco Fini schrieben, gründete der
USA-Geheimdienst schon nach 1945 »links« getarnte rechte
Organisationen, um eine linke Regierung aus Kommunisten und
Sozialisten zu verhindern. Die Autoren veröffentlichten den Wortlaut
eines Berichts des OSS-Chefs [18] in Italien, James Angleton, der
darin über eine »Unabhängige Kommunistische Partei« informierte, als
deren Vorsitzender ein gewisser Paolo Orlando fungierte. »Gibt sich
zwar als kommunistische Organisation aus, wird aber von den Rechten
finanziert und hat die Aufgabe, mit kommunistischer Propaganda (...)
zu vergiften. Arbeitet mit dem römischen >Daily american< zusammen.«
Für solche Mitarbeiter bekam der »Daily american« damals jährlich
37.500 Dollar. Später übernahm die CIA den Unterhalt der Zeitung. [19]

Das Field Manual 30-31

Während der Vorbereitung des Putsches, mit dem der Geheimdienstgeneral
Giovanni De Lorenzo eine von Aldo Moro 1963 mit den Sozialisten
gebildete Regierung stürzen wollte, sollte die faschistische
Avanguardia Nazionale von Valerio Borghese Sprengstoffanschläge gegen
die Gebäude der Confindustria, der Rundfunk- und Fernsehgesellschaft
RAI und den Sitz der Democrazia Cristiana durchführen und die Spuren
gegen die IKP lenken. Unter anderem sollten dazu Sprengstoffreste in
Sektionen der Partei verborgen werden. [20]

Im Frühjahr 1970 gab der Geheimdienstausschuss der USA ein
Feldhandbuch (Field Manual) 30-31 heraus, in dem sich ein ganzes
Kapitel mit der Einschleusung von Agenten in linksradikale
Organisationen befaßte. Die Undercoveragenten sollten den »linken
Terrorismus« anheizen und zur gegebenen Zeit Operationen - von der
Provozierung von Unruhen bis zu politischen Morden - auslösen, um so
Vorwände zu liefern, ein Regime der »starken Hand« zu errichten.

»Le Monde«: zehn Prozent Linksradikale Geheimdienst-Agenten

Der Carabinieri-General Nicolo Bozzi sagt dazu später aus, daß
unzählige Offiziere und Unteroffiziere sich zur Infiltration an den
Universitäten in Rom, Turin, Mailand, Genua, Trento, Padua, Neapel und
Pisa einschrieben und wie Studenten unter den Kommilitonen lebten. Sie
besuchten die Vorlesungen, legten die Examen ab und nicht wenige
machten dann ihren Doktor. Alle Kosten wie Miete, Studiengebühren usw.
hätten sie bezahlt bekommen. [21] Die Pariser »Le Monde« schrieb 1972,
daß mindestens zehn Prozent aller Mitglieder linksradikaler
Vereinigungen Agenten der Polizei und der Geheimdienste seien. [22]
Das FM 30-31 bildete auch die Operationsgrundlage für die
Gladio-Truppe, die in Zusammenarbeit mit den italienischen
Geheimdiensten und der Putschistenloge P2 die Spannungsstrategie
umsetzte. Die in einer VIII. Division in 36 Legionen zusammengefaßten
etwa 12.000 Gladiatoren wurden mit der SACEUR-Direktive der NATO
bereits im Juni 1968 direkt der CIA unterstellt.

Die faschistische Putschloge Propaganda Due (P2)

Bei der P2 handelte es sich um die von der CIA Ende der 60er Jahre
gebildete, als Freimaurerloge Propaganda Due getarnte faschistische
Putschloge, die bei der Inszenierung des Komplotts zur Ermordung Aldo
Moros als Führungszentrale fungierte. Offiziell stand der Altfaschist
aus Mussolinis Zeiten, Licio Gelli, an der Spitze. Als wahrer Chef
wurde jedoch der rechte DC-Politiker und mehrmalige Ministerpräsident
Giulio Andreotti gesehen. Nachdem offen neofaschistisch ausgewiesene
Putschversuche wie die unter De Lorenzo, Borghese und Miceli [23]
gescheitert waren, wollte die CIA mittels eines »Colpo bianco«, eines
kalten Staatsstreiches, einen als »demokratische Umgestaltung«
getarnten Umsturz herbeiführen. An die Stelle bis dahin
neofaschistisch-militärischer Führungszentralen trat die
Freimaurerloge P2, die ihre Leute in einem gefährlichen Umfang in
allen Bereichen der Gesellschaft unterbrachte.

Auch unter der Regie der P2 blieb, wie insbesondere im Fall Moro
sichtbar wurde, der Sicherheitsapparat ein herausragendes Instrument,
das sie über den hohen Anteil an Militärs und Geheimdienstlern unter
ihren Mitgliedern zum großen Teil kontrollierte und beeinflußte. Unter
ihren weit über 2500 Mitgliedern befanden sich, wie Sergio Flamigni
1996 publik machte, 47 Großindustrielle, 119 Bankiers und Leute der
Hochfinanz, 43 Generäle, darunter die gesamte Führungsspitze der
Geheimdienste der letzten 30 Jahre, der komplette Generalstab des
Heeres, etwa 400 hohe Offiziere, drei Minister der amtierenden
Regierung, drei Staatssekretäre, 18 hohe Justizvertreter, 22
Spitzenjournalisten, darunter ein Chefredakteur der staatlichen
Rundfunk- und Fernsehgesellschaft RAI und der einer der größten
Tageszeitungen, des Mailänder »Corriere della Sera«, 38 Parlamentarier
aus den Regierungsparteien, weitere aus der neofaschistischen Partei
Movimento Sociale Italiano (MSI). [24]

»Mani Rosse sulle Forze Armate« (Rote Hände über den Streitkräften)

Ein führender Stratege der Organisierung des »linksradikalen Terrors«
war über zwei Jahrzehnte bis zu seiner Verhaftung 1974 der Topagent
der CIA und des SID Guido Giannettini, ein enger Vertrauter Pino
Rautis, der die Verbindungen zwischen den Geheimdiensten, der NATO und
den italienischen Neofaschisten unterhielt. 1961 hielt er in Annapolis
bei Washington an der Schule der US-Marines Vorlesungen über
»Techniken und Möglichkeiten eines Staatsstreiches in Europa«. 1964
gründete Giannettini einen Apparato mondiale segreto di Azione
revoluzionario (Weltweiter Geheimapparat für revolutionäre Aktionen),
der neofaschistische Terroristen instruierte, pseudorevolutionäre
Gruppen zu bilden und »links« getarnte Anschläge zu organisieren.
Zusammen mit Rauti verfasste er eine Broschüre über »kommunistische
Untergrundarbeit« in der Armee, die dem Offizierskorps vor Augen
führen sollte, daß die Armee angesichts des »roten Terrors« zur
Sicherung der Ordnung eingreifen müsse. In dem Machwerk, das den Titel
erhielt »Mani Rosse sulle Forze Armate« (Rote Hände über den
Streitkräften), hieß es, die Armee sei »kommunistisch unterwandert«
und die »rote Machtergreifung« stünde unmittelbar bevor.

Nazifaschist auf Lehrgang der Bundeswehr

Als Journalist und Reserve-Offizier der Panzertruppe nahm er an
Tagungen der NATO teil und ging in ihren Stützpunkten ein und aus. Im
Vorfeld des geplanten Borghese-Putsches von 1970 nahm er zusammen mit
Rauti im Herbst 1969 an einem Lehrgang für psychologische Kriegführung
an der Bundeswehrschule der Panzertruppen in Euskirchen teil und
besuchte anschließend das für einen Grenzabschnitt zur DDR zuständige
Bundesgrenzschutzkommando Lübeck. Nachdem sie auf der Panzerschule den
damals noch streng geheimen neuen Panzertyp der Bundeswehr »Leopard«
besichtigt hatten, konnten sie auch noch die Produktionsstätten des
neuen Kampfwagens in Münster besuchen. Mit ihren frisch erworbenen
Kenntnissen über psychologische Kriegführung begaben sich Rauti und
Giannettini von der Bundesrepublik direkt nach Reggio Calabria, wo
anschließend die von den Neofaschisten entfesselten
Bürgerkriegsauseinandersetzungen eskalierten. Der »Vorwärts« zitiert
den Staragenten am 31. Oktober 1974 mit den Worten: »Ich bin
Nazifaschist. Männer wie ich arbeiten, um in Italien zu einem
Militärputsch zu kommen.«

Eine brisante Enthüllung

Am 14. Juni 1976 enthüllte der Chefredakteur der Wochenzeitschrift
»Tempo«, Livio Januzzi, auf einer Pressekonferenz in Rom, dass auf dem
NATO-Stützpunkt Cap Marrargiu auf Sardinien Undercoveragenten für
Einsätze in den BR ausgebildet würden. [25] Ein Schwerpunkt sei, wie
Kommandounternehmen zur Entführung und Ermordung von Persönlichkeiten
aus Politik, Wirtschaft und Justiz durchzuführen sind. Bei einer
dieser Operationen war laut Januzzi zwei Wochen vorher der Genueser
Oberstaatsanwalt Francesco Coco (siehe weitere Ausführungen) mit
seinen zwei Begleitern ermordet worden. Die »Gefängnisse« der BR für
entführte Personen würden vom SID vorbereitet, dessen Chef, General
Miceli, habe den Plan, Operationen der Brigate Rosse geheimdienstlich
zu steuern, bestätigt. Nach der Aufdeckung der geheimen NATO-Truppe
Gladio und der Untersuchung ihrer verfassungswidrigen Tätigkeit durch
eine Parlamentskommission wurden Januzzis Ausführungen später durch
zahlreiche Aussagen, auch von Geheimdienstlern, bestätigt. [26]

Gestützt auf die Arbeit der Kommission und eigene Recherchen belegen
A. und G. Cipriano unter anderem, daß in den 70er Jahren auf Marrargiu
Tausende von Gladiatoren ausgebildet wurden, von denen viele als
Undercoveragenten in linksextreme Gruppen eingeschleust wurden, in
denen sie zu Terrorakten anstachelten. Der verantwortliche
Gladio-Kommandeur auf Cap Marrargiu war ein Colonello Camillo
Guglielmi, der sich zum Zeitpunkt der Entführung Moros am 18. März
1978 in der Via Fani befand. Dorthin hatte ihn SISMI-General Pietro
Musemeci, ein P2-Mitglied, der durch einen eingeschleusten Agenten den
Zeitpunkt des Überfalls kannte, beordert, um zu verfolgen, ob der
Anschlag auch klappt. [27]

Bereits bei Gründung der BR dabei

Bereits in ihrer Gründungsphase standen die BR unter Beobachtung der
Geheimdienste. Die Moro-Kommission des Parlaments stieß auf einen
gewissen Corrado Simioni, der alle Merkmale eines zur Einflußnahme
eingeschleusten Agenten aufwies. Von Beruf Lehrer war er bis 1965
Mitglied der Sozialistischen Partei (ISP) und persönlich eng mit
Bettino Craxi befreundet, den die P2 später als einen »neuen Duce« an
die Macht bringen wollte, indem sie ihm Millionen Dollar an
Bestechungsgeldern zukommen ließ. Er war neben dem Medienmonopolisten
Berlusconi (dessen Partei Forza Italia (FI) sie ebenfalls
finanzierte), Mitglied im Dreierdirektorium der P2. Flamigni geht
davon aus, dass Simioni bereits in der ISP und bei Craxi persönlich
Spitzeldienste geleistet hat. Denn als er 1965 aus der Partei
ausgeschlossen wurde, kam er sofort beim amerikanischen Kulturinstitut
United States Information Service und danach bis Anfang 1968 in
München bei Radio Free Europe, bekanntermaßen ein CIA-Sender, unter.
Bei Ausbruch der Studentenunruhen tauchte er in Italien auf und
versuchte zunächst zu Lotta Continua und anderen linksradikalen
Gruppen Kontakt aufzunehmen, wurde aber wegen seiner abenteuerlichen
Pläne abgewiesen. Lotta Continua beschäftigte sich mit dem Vorleben
Simionis näher und enttarnte ihn schon Anfang der 70er Jahre als
CIA-Agenten.

Drei NATO-Generäle ermorden

Ganz auf der Linie des Field Manuell 30-31 näherte Simioni sich
bereits im Vorfeld der Brigate-Gründung Curcio an. Er wandte sich
sofort gegen dessen »moderate« Linie der »bewaffneten Propaganda« in
den Fabriken und legte einen bis ins kleinste Detail ausgearbeiteten
Plan für eine Serie von Terroranschlägen vor. Er schlug vor, drei
NATO-Generäle zu ermorden, was exakt das Terrain für den im Dezember
1970 geplanten Borghese-Putsch und das Eingreifen der NATO bereitet
hätte. In einem anderen Fall wollte er, wie Curcio schreibt, »einen
Koffer voller Sprengstoff am Eingang des US-Konsulats in Mailand
abstellen.« [28]

Im August 1970 kam es auf der BR-Gründungstagung in Pecorile zur
Auseinandersetzung über Simionis Konzeption, der gleichzeitig,
unterstützt von seinen Anhängern Duccio Berio, Vanni Mulinaris,
Prospero Gallinari und Mario Moretti, die er mit in die Organisation
gebracht hatte, die Führung der BR beanspruchte. Als Simioni
scheiterte, verließ er mit seinen Anhängern die BR und gründete eine
»besonders geheime Gruppe«, die sich Superclan nannte. Moretti
verblieb in den BR, nahm aber insgeheim an der Arbeit des Superclans
teil.

Pariser CIA-Zentrale Sammelpunkt der Linksradikalen

In Paris beteiligt sich Simioni am Aufbau eines Sprach-Instituts
Hyperion, das der Gründer und langjährige Chef des vatikanischen
Geheimdienstes Pro Deo, Pater Felix Andrew Morlion, der gleichzeitig
im Dienst der CIA stand, ins Leben gerufen hatte. Mit Sprachen befaßte
man sich in der Schule, die in einem der besten Häuser am Quai de la
Tournelle untergebracht war, weniger, denn das Hyperion war von der
CIA als ein Treffpunkt der Linksradikalen aus ganz Westeuropa
aufgebaut worden. Unter anderem wurden hier Waffenlieferungen für
linksradikale Gruppen, darunter für die Brigate Rosse, organisiert.
Simioni und die BR-Mitglieder Duccio Berio und Vanni Mulinaris wurden
an dem Institut »als Professoren« angestellt. Moretti ging dort ein
und aus.

Seltsamerweise hinderte die politische Ausrichtung des Hyperion
einflußreiche Unternehmer nicht, ihm beträchtliche finanzielle Mittel
zukommen zu lassen, die aber vielleicht eher von Langley aus gesteuert
wurden. Denn am Quai de la Tournelle war, wie die römische »La
Repubblica« am 29. Januar 1983 berichtete, »das wichtigste Büro der
CIA-Vertretung in Europa« untergebracht. Wichtig vor allem unter dem
Gesichtspunkt, daß hier direkt oder verdeckt Einfluß auf die Steuerung
und Unterwanderung des Linksradikalismus in Westeuropa, besonders auf
sein breites Spektrum in Italien, darunter auf die Brigate Rosse,
genommen wurde. Deshalb war es auch nicht verwunderlich, schreibt
Giorgio Galli, daß »der Polizei gut bekannte Gruppen von Extremisten
in Paris diese Schule mit wohlwollender Duldung der französischen
Geheimdienste gründen konnten.«

CIA-Waffen für BR und RAF

Der Untersuchungsrichter Carlo Mastelloni stieß 1990 darauf, daß die
CIA und der SISMI über das Hyperion-Institut Waffenlieferungen
inszenierten, die angeblich von der PLO kamen und an die BR, die RAF
und die baskische ETA gingen. Im SISMI hatte General Santovito,
Mitglied der P2, der später Chef des Dienstes wurde, eine
Arbeitsgruppe gebildet, die der Leiter des Nahostbüros des SISMI,
Oberst Giovannone, ebenfalls P2-Mitglied, leitete. Giovannones
Stellvertreter, Oberstleutnant Silvio Di Napoli, der die Sendungen im
Nahen Osten auf den Weg brachte, sagte vor der Moro-Kommission aus,
daß er die CIA persönlich über die laufenden Aktionen informiert habe.
Der Offizier kam danach auf mysteriöse Weise ums Leben.

Auf die Verbindungen des Hyperion-Instituts zu den BR ist auch der
Paduaer Untersuchungsrichter Pietro Calogero im Frühjahr 1979
gestoßen. Als er eine Durchsuchung anstrengte, warnte der zur P2
gehörende SISDE-General Giulio Grassini seine Kollegen in Paris vor
der zu erwartenden Aktion. Das Institut wurde daraufhin geräumt. [29]
Die Enthüllungen über die Verbindungen zwischen dem Hyperion-Institut
und den Geheimdiensten bestätigte vor der Parlamentskommission zur
Untersuchung des Terrorismus der römische Staatsanwalt Rosario Priore
[30], der ferner erklärte, die Sprachschule habe auch ein Schloß in
der Normandie besessen, in dem »Ausbildungskurse« veranstaltet wurden.
[31]

 Agenten-Karrieren

Den Höhepunkt ihrer Aktionen erreichten die BR unter der Führung
Curcios und Franceschinis mit der Entführung des Genueser
Gerichtsvorsitzenden Mario Sossi am 18. April 1974. Zu dieser Zeit
waren bereits mehrere Polizei- und Geheimdienstagenten in die
BR-Leitung eingeschleust worden. Einer von ihnen war ein in
langjähriger Agentenarbeit erfahrener Silvano Girotto, der im
September 1974 die Verhaftung Curcios und Franceschinis
bewerkstelligte. Die Zeitschrift »Giorni« enthüllte 1977 in ihrer
Nr. 32/33 die Karriere dieses Topagenten, der sich als Sohn eines
Carabiniere-Offiziers in Algerien als Fremdenlegionär verdingte,
danach als Franziskanermönch getarnt in Südamerika für die CIA
arbeitete, die ihn in die Guerillabewegung einschleuste. Unter anderem
denunzierte er den bolivianischen Guerillaführer Jaime Paz Zamora, der
daraufhin 1972 in La Paz festgenommen werden konnte. Nach dem
Militärputsch in Chile leistete er der Pinochet-Junta Spitzeldienste.
Seine Reiseroute zurück nach Italien führte über die Schweiz, wo in
der CIA-Station in Bern Frederico D'Amato vom Spionagebüro des
Innenministeriums in Rom für die Einschleusung von Agenten in die BR
zuständig war. In Italien angekommen, wurde Girotto ein begehrter
Interviewpartner großbürgerlicher Zeitungen, in denen er als »Fratello
Mitra« (Bruder Maschinenpistole) vorgestellt wurde, mit seinen
Guerillaerfahrungen prahlen und seine Bewunderung für die Brigate
Rosse propagieren durfte. Zu den Zeitungen, die so die Einschleusung
Girottos in die BR vorbereiteten, gehörten der P2-geführte »Corriere
della Sera« und die theoretische Zeitschrift der neofaschistischen
MSI-Partei »Il Borghese«. Trotz dieser sich selbst entlarvenden
Lancierungskampagne habe man in der BR-Führung »keine Anhaltspunkte,
ihn zu verdächtigen«, gesehen, da er »in allen Szenen der Linken die
Runde« machte und »mit großer Wertschätzung aufgenommen« worden sei,
so Moretti. [32]

Es sei dahingestellt, ob Moretti, der hier auf dümmste Weise die
Aufnahme Girottis in die BR verteidigt, als Agent der Geheimdienste
handelte. An der Überprüfung Girottis war angeblich ein ganzes
»Kollektiv« von Brigadisten beteiligt. Welches politische Niveau muß
hier geherrscht haben, welche Abgehobenheit und Isolierung von der
Realität des Klassenkampfes, daß man auf eine derartig primitive
»Anmache« der neofaschistischen und rechten Medien hereinfallen und
die nicht im geringsten überprüften »Erzählungen« des Agenten für bare
Münze nehmen konnte, bloß weil sie den pseudorevolutionären
Vorstellungen vom »klandestin inmitten des Volkes leben« entsprachen?
[33] Ganz konkret zeigt sich hier nochmals, welch verhältnismäßig
leichtes Spiel es Polizei, Geheimdienste und Neofaschisten angesichts
deren übersteigerten Revolutionarismus hatten, in die BR einzudringen,
sie zu instrumentalisieren, ihre Aktionen anzuheizen und den
»bewaffneten Kampf« ins Extrem zu steigern.

Als zweiter Agent, der sich bereits zu dieser Zeit in den BR befand,
ist ein Francesco Marra, genannt Rocco, bekannt geworden. Es handelte
sich um einen Fallschirmjäger, der auf Sardinien eine
Spezialausbildung in der Handhabung mit Sprengstoff und des »Schießens
in die Beine« (eine später unter Moretti gegenüber Personen des
Repressionsapparates praktizierte Methode) erhalten hatte. Sergio
Flamigni bezeichnete das als »eine Ausbildung, die für
Gladio-Angehörige, bevor sie in die BR eingeschleust wurden, typisch
war«. [34]

Rocco war 1971 zunächst Mitglied der IKP geworden, um sich dann den BR
anzunähern. Um ihr Vertrauen zu gewinnen, hatte er in Mailand in dem
von den Neofaschisten beherrschten Viertel Quarto Oggiaro das Auto des
dortigen MSI-Chefs in Brand gesteckt und ein Flugblatt mit der
Bezeichnung »Francesco Marra, Avanguardia Comunista di Quarto Oggiaro«
hinterlassen. Marra gehört dem von Franceschini geleiteten Kommando
an, das Sossi entführte. Der Chef des Geheimdienstes Servicio
Informazione Difesa (SID), General Vittorio Miceli, wurde persönlich
durch den Agenten von Anfang an darüber informiert, wo der Genueser
Richter versteckt gehalten wurde und was die BR planten.

Über seine Agenten versuchte der SID im Fall Sossi, erstmals deren
Vorgehen zu beeinflussen. Die BR forderten im Austausch gegen Sossi
die Freilassung von acht Häftlingen der linksextremen Gruppe XXII.
Oktober, die der Richter zu langjährigen Haftstrafen, den Leiter sogar
zu lebenslänglich, verurteilt hatte. Die Justizbehörden gingen auf die
Forderungen ein, aber die Freilassung der Häftlinge scheiterte (unter
anderem daran, daß die BR kein Aufnahmeland fanden. Kuba lehnte, auf
Betreiben der IKP, nach einer anfänglichen Zusage ab). Nach dem
Scheitern des Austausches forderten Marra und Moretti, den Richter
umzubringen. Curcio und Franceschini lehnten das ab. Franceschini
verstand es, Sossi zur Zusammenarbeit zu bewegen. Der Richter schrieb
einen Brief an die Staatsanwaltschaft, die Suche nach dem
Entführungskommando einzustellen (was auch geschah) und zu verhandeln.
Zu Sossi ist zu sagen, dass er nicht nur unerbittlich gegen
Linksradikale vorging, sondern auch gegen illegal arbeitende
Waffenhändler ermittelte, die ihre Geschäfte in Abstimmung mit dem SID
über den Hafen von Genua abwickelten.

SID-Chef Miceli plante in dieser Situation, sowohl die moderaten
Brigadisten des Entführungskommandos mit Franceschini an der Spitze
als auch den unbequemen Richter zu beseitigen. Wie die Zeitschrift
»Tempo« am 20. Juni 1976 enthüllte, sollte das Versteck durch ein
Spezialkommando gestürmt werden und dabei Sossi und die Brigadisten
»alle ums Leben kommen«. Der Terrorismus der Spannungsstrategie
sollte, so Flamigni, »durch >blutrünstige< Brigate Rosse« neuen
Auftrieb erhalten. [35] Micelis Plan konnte nicht mehr ausgeführt
werden, weil Sossi nach fünf Wochen Geiselhaft freigelassen wurde. Wie
 Franceschini in seinem 1990 erschienenen Buch »Das Herz des Staates
treffen« schrieb, wirkte Sossi noch an seiner Freilassung mit. Er
schlug vor, sich zu verkleiden (lange Koteletten, Spitzbart und neue
Frisur) und erhielt einen falschen Ausweis mit neuem Bild, den die BR
anfertigten.

Er regte auch an, ihn in Mailand auszusetzen, da im Falle eines
Prozesses wegen seiner Entführung dann das dortige Gericht zuständig
wäre, an dem die Bedingungen günstiger als in Turin seien. Sossi mußte
später erfahren, daß seine Kollegen sich über solche formalrechtlichen
Grundsätze ohne viel Skrupel hinwegsetzten und den Prozeß in Turin
führten. Franceschini schrieb, Ausgangspunkt der Entscheidung, Sossi
freizulassen, sei die Überzeugung gewesen, »daß seine Freilassung den
Staat in noch größere Schwierigkeiten bringen würde: sie würde seine
Widersprüche auf die Spitze treiben«. [36] In gewisser Weise traf das
auch zu. Sossi war in Zukunft nicht mehr jener bedingungslose
Erfüllungsgehilfe beim Vorgehen »gegen links«, der er vorher war.

Darauf dürften die erwähnten Enthüllungen des »Tempo«-Chefredakteurs
Januzzi über die Ausbildung von Agenten durch die NATO zur
Einschleusung in die BR beigetragen haben. Jedenfalls schrieb Sossi
nach der Entführung Moros über seine eigene Gefangenschaft bei den BR
ein Buch. Darin sprach er vom »künstlichen Charakter unserer
revolutionären Guerilla« und hielt fest: »Ich habe nicht den
geringsten Zweifel, daß die Strategen dieser Operationen
Geheimdienstagenten fremder Staaten sind«. [37]

In der Brigadeführung hatte der Ausgang der Sossi-Aktion zur Folge,
daß der für rücksichtslose Tötungsaktionen eintretende Moretti aus der
Leitung ausgeschlossen wurde. Für die Organisatoren der
Spannungsstrategie war das letzter Anlaß, die »moderaten« Brigadechefs
Curcio und Franceschini auszuschalten, um den Weg freizumachen für
einen ihrer Linie entsprechenden Mann. Der Agent Girotto begann, die
Falle zur Ausschaltung der beiden Gründer der BR zu stellen.

Die Ausschaltung der »moderaten« BR-Gründer

Mit dem Mißlingen der Übernahme der Führung durch Simioni waren
zunächst die Pläne der Spannungsstrategen gescheitert, direkten
Einfluß auf die BR zu nehmen und deren Aktionen zu verschärfen.
Nachdem Moretti bei der bereits geschilderten Sossi-Entführung im
April 1974 sich mit seiner von dem Agenten Marra unterstützten
Forderung, den Richter zu töten, nicht durchsetzen konnte, als
Konsequenz dessen auch noch aus der strategischen Brigadeleitung
ausgeschlossen wurde, gingen die Geheimdienste nunmehr daran, die
moderaten BR-Führer der Gründergeneration, Curcio, seine Frau Mara
Cagol und Franceschini, auszuschalten.

Am 8. September 1974 gerieten Curcio und Franceschini in eine Falle
des Agenten Girotto und wurden von den Carabinieri verhaftet. Ein
BR-Kommando unter Mara Cagol befreite Curcio im Januar 1975 aus der
Haftanstalt in Casale Monferrato. Im Juni darauf wurde Mara Cagol
selbst nach einer Entführung gestellt. Als sie floh, wurde sie, ohne
daß dazu ein Anlaß bestand, durch gezielte Schüsse getötet. Im Januar
1976 wurde Curcio erneut verhaftet und dabei durch einen Schulterschuß
verwundet. Curcio vermutete, daß die Carabinieri versuchten, »mich
umzubringen«. Ein Geheimdienstoberst, der sicher auf Kollaboration
setzte, verhindert das. [38]

Zwei Monate später wurde ein weiterer Gründer der BR, das
Leitungsmitglied Giorgio Semeria, verhaftet. Er beschuldigte Moretti,
ihn an die Polizei verraten zu haben. Curcio selbst erklärte: »Ich bin
überzeugt, daß Moretti ein Spion ist, der meine Verhaftung organisiert
hat.« Der Untersuchungsrichter Giancarlo Caselli deutete gegenüber dem
verhafteten Franceschini ebenfalls an, daß Moretti mit den Behörden
zusammenarbeitete. »Überlegen Sie einmal, warum man gerade Sie
zusammen mit Curcio verhaftet hat«, sagte Caselli und zeigte
Franceschini ein Foto, auf dem der Agent Girotto mit dem in Freiheit
belassenen Moretti zu sehen war. [39] Mit der Bemerkung, daß Curcios
zweite Verhaftung »genauso wie seine erste und die Franceschinis 1974
zustande kam«, bestätigte 1990 der Geheimdienstgeneral Romeo die
Rolle, die eingeschleuste Agenten dabei spielten. [40]

Strategischer Kurswechsel

Moretti bestritt, Agentendienste geleistet, Kontakte zu den
Geheimdiensten gehabt oder nach seiner Verhaftung mit den
Ermittlungsbehörden zusammengearbeitet zu haben. Als Pentito ist er,
offiziell, nicht aufgetreten. Unbestreitbar ist jedoch, daß mit der
Ausschaltung Curcios und seiner Anhänger und damit der Leitung der BR
nicht nur ein Führungswechsel, sondern gleichzeitig ein strategischer
Kurswechsel erfolgte, der den Vorstellungen der Spannungsstrategen und
ihrer im Feldhandbuch 30-31 konzipierten Linie des Anheizens der
Terrorakte entsprach. Aufschlußreich war, daß General Miceli, zu
dieser Zeit Chef des SID, 1974 zu Beginn der Piazza Fontana-Prozesse
diesen Kurswechsel regelrecht ankündigte: »Von nun an werdet ihr
nichts mehr vom rechten Terrorismus hören, sondern nur noch von dem
anderen«. [41]

Mit der Ausschaltung der Gründerführung ging eine Rechnung auf, die
der Einflußagent Corrado Simioni bereits 1970, als er mit seiner
Tötungslinie scheiterte, beim Verlassen der BR gemacht hatte: Curcio
schreibt, Simioni habe vorausgesagt, daß die BR »schnell identifiziert
würden«, und angekündigt, er und sein Anhang würden eine »extrem
klandestine Struktur aufbauen, die in einem zweiten Moment als
bewaffnete Gruppe in Aktion treten sollte. Und zwar zu einem
Zeitpunkt, von dem sie glaubten, daß wir, desorganisiert, wie wir nach
der chaotischen Übergangssituation waren, alle auf einmal festgenommen
worden wären.« [42] In einer nach der Ermordung Moros 1979 vorgelegten
Studie »Über den Terrorismus und den Staat« bestätigte der Politologe
Gianfranco Sanguinetti, daß »durch bestimmte Verhaftungen im richtigen
Augenblick oder durch die Ermordung der ursprünglichen Führer, die im
allgemeinen bei einem bewaffneten Zusammenstoß mit den
>Ordnungskräften< passiert, die von einer solchen Operation durch die
eingeschleusten Elemente benachrichtigt werden, (...) die
Geheimdienste ganz nach ihrem Belieben über ein voll wirksames, aus
naiven oder fanatischen Militanten gebildetes Organ verfügen, das nur
geführt werden will.« [43] Das mag bezüglich der Brigate Rosse etwas
verabsolutiert scheinen, trifft aber im Kern der Sache zu. Wenn von
»naiven oder fanatischen Militanten« die Rede ist, dann dürfte unter
diesem Aspekt vor allem Moretti, wenn man ausschließt, dass er ein
angeworbener Agent war, zu analysieren sein.

CIA-Agent Simioni leitet verdeckt die BR

Und was Simioni betrifft, trat er, kaum daß Curcio zum zweitenmal
verhaftet worden war, wie angekündigt »in Aktion«. Die römische
Zeitschrift »Europeo« befasste sich mit der Rolle Simionis und führte
an, dass auch die Moro-Kommission des Parlaments zu dem Schluß kam,
daß es sich bei ihm um einen Agenten handelte. Sie stellte fest, daß
gegen diesen trotz des schwerwiegenden Verdachts der Beteiligung an
dem Komplott gegen den DC-Vorsitzenden nie ermittelt wurde. SISMI-Chef
und P2-Mann Santovito, dessen Beteiligung an der Verschleppung der
Fahndung nach den Entführern zur Sprache kam, habe bei der Befragung
die Anschuldigungen nicht im geringsten entkräften können und musste
einräumen, daß der SISMI unter seiner Leitung »nichts, rein gar
nichts« zur Aufklärung der Entführung und Ermordung Moros beigetragen
hat.

Simioni selbst blieb nach der Ausschaltung Curcios und Franceschinis
im Hintergrund, aber seine Leute aus dem Superclan kehrten in die BR
zurück. Angesichts des nach dem schweren Schlag gegen die
Brigadeführung eingetretenen Schocks war es für sie relativ leicht,
Moretti an die Spitze zu bringen. Clan-Mitglied Graziano Sassatelli
gestand gegenüber »Panorama« (25. Mai 1986), dass »den Kopf der
Brigate Rosse« nun »die Superclanspitze« bildete, die von Moretti und
einem eingeweihten Kreis auch »la Ditta« (die Firma) genannt wurde.
Sergio Flamigni bemerkte in dieser Zeit »eine sonderbare
Übereinstimmung mit einer Anzahl Verschwörer des sogenannten
>Borgheseputsches< und anschließend desselben der >Windrose< [44], die
ebenfalls den Decknamen >La Ditta< benutzten, hinter dem sich
eindeutig eine umstürzlerische Organisation verbarg.« Die Angaben
Sassatellis zur Funktion des Superclans bestätigte 1993 vor dem
Untersuchungsrichter Pierluigi Dell'Osso der Brigadist Silvano Larini,
der aussagte, daß Corrado Simioni »der tatsächliche Chef der Brigate
Rosse« war. [45]

Moretti führte in die BR eine geheime Struktur ein, in der die
Mitglieder der verschiedenen Kolonnen kaum noch etwas voneinander
wussten und selbst Teilnehmer an Operationen sich nicht mehr kannten.
Das konnte mit der Notwendigkeit konspirativer Arbeit begründet
werden, ermöglichte aber (wie im Fall Moro später bekannt wurde),
Agenten in solche Operationen einzuschleusen, ohne daß die Brigadisten
das bemerkten. Vor allem brachte Moretti, zweifelsohne unter dem
Gesichtspunkt, die geplante Operation Moro allein in der Hand zu
haben, die römische Kolonne unter seine Kontrolle. Er war ihr einziger
Vertreter im Exekutivkomitee der BR, dem die strategische Leitung, die
über die bewaffneten Aktionen entschied, unterstand. Als
Stellvertreter Morettis fungierte aus der Ditta Prospero Gallinari,
der dann auch neben diesem angeblich als einziger Zugang zum
»Volksgefängnis« Moros hatte. Sergio Flamigni analysierte, daß sich
während der Vorbereitung und Durchführung der Operation Moro, die
sofort nach der Übernahme der Führung durch Moretti begann, »die
effektive Führungsgewalt in den Händen der beiden aus dem Superclan
kommenden Brigadisten Moretti und Gallinari befand und von den beiden
Moretti der Chef war«. Selbst »die Chefs der einzelnen Kolonnen waren
nichts weiter als Ausführende und die römische Kolonne, welche die
Hauptlast der Operation Moro trug, hatte keine Entscheidungsbefugnis
in der Frage der Entführung, sondern übte lediglich eine
untergeordnete Funktion aus.« [46]

Beginn der blutigen Phase

Unter der Regie des Superclans begann die abenteuerliche, blutige
Phase der BR, vor der Curcio gewarnt hatte. Am 8. Juni 1976 startete
die erste Tötungsaktion. Auf offener Straße wurden der Genueser
Oberstaatsanwalt Francesco Coco und sein Fahrer sowie ein weiterer
Sicherheitsbeamter erschossen. Der Ermordung Cocos folgten allein acht
weitere Richter. Andere Opfer waren Wirtschaftsmanager, Politiker,
Journalisten. Sprunghaft stiegen auch die blutigen Aktionen anderer
ultralinker Gruppen an, denen 1977, die Opfer der BR eingeschlossen,
42 Tote und 377 Verletzte angelastet wurden.

Als am 16. März 1978, dem Tag der Entführung Moros, eine Regierung mit
kommunistischer Unterstützung ihr Amt antrat, stiegen die Terrorakte
weiter an. Nach den Berichten der italienischen Medien [47] ereigneten
sich bis Ende des Jahres über 2.300 Terrorakte, bei denen mehr als 30
Menschen ums Leben kamen und über 400 zum größten Teil schwer verletzt
wurden. 871mal fanden bewaffnete Überfälle auf Personen statt, und
45mal wurden Personen entführt. Darunter befanden sich 19 Industrielle
und Manager, zwei Bankiers, sieben DC-Politiker, ebenso viele
Kommunisten und Vertreter anderer linker Organisationen, zwei
Mitglieder rechter Gruppen, fünf Journalisten, drei
Universitätsprofessoren, sechs Angehörige der Justiz, sieben
Gefängniswärter und vier Ärzte. Zwei Drittel der Überfälle wurden
unter dem Zeichen der Brigate Rosse begangen. 333 Anschläge galten
Parteibüros und Gewerkschaftssitzen, 111mal wurden Kasernen und 33mal
Polizeistationen angegriffen. Der Terror diente dazu, Angst und
Schrecken zu verbreiten, die öffentliche Sicherheit zu zerrütten, die
parlamentarische Ordnung und ihre Exekutive als unfähig auszuweisen
und so dem Ruf nach einer Regierung der »starken Hand«, die »Ordnung
schafft«, Nachdruck zu verleihen. Der Gladio-Offizier Roberto
Cavallaro, der für den SID-Chef Miceli arbeitete, sagt gegenüber
»Panorama« (4. November 1990), daß ein »guter Teil dieser Anschläge
(...) auf direkte Weisungen oder Einflußnahme der Geheimdienste«
zurückging.

Fragwürdig waren auch die Motive, nach denen die BR unter Moretti die
Opfer ihrer Tötungsaktionen auswählten. Daß Coco nicht nur gegen
Linksradikale ermittelte, wurde bereits erwähnt. Er untersuchte aber
auch den brisanten Fall der Ermordung des Journalisten Mauro De Mauro.
Der Staatsanwalt war dabei auf die Rolle der CIA und der Mafia beim
Anschlag auf den Erdölindustriellen Mattei gestoßen. Möglicherweise
hatte er bereits entsprechende Schritte eingeleitet. Fünf Monate nach
Coco, am 16. November 1978, wurde der stellvertretende Chefredakteur
der Turiner »Stampa«, Carlo Casalegno, Opfer eines Feuerüberfalls, an
dessen Folgen er am 29. des Monats verstarb. Auf einem Flugblatt
begründeten die BR, daß er ein »verachtenswerter Staatsdiener« war.
Oberflächlich betrachtet, paßte das ins grobe Raster. Ein Journalist
der FIAT-Zeitung, die gegen die Linken zu Felde zieht, wird
»bestraft«. Das Problem lag bei Casalegno indessen tiefer. Er hatte
nicht gegen den »linken Terror« schlechthin geschrieben, sondern über
dessen Hintermänner und Drahtzieher. In einem Artikel hat er vom
»gezielten Linksterror« geschrieben und von den dahinter stehenden
»Inspiratoren und Koordinatoren«.

Wer Simioni auf der Spur war, wurde umgebracht

War Casalegno Simionis Superclan auf der Spur und wurde deshalb
umgebracht? Diese Frage tauchte gut drei Jahre später erneut auf, als
am 17. Mai 1980 der Journalist der »Repubblica« Guido Passalaqua
erschossen wurde. Er kannte sich im Geheimdienstmilieu aus und hatte
in seiner Zeitung die Aussagen des Kollaborateurs Peci (siehe weitere
Ausführungen) analysiert. Dabei war er offensichtlich auf den über den
BR stehenden Superclan Simionis gestoßen. Am 12. April schrieb er in
der »Repubblica«: »Es gibt jemanden weiter oben, eine, zwei, drei
Personen, die über die >Kampagnen des Terrorismus< entscheiden.
Jemand, der weitaus mehr zu sagen hat als die strategische Leitung der
Roten Brigaden. Jemand, der kein Gesicht hat, dessen Name deshalb von
Patricio Peci nicht genannt werden kann, weil er ihn nicht kennt.
Dieser jemand ist die wahre politische Leitung der Roten Brigaden.
Eine mit Sicherheit undurchdringliche Leitung, wenn man sich
vergegenwärtigt, daß die einzige Verbindung zu den Aktivisten durch
Moretti hergestellt wird.« Mit diesem Wissen teilte er das Schicksal
des zehn Monate vorher erschossenen Herausgebers des »Osservatore
Politico« Mino Pecorelli (auch dazu weitere Ausführungen). [48]

Wechsel der Zielperson - von Andreotti zu Moro

Aufschlussreich ist der Wechsel der Zielperson des Anschlags im
Frühjahr 1978. Unter Curcio plante die BR-Leitung, eine herausragende
Persönlichkeit der regierenden DC zu entführen, um einen
entscheidenden Schlag gegen »das Herz des Staates«, wie Franceschini
es nannte, zu führen. Zielperson für Curcio, Franceschini und Mara
Cagol war Giulio Andreotti. Franceschini charakterisierte ihn
prägnant als »Schlüsselfigur des neogaullistischen Planes« einer
»reaktionären Wende« und verwies auf die engen Verbindungen zwischen
ihm und dem damaligen Chef des Montedison-Konzerns und Präsidenten des
Industriellenverbandes Confindustria, Eugenio Cefis, einen der
führenden Finanziers der Neofaschisten. Mit der »Achse
Cefis-Andreotti«, so Franceschini weiter, wäre »der große Politiker«
getroffen worden, »die Aufdeckung eines Komplotts zwischen Wirtschaft
und Politik« gelungen. Im Frühjahr 1974 war Franceschini bereits nach
Rom übergesiedelt, »um die Entführung Giulio Andreottis
vorzubereiten«. [49]

Nachdem Moretti die Führung übernommen hatte, wechselte mit dem Beginn
der Tötungsaktionen nicht nur der Brigade-Kurs, sondern auch die
Zielperson des »entscheidenden Anschlags«. Sie hieß nun Aldo Moro.
Zunächst sei man »aus purem Zufall auf ihn« gekommen, versuchte
Moretti diesen strategischen Wechsel in seiner simplen Weise zu
erklären. Man habe Andreotti und Moro als »Zwillinge« gesehen. Damit
offenbarte er, daß die Führungsbrigadisten der »zweiten Generation«
nicht in der Lage gewesen seien, innerhalb der politisch herrschenden
Klasse zu differenzieren. Unterschiede, »wenn es sie gab«, seien »zu
jener Zeit nicht leicht zu erfassen« gewesen, behauptete Moretti im
Gegensatz zu Franceschini, räumte aber ein, »vielleicht haben wir uns
in der Einschätzung geirrt, das kann ich nicht völlig bestreiten.«
[50]

Im Ergebnis dieses »nicht völlig bestrittenen Irrtums« wurde an Stelle
des bedingungslosen Gefolgsmannes der Amerikaner und Exponenten des
rechten Flügels der Democrazia Cristiana, als der Andreotti jedem
einigermaßen politisch engagierten Linken bekannt war, der
linksliberale bürgerliche Reformer und Gegner der rücksichtslosen
Einmischung der USA in Italien, Aldo Moro, laut Kissinger der »Allende
Italiens« und »gefährlicher als Castro«, Objekt des Anschlags »auf das
Herz des Staates«. Bei der Analyse dieses Wechsels und des folgenden
Anschlags gegen Moro stößt man zwangsläufig wieder auf den Einfluß des
Agenten Corrado Simioni und seines Superclans. »Zu offensichtlich
nutzte die Ausschaltung Moros seinen Gegnern, den rechten
Christdemokraten um Andreotti und seinen amerikanischen und
NATO-Verbündeten, als daß eine Beteiligung der Geheimdienste, vor
allem der direkt an die CIA gebundenen geheimen Gladiostruktur, nicht
überzeugend wäre«, schrieb Regine Igel. [51]

Franceschini: Wir haben uns »verschaukeln lassen«

In »La Repubblica« schätzte Franceschini am 31. Dezember 1990 ein, daß
in den BR »andere Kräfte mitmischten« und erklärte: »Für mich gibt es
heute keine Zweifel mehr: die Brigate Rosse wurden instrumentalisiert,
nur ein Teil >unserer Aktionen< waren wirklich >unsere<.« Sie hätten
sich »damals verschaukeln lassen«, meinte er und geht davon aus, daß
»ein geheimes Leitungszentrum« zur Steuerung des Linksradikalismus
existierte, das er unter anderem mit dem Hyperion identifizierte.
Moretti charakterisierte er als einen Brigadechef, der sich aufführte,
als wenn »die Organisation ihm gehöre, ihm allein«, und er verwies
auf »seine Irrtümer, seine Doppelzüngigkeit, seinen schäbigen
Ehrgeiz«. [52]

Agenten, Agenten

Neben Silvano Girotto und Francesco Marra gab es eine Reihe weiterer
Agenten in den BR, die offen enttarnt bzw. bei den Ermittlungen von
nicht in die Spannungsstrategie einbezogenen Richtern überführt
wurden. Dazu gehörte ein Marco Pisetta, der sich in der
Studentenbewegung der Universität von Pisa »der erste Revolutionär
Italiens« nannte und seit Anfang der 70er Jahre in den BR aktiv wurde.
Bereits 1972 führte der Agent in einem Bericht an den Geheimdienst
namentlich alle Chefs der BR, darunter auch Mario Moretti, auf und
beschrieb ihre Kolonnenstruktur. In einem Gespräch mit der Zeitung »Il
Sabato«, das am 15. Dezember 1990 erschien, sagte Alberto Franceschini
zu den Folgen der Arbeit des Agenten: »In diesem Jahr gab es viele
Verhaftungen und wenn man gewollt hätte, wäre es schon 1972 möglich
gewesen, die BR zu zerschlagen. Aber das geschah nicht.« Als Pisetta
in den Brigaden enttarnt wurde, tauchte er mit Hilfe der Polizei unter
und reiste später in die Bundesrepublik aus. Pisetta denunzierte viele
linke Studenten, Professoren und Arbeiter, bezichtigte sie krimineller
Aktivitäten und trat vor Gericht gegen angeklagte Brigadisten auf.

Der SID-Oberst Antonio Cornacchia verfügte während der Moro-Entführung
über einen Agenten in den BR namens Paolo Santini, der jedoch für die
Ermittlungen nicht aktiviert wurde. Als er Ende 1978 zufällig
verhaftet wurde, sorgte Cornacchia unverzüglich für seine Freilassung.
[53] Giorgio Galli berichtete über einen in die BR eingeschleusten
Spitzenagenten Giovanni Senzani, einen studierten Kriminologen und
früheren Berater im Justizministerium. Senzani war wegen
Mafia-Kontakten mit dem Gesetz in Konflikt geraten.

Ex-CIA-Agent Philip Agee enthüllte

Leute, die »wegen früherer strafrechtlicher Verfolgung oder
krimineller Verwicklungen« erpreßbar sind, eignen sich besonders zur
Einschleusung als Agenten, zitierte der »Espresso« am 30. Januar 1976
den langjährigen CIA-Operations-Mitarbeiter Philip Agee. »Sie dienten
zur Informationsbeschaffung, aber auch für alle provokatorischen
Operationen und die Organisation von spektakulären Gewaltaktionen wie
zum Beispiel die des Anschlags auf den Italicus-Expreß und auf der
Piazza Fontana«, so Agee, der mit der CIA gebrochen hatte. Senzani
erfüllte alle diese Voraussetzungen. Seit 1970 in den BR aktiv, zählte
er schon bald zu den engsten Vertrauten Morettis und nahm an der
Planung der Operation Moro teil. Er gehörte zu denen, die fanatisch
die Tötungsaktionen vorantrieben, und war persönlich an der Ermordung
mehrerer Richter beteiligt. Aus Berichten der Zeitschrift »Panorama«
(26. Januar 1981 und 4. November 1990) ging hervor, daß Senzani
viermal in Verhaftungsaktionen geriet, darunter einmal kurz nach der
Entführung Moros, und jedes Mal unmittelbar danach als einziger wieder
freigelassen wurde. Als Moretti im April 1981 verhaftet wurde, trat
Senzani seine Nachfolge als BR-Chef an. [54]

Die Parlamentskommission zum Fall Moro befaßte sich mit dem
CIA-Agenten Ronald Stark, der Kontakte zu der ultralinken Azione
Rivoluzionaria unterhielt. »Nebenbei« befaßte er sich mit
Drogenhandel, was ihn 1975 ins Gefängnis brachte. Er wurde in Pisa in
dasselbe Gefängnis eingeliefert, in dem auch Renato Curcio und andere
Mitglieder des »historischen Kerns« der BR einsaßen. Stark gab sich
als Vertrauensmann der Palästinenser aus, unterbreitet den Brigadisten
Fluchtpläne und bot seine Hilfe bei der Beschaffung von Waffen und
Ausbildung in PLO-Lagern sowie in Libyen an. Der Agent soll
umfangreiche Informationen über die BR und ihre Aktivitäten beschafft
haben und beim Abfassen von Dokumenten beteiligt gewesen sein. Curcio
bezeichnet das zu »90 Prozent als Märchen«. [55] Aber schon zehn
Prozent dürften keine schlechte Ausbeute gewesen sein. Dafür sprach
auch, daß Stark regelmäßig von amerikanischen Konsularbeamten besucht
wurde, die offensichtlich seine Informationen entgegennahmen. Stark
wurde 1979 freigelassen und reiste in die USA aus. Als nach der
Ermordung Moros gegen ihn ermittelt und seine Auslieferung beantragt
wurde, teilte Washington nach wiederholten Anfragen 1984 mit, der
Beschuldigte sei verstorben. [56]

Geringe Strafen für Pentiti

Franceschini äußerte sich zur umstrittenen Rolle der Pentiti
(Kronzeugen), denen für die Zusammenarbeit mit der Justiz, das heißt
für Informationen und anschließende Aussagen über alle Vorgänge in den
Organisationen und dann Aussagen dazu in den Prozessen,
Strafminderung, oft sogar Straffreiheit gewährt wurde. Insgesamt gab
es in den Verfahren gegen die radikale Linke 35 Kronzeugen. Es gab
Fälle, daß »reuige« schwere Straftäter straffrei ausgingen, während
Angeklagte, gegen die sie aussagten, wegen vergleichsweise geringerer
Delikte lange Haftstrafen erhielten. Der Brigadist Antonio Savasta,
Leiter der Kolonne in Venetien, gestand mehrere Morde, wurde aber nach
knapp zwei Jahren auf Grund seiner Zusammenarbeit mit den Carabinieri
aus der Haft entlassen. [57]

Nicht wenige Pentiti wurden verdächtigt, daß sie sich bereits als
Brigadisten für die Zusicherung von Straferlaß oder auch Straffreiheit
zur Mitarbeit bzw. auch für regelrechte Agentendienste anwerben
ließen. Ein solch außerordentlich wertvoller Informant war für die
Geheimdienste der bereits erwähnte Patricio Peci, Chef der Turiner
Kolonne, einer Spitzengruppe der BR, der als Mitglied der
strategischen Leitung weitreichende Kenntnisse über Struktur und
Operationen der BR insgesamt hatte. Unter anderem war er eingehend
über die Vorbereitung und Durchführung der Entführung und Ermordung
Moros informiert und wußte, daß Moretti die Operation leitete. Während
Moretti die Agentenrolle Pecis abstritt und in ihm lediglich einen
Pentito, wenn auch einen »Superpentito«, sah, der erst nach seiner
Verhaftung im Februar 1980 mit der Justiz zusammengearbeitet habe,
meinten Franceschini und andere Brigadisten dagegen, daß es sich um
einen schon seit längerer Zeit aktiven »Infiltranten« handelte.

Das bestätigte auch Roberto Peci, der Bruder Patricios. Die
Carabinieri hätten seinem Bruder »eine gewisse Summe« und »ein neues
Leben im Ausland« versprochen. Daraufhin habe er seine Genossen
verraten. Roberto Peci wurde trotz seiner Distanzierung angeblich aus
Rache an dem Verrat seines Bruders von den BR erschossen. [58] Sergio
Flamigni schätzte aus seiner Arbeit in der Moro-Kommission ebenfalls
ein, daß Patricio Peci bereits während seiner Brigadezeit angeworben
wurde. Peci habe zu den Brigadisten gehört, die von Moretti nach der
Übernahme der Führung in die BR aufgenommen wurden. Nach seiner
Verhaftung habe Peci gestanden, acht politische Morde begangen zu
haben, sei aber nur zu zehn Jahren Haft verurteilt worden und durfte
das Gefängnis bereits 1983 verlassen. [59]

50 Brigadisten den Geheimdiensten denunziert

Die nach seiner Verhaftung in den Medien großaufgemachten Aussagen
Pecis, die 70 Seiten umfassten und die Namen von 50 Brigadisten und
anderen Linksradikalen enthielten, waren demnach den Geheimdiensten
seit langem bekannt. Dass jetzt energisch zugeschlagen wurde, ergab
sich daraus, dass die BR ihre Rolle bei der Liquidierung Moros und der
Verschiebung der Regierungsachse nach rechts ausgespielt hatten, und
zum anderen, um das Versagen der Ermittlungsbehörden vergessen zu
machen und das ramponierte Ansehen der Sicherheitsbehörden
wiederherzustellen. Die meisten der von Peci denunzierten Brigadisten
wurden jetzt verhaftet. Vier der verratenen Mitglieder der Genueser
Kolonne wurden nachts in ihrem Stützpunkt überfallen und im Schlaf
erschossen. Ohne Zweifel wollte man unliebsame Mitwisser ausschalten.
Der Anwalt Eduardo Arnaldi, den Peci der Komplizenschaft mit den BR
beschuldigte, erschoß sich bei der Festnahme. [60]

Hunderte unschuldige Opfer der Spannungsstrategie

Der so angeheizte Terror der Spannungsstrategie führte zu einer von
Monat zu Monat, von Jahr zu Jahr zunehmenden Zahl von Attentaten, die
das ganze Land erfassten und oft mit Massenmord endeten. Von 150
Anschlägen 1969 stieg ihre Zahl 1978 auf fast 2400 an. In dieser Zeit
kamen Hunderte unschuldige Menschen ums Leben, wurden Tausende
verletzt. Zwischen 1969 und 1984 forderte der von den
Spannungsstrategen mit aktiver Teilnahme der Neofaschisten entfesselte
Terror allein in der »roten Emilia«, wo Kommunisten und Sozialisten
die Landesregierung bildeten und die meisten Städte und Gemeinden
beherrschten, 140 Tote und ein vielfaches an Verletzten. 85 Tote und
über 200 Verletzte gab es bei nur einem einzigen Attentat, jenem auf
dem Hauptbahnhof in Bologna im August 1980.

(wird fortgesetzt)
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1939 - Wie der Krieg gemacht wurde



Erster September 1939 - mit dem deutschen Überfall auf Polen beginnt
der Zweite Weltkrieg. War er zu vermeiden? Oft wird der
deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt als entscheidend gewertet.
Vergessen wird das Dilemma, in das die Sowjetunion gebracht wurde,
weil englische und französische Politik ihre Sicherheitsinteressen
nicht zur Kenntnis nahm. Vergessen wird auch, dass es genug
Gelegenheiten gegeben hatte, dem Treiben der braunen Machthaber
Einhalt zu gebieten: Bei ihrer forcierten Aufrüstung, ihrer
militärischen Intervention in Spanien, beim Anschluss Österreichs, in
der Sudetenkrise.

Fatal war, dass die westlichen Demokratien ihrem Machtkalkül erlagen
und selbst die Sowjetunion, Hitlerdeutschlands Hauptfeind, die Risiken
ihrer Entscheidung nicht vollständig erfasste. Der Blick auf die
Kriegspolitik Deutschlands ist auch ein Blick über Hitler und seinen
Machtklüngel hinaus.

Namhafte Konzerne standen bereit, die erwartete Kriegsbeute zu
übernehmen. Und dass die erdrückende Mehrzahl der Deutschen ihrem
Führer auf diesem Weg folgte, wurde ihr zum Verhängnis.

Unser Referent: Stefan Bollinger, Dr. sc. phil, *1954. Studium der
Philosophie, Geschichte, Politikwissenschaft an der 
Humboldt-Universität zu Berlin. Er arbeitet als freier Publizist und in der
Erwachsenenbildung. Veröffentlichungen zur deutschen und
osteuropäischen Geschichte.

Eine gemeinsame Veranstaltung mit dem Friedensforum Neumünster und dem
DGB Ortsverband

Termin: 18.9.2019, 19:00-22:00 Uhr

Ort: DGB-Haus, Carlstr. 7, 24534 Neumünster

 * 

Quelle:

Newsletter vom 16. August 2019

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5

24103 Kiel

Telefon: +49-(0)431-260 70 43
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AKTION/543: Mönchengladbach - Kinder-Tour zum Weltkindertag am 15. September 2019


Stadt Mönchengladbach

MGMG: Kinder-Tour zum Weltkindertag



2019 ist Kinderrechtsjahr! Seit genau 30 Jahren garantiert die
UN-Konvention über die Rechte des Kindes allen Mädchen und Jungen
unter anderem das Recht, ernst genommen und beteiligt zu werden. Doch
noch immer werden Kinder überall auf der Welt zu wenig bei
Entscheidungen berücksichtigt, die sie betreffen. Der diesjährige
Weltkindertag steht daher unter dem Motto "Wir Kinder haben Rechte!".
UNICEF Deutschland und das Deutsche Kinderhilfswerk unterstreichen
damit die Forderung, dass alle Kinder ihre Rechte kennen müssen, dass
sie gehört und stärker beteiligt werden müssen.

Wie in jedem Jahr finden zum Weltkindertag bundesweit zahlreiche
Veranstaltungen und Aktionen statt. Die MGMG bietet bereits im Vorfeld
am Sonntag, dem 15. September eine Stadt-Tour für Kinder. Die kleinen
(und natürlich auch die großen) Teilnehmer dürfen sich auf eine
Zeitreise in die Vergangenheit freuen, bei der sie die Altstadt
erkunden, alte Kinderspiele neu entdecken, eine Stadtmauer nachbauen
und sie auf Räuberleitern erobern, wenn es gilt, "die Stadt zu
verteidigen". In spannenden Geschichten werden die Mädchen und Jungen
erfahren, wie Kinder früher gelebt haben, was sie gespielt und was sie
gegessen haben.

Die etwa 1,5 Stunden dauernde Tour kostet für Kinder (bis 14 Jahre) 8
Euro, für begleitende Erwachsene 4 Euro zzgl. einer Bearbeitungsgebühr
von 2,20 Euro pro Buchung. Gestartet wird um 10 Uhr am Parkplatz
Geroweiher/Schild "Treffpunkt Stadt-Touren". Für diese Tour sind noch
Karten erhältlich. Buchungen beim Reise-büro Haupts (Tel.: 02161-82 09
80), beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93
09 20) sowie online unter www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. September 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSE/502: Unna - Kreatives Nähen, 10 Termine ab 18. September 2019


Stadt Unna

Kreatives Nähen für Kinder bei der JKS



Kreisstadt Unna. Was ist toller als selbst genähte Kostbarkeiten, die
es so kein zweites Mal gibt? In diesem Kurs arbeiten die Teilnehmenden
mit verschiedenen Stoffen, lernen das Schneidern nach eigenen
Entwürfen und den Umgang mit Nadel, Faden und Nähmaschine. Ob
Kirschkernkissen, Kuschelmonster, Taschen oder Kleidungsstücke: Die
Teilnehmenden erwarten spannende Projekte, bei denen immer die eigene
Phantasie gefragt ist.

Nähmaschinen und Material werden gestellt. 10 x Mittwoch, 15.30-17
Uhr, Beginn 18. September

Angebot in Kooperation mit der VHS im dortigen Raum 1.06 im zib.
Information und Anmeldung bei Julia Weber-Seysen unter
julia.weber@stadt-unna.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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LESUNG/1904: Lippstadt - "Pfoten hoch" von Catharina Valckx am 12.9.2019


Stadt Lippstadt

"Pfoten hoch" von Catharina Valckx

Lesen und Basteln für Kinder von fünf bis sieben Jahren



Lippstadt. Die nächste Vorlesestunde für Kinder von fünf bis sieben
Jahren findet am Donnerstag, 12. September 2019, von 16 bis 17.30 Uhr
in der Thomas-Valentin-Stadtbücherei Lippstadt statt. "Pfoten hoch"
heißt das Bilderbuch von Catharina Valckx, das an diesem Tag gezeigt
wird und in dem der kleine Hamster Billy ein Gangster werden soll -
genau wie sein Vater.

Im Anschluss an die Vorlesestunde wird wieder gebastelt. Wegen der
begrenzten Teilnehmerzahl ist eine Anmeldung unter 02941/980-240
erforderlich. Für das Bastelmaterial wird ein Kostenbeitrag in Höhe
von einem Euro eingesammelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. August 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / FAKTEN





MELDUNG/403: Neues Bauhaus Museum in Dessau wird eröffnet (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 6. September 2019

Neues Bauhaus Museum in Dessau wird eröffnet 

Kulturstaatsministerin Grütters: "Ein Höhepunkt des Jubiläumsjahres"



Am kommenden Sonntag (8. September) wird Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel das neue Bauhaus Museum in Dessau mit einer Festrede
eröffnen. Die Investitionen für den Neubau des Bauhaus Museums in Dessau
belaufen sich auf rund 28 Mio. Euro, von denen die Staatsministerin für
Kultur und Medien aus dem Kulturetat 14 Mio. Euro zur Verfügung stellt.

Kulturstaatsministerin Monika Grütters sagte: "Die Eröffnung des Bauhaus
Museums im Stadtzentrum von Dessau gehört zu den großen Höhepunkten dieses
Jubiläumsjahres und zieht einmal mehr die Blicke der Welt auf das
einhundertjährige Bauhaus-Jubiläum. Endlich sind die Voraussetzungen dafür
geschaffen, den Dessauer Sammlungsschatz der nationalen und internationalen
Öffentlichkeit umfassend präsentieren zu können. Der Bund hat daher den Bau
in Kooperation mit dem Land Sachsen-Anhalt und der Stadt Dessau-Roßlau
gerne unterstützt. Die Stiftung bekommt großzügige neue Räumlichkeiten, die
Innenstadt Dessaus ein neues geistiges Kraftfeld. Ich wünsche dem neuen
Bauhaus Museum Dessau zahlreiche begeisterte Besucherinnen und Besucher aus
aller Welt."

Mit rund 49.000 Objekten gehört die Sammlung der Stiftung Bauhaus Dessau zu
den weltweit größten und bedeutendsten Bauhaus-Kollektionen. Durch die
Eröffnung eines dafür errichteten Neubaus hinterlässt das
Bauhaus-Jubiläum auch für künftige Generationen markante Spuren in der
deutschen Kultur- und Museumslandschaft. Bereits im April 2019 hatte das
Bauhaus Museum in Weimar seine Tore geöffnet, im Berliner Bauhaus-Archiv
folgte im Juni 2019 der erste Spatenstich für einen Neubau sowie für die
Komplettsanierung des Bestandsgebäudes von Martin Gropius.

Die Jahre des Bauhauses in Dessau zwischen 1925 und 1932 gelten als
Blütezeit der Hochschule, die 1919 in Weimar gegründet worden war und 1933
auf Druck der Nationalsozialisten zur Auflösung gezwungen wurde. Das
Bauhaus zählt bis heute zu den einflussreichsten internationalen
Bildungsstätten für Architektur, Kunst und Design des 20. Jahrhunderts.
Sowohl das Gebäude in Dessau als auch die Meisterhäuser und die Siedlung
Törten gehören inzwischen zum UNESCO-Welterbe.

2019 wird das 100jährige Bauhaus-Jubiläum unter dem Motto "Die Welt neu
denken" als Ereignis von nationaler und weltweiter Ausstrahlung mit über
2.100 Veranstaltungen gewürdigt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. September 2019

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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GLEICHHEIT/6928: Italien - Regierung aus Fünf Sternen und Demokraten vereidigt


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Italien: Regierung aus Fünf Sternen und Demokraten vereidigt

Von Alex Lantier

6. September 2019



Am gestrigen Donnerstag wurde eine wackelige neue Koalitionsregierung aus
Demokratischer Partei (PD) und Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) in Rom vereidigt.
Am Vorabend hatte der alte und neue italienische Ministerpräsident Giuseppe
Conte dem Staatspräsidenten Sergio Mattarella mitgeteilt, dass er im
Parlament die notwendige Unterstützung für eine solche Koalitionsregierung
gefunden habe.

Vor einem Monat war die vorherige Regierung, eine Koalition aus M5S und
neofaschistischer Lega, auseinandergebrochen, nachdem der Innenminister und
Lega-Chef Matteo Salvini am 8. August dem Regierungschef sein Misstrauen
ausgesprochen hatte. Salvini hoffte auf Neuwahlen und spekulierte darauf,
im Bündnis mit den faschistischen Fratelli d'Italia eine Regierung unter
seiner Führung zu bilden. Gleichzeitig bemühten sich M5S und PD
verzweifelt, Neuwahlen zu vermeiden, was nur möglich war, wenn die Cinque
Stelle (Fünf Sterne) an der Regierung verblieben.

Conte stellte der Presse seine neue Regierung mit folgenden schönen Worten
vor: "Gestützt auf ein zukunftsweisendes Programm werden wir unsere besten
Energien, unsere Kompetenzen und unsere Leidenschaft darauf verwenden,
Italien besser zu machen."

Aber die neue M5S-PD-Regierung, zusammengeschustert in Geheimabsprachen
hinter verschlossenen Türen, ist in keiner Weise eine Alternative zu der
rechtsextremen Vorgängerregierung. Ihr vorrangiges Ziel besteht darin,
Neuwahlen und jegliche Mitsprache der Bevölkerung zu vermeiden. Zudem soll
sie den Sparkurs der Europäischen Union (EU) verschärfen und den Angriff
auf Flüchtlinge fortsetzen, was sie beides auf eine Konfrontation mit der
Arbeiterklasse zusteuern lässt. Dies alles bietet Salvini und seinen
Unterstützern die Gelegenheit, sich in die falsche Pose von Verteidigern
der Demokratie und freier Wahlen zu werfen und als Gegner der Austerität
aufzutreten, während sie ihre nationalistische und flüchtlingsfeindliche
Propaganda weiter verschärfen.

Einer der neuen Minister ist der PD-Politiker Roberto Gualtieri, ein
früheres Mitglied der stalinistischen PCI. Er ist Vorsitzender des
Ausschusses für Wirtschaft und Währung des EU-Parlaments und als solcher
ein gewiefter Europapolitiker. Als neuer Finanz- und Wirtschaftsminister
wird er die Sparoffensive leiten. Bis Oktober muss der italienische
Haushalt beschlossen sein, und es ist davon auszugehen, dass Brüssel
Dutzende Milliarden Euro an Sparmaßnahmen fordert. Italien hat einen
Schuldenstand von 2,3 Billionen Euro oder 132 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts.

Le Monde und andere Medien haben Gualtieris Ernennung als
"Friedensangebot" an die EU begrüßt. Er hat zuvor schon die PD-Regierungen
von Matteo Renzi und Paolo Gentiloni beraten. Von ihm wird erwartet, dass
er die in Brüssel beschlossenen sozialen Grausamkeiten rücksichtslos
umsetzen wird. Offiziell liegt die Arbeitslosigkeit in Italien bei 10
Prozent, und unter Jugendlichen von 15 - 24 Jahren beträgt sie fast dreißig
Prozent. Diese Sparmaßnahmen drohen jedoch, die Wirtschaft weiter zu
schwächen. Sie ist in der zweiten Jahreshälfte 2018 geschrumpft und in
diesem Jahr nur um ein schwächliches Zehntelsprozent angewachsen.

Zum Gesundheitsminister hat Conte Roberto Speranza ernannt, einen Führer
der PD-Abspaltung Liberi e Uguali (Freie und Gleiche, LEU). Damit will er
sicherstellen, dass seine Regierung bei der bevorstehenden Vertrauensfrage
im Parlament auf die Unterstützung der LEU zählen kann. Alle übrigen
Ministerposten außer einem teilte Conte gleichmäßig zwischen M5S und PD
auf.

So wird der Fünf-Sterne-Chef Luigi di Maio Außenminister, während das Amt
des Verteidigungsministers ein Vertreter des Renzi-Flügels in der PD,
Lorenzo Guerini, übernimmt. Zur Innenministerin und Nachfolgerin Salvinis
ernannte Conte die parteilose frühere Mailänder Präfektin Luciana
Lamorgese. Diese Minister werden gemeinsam den Generalangriff auf
Flüchtlinge fortsetzen, der bisher das Markenzeichen Salvinis war, und der
schon bisher große Proteste in den italienischen Städten auslöste.

Während Salvini öffentlich und aggressiv gegen Flüchtlinge und Migranten
wütet und ihnen das Betreten Italiens verwehrte, stammen die Grundzüge
seiner Einwanderungspolitik tatsächlich von seinem Vorgänger, dem
PD-Innenminister Marco Minniti. Dieser begann in enger Absprache mit der EU
damit, das Mittelmeer abzuriegeln und die libysche Küstenwache aufzurüsten.
Im EU-Auftrag macht die Küstenwache Jagd auf Flüchtlingsschiffe und sperrt
die geflüchteten Menschen in entsetzlichen Konzentrationslagern in Afrika
ein, um sie von Europa fernzuhalten.

In einer La Repubblica- Kolumne hieß es am Mittwoch, man gehe davon
aus, dass die neue Regierung weiterhin gegen Flüchtlinge vorgehen werde:
"Seit mindestens zwanzig Jahren sind alle unsere Regierenden, gleich
welcher politischen Couleurs, der gleichen Überzeugung: Die Einwanderung
ist eine Bombe, die nur entschärft werden kann, wenn man sie stoppt. Über
die Frage, wie mit denen umzugehen sei, die unsere Grenzen überschritten
haben - ob mit Integration oder Diskriminierung - mag es zwar verschiedene
Meinungen geben, nicht jedoch darüber, dass die Begrenzung der
Neuankömmlinge absolute Priorität hat."

Die Regierung richtet sich klar gegen die Arbeiterklasse, und
bezeichnenderweise hat sie die offene Unterstützung der EU und der
deutschen Regierung. EU-Haushaltskommissar Günther Oettinger (CDU) begrüßte
die neue Koalition in Rom als "eine gute Entwicklung" und versicherte im
SWR-Tagesgespräch, die EU-Beamten in Brüssel müssten jetzt "sicher bereit
sein, alles zu tun, um der italienischen neuen Regierung, wenn sie denn ins
Amt kommt, ihre Arbeit zu erleichtern und damit auch zu belohnen".

Auch Confindustria, der italienische Verband der Großunternehmen, lobte den
Regierungswechsel für seine "Konzentration auf die Realwirtschaft und
Sensibilität für Fragen der Entwicklung".

Die Bildung der jüngsten Fünf Sterne-PD-Regierung bringt grundlegende
Probleme der Arbeiterklasse in den letzten dreißig Jahren deutlich zum
Ausdruck. Als die sowjetische Bürokratie den Kapitalismus wiederherstellte
und die UdSSR 1991 aufgelöst hatte, löste sich auch die PCI in Italien auf.
Daraus entstand die Demokratische Linkspartei (Vorläufer der PD) und ihre
Abspaltung, die pseudolinke Rifondazione Comunista. Seither ist die
Arbeiterklasse mit dem offensichtlichen Verrat dessen konfrontiert, was die
Bourgeoisie fälschlicherweise als "linke" Politik hinstellt. Dies
ermöglichte es den faschistischen Kräften, die Kriegs- und Sparpolitik von
PD und Rifondazione zu verurteilen und sich gleichzeitig als Freund des
Volkes auszugeben.

Mehrere Kommentatoren haben Salvinis Entscheidung, die Regierung aus M5S
und Lega aufzulösen und in die Opposition zu gehen, als politischen
Selbstmord kritisiert. In Wirklichkeit bleibt ihm jedoch jede Möglichkeit,
weiter nach diesem Drehbuch zu spielen.

Was die Fünf-Sterne-Bewegung betrifft, so ging sie aus der Bürgerbewegung
hervor, die der Komiker Beppe Grillo 2009 gegründet hatte. Die angebliche
Anti-Korruptionspartei, die "weder rechts noch links" sein wollte,
profitierte stark von der Tatsache, dass Rifondazione sich als Teil der
Prodi-Regierung für die Rentenkürzungen und Italiens Beteiligung am
Afghanistankrieg mit verantwortlich machte. Heute ist die
Fünf-Sterne-Bewegung offen entlarvt, denn sie hat sich erst mit den
Neofaschisten verbündet, und jetzt geht sie mit der PD zusammen, die sie
bisher immer als Inbegriff der Korruption verspottet hat.

Salvini arbeitet energisch daran, den Bankrott der neuen M5S-PD-Regierung
auszunutzen und seine eigene Rückkehr an die Macht vorzubereiten. Dazu
spekuliert er bereits auf den Moment, wenn M5S und PD den Sparhaushalt
verabschiedet haben. Er bezeichnet den Haushalt als "von Paris, Berlin und
Brüssel diktiert" und hat für den 19. Oktober zu einem neofaschistischen
Protest dagegen in Rom aufgerufen. Auf Facebook und Twitter verurteilt
Salvini die neue Regierung und appelliert öffentlich an die Opposition
gegen Conte in Polizei und Armee.

"Viele Polizisten, Carabinieri, Feuerwehrleute, Finanzpolizisten,
Schutzleute und Vollzugsbeamte haben mir gesagt oder geschrieben: 'Du wirst
immer unser Minister bleiben'", erklärte Salvini auf Facebook. Er empfahl
seinen Anhängern, die neue Conte-Regierung nur als 'Übergangslösung' zu
betrachten, und fügte hinzu: "Heute Morgen habe ich Hunderte von
Mitarbeitern des Innenministeriums begrüßt. Ich sah Tränen in ihren Augen
und bat sie, diese in ein Lächeln zu verwandeln. Ich verstehe ihre Wut."

Es gibt starke antifaschistische Traditionen in der Arbeiterklasse in
Italien und ganz Europa, die bis auf den Widerstand gegen Mussolini und
Hitler während des Zweiten Weltkriegs zurückreichen. Diese Traditionen
wurden jedoch immer wieder von der stalinistischen PCI und ihren Nachkommen
in der PD und ihrer kleinbürgerlichen Peripherie erstickt. Sie können nur
durch den Aufbau einer echten sozialistischen und internationalistischen
Führung in der Arbeiterklasse ihren Ausdruck finden.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de
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IMI/968: Blut für Öl! - Lobbying für eine deutsche Militärpräsenz am Persischen Golf


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2019/26 vom 4. September 2019

Blut für Öl!

Lobbying für eine deutsche Militärpräsenz am Persischen Golf

von Jürgen Wagner



Die deutsche Marine ist auf Kriegskurs - und zwar egal wohin, hat es den
Anschein. Im Frühsommer war noch laut darüber spekuliert worden, die frisch
vom Stapel gelaufene Fregatte F-125 "Baden-Württemberg" zur Jungfernfahrt
nach Ostasien zu schicken, um dort an gegen China gerichtete Manövern
teilzunehmen. Seit einiger Zeit hat nun die Debatte um eine Entsendung
deutscher Kriegsschiffe an den Persischen Golf Fahrt aufgenommen, die dort
laut einiger Aussagen führender Politiker - ausgerechnet - zur
"Deeskalation" der Lage beitragen sollen.

Die Situation ist in der Tat ernst: Die USA scheinen im Rahmen ihrer
Strategie des "Maximalen Drucks" eine kriegerische Eskalation billigend in
Kauf zu nehmen, wenn nicht gar anzustreben. Doch falls irgendjemand
ernsthaft glaubt, mit eigenen Kriegsschiffen zur Beruhigung der Lage
beitragen zu können, sitzt er einem schweren Irrtum auf. Zumal die Stimmen,
die aktuell am lautesten nach einem solchen Marineeinsatz rufen, vor allem
strategische und ökonomische Interessen im Blick haben - und dies auch ganz
offen sagen.

Besonders lautstark mischen sich dabei aktuell drei "Sicherheitspolitiker"
in die Debatte ein, die u.a. mit einem jüngst erschienen Papier nicht nur
die Notwendigkeit, sondern auch die Machbarkeit einer - womöglich sogar
deutsch-geführten - europäischen Marinemission betonten. Ziel ist es
augenscheinlich damit die deutsche Politik, die aktuell eher zögerlich
reagiert, unter Druck zu setzen, doch noch Segel in Richtung Persischer
Golf zu setzen.

USA: Maximaler Druck

Schier endlos dauert der Streit um das iranische Atomprogramm bereits an,
bei dem vor allem die USA dem Land vorwerfen, gezielt an der Herstellung
von Nuklearwaffen zu arbeiten. Allerdings sind diese Anschuldigungen nach
Angaben der "Internationalen Atomenergiebehörde" (IAEO) haltlos, relevante
Bemühungen in diese Richtung datierten auf die Zeit vor 2003.

Dennoch wurde das Land mit harten Sanktionen belegt und es sah sich
permanent mit mal mehr mal weniger offenen US-Kriegsdrohungen konfrontiert.
Vor diesem Hintergrund einigten sich die Konfliktparteien im Juli 2015 auf
den, auch Atomabkommen genannten, "Joint Comprehensive Plan of Action"
(JCPOA). Im Austausch für weitreichende Auflagen[1] auf sein Atomprogramm
wurde die Aufhebung der Sanktionen versprochen und ab Januar 2016 auch
umgesetzt. Auch wenn der Umgang beziehungsweise die doppelten Standards der
"internationalen Gemeinschaft" durchaus Fragen aufwerfen, war das Abkommen
dennoch insofern ein Erfolg, da nun die Aussicht auf eine wirtschaftliche
Erholung und eine allmähliche Deeskalation bestand.

Genau diese Aussicht schien der ab Januar 2017 amtierenden Trump-Regierung
auch von Anfang an ein Dorn im Auge gewesen zu sein - trotz der häufigen
Personalwechsel war der Konfrontationskurs gegenüber dem Iran eine der
wenigen Konstanten, auf die in gewisser Weise Verlass war. Im April 2018
übernahm dann der langjährige Iran-Hardliner John Bolton das Steuer als
Nationaler Sicherheitsberater Donald Trumps und es dauert nur einen Monat,
bis die USA aus dem JCPOA im Mai 2018 ausstiegen. Kurz darauf wurden wieder
neue harte US-Sanktionen gegen den Iran verhängt, womit das Atomabkommen
faktisch beerdigt war. Der Iran kündigte daraufhin an, sich nun seinerseits
schrittweise aus den Auflagen des Abkommens zurückzuziehen, was die USA
dann wiederum als Rechtfertigung nahmen, noch stärker auf Eskalationskurs
einzuschwenken.

Seither drängt sich der Verdacht auf, als suchten die USA - oder zumindest
relevante Teile der US-Regierung - regelrecht nach einer Möglichkeit, einen
Krieg vom Zaun zu brechen. Dies war schon bei dem mysteriösen Abschuss
einer US-Drohne Ende Juni 2019 der Fall, dessen Urheber bis heute ungeklärt
ist, für den aber dem Iran umgehend die Schuld in die Schuhe geschoben
wurde. Berichten zufolge soll US-Präsident Donald Trump einen geplanten
Raketenangriff als Vergeltung für den Drohnenabschuss erst in letzter
Minute abgesagt haben.

Der nächste Streich folgte unmittelbar darauf Anfang Juli mit der
Festsetzung des iranischen Tankers "Grace 1" durch Gibraltar. Das Ganze
erfolgte unter rechtlich mehr als zweifelhaften Umständen und dürfte wohl
maßgeblich auf britisches und amerikanisches Betreiben zurückzuführen
gewesen sein - so jedenfalls die Einschätzung des österreichischen
Standard: "Als Rechtsgrundlage für die Anhaltung der Grace 1 diente jedoch
eine Anlassverordnung des Gouverneurs von Gibraltar: Die Fracht der Grace 1
sollte demnach an die Banias Refinery Company gehen, die auf der 
EU-Sanktionsliste aufscheint. [...] Interessant ist, dass laut 'The Syria
Report' Gibraltar nur einen Tag zuvor, am 3. Juli, seine eigenen
einschlägigen Verordnungen abgeändert hatte, die ihm am 4. Juli erlaubten,
die Grace 1 zu stoppen: Demnach können Schiffe beschlagnahmt werden, die 
EU-Sanktionen brechen. Es gibt jedoch Spekulationen, dass die Behörden in
Gibraltar auf Druck der USA handelten und London selbst quasi überrumpelt
wurde."

Jedenfalls kam es darauf hin, wie es kommen musste, denn als "Kompensation"
beschlagnahmte der Iran kurz darauf das unter britischer Flagge fahrende
Schiff "Stena Impero". Im Anschluss daran setzten dann die Forderungen nach
einer Entsendung westlicher Kriegsschiffe zum Schutz - oder, je nach
Sichtweise: zur Kontrolle - der Schifffahrtswege am Persischen Golf und
besonders der Straße von Hormus ein. Allerdings zogen sich die
diesbezüglichen Diskussionen in die Länge, weil sich eine Reihe von 
EU-Staaten nicht in einen US-geführten Einsatz einklinken wollten. Um Nägel
mit Köpfen zu machen - und augenscheinlich ohne Absprache mit den
"Verbündeten", die hiervon auf dem falschen Fuß erwischt worden waren -
verkündete US-Verteidigungsminister Mark Esper dann Ende August 2019, man
habe mit dem US-geführten Einsatz "Operation Sentinel" unter Beteiligung
von Kriegsschiffen aus Großbritannien, Australien und Bahrain bereits
begonnen.

Deeskalation per Kriegsschiff?

Das ganze Setting hat Großes Eskalationspotenzial und es besteht, wie
gesagt, Anlass zur Sorge, dass zumindest manche Akteure in der US-Regierung
genau das beabsichtigen. Aus diesem Grund ist es auch völlig richtig, dass
sich Deutschland und andere EU-Staaten nicht an der "Operation Sentinel"
beteiligen wollen. Doch stattdessen, wie zuerst von Außenminister Heiko
Maas Anfang August gefordert, eine "europäische Mission" als vermeintliche
Alternative ins Spiel zu bringen, ist ebenfalls ein gefährlicher Holzweg.

Dieser Idee konnte umgehend etwa auch Grünen-Chef Robert Habeck etwas
abgewinnen, der daraufhin in einem Interview erklärte, man wolle "in keinem
Fall unter amerikanischer Führung" agieren. Deutschland müsse "in
Verantwortung gehen", was auch beinhalte, in letzter Konsequenz und
verkauft als "deeskalierende Maßnahme", Kriegsschiffe zu entsenden: "Sind
aber alle diplomatischen Mittel ausgeschöpft, können wir uns eine
Beteiligung Deutschlands an einer europäischen Mission vorstellen, wenn das
hilft zu deeskalieren und es eine klare Rechtsgrundlage gibt."

Wie wenig es mit "Deeskalation" zu tun hat, deutsche Kriegsschiffe an den
Golf zu schicken, zeigt schon allein, dass sich selbst Ralf Nagel,
geschäftsführendes Präsidiumsmitglied des Verbandes Deutscher Reeder,
dagegen aussprach: "Wir haben kein Interesse an einer Eskalation am
Persischen Golf. Die Straße von Hormus ist ein Flaschenhals. Der
Manövrierraum für Handels- und Kriegsschiffe in internationalen Gewässern
ist äußerst begrenzt. Der Raum ist derart eng, dass er kaum Platz für
Kriegsschiffe bietet. Man gerät da sehr schnell in die Hoheitsgewässer der
Anrainerstaaten. Je mehr Kriegsschiffe im Persischen Golf unterwegs sind,
desto stärker steigt die Gefahr einer Eskalation. Die Straße von Hormus ist
eine überfüllte Meeresautobahn. Unserer Meinung nach müssen alle
diplomatischen Möglichkeiten ausgeschöpft werden. Wir brauchen eine
Deeskalation - gerade im Interesse der Schifffahrt und unserer Seeleute.
Unserer Ansicht nach gilt der Primat der Diplomatie - vor allen
Überlegungen über mögliche Marine-Missionen. Am Ende müssen die Staaten am
Persischen Golf selber ein Sicherheits-Management organisieren, die eine
gemeinsame Absicherung der freien Passage ermöglicht."

Dass hier womöglich ganz andere Überlegungen als "deeskalierende" Motive am
Werk sind, liegt natürlich auf der Hand und wird von hochrangigen
Politikern - wenn auch nicht in aller Deutlichkeit - auch eingestanden. Der
CDU-Militärpolitiker Roderich Kiesewetter etwa gibt an: "Die
Glaubwürdigkeit Europas steht massiv auf dem Spiel. [...] Am Seitenrand
stehend zu kommentieren, wird dem Iran vielmehr weitere Freiräume bieten,
die Grenzen seiner Provokationsstrategie gegenüber den USA auszutesten."
Und auch für Habeck ist ein wesentliches Motiv für ein Engagement: "Europa
muss weltpolitikfähig werden."

Blut für Öl!

Von dem Zeitpunkt, als Außenminister Maas Anfang August die Debatte um
einen möglichen EU-Marineeinsatz unter deutscher Beteiligung angestoßen
hatte, wurde von zahlreichen Richtungen Druck in diese Richtung ausgeübt.
Wolfgang Ischinger, der Leiter der Münchner Sicherheitskonferenz, stieg
beispielsweise mit dem Argument ein, der "Exportweltmeister Deutschland"
dürfe bei dem Gerangel um eine der wichtigsten Schifffahrtsrouten in einer
der geopolitisch bedeutendsten Weltgegenden nicht von der "Reservebank aus
zuschauen".

Auch der "Bund Deutscher Industrieller" (BDI) sprach sich für einen
Marineeinsatz aus. In einem seiner Hausblätter, der Wirtschaftswoche,
titelte am 10. August der medial überaus präsente Carlo Masala, Professor
an der Bundeswehr-Universität in München: "Kein Blut für Öl?" - man beachte
das Fragezeichen!

Masala ist sichtlich verärgert über die aus seiner Sicht immer noch zu
verklausulierten Begründungsversuche seitens deutscher Politiker. Er
spricht von einer "sicherheitspolitischen Provinzposse" und geißelt die aus
seiner Sicht "autistische Debatte" über einen möglichen Einsatz am Golf in
seinen "Anmerkungen zu einer verlogenen Debatte": "Die politischen und
ökonomischen Eliten haben das geostrategische Denken verlernt. Natürlich
muss Deutschland seine wirtschaftlichen Interessen notfalls auch
militärisch verteidigen. Und natürlich braucht es dazu auch mehr Geld für
die Bundeswehr."

Setze kein Umdenken ein, könne man sich von allen machtpolitischen
Ansprüchen verabschieden, so der Kern seiner Kritik: "Wenn es um
geostrategisches, geopolitisches und geoökonomisches Denken geht, steckt
ein Großteil der politischen Elite, aber auch der deutschen Wirtschaft
immer noch in den Kinderschuhen. [...] Damit verabschiedet sich Deutschland
aus der Globalpolitik des 21. Jahrhunderts, die durch geostrategisches und
geoökonomisches Denken und Handeln geprägt sein wird. Wenn uns die
Bereitschaft fehlt, unsere Interessen an einer liberalen Weltordnung
notfalls mit militärischer Macht zu verteidigen, werden am Ende jene
gewinnen, die diese Ordnung ablehnen. Und das ist nicht im deutschen
Interesse."

Ob die Politik allerdings tatsächlich so naiv ist, wie Masala glaubt. Oder
ob sie nicht einfach skeptisch ist, der Bevölkerung ein solches
Begründungsbündel für den Einsatz von Kriegsschiffen schmackhaft machen zu
können, sei hier dahingestellt. Vielleicht darf man ja sogar hoffen, dass
dem ein oder anderen Spitzenpolitiker tatsächlich Zweifel an der
Sinnhaftigkeit einer Deeskalation per Kriegsschiff gekommen sein mögen.
Jedenfalls ging Masala am selben Tag mit einem ausführlicheren Papier in
die Offensive, um der aus seiner Sicht hinkenden Debatte auf die Sprünge zu
helfen.

Optionspapier: Kriegsschiffe am Golf

Zusammen mit Christian Mölling und Torben Schütz von der "Deutschen
Gesellschaft für Auswärtige Politik" (DGAP) veröffentlichte Masala am 10.
August 2019 das Non-Paper "Ein Schiff wird kommen? Deutschlands Optionen
für einen Marineeinsatz in der Straße von Hormus". Ziel war es, eine
positive Stimmungslage für die Entsendung deutscher Kriegsschiffe an den
Golf zu erzeugen. Das Non-Paper wurde in der "Community" und den Medien
ausführlich rezipiert und am 28. August 2019 unter demselben Titel als
DGAPkompakt in einer Endfassung veröffentlicht.

Zwar betonen die Autoren, es sei wünschenswert gewesen, wenn sich
Deutschland an der "Operation Sentinel" der USA beteiligt hätte, doch da
dies nicht der Fall ist, bemüht sich das Papier, die Notwendigkeit und
Machbarkeit eines - im "Optimalfall" deutschgeführten - EU-Marineeinsatzes
unter Beweis zu stellen. Diskutiert werden dabei zwei mögliche
Einsatztypen: eine Beobachtermission, die vom Außenministerium favorisiert
würde und eine Schutzmission, der vor allem das Kanzleramt "einiges
abgewinnen" könne. Dabei sei es allerdings auch bei der Beobachtermission
erforderlich, dass "Missionsmandat und Einsatzregeln den Eingriff in
Notsituationen erlauben, einschließlich der Anwendung von angemessener
Gewalt und zum Schutze anderer."

Praktischerweise ähnelt sich deshalb auch der Truppenbedarf beider
Missionen, für die Beobachtervariante brauche es "fünf Fregatten oder
Zerstörer mit Bordhubschraubern, davon ein Führungsschiff", ferner ist die
Rede von "drei Seefernaufklärern" sowie "ein bis zwei Versorger/Tanker".
Bei einer Schutzmission kämen noch "zwei Korvetten", "Vessel Protection
Teams" und ein "Force Headquarter im Einsatzgebiet" hinzu.

Dies führt zur ersten an die Adresse der Politik gerichtete Kernaussage des
Papiers: Nämlich dass die erforderlichen Marinekräfte für beide
Missionstypen vorhanden seien: "Die Anforderungen an die Ausrüstung
unterscheiden sich bei den Missionstypen nicht erheblich. Vergleicht man
die vorhandene Ausrüstung mit dem, was gebraucht wird, können auf den
ersten Blick beide Missionstypen von den 27 EU-Staaten allein bestückt
werden." Die Machbarkeit der Mission ist also aus Sicht der Autoren absolut
gegeben (was im Übrigen von Fachleuten durchaus bestritten wird, siehe dazu
etwa die Debatte in den Kommentaren bei Augengeradeaus). Und ebenso verhält
es sich aus ihrer Warte mit der Notwendigkeit einer solchen Mission:
"Deutschland sollte zum Erhalt seines außenpolitischen Gestaltungsanspruchs
und zur Wahrung seiner Interessen eine Mission mitentwickeln und sie
gegebenenfalls führen."

Hierfür präsentieren sie eine ganze Reihe von ökonomischen und
machtpolitischen Gründen: "Als im- und exportabhängige Nation hat
Deutschland ein vitales Eigeninteresse an der Freihaltung der Seewege.
Berlin sollte zum Erhalt seines Gestaltungsanspruchs und zur Wahrung seiner
Interessen eine Mission mitentwickeln und sie gegebenenfalls führen."

Weiter gehe es aber auch ganz grundsätzlich darum, den Verbündeten die
deutsche militärische Handlungsbereitschaft zu demonstrieren, an der es in
den letzten Jahren massiv gemangelt habe. Gelinge dies nicht, führe das zu
einem weiteren Einflussflussverlust: "Die Debatte um die Mission ist aus
Sicht der Partner Deutschlands ein weiterer Beweis dafür, dass die
Bundesrepublik in außen- und sicherheitspolitischen Fragen nur noch bedingt
zuverlässig ist. Sie reiht sich ein in die negative Wahrnehmung deutscher
Positionen zu Themen wie dem Zwei-Prozent-Ziel für die
Verteidigungsausgaben, der Gas-Pipeline Nord Stream 2 und der Syrienpolitik
bis zurück zur Libyenintervention 2011."

So wird ganz nach dem Motto "Dabeisein ist alles" für eine Beteiligung an
einer EU-Mission allein schon mit dem Argument geworben, damit könne
"Deutschland seinen angeschlagenen außen- und sicherheitspolitischen Ruf
verbessern, wenn es die Initiative übernimmt, die mittlerweile gewachsenen
Zweifel der Partner überwindet und die Mission am Ende sogar führt."
Gleiches gelte im Übrigen auch für die Europäische Union als Ganzes, der
ein "Offenbarungseid" drohe, sollte sie den Einsatz nicht zuwege bringen.
In diesem Fall sei dies ein erneuter "Beweis für ihre mangelnde sicherheits-
 und verteidigungspolitische Handlungsbereitschaft."

Feigheit vor dem Volk?

Das DGAP-Papier, wurde - mutmaßlich bewusst - im Vorfeld des Treffens der
Außen- und Verteidigungsminister Ende August 2019 in Helsinki in die
Debatte eingespeist, um die für dort angekündigten Gespräche über einen
möglichen EU-Marineeinsatz zu beeinflussen. Dem war zwar kein Erfolg auf
ganzer Linie beschert - ein solcher Einsatz wurde bis auf weiteres erst
einmal vertagt -, in nahezu allen Berichten, u.a. dem zentralen DPA-Bericht
über das Treffen, der breit übernommen wurde, tauchte das DGAP-Papier aber
ausführlich als Verweis auf, wie wichtig und machbar ein solcher Einsatz
doch wäre.

Genauer betrachtet wurde einem Marineeinsatz beim Treffen der Außen- und
Verteidigungsminister in Helsinki allerdings keine komplette Absage
erteilt. Stattdessen wurde beschlossen, das schon länger in Arbeit
befindliche Konzept einer "Koordinierten Marinepräsenz" auf den Weg zu
bringen. Bei Europäische Sicherheit und Technik (ESUT) werden die Grundzüge
folgendermaßen beschrieben: "Die Idee: die Seestreitkräfte der 
EU-Mitgliedstaaten, die in einer 'Zone von strategischem Interesse' in
nationalem Auftrag unterwegs bzw. anwesend sind, besser zu koordinieren."

Zwar soll das Konzept jetzt zuerst am Golf von Guinea "erprobt" werden -
eine spätere Übernahme für den Persischen Golf wurde aber laut ESUT aber
explizit nicht ausgeschlossen: "In Hinblick auf das nun zu
vervollständigende Konzept koordinierter maritimer Präsenz schloss die Hohe
Vertreterin nicht aus, 'dass dies (Anmerkung: gemeint ist eine
vergleichbare Operation im Bereich Persischer Golf und in der Straße von
Hormuz) in Zukunft eine Option sein könnte, aber es ist definitiv zu früh,
um zu sagen, dass dies heute eine Option für die Europäische Union sein
könnte, um sie in diesem Bereich einzusetzen.'"

Teile der "Community" sind dennoch sehr erbost über das aus ihrer Sicht
zaudernde Herangehen an eine Marinemission: "Feigheit vor dem Volk", wirft
zum Beispiel Alan Posener der Bundesregierung in der aktuellen Ausgabe des
Zentralorgans der deutschen Außenpolitischen Eliten, der "Internationalen
Politik", vor. Es ist also davon auszugehen, dass interessierte Kreise
jetzt die Zeit nach der Sommerpause nutzen werden, um verstärkt Druck in
Richtung eines solchen Einsatzes zu machen.

Es steht aber dennoch zu hoffen, dass sich die Bedenken gegen einen solchen
Einsatz, wie sie etwa vom Verband Deutscher Reeder formuliert wurden,
durchsetzen werden. Weitere Argumente, weshalb von einem solchen Einsatz
unbedingt Abstand genommen werden sollte, lieferte interessanterweise auch
ein anderer DGAPstandpunkt, der augenscheinlich als Replik auf die
Forderungen von Masala und Konsorten verfasst wurde: ""Die Beschaffenheit
des Seeweges birgt ebenso Konfliktpotenzial: Die Straße von Hormus liegt in
iranischen und omanischen Hoheitsgewässern, es handelt sich um einen sehr
schmalen Seeweg. Weitere Schiffe und Akteure erhöhen die Wahrscheinlichkeit
von Zwischenfällen und tatsächlichen oder wahrgenommenen Provokationen.
Eine unbeabsichtigte Eskalation einschließlich des Einsatzes militärischer
Mittel könnte die Folge sein, ganz besonders bei einer Beteiligung der USA
und Israels. [...] Eine US-geführte Mission setzt die US-Politik des
'maximalen Drucks' gegenüber dem Iran fort. Eine weitere europäische,
möglicherweise internationale Mission würde den Druck auf den Iran noch
weiter steigern und seine internationale Isolation befördern. Die Europäer
inklusive Deutschland würden damit die aus iranischer Sicht gefährliche 
US-Politik stärken und sich ihr anschließen. Glaubwürdigkeit büßen die
Europäer eh schon ein, indem sie den Iran nicht ausreichend wirtschaftlich
unterstützen und das Bartersystem (Instex), ein Handels- und
Zahlungssystem, dass den US-Markt umgehen soll, wirkungslos bleibt. Mit der
Beteiligung an einer Mission würde Deutschland weiter an Glaubwürdigkeit
und diplomatischem Kapital für einen notwendigen Dialog mit dem Iran über
die akute Krise im Seeweg hinaus verlieren. Auch vor dem Hintergrund einer
möglichen zweiten Amtszeit Trumps wäre dies fatal. Denn der Iran wird ein
sehr problematischer Akteur in der Region bleiben."


Anmerkung

[1] "Seither unterliegt das iranische Nuklearprogramm strengen
Begrenzungen. Zu den Verpflichtungen gehört insbesondere: Zwei Drittel der
Zentrifugen abbauen; Vorrat an angereichertem Uran nahezu vollständig nach
Russland ausführen; Kern des Plutoniumreaktors Arak mit Beton füllen und
dadurch unbrauchbar machen; Für zehn Jahre maximal 5.060 Zentrifugen der
ersten Generation in der Anlage Natanz zur Anreicherung nutzen; Für 15
Jahre Uran nicht auf einen Grad von über 3,67% anreichern; Zu keinem
Zeitpunkt mehr als 300 kg angereicherten Urans (Uranhexafluorid) im Land
lagern; Die unterirdische Anlage Fordow nicht mehr zur Anreicherung nutzen;
Forschungsreaktor Arak so umbauen, dass er für die Herstellung von
waffenfähigem Plutonium untauglich ist; Für 15 Jahre auf Aktivitäten im
Bereich Wiederaufbereitung von Brennelementen zu verzichten; In Iran die
weltweit strengsten Kontrollen durch die IAEO zulassen; Handel mit
Nukleartechnologie bzw. doppelverwendbaren Gütern künftig durch einen
international überwachten Beschaffungskanal ("Procurement Channel")
abwickeln;" (Die Wiener Nuklearvereinbarung über das iranische
Atomprogramm, Auswärtiges Amt, 28.06.2019)
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Pflanzenkost - die Grundlage einer neuen Weltanschauung

Erinnerungen an Gustav Struve

von Manfred Dietenberger



Viele Revolutionäre waren auch Vegetarier. Die frühe
Arbeiterbewegung hatte diesbezüglich ein ganzheitliches Bild.


Auch in bezug auf die Ernährung ist das Private auch politisch.
Ethische Argumente für den Vegetarismus gibt es fast so lang wie die
Menschheit.

Daneben gibt es auch gute ökonomische und ernährungswissenschaftliche
Gründe dafür, diese stammen hauptsächlich aus dem 19. und
20. Jahrhundert. Und noch manch anderes spricht für Fleischverzicht,
es ist ziemlich neu dazugekommen unter dem Stichwort "Klimawandel".

Die Anfänge der vegetarischen Idee in Deutschland fallen in die Zeit
kurz vor und nach der Revolution von 1848/49. Einer der ersten
bekannten deutschen Vegetarier war der Rechtsanwalt und Publizist
Gustav Struve (1805-1870).

Wer war dieser Gustav Struve? 1805 in München zur Welt gekommen,
empfand er "von Kindheit an einen heftigen Widerwillen und großes
Mitleid, wenn er Tiere zur Schlachtbank geschleppt" sah. Bald trieb
ihn die Frage um, "ob denn der Mensch das Recht hätte, Tiere zur
Ernährung zu töten". Er war alles andere als ein weltabgewandter
Rohköstler, sondern einer der bedeutendsten und entschiedensten
"Achtundvierziger". Im Frankfurter Vorparlament teilten Hecker und
Struve dieselbe entschieden republikanische Position und gingen
konsequent denselben Weg. Während aber Hecker nach der Niederlage bei
Kandern per Schiff Deutschland verließ, waren Struve und seine Frau
Amalie nicht bereit aufzugeben und wollten weiterkämpfen.

Im September verfasste Struve einen "Plan zur Revolutionierung und
Republikanisierung Deutschlands", der unter anderem die Auflösung der
Nationalversammlung vorsah. Der von den Reaktionären im nachhinein
verächtlich "Struveputsch" genannte zweite Umsturzversuch vom
September 1848 wurde wenige Tage nach der "Ausrufung der Republik" in
Lörrach niedergeworfen und Struve samt Frau (man erkannte sie, weil
sie kein Fleisch aß) und ihre überlebenden Mitkämpfer gefangen
genommen. Am 14. Mai 1849 befreit, nahm Struve den Kampf wieder auf
und agierte (3. Juni) als Mitglied des Exekutivkomitees und des
"Kriegssenats" der provisorischen badischen Republik. Danach flohen
die Struves über Genf und London nach New York.

In den USA engagierte sich Struve gegen die Sklaverei in den
Südstaaten. Im Sezessionskrieg führte er als Freiwilliger eine
Kompanie im 8. New Yorker Regiment unter Oberst Blencker "um als Mann
von 55 Jahren das Meinige zur Unterdrückung der Rebellion der
Sklavenhalter beizutragen".

Als seine Frau überraschend starb, verließ Struve Amerika und kehrte
nach einer Amnestie der 1848er nach Europa zurück. Nach seiner
Rückkehr gründete er zusammen mit zwanzig anderen Gesinnungsgenossen
(darunter fünf Frauen) am 20. Dezember 1868 den bis heute unter dem
Namen Vegetarische Gesellschaft Stuttgart bestehenden Verein. Die
Mitglieder trafen sich anfangs im Hotel Royal, in der Folgezeit in der
Wohnung des Schlossermeisters Hoppe.

Ein Jahr später veröffentlichte er sein Buch Pflanzenkost - die
Grundlage einer neuen Weltanschauung, worin er die theoretischen
Prinzipien darlegte, auf denen seine Entscheidung für die vegetarische
Lebensform fußte. Darüber hielt er auch ungezählte Vorträge und
beeinflusste damit die vegetarische Bewegung nachhaltig.

Schon viele Jahre zuvor war ihm das schmale Bändchen von Jean-Jacques
Rousseau, Emile oder Über die Erziehung, in die Hände gefallen.
Das half Struve, nicht nur in politischen Fragen radikal zu denken und
handeln, sondern auch seine Lebensweise radikal zu ändern. Rousseaus
Emile ist eine Anklage gegen die Zivilisation: "Solange der
Mensch Tiere schlachtet, wird er auch Menschen töten." Der Satz stammt
von Pythagoras (6. Jh. v.u.Z.).

Struve beließ es aber auch da nicht beim Lesen. "Es war der 3. Mai
1832, dass ich in Rousseau's 'Emile' eine Stelle aus Plutarch las,
welche mit glühenden Farben schilderte, wie grausam der Mensch den
Thieren gegenüber zu Werke gehe... Schon stand mein Mittagessen auf
dem Tische. Ich aber fasste den Entschluss, kein Fleisch mehr zu
essen, und habe ihn gehalten bis auf den heutigen Tag."


Die Struves blieben ihr Leben lang Vegetarier, Abstinenzler und
Tabakfeinde. In Gustavs Büchlein Pflanzenkost - die Grundlage einer
neuen Weltanschauung finden sich Sätze wie diese:
"Wer es nicht fuehlt, dass es grausam ist Tiere zu toeten, um deren
Fleisch zu essen, dem ist es schwer, das Unrecht solcher Toetungen
begreiflich zu machen, wie es schwer ist, dem von Geburt an Tauben die
Toene und dem von Geburt an Blinden die Farben begreiflich zu machen."
"Allein unverdorbene Menschen empfinden Widerwillen beim Anblicke der
in unseren Schlachthaeusern und Kuechen aufgefuehrten Mordszenen."
"Wenn dessen ungeachtet die Aerzte sich in ihrer ueberwiegenden
Mehrzahl zu Gunsten der Fleischkost aussprechen, so ist dieses nur in
sofern erklaerlich, als die meisten derselben brotlos wuerden, falls
die Menschen aufhoerten Fleisch zu essen, denn gewiss sind 9/10 der
Krankheiten auf den Fleischgenuss zurueckzufuehren."

Amalie Struve ging noch weiter, wenn sie sagte: "Ich kann mir einen
freien Staat, einen Staat reiner Menschlichkeit, ein Paradies auf
Erden nicht denken mit Fleischspeisen, mit blutigen Leckerbissen und
nach Fleischspeisen luesternen Menschen."

Von Wilhelm Liebknecht weiß ich nicht, wie er sich in dieser Frage
positionierte. August Bebel (1840-1913) jedoch erklärte in seiner
Schrift Die Frau und der Sozialismus, "warum die
Sozialdemokratie sich dem Vegetarianismus gegenüber gleichgültig
verhalte". Als einer der Väter der Sozialdemokratie wusste er, dass es
seinerzeit in Deutschland für "die sehr große Mehrheit der Menschen"
keine Möglichkeit gab, "zwischen vegetabilischer und animalischer
Kost" zu wählen. Sie "ist gezwungen, nach ihren Mitteln zu leben,
deren Dürftigkeit sie in sehr vielen Fällen fast ausschließlich auf
vegetabilische Kost hinweist, und zwar auf die wenigst nahrhafteste".

Aber Bebel wusste zugleich: "In dem Maße, wie die Kultur sich hebt,
tritt allerdings an Stelle fast ausschließlicher Fleischkost, wie sie
bei Jagd- und Hirtenvölkern vorhanden ist, mehr die Pflanzenkost. Die
Vielseitigkeit der Pflanzenkultur ist ein Zeichen höherer Kultur."

Dennoch ist gegenwärtig die Fleischindustrie in Deutschland ein großer
Wirtschaftszweig. Die 25 größten deutschen Fleischkonzerne setzten
2018 knapp 27 Milliarden Euro um. Hatte der alte Bebel also recht,
wenn er behauptete: "Rein vegetarische Lebensweise ist also für die
künftige Gesellschaft keineswegs wahrscheinlich, noch notwendig."

Ich muss darüber nochmal nachdenken. Ich bin näher bei Thomas Münzer,
der im Bauernkrieg den aufständischen Bauern erklärte, er halte es für
unerträglich, "dass alle Kreatur zum Eigentum gemacht worden sei, die
Fische im Wasser, die Vögel in der Luft, das Gewächs auf Erden - auch
die Kreatur muss frei werden". Und Louise Michel, die unerschrockene
Kämpferin der Pariser Kommune bekennt in ihren Memoiren: "Im Kern
meiner Empörung gegen die Starken finde ich, soweit ich zurückdenken
kann, meinen Abscheu gegen die Tierquälerei wieder." Und weiter: "Von
der Zeit, da ich auf dem Land die Grausamkeiten gegen die Tiere
erlebte und das entsetzliche Bild ihrer Lebensbedingungen erfasste,
stammt mein Mitleid für sie und dadurch mein Bewusstsein über die
Verbrechen der Macht."

 * 
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VORWÄRTS/1497: Gespaltenes Königreich


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 25/26 vom 23. August 2019

Gespaltenes Königreich

von Florian Sieber



Vor fünf Jahren scheiterte ein Referendum für die Unabhängigkeit
Schottlands relativ knapp. Seither wird die britische Politlandschaft
erschüttert. Nun drängt die nationale Frage wieder auf die Bühne des
politischen Tagesgeschäfts, ein erneuter Versuch sich von London
loszulösen scheint denkbar. Dabei spielt die harte Haltung des neuen
Premiers Boris Johnson eine Rolle.

Noch abgelegener als auf der Isle of Lewis kann man in Schottland kaum
sein. Die Insel ist Teil der äusseren Hebriden, einer Inselgruppe im
äussersten Nordwesten des Landes. Im Osten hinter einer 30 bis 70
Kilometer breiten Meerenge liegen die Highlands, im Westen der
atlantische Ozean. Eine Mehrheit der etwa 18.500 Einwohner*innen
spricht im täglichen Umgang noch schottisches Gälisch und geheizt wird
oft mit Torf, der in den Mooren der Insel von den Bewohner*innen mit
Torfeisen gestochen wird. Und die Region ist eine Hochburg der
schottischen Unabhängigkeitsbewegung. Als ein erstes
Unabhängigkeitsreferendum 2014 den Norden des Vereinigten Königreichs
umtrieb, hingen überall in den spärlichen, dünn besiedelten Weilern,
die zwischen den Mooren liegen, Plakate, die in schwarz-gelb eine
Schleife - das Symbol der Scottish National Party (SNP), der
wichtigsten Unabhängigkeitspartei - zeigten. Die SNP errang hier
bereits Parlamentssitze für das Britische Unterhaus lange bevor sie
zur stärksten politischen Kraft des Landes wurde. Doch auch hier
stimmte die Mehrheit, 53,4 Prozent, gegen eine Unabhängigkeit
Schottlands.


Langatmiger Abstimmungskampf

Bereits 2012 formierten sich die Lager. Für eine Unabhängigkeit
machten sich die SNP, die Scottish Socialist Party (SSP - eine
kleinere Partei links der Labour Party) und die Scottish Green Party
stark. Ihnen gegenüber stand eine Koalition bestehend aus der
sozialdemokratischen Labour Party, den konservativen Tories und der
Liberal Democratic Party. Diese drei Parteien hatten im 20.
Jahrhundert die britische Politlandschaft dominiert.

Der Abstimmungskampf verlief langatmig, wenn auch manchmal skurril. So
wurde gedroht, dass schottische Sportler*innen nicht an der Olympiade
von 2016 teilnehmen könnten. Solche Argumente dürften letztlich aber
nicht den Ausschlag gegeben haben. Für die Unterstützer*innen der
Unabhängigkeit spielten letztlich vor allem die von London diktierten
Austeritätsmassnahmen eine Rolle, die seit 2010 im Vereinigten
Königreich um sich greifen. So wurde befürchtet, dass Einsparungen im
Budget des National Health Services (NHS), des Gesundheitswesens, das
in Schottland stärker ausgebaut ist als in England, zu einer
Verschlechterung der Versorgung führen würden. Zusätzlich
argumentierte die Unabhängigkeitskampagne, dass eine Sezession
Schottlands den Weg für eine Rückgängigmachung von Sparprogrammen
ebnen würde, die trotz Ablehnung in Schottland von London durchgesetzt
wurden. Eine solche Argumentation fiel auf fruchtbaren Boden -
insbesondere angesichts der Verelendung, die als Folge von Sparpaketen
im Vereinigten Königreich grassiert.


Wegen Brüssel geblieben

Während des Grossteils der zweijährigen Kampagne wurde die
pro-Unabhängigkeitsfraktion von ihren politischen Widersacher*innen
kaum ernst genommen. Das änderte sich schlagartig, als eine
Meinungsumfrage im September 2013 einen knappen Wahlausgang nahelegte.
Von London ausgehend begann ein enormes Powerplay, um die Sezession um
jeden Preis zu verhindern. Das Forbes Magazin sprach im März 2014 gar
von einem "wirtschaftlichen Desaster", das drohe. In seinem Artikel
sprach der Ökonom David Nicholson von einer möglichen Sezession als
"rückschrittlichem, kleingeistigem, selbst zugefügtem Akt des Exils
vom 21. Jahrhundert". Am stärksten gewirkt haben wird jedoch die
Intervention Brüssels im Februar. Laut Aussage des damaligen
EU-Kommissionspräsident Barroso in einem BBC-Interview wäre im Fall
eines erfolgreichen Referendums Schottland automatisch aus der Union
ausgeschieden. Ein Wiedereintritt eines unabhängigen Schottlands wäre
laut Barroso "sehr schwierig, wenn nicht gar unmöglich". Das
Unabhängigkeits-Referendum scheiterte. Doch mit 44,7 Prozent
Ja-Stimmen fiel der Urnengang relativ knapp aus.


Leidenschaftlich unbeliebt

Lehren hat man in London aus dem Beinahe-Debakel offensichtlich nicht
gezogen. Mit Boris Johnson wurde von den Mitgliedern der Conservative
Party eine Reizfigur zum Nachfolger der abtretenden Premierministerin
Theresa May gewählt. Laut Ellen Morton von der Gruppe Glasgow Marxists
haben sich die 92.000 Tories, die mit der Nachwahl der Parteichefin
May auch gleich den neuen Premier wählten, mit der Wahl Johnsons in
Bezug auf Schottland keinen Gefallen getan: "Seine Unterstützerbasis
enthält einige der rückschrittlichsten gesellschaftlichen Elemente -
leidenschaftlich gegen Migration, chauvinistisch und erpicht auf einen
Brexit um jeden Preis." In Schottland sei Johnson besonders unbeliebt.
"Bei seinem letzten Besuch hier gab es Störaktionen und er wurde
ausgebuht", erzählt Morton gegenüber des vorwärts. Manche Kräfte
wittern angesichts der Instabilität im Fahrwasser des Brexits
Morgenluft. "Die SNP steht unter Druck von Teilen der
Unabhängigkeitsbewegung, die sofort ein neues Referendum halten
wollen. Sie fordern do it or die - tut es oder geht drauf", erklärt
Hugh Cullen, nationaler Sekretär der SSP, im Gespräch. Einem baldigen
Referendum sieht man in Cullens Partei skeptisch entgegen: "Wenn in
der nächsten Zeit abgestimmt wird, wäre die Kampagne vom Brexit
dominiert, was Menschen mit legitimer und verständlicher Kritik an der
EU davon abbringen könnte mit Ja zu stimmen." Für seine Partei ginge
es darum, ein Referendum in einen breiteren demokratischen Rahmen
einzubinden. "Es geht um Löhne, Wohnpolitik, Steuern. Und um die Macht
die Schlüsselindustrien in öffentlichen Besitz zu überführen."


Spar-SNP abgestraft

Solchen Zielen steht die bürgerliche SNP derweil ablehnend gegenüber.
Zwar hatte sie sich die Partei auf breite Schichten der
Arbeiter*innenklasse gestützt, um Kampagne für die schottische
Unabhängigkeit zu machen, doch nach einem Erdrutschsieg bei den
Unterhauswahlen von 2015, wo sie ihre Mandate von sechs auf 56
vervielfachen konnte, wurden auch von der Regierung der SNP-Chefin
Nicola Sturgeon heftige Kürzungen vorgenommen. Die Massendynamik, die
sich im Fahrwasser des Referendums von 2014 entfaltete, eine enorme
Politisierungswelle, war das grösste politische Kapital der SNP in den
Jahren seither. Das Regierungsmandat der Partei in Schottland war auch
eines für die Erreichung der schottischen Unabhängigkeit. Wenig
erstaunlich also, dass Sturgeon die Perspektive eines erneuten
Referendums warm hält, auch wenn diese bislang wenig konkretisiert
wurde. Für viele scheint ein Referendum aber kein Selbstzweck sein zu
dürfen. Eine Perspektive eines unabhängigen Schottlands, in dem die
SNP statt Tories und New Labour Sparprogramme durchsetzt, war sodann
auch für fast eine halbe Millionen Wähler*innen, die der Partei bei
den Nachwahlen 2017 wieder das Vertrauen entzogen, keine Alternative.
Die SNP wurde abgestraft und verlor ein Drittel der Wählerstimmen und
21 Mandate.


Ein Drittel unentschlossen

Doch auch die Gegner*innen der SNP sind geschwächt. Die einst
geschlossenen Reihen der Unionsparteien sind aufgebrochen. Mit der
Wahl von Jeremy Corbyn änderte sich nicht nur die Perspektive seiner
Partei zur Frage von Austerität, sondern auch die zum
Selbstbestimmungsrecht der Schottinnen und Schotten. Die schottische
Labour Party galt als Hochburg der zentristischen New Labour Bewegung
von Tony Blair. Und unter den Blairites war die Linie klar: Eine
Sezession müsse um jeden Preis verhindert werden.
Labour-Schattenkanzler John Mcdonnel pochte jedoch bei einem Interview
am 13. August anlässlich des Edinburgher Fringe Festivals auf das
Recht der Schott*innen selbst zu bestimmen: "Wir werden das nicht
blockieren. So etwas muss vom schottischen Volk entschieden werden.
Das ist Demokratie." Die Unterstützung durch die Labour Party ist von
Bedeutung. Ein erneutes Referendum kann nur zu Stande kommen, wenn es
nicht von Westminster verhindert wird. Hier erhält die
Unabhängigkeitsbewegung indes unerwartete Schützenhilfe von der
britischen Bevölkerung. Laut einer aktuellen Umfrage sind 41 Prozent
dagegen, dass ein weiteres Referendum vom Parlament verhindert wird.
Für eine Blockade durch London sprechen sich dagegen gerade einmal 32
Prozent aus. Mehr als ein Drittel ist jedoch in der Frage
unentschlossen.


Eine brüchige Union

Die wirtschaftliche Situation wird Johnson mit einem weiteren Problem
konfrontieren. Seit Anfang August 2012 hatte die Wirtschaft zu
schrumpfen begonnen. Das Pfund Sterling verlor seither erneut an Wert.
Die Austeritätsmassnahmen und die Reichenfürsorge mit der die Tories
der Krise begegneten, könnten bei einer Neuauflage Wasser auf die
Mühlen der Unabhängigkeitsbefürworter*innen bedeuten. Auch im
Parlament weht dem streitbaren Premier Gegenwind entgegen. Als
Reaktion darauf, dass Johnson noch vor seiner Wahl laut über einen
harten Brexit ohne Einbezug des Parlaments nachdachte, kündigte der
Sprecher des Unterhauses, Johnsons Parteikollege John Bercow,
Widerstand "bis zum letzten Atemzug" an. Im House of Commons ist ein
Machtkampf ausgebrochen.

Fakt ist, dass der Zusammenhalt des Vereinigten Königreichs fragil
ist, wie schon lange nicht mehr. Der stellvertretende Vorsitzende der
SNP, Keith Brown, kommentierte die Frage eines zweiten Referendums:
"Die Unterstützung der Unabhängigkeit wird angesichts dieses
Lotter-Brexits und eines inkompetenten Premiers nur weiter steigen."
SSP-Sekretär Cullen sieht die Entwicklungen seit dem letzten
Referendum jedoch kritisch: "Die Basisbewegung, mit der wir vor fünf
Jahren für die Unabhängigkeit gekämpft hatten, ging zweifellos zurück
und wandte sich dem Nationalismus zu." Die SSP setze sich nun aber für
einen anderen Zugang zur Unabhängigkeit ein. "Wir kämpfen weiter für
unsere Vision eines unabhängigen sozialistischen Schottlands - einer
internationalistischen demokratischen Republik."

 * 

Quelle:

vorwärts - die sozialistische zeitung.

Nr. 25/26 - 75. Jahrgang - 23. August 2019, S. 8

Herausgeberin: Verlagsgenossenschaft Vorwärts, PdAS

und ihre Deutschschweizer Sektionen

Redaktion: vorwärts, Postfach 2469, 8026 Zürich

Telefon: 0041-(0)44/241 66 77,

E-Mail: redaktion@vorwaerts.ch

Internet: www.vorwaerts.ch

 

vorwärts erscheint 14-täglich,

Einzelnummer: Fr. 4.-

Jahresabo: Fr. 160.-, reduziert (AHV, Stud.) 110.-

Probeabo: 4 Ausgaben gratis



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





INTERNATIONAL/225: Kolumbien - Geplante Abschaltung von Noticias Uno ein Fall von Zensur? (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien 

Geplante Abschaltung von Noticias Uno - ein Fall von Zensur?



(Bogotá, 2. September 2019, contagio radio) - Die kolumbianische
Nachrichtensendung Noticias Uno soll abgesetzt werden. Das verkündete
der Geschäftsführer des TV-Unternehmens NTC (Nacional de Televisión y
Comunicaciones), Jorge Acosta. Das hat in Kolumbien eine Debatte über
einen möglichen Fall von Zensur ausgelöst, gilt Noticias Uno doch als
eine der wichtigsten Nachrichtensendungen für kritische
Berichterstattung. Laut Julián Martínez, der sieben Jahre lang
Mitglied des Redaktionsteams war, handelt es sich um einen Schlag
gegen den unabhängigen Journalismus.

Der Journalist schließt aus, dass Noticias Uno aufgrund der
Einschaltquoten geschlossen werde. Zwar werde die Absetzung von
Noticias Uno als Geschäftsentscheidung im Kontext einer größeren
Medienkrise dargestellt, allerdings handele es sich um eine politische
Entscheidung im Bezug auf die Inhalte, welche die Sendung in den
Jahren ihrer Laufzeit vertreten hat.

Die Sendung werde vom Staat regelrecht verfolgt, so Martínez. Noticias
Uno war eines der Medien, welche unter der Regierung Álvaro
Uribes in den frühen 2000er Jahren Opfer illegaler Abhöraktionen des
kolumbianischen Ex-Geheimdienstes DAS wurden. Ziel der Abhöraktionen
war es, die geheimen Quellen der Journalist*innen zu identifizieren.
"Die, die Noticias Uno als Feind sehen, sitzen in der Regierung",
erklärt der Journalist und betont, dass mit der Absetzung von Noticias
Uno auch eine Botschaft an andere Medien ausgesendet werde.


"Mit Noticias Uno verlieren wir eine absolut notwendige
Stimme."

Trotz der Ankündigung von Jorge Acosta, dass Noticias Uno erst im Jahr
2020 abgeschaltet werde, glaubt Martínez, dass die Sendung bereits am
1. Oktober verschwinden könnte. Das erscheint ihm merkwürdig, denn
gerade in dieser Zeit stehen dem Land wichtige Ereignisse bevor, wie
die Kommunalwahlen, die Anhörung des ehemaligen Präsidenten
Álvaro Uribe Vélez vor dem Obersten Gerichtshof und weitere
Enthüllungen im Fall Odebrecht. "Das geht unbestreitbar viel weiter,
als alles, was wir wissen. Dahinter steckt was Größeres, so wie hinter
Odebrecht Luis Carlos Sarmiento Angulo steht" (Sarmiento Angulo [1]
ist der reichste Kolumbianer und Chef einer Unternehmensgruppe, Anm.
d. R.).

Martínez betont die Unabhängigkeit, die in den redaktionellen
Entscheidungen des Mediums bestand, und welches durch einen
Journalismus der "Gegenmacht und Kritik" gekennzeichnet gewesen sei.
Dass Noticias Uno jetzt abgesetzt werden soll, sieht Martínez sowohl
als ein Zeichen für die Unabhängigkeit des Programms, als auch dafür,
dass kritisches Denken in Kolumbien "der Macht nicht in den Kram
passt."


Anmerkungen:

[1] https://lasillavacia.com/el-mal-ano-de-sarmiento-angulo-no-solo-se-debe-odebrecht-69403
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DOKUMENTATION/1667: ZDF - planet e. – die nächsten Folgen, 08.09., 15.09., 22.09. und 29.09.2019 (ZDF)


planet e.

Das Spiel mit den Genen

Sonntag, 8. September 2019, 16.30 Uhr

Inhalt:

– planet e.: Die nächsten Sendungen / Sendetermine und Stab

– planet e.: Das Spiel mit den Genen

– planet e.: Das neue Waldsterben

– planet e.: Klage für den Klimaschutz

– planet e.: Fast Fashion – Die Folgen des Modewahnsinns

– Infos zu "planet e."



Sonntag, 8. September 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Das Spiel mit den Genen
Film von Birgit Hermes und Michael Wiedemann

Schnitt: Bettina Reich
Produktion: ZDF
Redaktion: Volker Angres
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 15. September 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Das neue Waldsterben
Film von Julia Schwenn und Denise Jacobs

Produktion: Cinecentrum
Redaktion: Volker Angres
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 22. September 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Klage für den Klimaschutz
Film von Johann Ahrends und Nora Stoewer

Produktion: video: arthouse
Redaktion: Martin Ordolff
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 29. September 2019, 15.00 Uhr, ZDF
planet e.: Fast Fashion – Die Folgen des Modewahnsinns
Film von Nina Kuhn und Anja Utfeld

Produktion: macondo
Redaktion: Martin Ordolff
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

planet e.: Das Spiel mit den Genen

Moderne Methoden können die Erbsubstanz von Pflanzen, Tieren und Menschen präzise verändern. Eine Revolution der Medizin und Landwirtschaft bahnt sich an. Auch das Missbrauchspotenzial wächst.

Gene gezielt ausschalten, reparieren oder ersetzen: Vor allem mit der häufig als "Genschere" bezeichneten Methode CRISPR/Cas sind solche Eingriffe in die Erbsubstanz einfacher geworden. Ein Traum für Pflanzenzüchter und Mediziner. Nicht so für CRISPR-Kritiker.

CRISPR/Cas ist leicht verfügbar, kostengünstig und relativ einfach zu handhaben. All diese Vorteile bergen aber auch das Risiko, das Werkzeug zu missbrauchen: CRISPR kann genutzt werden, um ungefährliche Mikroorganismen oder Viren genetisch so zu verändern, dass sie Krankheiten auslösen, gar als Massenvernichtungswaffe eingesetzt werden können.

Jesse Kirkpatrick und Gregory D. Koblentz von der George Mason University in Arlington haben das Missbrauchspotenzial von CRISPR in einer umfangreichen Studie thematisiert. Und offenbar hat auch die DARPA, die Forschungsagentur des US-Verteidigungsministeriums, die Gefahr erkannt: In mehreren millionenschweren Programmen – darunter das Safe Genes Program und Insect Allies – erarbeitet die DARPA Möglichkeiten, Gene an- und auszuschalten oder zu verändern. Vor allem Insect Allies wird von einigen Beobachtern heftig kritisiert, da das Programm potenziellen Feinden oder Terrorgruppen Möglichkeiten erschließt, ganze Ernten zu vernichten.

Das Kürzel CRISPR steht für Clustered Regularly Interspaced Short Palindromic Repeats. Es bezeichnet einen Abschnitt auf der Erbsubstanz von Bakterien, der der Abwehr angreifender Viren dient. Vor gerade einmal sieben Jahren beschrieben die Wissenschaftlerinnen Jennifer Doudna und Emmanuelle Charpentier die Möglichkeit, diesen Abschnitt der Erbsubstanz zusammen mit einem passenden Enzym als Genschere einzusetzen. Seitdem hat die Methode weltweit Einzug in die Labore beispielsweise der Pflanzenzüchter gehalten.

Das Unternehmen Corteva Agriscience experimentiert unter anderem mit gecrispertem Mais. Die neuen Sorten sollen Krankheiten besser widerstehen. Bei gecrisperter Hybrid-Hirse soll eine bessere Vermehrungsfähigkeit erreicht werden. Einige dieser Produkte stehen in den USA kurz vor der kommerziellen Zulassung. Der europäische Markt dürfte ihnen jedoch verschlossen bleiben, denn in der EU fallen CRISPR-Pflanzen unter das Gentechnik-Gesetz. Zu Recht, wie Kritiker finden. Denn bisher wisse man viel zu wenig über die Nebenwirkungen der Technik.

Seit Langem diskutieren Wissenschaftler und Mediziner die Möglichkeiten, Erbkrankheiten des Menschen mit Eingriffen in das Genom zu heilen. Andreas Kulozik, Direktor am Kindertumorzentrum der Universität Heidelberg, hat im Rahmen einer Studie eine gentherapeutische Behandlung bei zwei Patienten mit einer Blutkrankheit durchgeführt. Funktioniert die Therapie, ist der Patient ein für alle Mal geheilt, die sonst monatlich notwendigen Bluttransfusionen sind obsolet. Das Unternehmen Intellia (Boston) erforscht die Möglichkeit, mithilfe von CRISPR/Cas ein effektives Instrument gegen Krebs zu entwickeln. Klinische Studien stehen zwar noch aus, die bisherigen Laborexperimente und Tierversuche lassen jedoch hoffen.

"planet e." fragt nach den Vor- und Nachteilen der neuen Gen-Editierungsmethoden, spricht mit Befürwortern und Gegnern und trifft Personen aus der Wissenschaft und Politik, um über die neue nützliche wie potenziell gefährliche Methode zu sprechen.

 * 

planet e.: Das neue Waldsterben

Hunderttausende Bäume vertrocknen, gehen in Flammen auf oder fallen dem Borkenkäfer zum Opfer. Dabei ist gerade der intakte Wald einer der wichtigsten Gegenspieler des Klimawandels.

Das neue Waldsterben muss aufgehalten werden, darüber sind sich alle einig – nur wie? Vorschläge gibt es viele. Doch die Strategien von Politikern und Experten könnten unterschiedlicher kaum sein. Dabei wird es höchste Zeit, zu handeln. Denn Bäume wachsen langsam.

Zwei Jahre mit großer Hitze und wenig Regen haben ausgereicht, um die Wälder in Gefahr zu bringen. Am härtesten trifft es die Nadelhölzer. Die wurden oft als Monokulturen angepflanzt. Schnell wachsende Kiefern, Tannen und Fichten versprachen schnellen Profit für die Forstwirtschaft. Doch der löst sich jetzt vielerorts in Rauch auf. Denn Nadelholz-Plantagen trocknen besonders leicht aus, und sie brennen besonders gut.

Was nicht den Flammen zum Opfer fällt, holen sich die Borkenkäfer. Sie profitieren vom Klimawandel: Je wärmer es ist, umso besser können sie sich vermehren – und in den Holz-Plantagen finden sie ausreichend Nahrung. Aber auch Laubbäume leiden zunehmend unter Hitze und Trockenheit und werden anfälliger für Pilze, Bakterien und Viren.

Naturnahe Wälder stehen heute noch am besten da. Ihr Unterholz schützt den Boden vor dem Austrocknen, und das dichte Blätterdach hält die Temperaturen ein wenig niedriger als in der Umgebung. Aber selbst gesunde Wälder sind nicht sicher. Sie stehen unter ständiger Bedrohung durch die Gier nach Holz, Bodenschätzen oder Baugrund.

Das Waldsterben aus den 1980er-Jahren konnte mit technischen Mitteln gestoppt werden. Diesmal gibt es keine Schadstoff-Filter, die man irgendwo einbauen könnte. Und der Klimawandel kommt schneller, als viele dachten.

 * 

planet e.: Klage für den Klimaschutz

Der Klimawandel bedroht ihre Existenz und die Zukunft ihrer Kinder. Mit einer Klage wollen zehn Familien und eine Jugendorganisation jetzt die Europäische Union zum Handeln zwingen.

Denn Maurice Feschets Lavendel-Ernte in Frankreich wird immer häufiger durch Dürren zerstört, Sanna Vannars Rentiere in Nordschweden finden aufgrund von wärmeren Temperaturen keine Nahrung mehr, und auf Langeoog sind ganz Küstenabschnitte in Gefahr.

Mit einer gemeinsamen Klage wollen sie nun die Europäische Union dazu bringen, die Klimaziele zu verschärfen. "Die Politik muss und kann viel mehr tun", meint Michael Recktenwald. Er betreibt mit seiner Frau ein Hotel und ein Restaurant mitten in den Dünen auf Langeoog. Der steigende Meeresspiegel könnte eines Tages die Süßwasser-Versorgung der Insel gefährden, sodass ein Leben dort nicht mehr möglich wäre.

"Wir wollen nur eine Zukunft haben", sagt Sanna Vannar, eine junge Rentier-Hirtin. Ihre Tiere leben halb wild, halb zahm in den Weiten Nordschwedens und ernähren sich vor allem von Flechten. Durch die wärmeren Temperaturen im Winter schmelzen und gefrieren die Niederschläge auf dem Boden. So ist in den vergangenen Jahren teilweise eine dicke Eisschicht entstanden, durch die die Rentiere nicht mehr an ihre Nahrung kommen. Sanna Vannar muss immer wieder zufüttern. Das kostet Zeit und Geld. Doch einen anderen Beruf könnte sich die junge Frau nicht vorstellen. Gemeinsam mit dem Jugendverband "Sáminuorra" hat sie sich der Klage angeschlossen, um die traditionelle Rentierzucht zu bewahren.

Auch in Südfrankreich bereiten die warmen Temperaturen Probleme. Dort ist das Zuhause von Lavendel-Bauer Maurice Feschet. Sein Sohn soll den Lavendel-Anbau in der Provence weiterführen. Doch Dürren führen zu immer höheren Ernteausfällen. Die Pflanzen bekommen nicht genug Wasser und vertrocknen bereits auf dem Feld. Wenn es so weitergeht, wird es dort in einigen Jahren keinen Lavendel-Anbau mehr geben, glaubt Maurice Feschet. Dann wäre auch die Zukunft der Landwirts-Familie bedroht.

"planet e." hat mehrere Familien bei ihrem Kampf begleitet. Gemeinsam mit anderen Klägern haben Sanna Vannar, Maurice Feschet und Michael Recktenwald im Mai 2018 mithilfe von Anwälten und Umweltorganisationen die Klage eingereicht. Doch kann so eine Klage Erfolg haben?

 * 

planet e.: Fast Fashion – Die Folgen des Modewahnsinns

Die weltweite Produktion von Kleidung und Schuhen hat sich in 15 Jahren verdoppelt. "Fast Fashion" heißt das System, das die Branche geschickt anheizt. Die ökologischen Folgen sind fatal.

Modeketten bringen pro Jahr mehr als 20 Kollektionen heraus und schaffen damit ständig neue Kaufanreize. Dabei setzen sie auf Influencer-Marketing, also auf Botschafter im Netz, die die neuen Kollektionen präsentieren.

Tausendfach werden solche Beiträge auf Instagram oder YouTube geklickt. Ständig neue Klamotten shoppen, das war auch viele Jahre das Hobby von Model und Schauspielerin Marie Nasemann. Doch der Einsturz der Textilfabrik Rana Plaza im Jahr 2013 in Bangladesch, in der auch große europäische Modeketten produzieren ließen, hat sie zum Umdenken bewegt. Heute setzt sich Marie Nasemann für faire Mode ein und zeigt, wie nachhaltiger Modekonsum funktionieren kann.

Mit der Kleidungs-Produktion wächst auch der Berg an Altkleidern. Sammler und Sortierer refinanzieren die kostenlose Altkleider-Verwertung, indem sie die noch tragbaren Kleidungsstücke weiterverkaufen. Doch wiederverwendbare Kleidung findet sich immer seltener in den Säcken. Stattdessen nimmt der Anteil an minderwertiger Polyester-Ware zu. Nur dank der Billigfaser ist Fast Fashion möglich. Für Sammler und Sortierer hingegen bedeutet die miese Qualität, dass sie weniger einnehmen und auf Dauer nicht mehr kostendeckend wirtschaften können. Branchenvertreter sprechen bereits von einem existenzbedrohenden Ausmaß.

Bricht die Wiederverwendung als Secondhandware zusammen, droht auch ökologisch der Kollaps. Denn dann müssen Berge an noch tragbarer Kleidung in der Müllverbrennung entsorgt werden. Dabei verbraucht die weltweite Textilproduktion massiv Ressourcen und verursacht mehr klimaschädliches CO2 als alle jährlichen internationalen Flüge und Schifffahrten zusammen.

Die Dokumentation beleuchtet die Folgen von Fast Fashion und verfolgt den Weg unserer Altkleider. Die Autorinnen zeigen auch Alternativen – wie beispielsweise Textil-Recycling – und klären Möglichkeiten und Grenzen entsprechender Verfahren.

 * 

Infos zu "planet e."

Der andere Blick auf unsere Erde: die Umwelt-Dokumentation im ZDF. Seit 2011 geht "planet e." sonntags im ZDF in intensiven Dokumentationen aktuellen Fragen des Umwelt- und Naturschutzes auf den Grund – zunächst auf dem Sendeplatz um 14.45 Uhr, seit dem 8. Mai 2016 auf dem neuen Sendeplatz um 16.30 Uhr. Die Dokumentationsreihe findet Themen ganz in der Nähe, aber auch in Europa und weltweit. Es geht um globale Trends, nachhaltige Lebensgestaltung und ökologisch verträgliche Lösungen für die drängenden Fragen der Zeit.

Am 16. Oktober 2011 wurde aus dem wöchentlichen Magazin "ZDF.umwelt" das neue Doku-Format "planet e." Der Formatwechsel wurde so begründet: Wichtige ökologische Fragestellungen sollen tiefgründiger, ausführlicher und zusammenhängender dargestellt werden als dies in Magazinform möglich ist.

Die "planet e."-Redaktion leitet Volker Angres.
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plan b

Jede Sekunde zählt – Retter im Einsatz

Samstag, 7. September 2019, 17.40 Uhr

Inhalt:

– "plan b" – Dokumentationsreihe mit konstruktivem Ansatz

– Sendetermine und Stab

– plan b: Jede Sekunde zählt – Retter im Einsatz

– plan b: Überleben im Straßenverkehr – Vorfahrt für mehr Sicherheit

– plan b: Pause von Zuhause – Hilfe für pflegende Angehörige

– plan b: Schätze im Schutt – Alte Rohstoffe neu genutzt

– plan b: Schmerz-los – Wie neue Therapien Linderung bringen

– Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer



"plan b" – Dokumentationsreihe mit konstruktivem Ansatz

"plan b" bietet seit dem 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. "plan b" ist eine Dokumentationsreihe mit Reportage-Elementen, die das jeweilige Thema anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten aufbereitet und dabei den europäischen Aspekt immer mit einbezieht. "plan b" wirft einen lösungsorientierten Blick auf aktuelle Probleme und zeigt verschiedene Möglichkeiten auf, wie diese in den Griff zu bekommen sind. "plan b" ist die erste Dokumentationsreihe im deutschen Fernsehen, die diesen konstruktiven Ansatz verfolgt. 
 *

Samstag, 7. September 2019, 17.40 Uhr, ZDF
plan b: Jede Sekunde zählt – Retter im Einsatz
Film von Dino Argentiero, Detlev Konnerth und Ralf Wilharm

Produktion: Spiegel TV
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 25 Minuten


Samstag, 14. September 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Überleben im Straßenverkehr – Vorfahrt für mehr Sicherheit
Film von Anna Aumüller

Produktion: Cinecentrum
Redaktion: Steffen Bayer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 21. September 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Pause von Zuhause – Hilfe für pflegende Angehörige
Film von Tanja von Ungern-Sternberg

Produktion: B.Vision Media 
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 5. Oktober 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Schätze im Schutt – Alte Rohstoffe neu genutzt
Film von Andrea Ernst

Produktion: Langbein und Partner
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten

Samstag, 12. Oktober 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Schmerz-los – Wie neue Therapien Linderung bringen
Film von Franca Leyendecker

Produktion: Docuvista
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

plan b: Jede Sekunde zählt – Retter im Einsatz

Über zwei Millionen Einsätze hatten allein die Feuerwehren in Deutschland im Jahr 2016. Oft ging es um Leben und Tod. Wie ein Notfall ausgeht, hängt davon ab, ob Retter schnell genug sind.

Für die 34-jährige Notfallsanitäterin Natascha Oberer gehört das zu ihrem Alltag: "Man muss eine gewisse Leidenschaft haben für den Beruf. Wenn man alles an sich heranlässt, kann es sehr schnell belastend werden."

Für die Sanitäter vom Arbeiter-Samariter-Bund in Frankfurt am Main gehören lebensbedrohliche Situationen zum Berufsalltag. Flexibilität und ruhige Nerven sind Grundvoraussetzungen für den Job. Schnell den Verletzten zu erreichen, ist die große Herausforderung der Helfer. Vom Notruf bis zur Ankunft eines Rettungswagens am Unfallort sollen nicht mehr als zwölf Minuten vergehen. Um diese Zeit, die manchmal über Leben und Tod entscheidet, zu überbrücken, werden in Gütersloh freiwillige Ersthelfer per App alarmiert. Derjenige, der am dichtesten am Ort des Geschehens ist, leistet sofort Erste Hilfe und bleibt bis zur Ankunft der Rettungssanitäter am Unfallort.

Das Smartphone als Lebensretter ist ein Modell, das auch im Ausland Schule macht. In Israel sind 5000 ehrenamtliche Erst-Retter registriert. Die Einsatzzentrale in Jerusalem koordiniert die landesweiten Einsätze, die überwiegend mit Motorrädern gefahren werden und komplett durch Spenden finanziert sind. So kommen die Helfer schnell durch den dichten Verkehr in Großstädten wie Tel Aviv.

Doch was tun, wenn ein Notfall nicht an Land, sondern auf See stattfindet? An Spaniens Küsten greifen Rettungsschwimmer auf Hilfe aus der Luft zurück, um Menschen vor dem Ertrinken zu retten. Per Fernsteuerung wird eine Drohne mit ausfahrbaren Rettungsarmen zu dem Ertrinkenden gesteuert. Gleichzeitig startet ein Rettungsboot. Bis es am Unfallort ankommt, kann sich der verunglückte Schwimmer an den Rettungsarmen festhalten.

 * 

plan b: Überleben im Straßenverkehr – Vorfahrt für mehr Sicherheit

Auf Deutschlands Straßen verlieren jedes Jahr mehr als 3000 Menschen ihr Leben, Hunderttausende werden verletzt. Viele Unfälle könnten aber mit einfachen Rezepten verhindert werden.

In der Schweiz wird nach dem Prinzip der "Via Sicura" verfahren – der sichere Weg. Dabei setzen sie auf den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, auf Bestrafung und Aufklärung. So ist in der Schweiz "Rasen" kein Kavaliersdelikt, sondern eine Straftat. Frank Rüfenacht von der Kantonspolizei Bern weiß: "Geschwindigkeit ist seit Jahren eine der Hauptursachen für Unfälle im Kanton Bern. Und unsere Verkehrskontrollen sind ein gutes Mittel, um die Unfallzahlen rückläufig zu machen."

Bei Tempoverstößen drohen harte Strafen, das reicht von hohen Bußgeldern über Führerscheinentzug bis zur Gefängnisstrafe. Um die Verkehrssicherheit zu verbessern, müssen außerdem alle Autofahrer ab einem Alter von 75 Jahren eine verkehrsmedizinische Fahrtauglichkeitsuntersuchung machen. Daneben sind der intensive Ausbau sicherer Verkehrswege und die Entschärfung von Unfallschwerpunktstellen fester Bestandteil der Schweizer Verkehrspolitik.

In Deutschland gibt es ebenfalls Programme, die abschrecken und aufklären sollen. Die 26-jährige Sandra Kocer erfuhr am eigenen Leib, wie gefährlich Autofahren sein kann: Sie wurde unverschuldet Opfer eines Frontalunfalls mit einem entgegenkommenden Auto. Der Fahrer stand unter Einfluss von Drogen und Alkohol. Damit andere dieses Schicksal nicht erleiden, engagiert sich Sandra in einem Präventionsprogramm für Jugendliche. In der Unfallchirurgie der Berufsgenossenschaftsklinik in Ludwigshafen erzählt sie den Schülern ihre Geschichte: "Wenn ich nur einen erreichen kann, ist das sehr viel wert."

Auch Kommunen können etwas für die Verkehrssicherheit tun: In Neumünster fährt die Müllabfuhr nur noch mit Abbiege-Assistent in die Kurven. Technische Assistenzsysteme sollen helfen, die Gefahr des toten Winkels zu bannen. In der schleswig-holsteinischen Stadt ziehen Stadtrat, Technisches Betriebszentrum und eine Spedition an einem Strang und setzen auf mehr Sicherheit durch neue Technik.

Mobilität ist zum Selbstverständnis unserer Zeit geworden – und bleibt doch ein Risiko: Jedes Jahr sterben weltweit 1,35 Millionen Menschen im Straßenverkehr. Die ZDF-Dokumentationsreihe "plan b" zeigt, wie die Straßen sicherer werden können.

 * 

plan b: Pause von Zuhause – Hilfe für pflegende Angehörige

Aus Liebe arbeiten sie oft rund um die Uhr. 2,6 Millionen Menschen in Deutschland pflegen einen Angehörigen – oft über Jahre. Eine aufopferungsvolle und Kraft zehrende Aufgabe.

Partner, Kinder, Eltern, Freunde: Dank ihres Einsatzes können Dreiviertel aller pflegebedürftigen Menschen zu Hause bleiben, statt ins Heim zu müssen. Die Helfer brauchen Hilfe. Denn für das eigene Leben – Job, Erholung, Beziehungen – fehlen oft Zeit und Kraft.

Daniela Jäkel hat sich zu helfen gewusst. Sie hat ihre Mutter im "Schatzkistle" untergebracht, einer Demenz-WG. Das tut beiden Frauen gut. Die kranke alte Dame ist rund um die Uhr gut versorgt mit einem ambulanten Pflegedienst und sogenannten Präsenzkräften, die 24 Stunden vor Ort sind. Und Daniela Jäkel plagt kein schlechtes Gewissen, denn sie hat ihre Mutter nicht einfach in fremde Hände gegeben. Sie ist eine der zehn Angehörigen, die das "Schatzkistle" zusammen betreiben. Sie sind die "Hausherren". Sie bestimmen, wie der Alltag der Bewohner aussieht, welcher Pflegedienst engagiert wird und wer noch in die WG einziehen darf. Für Daniela Jäkel ein gutes Gefühl: "Ich weiß die Mutti gut versorgt, bring' mich selber ein und kann trotzdem noch mein eigenes Leben führen."

Gut für sich selbst sorgen, um für andere Sorge tragen zu können: Das ist eine der Grundvoraussetzungen, um langfristig pflegen zu können. Im schweizerischen Obergrüt bietet Luzia Hafner, Bäuerin und ehemalige Pflegefachkraft, auf ihrem Hof Ferien für Menschen mit Demenz an. Die Angehörigen können eine Auszeit nehmen und neue Kraft schöpfen. Charlotte Schatt bringt ihren Mann Andy zum dritten Mal nach Obergrüt. Obwohl die Krankheit bei ihm noch im Frühstadium ist, weiß Charlotte schon jetzt, sie wird regelmäßig Pausen brauchen, um ihn so lange wie möglich zu Hause pflegen zu können. "Ihn hierzulassen, musste ich auch erst lernen, aber es tut einem so gut", sagt sie.

Ein Netzwerk aus Pflege-Profis, Wohlfahrtsverbänden und Ehrenamtlichen bietet in Mülheim an der Ruhr Hilfe aus einer Hand an. "Sehr oft hören wir, kommunal kann man gar nicht so viel machen. Aber wir sind der Ansicht, dass wir vieles bewegen können", sagt Sozialplaner Jörg Marx. Die 170 000-Einwohner-Stadt will mit ihrer "Dialog-Offensive Pflege" ins Gespräch mit Angehörigen kommen, um zu helfen. Mit dem neu gegründeten Sorgentelefon zum Beispiel: Sich alles einmal von der Seele reden zu können – auch so kann Hilfe für die sonst so stillen Helden aussehen.

 * 

plan b: Schätze im Schutt – Alte Rohstoffe neu genutzt

Die Bauindustrie boomt. Doch sie verschlingt riesige Mengen an Rohstoffen. Muss das so sein? Liegen doch in den Städten viele Rohstoffschätze, die nur neu entdeckt werden müssten.

Über die Hälfte aller Abfälle kommt hierzulande aus dem Bausektor. Das meiste landet geschreddert im Straßenbau. Doch es gibt Umdenker, die aus altem Bauschutt neue Häuser machen. "plan b" begleitet sie bei der Rohstoffernte in der Stadt.

"Wir müssen Metalle, Glas, Steine, Fliesen, Ziegel und Keramik nur in einen neuen Kreislauf bringen", erklärt Nils Nolting, der Architekt des Recyclinghauses-Hannover. "Es war ein Abenteuer. Wir haben am Anfang nicht gewusst, wie viel wir tatsächlich aus alten Gebäuden nehmen können." Eine vierköpfige Familie sollte am Ende in dem neuen Haus Platz finden: Massivholz bildet den Rohbau, alte Gehwegplatten werden zum Estrich, ein rosa-schimmernder Terrazzo entsteht mit Ziegelsplitt, und die Fenster stammen aus einem ehemaligen Jugendzentrum. "Wir haben nicht nur viele Baustoffe recycelt, wir haben auch Bauteile neu überarbeitet und völlig anders wieder eingesetzt", blickt Nolting zurück. Die neuen Mieter sind begeistert: "Es ist so modern und hell geworden."

Alten Baustoffen zu neuem Leben verhelfen – das macht auch Tom van Soest in den Niederlanden. Aus Abbruchhäusern holt er Betonreste, Ziegelbrüche, Dachpfannen, Mörtelreste, Bodenplatten und Fliesen. Er probiert, zerkleinert, mischt und mixt. "Es hat lange gedauert, bis ich die richtige Mischung hatte", erklärt der Designer im Rückblick. "Ich wollte stabile neue Steine herstellen." Inzwischen verarbeitet die Amsterdamer Firma tausend Tonnen Abfall pro Jahr zu neuen, bunten Klinker-, Fassaden- und Bausteinen.

Auf der Jagd nach wertvollen Materialien ist auch Brigitte Kranner. Auf den großen Wertstoffhöfen in der Nähe von Wien inspiziert sie alte Kabel, aussortierte Heizungen oder Aluminiumfenster und kann in wenigen Sekunden abschätzen, welchen Wert sie haben. "Das ist reines Kupfer", erklärt sie, während sie das hellrosa leuchtende Metall aus einem dunklen Kunststoffkabel schält. "Das wird zu hundert Prozent recycelt, einfach eingeschmolzen und wieder zu perfektem Kupferdraht – mit exakt der gleichen Qualität wie Kupfer, das aus Erz gewonnen wird. So schonen wir das Klima, wenn wir nicht in den Ländern des Südens abbauen müssen."

 * 

plan b: Schmerz-los – Wie neue Therapien Linderung bringen

Etwa 15 Millionen Menschen in Deutschland leiden an chronischen Schmerzen. Ein normaler Alltag ist für sie oft nicht mehr möglich. Wie kann ihnen besser geholfen werden?

Der typische Schmerzpatient wird von einem Arzt zum nächsten geschickt – häufig ohne nachhaltigen Erfolg. Viele Patienten warten etliche Jahre auf eine Diagnose und eine angemessene Behandlung. "plan b" zeigt neue Therapien und Ansätze, die Hoffnung wecken.

"Ich konnte nicht stehen, nicht sitzen, nicht laufen, mir nicht mal die Schuhe zubinden. Ich war auf die Hilfe meines Mannes angewiesen. Es war ein schreckliches Gefühl, so hilflos zu sein", erinnert sich Claudia Pietschmann aus Langerwehe. Jahrelang litt sie unter Schmerzen im Bein und im unteren Rücken. Sie war bei verschiedenen Ärzten und Orthopäden in Behandlung, doch keiner konnte ihr helfen. "Denen fiel nichts anderes ein, als mir starke Schmerzmittel zu verschreiben. Und mir zu sagen, ich solle mich schonen. Heute weiß ich, dass das alles nur noch schlimmer gemacht hat", berichtet die 52-Jährige.

Claudia Pietschmann ist eine typische Vertreterin von Patienten mit chronischen Schmerzen. Erst Andreas Jelitto konnte ihr nach einem jahrelangen Leidensweg dabei helfen, die Schmerzen in den Griff zu kriegen. Der Chefarzt der Klinik für Schmerztherapie im Krankenhaus Schleiden sagt: "Die Versorgung von Schmerzpatienten in Deutschland ist katastrophal." Das sei auch darin begründet, dass Schmerzmedizin hierzulande kein eigener Facharztbereich ist. Vielen Ärzten fehlt es an Know-how über chronische Schmerzen – und an Geld und Zeit für eine richtige Diagnose und Behandlung.

Könnte die Lösung in Irland zu finden sein? Dort gibt es seit 2014 eine spezielle Ausbildung zum Facharzt für Schmerzmedizin. Ein Segen für Cathy Clarke aus Kilhugh. Die 57-Jährige leidet seit drei Jahren unter starken Schmerzen in ihrer rechten Hand: "Es brennt wie Feuer. Es fühlt sich an, als würde meine Hand immer unter Strom stehen. Jede kleinste Berührung, jeder kleine Windhauch fühlt sich an, als würde man mir Säure über die Hand kippen." Cathy leidet am sogenannten komplexen regionalen Schmerzsyndrom, ausgelöst durch eine Routine-Operation am Karpaltunnel. Ihren Beruf musste die ehemalige Anwältin aufgeben.

"Chronische Schmerzen tun einem in jeder Hinsicht weh", erzählt Cathy, "emotional, körperlich, finanziell. Ich habe zu fast allen meinen Freunden keinen Kontakt mehr. Es gibt keinen Lebensbereich, der von den Schmerzen nicht kaputtgemacht wird." Sie hat verschiedenste Therapien ausprobiert, bisher hat nichts geholfen. Doch jetzt hat sie neue Hoffnung: Eine Rückenmarkstimulation soll dafür sorgen, dass die Schmerzreize nicht mehr weitergeleitet werden. Dafür muss ein Neurostimulator am Rückenmark implantiert werden, ein riskanter Eingriff. Wird er erfolgreich sein?

Cathy Clarke setzt alle Hoffnung in ihren Arzt Paul Murphy vom St. Vincent's Hospital in Dublin. Für ihn hat sich seit der Einführung des Facharztes für Schmerzmedizin viel verändert: Er kann sich mehr Zeit für seine Patienten nehmen, seine Leistungen besser abrechnen, und er profitiert davon, dass mehr Geld in die Forschung gesteckt wird.

"plan b" zeigt am Beispiel Irlands, welche Vorteile die strukturelle Änderung im Facharztbereich bringt – und was Deutschland daraus lernen kann. Auch neue Therapien werden vorgestellt: Christoph Stein von der Charité in Berlin forscht an einer neuen Generation von Schmerzmedikamenten, die genauso gut wirken wir Opiate, jedoch keine Nebenwirkungen haben. Und an der Schmerzklinik in Kiel hilft der Arzt Hartmut Göbel Patienten mit chronischer Migräne – mit einer neuartigen Migräne-Impfung.

 * 

"Wir verfolgen einen konstruktiven Ansatz"
Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer

"plan b" bietet ab 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. Bedeutet das vor allem: Es werden weniger die Probleme, als vielmehr die Lösungsansätze dargestellt?

In der nachrichtlichen Berichterstattung und in etablierten Dokumentationsformaten werden Probleme meist ausführlich und in Gänze dargestellt. Wir wollen in unserem neuen Format das jeweilige Problem dagegen kurz umreißen und dafür zeigen, dass es bereits viele verschiedene Möglichkeiten gibt, diese in den Griff zu bekommen. Insofern wollen wir einen etwas anderen, lösungsorientierten Blick auf die Themen werfen. "plan b" ist das erste Dokumentationsformat im deutschen Fernsehen, das diesen konstruktiven Ansatz in einem Doku-Format verfolgt.

Ist dieser "plan b" für alle Themenfelder denkbar – oder was greifen Sie auf?

Alles, was das Leben und die Gesellschaft an Themen bereithält, kann auch für "plan b" interessant sein. Wir müssen schauen, ob es beim jeweiligen Thema Lösungsansätze auf verschiedenen Ebenen gibt. Wir werden zum Beispiel das Thema "Wohnen in der City" unter der Fragestellung aufgreifen: Wie lassen sich bezahlbare Mieten in Innenstadtlagen ermöglichen? In großen Städten wie München, Berlin oder Frankfurt, aber auch in vielen ausländischen Metropolen ist es ja bereits ein Riesenproblem, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Auf unserer Suche nach Lösungsansätzen haben wir festgestellt, dass es zum Beispiel in Zürich, einer der teuersten Städte Europas, auch bezahlbare Mieten gibt. Statt zum Beispiel 60 bis 70 Euro, nur 15 Euro. Wir zeigen, wie das geht und sich finanziert. Und wir beleuchten, wie in Deutschland einige Städte, die ihre Grundstücke nicht zur Haushaltkonsolidierung verscherbelt haben, nun über die Grundstückspreise Einfluss auf die Bau- und am Ende auch auf die Mietkosten nehmen.

Und wie werden die Themen für das neue Format aufbereitet?

"plan b" ist ein Dokumentationsformat mit Reportage-Ansätzen. Wir erzählen die jeweilige Geschichte anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten. Und wir wollen dabei den europäischen Aspekt immer mit einbeziehen und in Erfahrung bringen, wie im Ausland mit den jeweiligen Problemen verfahren wird. Die Herausforderung ist dabei: Für die 30-Doku-Minuten eine Dramaturgie mit verschiedenen Geschichten zu entwickeln, die sich abwechseln. Denn das ist beim konstruktiven Journalismus auch zu bedenken: Lösungsansätze und alternative Entwicklungen leuchten dem Zuschauer oft schnell ein – da gilt es eine Spannungslinie für die verschiedenen Themen zu entwickeln.

"plan b" ist auch ein Synergieprojekt mit der ARTE-Reportagereihe "Re:" Gibt es dennoch unterschiedliche Handschriften?

Ja, die gibt es. Dennoch wollen wir schauen, wie wir die Format-Ansätze gut zusammenführen. ARTE setzt mehr auf die Reportage, bei "plan b" ist es eher eine Dokumentation mit Reportage-Ansätzen, mit einer Geschichte, die wir anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten erzählen. Wir arbeiten eng mit "Re:" zusammen und liefern auch Stücke für den ARTE-Sendeplatz.

In einem Satz: Was erwartet die Zuschauer bei "plan b"?

Wer "plan b" einschaltet, sieht: "Die Welt ist voller Ideen!"

Mit Christian Dezer sprach Thomas Hagedorn.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – September 2019

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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TALK/359: WDR - Zum Frühstück bei Jürgen B. Hausmann, 8.9.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. September
2019

Zum Frühstück bei... Jürgen B. Hausmann

08.09.2019, 21.45 - 22.15 Uhr | WDR Fernsehen



Seit dem 25. August läuft die Reihe "Zum Frühstück bei..." jeweils am
Sonntagabend im WDR Fernsehen. WDR-Reporterin Donya Farahani ist zu
Gast bei Prominenten, die Farahani in ihren privaten vier Wänden
empfangen. Sie geben der Reporterin zwei Tage lang persönliche
Einblicke in ihr Leben und erzählen, was sie wirklich bewegt - zum
Ausklang steht immer ein Frühstück zu Hause auf dem Programm.
Donya Farahani fährt mit ihrem Bus Richtung Aachen und trifft den
Kabarettisten Jürgen B. Hausmann (Jürgen Beckers) zum Frühstück.

In der letzten Folge fährt Donya Farahani nun mit ihrem Bus Richtung
Aachen, um hier den beliebten Kabarettisten Jürgen B. Hausmann zu
besuchen. Der ehemalige Lehrer lädt die Moderatorin in sein Haus in
Alsdorf ein. Hier lebt er mit seiner Frau, die früher seine Schülerin
war - und seinen beiden Kindern. Jürgen B. Hausmann heißt eigentlich
Jürgen Beckers, und genau den möchte Donya bis zum Frühstück am
nächsten Tag besser kennenlernen. Abseits der Bühne hat der
erfolgreiche Komiker nämlich schon so manchen Schicksalsschlag
einstecken müssen. Hausmann zeigt Donya seine Welt, seinen Alltag und
spricht mit ihr über sein Leben auf und hinter der Bühne.


Neue Reihe im WDR Fernsehen - "Zum Frühstück bei..." mit Donya
Farahani 

https://presse.wdr.de/plounge/tv/wdr_fernsehen/2019/08/20190819_zum_fruehstueck_bei.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. September 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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FEATURE/1306: Deutschlandfunk Kultur - Paris-Brest-Paris, der älteste Radmarathon Europas, 8.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Begehrte Tortur

Paris-Brest-Paris - der älteste Radmarathon Europas

Von Fritz Schütte

Nachspiel. Feature

Sonntag, 8. September 2019, 18.05 - 18.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Alle vier Jahre treffen sich tausende Radsportenthusiasten im Sommer
in Paris. Sie fahren nach Brest und zurück, über 1.200 km, am Stück.
Zu bewältigen in weniger als 90 Stunden: Reiner Paffrath fährt zum
sechsten Mal mit. "Wenn der Hintern weh tut, hast du sicher etwas
falsch gemacht", sagt er. Paris-Brest-Paris, das älteste Radrennen der
Welt. Der Streckenrekord von 36 Stunden und 55 Minuten aus dem Jahre
1951 wird wahrscheinlich nie mehr unterboten, denn das Rennen ist aus
dem Kalender der Profis gestrichen. Amateure jedoch halten an dem
Klassiker fest.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. August 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1952: Deutschlandfunk - DigiKant oder Vier Fragen, frisch gestellt, 8.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

DigiKant oder: Vier Fragen, frisch gestellt

Was kann ich wissen?

Was soll ich tun?

Was darf ich hoffen?

Was ist der Mensch?

Von Florian Felix Weyh

Essay und Diskurs
4
Sonntag, 8. September 2019, 9.30 - 10.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sie klingen einfach, die vier Fragen, aus denen Immanuel Kant seine
Philosophie der Aufklärung entwickelte. Doch so simpel muss
Philosophie fragen, will sie den Dingen auf den Grund gehen - und sie
muss die gefundenen Antworten immer wieder über Bord werfen. So wie
sich die Aufklärer von der Religion als Welterklärungsmuster
verabschieden mussten, müssen wir von gewohnten Positionen Abstand
nehmen. Vier Fragen fordern den Autor Florian Felix Weyh zu einer
vorläufigen Antwort darauf heraus, wo der Mensch stehen wird, wenn
sich die Welt nur noch als Code definiert und nicht mehr als Glaubens-
oder Vernunftzusammenhang.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. August 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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PREIS/337: PULS-Moderator Roger Rekless für den Deutschen Radiopreis 2019 nominiert (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. August 2019

Deutscher Radiopreis 2019

PULS-Moderator Roger Rekless nominiert



Roger Rekless ist für "Bayern 3 Spätschicht präsentiert von PULS" für
den Deutschen Radiopreis 2019 nominiert - als einer von drei Anwärtern
in der Kategorie "Bester Newcomer". Die Gewinner werden bei einer Gala
in der Hamburger Elbphilharmonie am Mittwoch, 25. September 2019,
bekannt gegeben. BAYERN 3 überträgt die Verleihung live ab 20.00 Uhr
im Radio. Laudatorin in der Kategorie "Bester Newcomer" ist die
Fernsehmoderatorin Nazan Eckes.

Geboren wurde der Musiker, Moderator, Produzent, DJ und Autor Roger
Rekless als David Mayonga 1981 in München. Durch die Mixtapes seiner
Mutter entdeckte er Soul, Blues, Reggae und Rap und brachte sich als
Teenager Instrumente, Produzieren und DJing bei. 1997 gründete er
seine erste Band und galt lange als einer der führenden DJs in
Deutschland. Was Musik angeht, steht inzwischen das Rappen im Zentrum:
Rekless hat zwei Alben veröffentlicht und sich deutschlandweit einen
Namen als versierter Freestyle-Rapper gemacht - immer wieder spielt er
mit berühmten Künstlern wie Samy Deluxe, David Pe und der Band Tribez
komplett improvisierte Shows. Urlaub vom Hip-Hop macht er in seiner
Hardcore-Crossover-Band GWLT, die bisher drei EPs und ein Album
aufgenommen hat. Roger Rekless studierte Pädagogik und arbeitete in
der offenen Jugendarbeit beim Kreisjugendring München. Immer wieder
ist Roger Rekless als Musiker und Pädagoge fürs Goethe-Institut in der
Welt unterwegs.

Seit 2015 ist Rekless regelmäßig in den Radioprogrammen von PULS,
BAYERN 3 und Bayern 2 zu hören. Bis Ende 2018 stand der Moderator
jeden Abend in der "BAYERN 3 Spätschicht, präsentiert von PULS" im
direkten Austausch mit seinen Hörerinnen und Hörern. In der Rubrik
"Roger Rekless rappt deine fünf Wörter" bastelte er gemeinsam mit
seinen Fans live On Air einen Freestyle-Rap - ein deutschlandweit
einzigartiges Liveradio-Kunststück. Auch bei Social Media kann man
Roger freestylen sehen: Auf dem Facebook-Kanal von PULS rappt Roger
einmal im Monat die Kommentare der Userinnen und User. 2019 erschien
sein erstes Buch mit dem Titel "Ein Neger darf nicht neben mir sitzen.
Eine deutsche Geschichte" - ein Sachbuch, in dem sich Rekless mit den
Dynamiken des Alltagsrassismus auseinandersetzt. Wenn Roger nicht auf
Buchtour ist, kann man ihn jeden vierten Freitag im Monat in der
"Roger Rekless Show" auf PULS über Musik sprechen hören - das nächste
Mal am 27. September 2019 ab 20.00 Uhr.

Die Verleihung am Mittwoch, 25. September in der Elbphilharmonie in
Hamburg wird von Barbara Schöneberger für das Fernsehen moderiert und
für das Radio von BAYERN 3-Moderator Sebastian Winkler und Birgit Hahn
von Radio Hamburg kommentiert. BAYERN 3 überträgt die Gala live ab
20.00 Uhr im Radio und ARD-alpha zeitversetzt ab 23.15 Uhr.


Der Deutsche Radiopreis

Der Deutsche Radiopreis wird seit 2010 jährlich in inzwischen zwölf
Kategorien verliehen. Aus insgesamt 442 Einreichungen von 154
Radioprogrammen hat eine Jury des Grimme-Instituts pro Kategorie drei
Kandidaten ausgewählt, die sukzessive veröffentlicht werden. Die
Verleihung des Deutschen Radiopreises findet am Mittwoch, 25.
September 2019 in Hamburg statt und wird bundesweit in zahlreichen
öffentlich-rechtlichen und privaten Radioprogrammen live übertragen.
Die Gala wird auch als Livestream im Internet zu sehen sein.

Für den Deutschen Radiopreis arbeiten öffentlich-rechtliche und
private Radiosender zusammen, um gemeinsam herausragende Moderatoren,
Reporter, Nachrichtenformate und Sendungen auszuzeichnen.


Mehr zum Sendeformat "Die Roger Rekless Show" im Internet unter:

https://www.br.de/puls/programm/puls-radio/roger-rekless-show-einmal-hiphop-mit-alles-100.html

Mehr Informationen zum Preis im Internet unter www.deutscher-radiopreis.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. August 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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DER FILM/456: Unna - Reihe "Leinwand Special" zeigt "Der Vorname" am 11. und 15.9.2019


Stadt Unna

Leinwand Special zeigt: "Der Vorname"



Kreisstadt Unna. Die Reihe Leinwand Special ist eine feste Größe in
der Stadt. Hier stehen preisgekrönte Filme auf dem Programm, Streifen,
über die man spricht, aufregende und anrührende Filme, historische
Stoffe, spannende Stories, Musikfilme oder ungewöhnliche Dokus. Am 11.
September 2019 um 19.30 Uhr und am 15. September um 11 Uhr läuft im
Rahmen von Leinwand Special der Film "Der Vorname", eine
Gesellschaftskomödie von Sönke Wortmann.

Es hätte ein netter Abend werden können. Doch als die Gastgeber ihren
Freunden verkünden, dass sie ihren Sohn Adolf nennen wollen, fliegen
die Fetzen!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. September 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1941: Unna - "Excel Grundlagen" am 12./16./19. und 23.9.2019


VHS-Aktuell: "Fit für das Büro - Excel Grundlagen"



Kreisstadt Unna. Excel ist eine Standardsoftware in vielen Betrieben.
Wie das Programm mit seinen Grundfunktionen genutzt wird, vermittelt
die VHS in einer Blockveranstaltung am Vormittag. Dabei werden
zunächst die Grundlagen der Tabellenkalkulation vorgestellt, um dann
auf einzelne Themen wie Berechnungen und Funktionen, Zellformatierung
sowie Speichern und Drucken einzugehen. Zahlreiche Übungen vertiefen
das Gelernte. In der Kursgebühr sind die Kosten für ein Arbeitsbuch
zum Vor- und Nachbereiten enthalten. Voraussetzung: Grundlegende
Windows-Kenntnisse.

Das Seminar Excel Grundlagen 1 mit der Kursnummer 192-4252 findet am
12.09., 16.09., 19.09., und 23.09.2019 jeweils von 9 Uhr bis 11.15 Uhr
im Raum 003 im zib in Unna statt. Die Gebühr beträgt 64 Euro,
ermäßigt: 50 Euro inklusive Lehrbuch.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 42 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV für den Beruf - Excel" zu finden.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. August 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna
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KURSUS/1940: Unna - "EDV mit Muße - Erste Schritte am Computer", 12.9.2019-9.1.2020


Stadt Unna

VHS-Aktuell: EDV mit Muße - Erste Schritte am Computer



Kreisstadt Unna. Eine praxisorientierte Einführung rund um den
Computer bietet die VHS Unna Fröndenberg Holzwickede ab dem 12.
September 2019 in der Seniorenbegegnungsstätte in Holzwickede. In
diesem Intensivkurs werden sowohl Fachbegriffe aus der Computerwelt
erklärt als auch viele Tipps rund um den Rechner gegeben.

Der Kursinhalt: Handhabung von Tastatur und Maus, Starten von
Programmen, Aufbau von Fenstern, grundlegende Ordnerstruktur,
Schreiben und Bearbeiten von Texten. Voraussetzungen: Keine.

Die Veranstaltung "EDV mit Muße - Erste Schritte am Computer" mit der
Kursnummer 192-4426H findet donnerstags vom 12. September 2019 bis 9.
Januar 2020 jeweils von 14.30 bis 16.45 Uhr in der
Seniorenbegegnungsstätte in Holzwickede statt. Der Kurs wird 14-tägig
durchgeführt. Die Gebühr für die Veranstaltung beträgt 64 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 62 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV für den privaten Bereich - EDV-Kurse in Holzwickede"
zu finden.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 30. August 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna
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INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





MIKROBIOLOGIE/018: Was bewirkt die genetische Varianz von Herpesviren (idw)


Freie Universität Berlin - 04.09.2019

Was bewirkt ein Abschalten der Korrekturlesefunktion bei der
Vervielfältigung der Erbinformation?



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vom Institut für Virologie der
Freien Universität Berlin haben untersucht, was ein Abschalten der
Korrekturlesefunktion der sogenannten DNA-Polymerasen - also von Enzymen
zur Vervielfältigung von Erbinformationen - bewirkt. Das Forschungsteam um
Professor Klaus Osterrieder ist dieser Frage im Rahmen ihrer Arbeit zur
genetischen Variabilität von Herpesviren nachgegangen. Die Ergebnisse der
Studie wurden in der jüngsten Ausgabe der Fachzeitschrift "Nature
Microbiology" veröffentlicht.

Bei Viren ohne Korrekturlesefunktion seien anfangs wie vom Forschungsteam
erwartet mehr Fehler beim Kopieren ihrer Erbinformation entstanden, und
sie seien erheblich geschwächt gewesen. Unter bestimmten Voraussetzungen
jedoch konnten fehleranfällige Viren hochgradig diverse Virus-Populationen
etablieren, die im Labor in Zellkulturen uneingeschränkt vermehrungsfähig
gewesen seien. Diese Populationen hätten zudem eine gesteigerte Fähigkeit
gezeigt, eine Krankheit auszulösen. Die Forscherinnen und Forscher hoffen,
mit ihrem DNA-Virusmodell neue Erkenntnisse über die Anwendbarkeit der
umstrittenen Quasispeziestheorie zu gewinnen und damit zur Klärung
zentraler Fragen in der Evolution der Viren beizutragen.

Seit Charles Darwins Feststellungen über die Entstehung der Arten durch
natürliche Selektion gilt als sicher, dass im Lauf der Evolution die
"fittesten" Individuen aus Populationen selektiert werden und der
Standard-Phänotyp der Art sich im Lauf der Zeit um den der jeweils
fittesten Individuen ausbildet. Die Voraussetzung für jede Selektion aber
ist eine gewisse Verschiedenheit aller Individuen. Diese Verschiedenheit
wiederum begründet sich in genetischer Variabilität, welche die Grundlage
jedes evolutionären Geschehens ist. Genetische Variabilität entsteht durch
Kopierfehler in der Genomreplikation, und dabei gilt: ohne Fehler keine
Variabilität und ohne Variabilität keine Veränderung. Gleichzeitig ist die
in Nukleinsäuren gespeicherte Erbinformation die wertvollste Information
der Organismen, und zu starke Veränderungen können diese gefährden.

Im Lauf der Evolution haben Organismen Enzyme zur Vervielfältigung von
Erbinformation hervorgebracht, sogenannte DNA-Polymerasen. Diese besitzen
eine Korrekturlesefunktion und können dadurch die Zahl der Kopierfehler
(Mutationen) bei der Genomreplikation stark senken. Die wenigen Fehler,
die dennoch immer entstehen, garantieren eine gewisse Variabilität und
sind die Voraussetzung für spätere Selektion; die Tatsache, dass es nur
wenige sind, garantiert eine nötige Stabilität der Information auch über
Generationen hinweg.

Nach der Beobachtung, dass das Abschalten der Korrekturlesefunktion der
DNA-Polymerasen in den Herpesviren unter Umständen zu hochgradig diversen
Virus-Populationen führen kann, analysierte das Forschungsteam die Gene
dieser Populationen. "Die genetischen Analysen deuten darauf hin, dass
dieses Verhalten wahrscheinlich nicht durch einzelne, besonders fitte
Viren innerhalb der diversen Population ausgelöst wird, sondern
möglicherweise auf ein kooperatives Verhalten der Gesamtpopulation
zurückgeht", erläutert Virologie-Professor Klaus Osterrieder. "Ein solches
Verhalten, bei dem diverse Populationen, die aus nicht besonders fitten
Individuen bestehen, uniformen Populationen aus sehr fitten Individuen
überlegen sein können, wird seit Längerem für RNA-Viren postuliert und in
der sogenannten Quasispeziestheorie beschrieben." RNA-Viren seien die
einzigen bekannten Organismen, die ihr Erbgut natürlicherweise ohne
Korrekturlesefunktion replizieren und dadurch sehr hohe Fehlerraten
erzeugen. "Die "Quasispeziestheorie ist unter Virologen und Genetikern
umstritten", sagt Klaus Osterrieder. "Diese Theorie verlangt den Sturz
eines zentralen Dogmas der Evolutionstheorie: Wenn keine fitten Individuen
selektiert werden können, muss die Selektion anders verlaufen, in diesem
Fall auf der Ebene der Population, des 'Ensembles', sodass sich am Ende
erfolgreiche Kooperativen gegen erfolgreiche Individuen durchsetzen
können." Die Forscherinnen und Forscher des Instituts für Virologie der
Freien Universität Berlin hoffen, mit ihrem DNA-Virusmodell künftig zur
Aufklärung dieser zentralen Frage in der Evolution der Viren beitragen zu
können.


Originalpublikation:

https://www.nature.com/articles/s41564-019-0547-x

Weitere Informationen finden Sie unter

https://naturemicrobiologycommunity.nature.com/users/292496-nikolaus-osterrieder/posts/52973-varietas-delectat-how-teetering-on-the-verge-of-extinction-can-benefit-virus-evolution

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin - 04.09.2019

WWW: http://idw-online.de
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ERNÄHRUNG/1493: DGE-Hormonwoche - Ballaststoffreiche Ernährung zur Diabetesprävention auf dem Prüfstand (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 04.09.2019

DGE-Hormonwoche: Ballaststoffreiche Ernährung zur Diabetesprävention auf dem Prüfstand



Verhindert eine ballaststoffreiche Ernährung Diabetes? Dieser Frage gingen
Forscher des Deutschen Instituts für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke
in einer randomisierten und verblindeten Studie, der Optimal Fibre Trial
for Diabetes Prevention (OptiFiT), nach. Sie untersuchten, wie sich die
Gabe unlöslicher Ballaststoffe auf die Diabetesinzidenz und den
Glukosestoffwechsel von Risikopatienten auswirkt. Auf der Pressekonferenz
der Deutschen Gesellschaft für Endokrinologie (DGE) diskutieren Experten
am 12. September 2019 in Berlin, welche Erkenntnisse OptiFiT zulässt, die
über ein Pauschalurteil "Ballaststoffe bringen für Diabetesprävention
wenig" hinausgehen.

Eine Ernährung mit vielen unlöslichen Ballaststoffen wird Gesunden wie
Kranken von Ernährungsexperten und Medizinern immer wieder empfohlen. "Das
beruht auf Beobachtungen und epidemiologischen Studien, die über viele
Jahre hin gemacht wurden, hat aber keine valide Datengrundlage", sagt Dr.
med. Stefan Kabisch, Studienarzt in der Arbeitsgruppe für Klinische
Ernährung/DZD am Deutschen Institut für Ernährungsforschung
Potsdam-Rehbrücke. Forscher um Stefan Kabisch führten die erste kontrollierte
Studie zum Thema "Effekte unlöslicher Ballaststoffe im Kontext von
Diabetesprävention" durch. In der Optimal Fibre Trial for Diabetes
Prevention (OptiFiT) ging es um zwei zentrale Fragestellungen: Verbessert
die Ernährung mit unlöslichen Ballaststoffen die Ergebnisse des oralen
Zuckerbelastungstests (oGTT) und hat sie einen Einfluss auf die
Neuerkrankungsrate von Diabetes mellitus Typ 2? Unlösliche Ballaststoffe,
die vor allem in Vollkornprodukten, Hülsenfrüchten und Pilzen vorkommen,
haben - wie seit Langem bekannt - starke Auswirkungen auf die
Nahrungsaufnahme und Verdauung. Kabisch erklärt: "Sie bewirken, dass die
Nahrung länger und besser gekaut wird. Mit genug Flüssigkeit quellen sie
schon im Magen auf und machen satt. Zudem beschleunigen sie die
Darmpassage und lockern den Stuhlgang."

An der OptiFiT nahmen zwischen März 2010 und Oktober 2012 180 Probanden
teil. Es wurden Patienten für die Studie ausgewählt, die nach dem Ergebnis
eines oralen Glukosetoleranztests (oGTT) eine gestörte Glukosetoleranz
aufwiesen, keinen Diabetes, keine Essstörung, keine Unverträglichkeit von
Ballaststoffen hatten und außerdem keine Kortikoide einnahmen. Die
Teilnehmer mussten zudem im ersten Jahr an einer Ernährungsberatung
teilnehmen. Für die Studie wurden die Teilnehmer einer von zwei Gruppen
zugeteilt: Die Interventionsgruppe (IG) mit 89 Teilnehmer nahm zweimal
täglich über zwei Jahre ein Ballaststoffpräparat ein. Die Placebo-Gruppe
(PG) mit 91 Teilnehmern erhielt in dieser Zeit zweimal täglich das
Trinksupplement ohne unlösliche Ballaststoffe.

Nach zwölf Monaten verringerte sich das Ergebnis des oGTT in beiden
Studiengruppen signifikant: um -0,78 mmol/l (1,88) in der IG und -0,46
mmol/l (1,80) in der PG. Bei den weiblichen Teilnehmern war dieser
Unterschied noch ausgeprägter und statistisch signifikant. Die
Neuerkrankungsrate in zwei Jahren lag in der IG bei 9/89 und in der PG bei
16/91. Hier konnten die Forscher keinen signifikanten Unterschied
feststellen. Deutlich war hingegen die Auswirkung auf den Wert des
Langzeit-Blutzuckers HbA1c: Er stieg in der Placebo-Gruppe leicht (+0,1
Prozentpunkte in einem Jahr) und blieb in der Interventionsgruppe
konstant. Diese Differenz war signifikant. Ein kleiner Vorteil für die IG
im Vergleich zur Placebo-Gruppe.

Die tägliche Einnahme eines Präparats mit unlöslichen Ballaststoffen hat
die Neuerkrankungsrate an Diabetes mellitus Typ 2 bei Risikopatienten im
Vergleich zum Placebo nicht signifikant verringert. Die
Insulinsensitivität verbesserte sich langfristig über zwei Jahre ebenfalls
ohne statistisch signifikante Unterschiede zwischen den Gruppen. Stefan
Kabisch ergänzt: "Die Stoffwechselverbesserungen der Placebo-Gruppe sind
vor allem auf eine Gewichtsreduktion zurückzuführen, also einen Effekt der
Ernährungsberatung. Die Daten zeigen aber auch, dass die
Lebensstilumstellung zwar viele Lifestylefaktoren, aber kaum die
Ballaststoffzufuhr verbessert. Dennoch erlangten in zwei Jahren 53 von 180
Studienteilnehmern wieder eine normale Glukosetoleranz."

In mehreren Second-Line-Analysen von OptiFiT versuchen die Forscher nun
den Effekt von Ballaststoffen anhand der tatsächlichen Aufnahme zu
bemessen und Subgruppen der Kohorte zu identifizieren, die besonders stark
von den Ballaststoffen profitiert haben. Professor Dr. med. Matthias M.
Weber, Mediensprecher der DGE, erklärt: "Die Second-Line-Analyse erweitert
unser Wissen um wertvolle Erkenntnisse. Der Faktor Mitwirkung der
Patienten ist von besonderer Bedeutung. Größere, langfristigere Studien
müssen folgen, um diesen Effekt genauer zu ergründen."
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Endokrinologie ist die Lehre von den Hormonen, dem Stoffwechsel und den
Erkrankungen auf diesem Gebiet. Hormone werden von endokrinen Drüsen, zum
Beispiel Schilddrüse oder Hirnanhangdrüse, aber auch bestimmten Zellen in
Hoden und Eierstöcken, "endokrin" ausgeschüttet, das heißt nach "innen" in
das Blut abgegeben. Im Unterschied dazu geben "exokrine" Drüsen, wie
Speichel- oder Schweißdrüsen, ihre Sekrete nach "außen" ab.
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AUSLAND/2541: EU lässt Tausende Geflüchtete auf griechischen Inseln bewusst im Stich (Ärzte ohne Grenzen)


Ärzte ohne Grenzen - 6. September 2019

EU lässt Tausende Geflüchtete auf griechischen Inseln bewusst im Stich

Viele Kinder mit psychischen Problemen



Athen/Berlin, 6. September 2019. Zehntausende Geflüchtete werden auf
den griechischen Inseln von der Europäischen Union und Griechenland
bewusst im Stich gelassen. Derzeit sitzen auf Lesbos, Samos und Chios
24.000 Schutzsuchende ohne ausreichend staatliche Versorgung in fünf
völlig überfüllten Lagern fest, die für 6.300 Menschen ausgelegt sind.
Dies sind so viele wie seit Anfang 2016 nicht mehr. Im Lager Moria auf
Lesbos sind fast die Hälfte der Geflüchteten Kinder. Viele haben
psychische Probleme. Verantwortlich für diese Krise ist das
mangelhafte Aufnahmesystem auf den griechischen Inseln, fehlende
Schutzmechanismen und eine ungenügende Versorgung der Geflüchteten als
Folge des EU-Türkei-Deals. Die griechische Regierung und die anderen
Mitgliedstaaten der EU müssen die Situation der Schutzsuchenden
umgehend verbessern.

"Dies ist eine politikgemachte Krise - und sie ist nicht neu", sagt
Tommaso Santo, Landeskoordinator von Ärzte ohne Grenzen in
Griechenland. "Die griechischen und europäischen Behörden sperren
Asylsuchende seit mehr als drei Jahren unter unerträglichen
Bedingungen auf den griechischen Inseln ein. Diese als vorübergehende
Lösung gedachte kann keine dauerhafte sein. Die Lager fügen den
Menschen Schaden zu."

Teams von Ärzte ohne Grenzen helfen seit vier Jahren auf mehreren
griechischen Inseln. Die humanitäre und medizinische Versorgung wird
überwiegend Freiwilligenorganisationen überlassen, die wegen des
Versagens der Behörden einspringen: Auf Lesbos gibt es derzeit nur
zwei Ärzte des griechischen Gesundheitssystems für 10.000 Menschen,
auf Samos und Chios jeweils nur eine Vollzeitstelle für knapp 5.000
beziehungsweise 2.700 Menschen. Ärzte ohne Grenzen-Teams führen auf
den drei Inseln zusammen mit anderen Freiwilligen- und
Nichtregierungsorganisationen täglich Hunderte medizinische
Konsultationen durch.

Im Juli hat das psychologische Team von Ärzte ohne Grenzen auf Lesbos
doppelt so viele Kinder überwiesen bekommen wie in den Vormonaten. Im
Juli und August wurden 73 Kinder überwiesen. Drei hatten versucht,
sich das Leben zu nehmen, 17 sich selbst verletzt. Zehn der Kinder
sind jünger als sechs Jahre, das jüngste ist erst zwei. "Immer mehr
dieser Kinder hören auf zu spielen, haben Alpträume und Angst, aus
ihrem Zelt herauszugehen. Sie beginnen, sich aus dem Leben
zurückzuziehen", sagt Katrin Brubakk, Leiterin des psychologischen
Programms auf Lesbos. "Einige von ihnen hören ganz auf zu reden. Um
dauerhafte psychische Schäden zu vermeiden, müssen diese Kinder sofort
aus dem Lager in Moria herausgebracht werden".

Vor kurzem hat die griechische Regierung knapp 1.500 schutzbedürftige
Menschen von Lesbos aufs Festland gebracht. Doch mindestens 2.500
Geflüchtete, die offiziell als schutzbedürftig anerkannt wurden, sind
noch immer auf der Insel. Vermutlich Tausende weitere Schutzbedürftige
sind offiziell noch nicht als solche anerkannt.

Ärzte ohne Grenzen fordert von der griechischen Regierung, der EU und
ihren Mitgliedstaaten dringend:


	die Evakuierung von Kindern und anderen besonders Schutzbedürftigen in sichere und angemessene Unterkünfte auf dem griechischen Festland oder in anderen europäischen Staaten.

	mehr medizinisches Personal in den griechischen Aufnahmezentren.

	nachhaltige Mechanismen, um die wiederkehrende Überbelegung der Inseln zu vermeiden.



 * 
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STELLUNGNAHME/214: Zum Entwurf eines Reha- und Intensivpflege-Stärkungsgesetzes (Deutschen Atemwegsliga)


Deutsche Atemwegsliga e.V. - 04.09.2019

Stellungnahme der Deutschen Atemwegsliga zum Entwurf eines Reha- und Intensivpflege-Stärkungsgesetzes



Die Deutsche Atemwegsliga unterstützt den Entwurf des BMG für ein "Gesetz
zur Stärkung von Rehabilitationen und intensiv-pflegerischer Versorgung in
der GKV". Allerdings fordern wir


	eine Neubewertung der beatmungsmedizinischen Leistungen zur Verhinderung falscher ökonomischer Anreize,

	eine Prüfung des Weaning-Potentials mit dokumentiertem Weaning-Versuch durch ein fachkompetentes Team,

	die Prävention einer akuten Beatmung bei besonders gefährdeten Patienten. Oberstes Gebot ist der Patientenwille, sowie

	die Etablierung und flächendeckende Sicherstellung einer außerklinischen ärztlichen Versorgung anhand definierter Kriterien.



Die Deutsche Atemwegsliga unterstützt ausdrücklich den Referentenentwurf
des Bundesgesundheitsministeriums für ein "Gesetz zur Stärkung von
Rehabilitationen und intensiv-pflegerischer Versorgung in der gesetzlichen
Krankenversicherung". Die Deutsche Atemwegsliga steht zudem als
Gesprächspartner für die weitere Ausarbeitung zur Verfügung.
Diesbezüglich sind folgende Punkte zu berücksichtigen:

1. In der Abrechnung von Leistungen an Beatmungspatienten existieren
ökonomische Anreize, Patienten lange invasiv zu beatmen, und zwar sowohl
innerhalb des DRG-Systems bei hospitalisierten Patienten als auch in der
außerklinischen Versorgung. Hier besteht ein komplexes Zusammenspiel
beginnend bei der Akutbeatmung auf der Intensivstation über Versuche der
Beatmungsentwöhnung bis hin zur Einleitung einer außerklinischen Beatmung
bei frustraner Beatmungsentwöhnung. Der rasante Anstieg von Patienten mit
außerklinischer Beatmung in den letzten Jahren ist zumindest teilweise
durch diese ökonomischen Anreize zu erklären. Die Deutsche Atemwegsliga
fordert eine Neubewertung der beatmungsmedizinischen Leistungen, um
falsche ökonomische Anreize zu verhindern.

2. Eine Prüfung des Weaning-Potentials mit dokumentiertem Weaning-Versuch
durch ein fachkompetentes Behandlungsteam ist zwingend vor Verlegung in
eine außerklinische Versorgung für alle beatmeten Patienten nachzuweisen.
Die Entwöhnung vom Respirator innerhalb der Klinik muss gefördert werden.
Hier sind hohe Qualitätskriterien zu definieren. Eine entsprechende
Fachkompetenz im Behandlungsteam muss als wichtigstes Kriterium für eine
Beatmungsentwöhnung und zur Einleitung einer außerklinischen Beatmung
gelten. Eine außerklinische Intensivpflege sollte primär in stationären
Pflegeeinrichtungen oder entsprechend ausgestatteten Wohneinheiten
erbracht werden. Eine Eins-zu-Eins-Versorgung in der eigenen Häuslichkeit
sollte aber in begründeten Fällen möglich sein. Dies betrifft Kinder, aber
auch erwachsene Patienten. Diesbezüglich sind klar definierte Kriterien zu
etablieren.

3. Ältere Menschen, polymorbide Patienten und insbesondere solche mit
zugrundeliegenden chronischen Atemwegs- und Lungenkrankheiten haben das
höchste Potential, im Falle einer notwendigen akuten Beatmung langfristig
vom Respirator abhängig zu bleiben. Die Prävention einer akuten Beatmung
ist gerade bei diesen Patienten vordringlich. Zudem müssen solche
Patienten, wenn möglich, bereits im Vorfeld über die Möglichkeiten und
Konsequenzen einer drohenden Langzeitbeatmung im Falle einer akuten
Beatmung aufgeklärt werden. Für Therapieentscheidungen gilt als oberstes
Gebot der Patientenwille.

4. Neben einer Verbesserung der Qualität in der Beatmungspflege muss auch
die außerklinische ärztliche Versorgung anhand definierter Kriterien
etabliert und flächendeckend sichergestellt werden. Auch wenn hier der
Behandlung von Patienten mit chronischen Atemwegs- und Lungenkrankheiten
und Langzeitbeatmung insbesondere durch Fachärzte für Pneumologie eine
besondere Bedeutung zukommt, sollte die Gebietsbezeichnung allein nicht
als einziges Qualitätskriterium herangezogen werden. Auch hier stellt die
primäre Fachkompetenz, welche anhand klarer Kriterien zu definieren ist,
die wichtigste Voraussetzung für die ärztliche Betreuung von außerklinisch
beatmeten Patienten dar. Vorstellbar ist eine Betreuung durch Fachärzte
mit unterschiedlichen Gebietsbezeichnungen, um eine flächendeckende
Versorgung in Deutschland sicherzustellen.
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RHEUMA/294: Forschung - Wie Darmbakterien Autoimmunität anstoßen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 04.09.2019

Wie Darmbakterien Autoimmunität anstoßen



Bakterien, die über den Darm in die Leber eindringen, könnten an der
Entwicklung einer krankhaften Abwehrreaktion des Immunsystems gegen
körpereigene Gewebe beteiligt sein. Ein Auslöser der
entzündlich-rheumatischen Krankheit "systemischer Lupus erythematodes (SLE)" etwa
könnten Darmbakterien sein, die körpereigenen Strukturen ähneln. Für die
Forschung an diesen Vorgängen, zeichnet die Stiftung der Deutschen
Gesellschaft für Rheumatologie e.V. (DGRh) in diesem Jahr Dr. med. Martin
Kriegel mit dem Rudolf-Schoen-Preis aus. Der Preis ist mit 15.000 Euro
dotiert und wird alle zwei Jahre vergeben.

Beim systemischen Lupus erythematodes greift das Immunsystem Gewebe und
Organe im eigenen Körper an und ruft eine Entzündungsreaktion hervor. Ins
Visier dieser fehlgeleiteten Abwehr geraten vor allem die Gelenke, die
Niere und die Haut. Betroffen sind meist Frauen im gebärfähigen Alter. Sie
leiden unter rheumaartigen Schmerzen, oft mit Fieber verbunden. Im Gesicht
kommt es zu der für die Krankheit typischen schmetterlingsförmigen Rötung,
auf dem Kopf zu Haarausfall, im Mund zu schmerzhaften Geschwüren.
Angegriffen werden aber auch lebenswichtige Organe wie das Herz. Früher
endete die Erkrankung oft tödlich. Heute leben die meisten Patienten dank
Medikamenten, die die Angriffslust des Immunsystems dämpfen, einen
weitgehend normalen Alltag.

Einer der für SLE typischen Antikörper sind Autoantikörper, die sich gegen
das Antigen "Ro60" richten - Ro60 ist im Prinzip eine harmlose
Zellstruktur im Körper. Weshalb diese Autoantikörper entstehen, ist nicht
bekannt. Die Forschungsarbeiten von Martin Kriegel deuten
überraschenderweise auf eine Beteiligung von Haut- und Darmbakterien hin.
Der Anlass für die Immunreaktion ist vermutlich eine Verwechslung: Die
Antikörper, mit denen das Immunsystem die Organe angreift, sind eigentlich
gegen das Eiweiß Ro60 gerichtet, das bei einigen Bakterien im Darm, aber
auch im Mund und auf der Haut vorkommt. Wie Kriegel in einem Beitrag in
der Zeitschrift Science Translational Medicine (2018; 10: eaan2306)
beschreibt, gleicht diese bakterielle Zielstruktur dem Antigen "Ro60", das
auch in den meisten menschlichen Zellen vorkommt und von den Antikörpern
angegriffen wird.

Im letzten Jahr konnte Kriegel zudem in der Zeitschrift Science (2018;
359: 1156-1161) zeigen, dass ein in der Regel harmloser Darmbewohner,
genannt Enterococcus gallinarum, bei anfälligen Menschen in die Leber
eindringt. Dort könnten also Immunreaktionen ihren Anfang nehmen, um
schließlich den gesamten Körper zu erfassen. Bei Mäusen konnte Kriegel den
Ausbruch einer SLE-artigen Erkrankung durch einen Impfstoff gegen dieses
Bakterium verhindern. "Ob Impfungen oder andere gezielte
Behandlungsansätze gegen Darmmikroben in der Zukunft neue
Therapiemöglichkeiten für Patienten mit Rheuma darstellen, muss noch
intensiv untersucht werden, könnte aber aufgrund unserer Ergebnisse
vorstellbar sein" sagt Kriegel.

Aktuell untersucht Kriegel, ob eine Ernährungstherapie den Ausbruch der
Erkrankung verhindern könnte. Auffällig ist, dass die Veränderungen der
Ernährungsgewohnheiten in den westlichen Ländern mit einer starken Zunahme
der SLE- und anderer Autoimmunerkrankungen einhergehen. Ein Mangel an
Ballaststoffen könnte dazu geführt haben, dass harmlose Bakterien sich so
stark vermehren, dass sie zu "Pathobionten" werden. Ein solcher
"Pathobiont" könnte Lactobacillus reuteri sein, der auch im Darm von
einigen Patienten mit SLE vermehrt vorkommt. In einer neuen Publikation im
Magazin Cell Host & Microbe (2019; 25: 1-15) zeigt Kriegel, dass bei
Mäusen eine Diät mit einer Art von Ballaststoffen verhindern kann, dass
diese Bakterien durch die Darmwand dringen und die Immunreaktion
verstärken, die dann zum SLE führt. Ob eine Ernährungsumstellung auch beim
Menschen wirksam wäre, wurde bisher noch nicht untersucht.
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AKTION/1012: Hamburg - Prostatakrebs, Inkontinenz und HPV-Impfung. Patientenforum am 18. September 2019


Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. - 04.09.2019

Prostatakrebs, Inkontinenz und HPV-Impfung: Urologen laden zum
Experten-Talk in der Hamburg Messe

Mit den Handball-Legenden Michael und Uli Roth erwartet die Deutsche
Gesellschaft für Urologie e.V. (DGU) prominente Gäste auf ihrem
Patientenforum anlässlich des 71. DGU-Kongresses.



Hamburgerinnen und Hamburger sind herzlich eingeladen, das Patientenforum
anlässlich des 71. Kongresses der Deutschen Gesellschaft für Urologie e.V.
(DGU) in der Hansestadt zu besuchen. Prostatakrebs, Inkontinenz und die
HPV-Impfung stehen auf dem Programm der Talkrunde mit Experten der
Fachgesellschaft, die am Mittwoch, 18. September 2019 von 17:30 bis 19:00
Uhr in Saal 1 der Hamburg Messe stattfindet. Der Eintritt ist frei, eine
Voranmeldung nicht erforderlich. "Besonders freuen wir uns, die bekannten
Botschafter der Prostatakrebs-Früherkennung Michael und Uli Roth in
unserer Runde zu begrüßen", sagt DGU-Pressesprecher Prof. Dr. Christian
Wülfing, der die Talkrunde moderieren wird.

Traditionell bittet die Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. während
ihrer Jahrestagung die interessierte Öffentlichkeit zu einem
Patientenforum: Experten informieren über ausgewählte Themen ihres
Fachgebietes und stehen den Besuchern bei persönlichen Fragen Rede und
Antwort. "Nach der erfolgreichen Premiere im letzten Jahr werden wir in
Hamburg erneut das Format einer interaktiven Talkrunde für unser Forum
nutzen", sagt der Vorsitzende der PatientenAkademie der Deutschen
Urologen, Prof. Dr. Dr. Johannes Huber, der die Veranstaltung organisiert
und ein Programm für Jung und Alt zusammengestellt hat. So ist die Impfung
gegen Humane Papillomviren vorrangig an Mädchen und Jungen zwischen neun
und 17 Jahren adressiert; von einer Blasenschwäche sind rund neun
Millionen Deutsche unterschiedlichen Alters betroffen; Prostatakrebs ist
die häufigste Tumorerkrankung des Mannes und tritt zumeist in der
Altersgruppe der über 60-jährigen Männer auf.

Manche Männer trifft es allerdings früher: Die Handball-Legenden Michael
und Uli Roth waren erst 47 Jahre alt, als sie 2009 an Prostatakrebs
erkrankten. Inzwischen sind sie zehn Jahre krebsfrei und engagieren sich
als Botschafter für Männergesundheit und Krebsfrüherkennung. "Ihre
TV-Auftritte sind legendär, denn wenn die ehemaligen Profi-Sportler über ihre
Erkrankung berichten, gibt es keine Tabus", sagt DGU-Pressesprecher Prof.
Dr. Christian Wülfing, der mit den Roth-Brüdern über die Früherkennung von
Prostatakrebs und die Bedeutung des PSA-Tests als wichtigem Tumormarker
sprechen wird.

Das Risiko für eine Blasenschwäche steigt bei Frauen und Männern mit dem
Lebensalter. Doch der unwillkürliche Harnverlust ist keine
Alterserscheinung, mit der sich die Patienten abfinden müssen. Vielmehr
gibt es verschiedene Formen der Inkontinenz und damit zahlreiche Ursachen,
die in den meisten Fällen gut behandelt werden können. DGU-Expertin in der
Hamburger Talkrunde ist Prof. Dr. Daniela Schultz-Lampel. Sie erklärt:
Harninkontinenz ist kein Schicksal, Betroffene haben viele
Behandlungsmöglichkeiten.

Eine Impfung gegen Krebs? Die gibt es tatsächlich: Die Impfung gegen
Humane Papillomviren (HPV) kann nicht nur Feigwarzen im Anogenitalbereich,
sondern auch HPV-bedingte Krebserkrankungen bei Mädchen und Jungen
verhindern. Sie schützt vor Gebärmutterhalskrebs, vor Peniskrebs, vor
Karzinomen im Mund- und Rachenraum sowie am Darmausgang und wird von der
Ständigen Impfkommission (STIKO) seit 2007 für Mädchen und seit 2018 auch
für Jungen von 9 bis 17 Jahren empfohlen. HPV-Experte Prof. Dr. Peter
Schneede informiert interessierte Eltern, Großeltern und natürlich
Jugendliche in der Hansestadt über diese historische Chance im Kampf gegen
Krebs.

Eine Anmeldung für die kostenfreie Teilnahme am DGU-Patientenforum am
Mittwoch, 18. September 2019 von 17:30 bis 19:00 Uhr in Saal 1 der Hamburg
Messe, Eingang Ost, Bei den Kirchhöfen, 20355 Hamburg, ist nicht
erforderlich.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.urologenportal.de

http://www.dgu-kongress.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72872

Einladung zum Patientenforum.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution795

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. - 04.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/5130: Glitterhouse Mail-Order-Mail 06.09.19 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (06.09.2019)



UNIVERSAL unter Preis

Keine Stunde war nach der Deadline des September-Mailorder-Kataloges
durchs Land gezogen, da erreichte uns folgende
grundfestenerschütternde Liste von Universal-Preissenkungen, deren
Fülle an aktuellen und auch aktuellsten Titeln wir Euch schlicht
nicht vorenthalten dürfen. In der Folge findet Ihr nicht nur die
üblichen wohlgewählten Universal-Pretiosen der vergangenen Jahre,
sondern auch gerade erst erschienene Titel zum vorübergehenden
Niedrigpreis. Da gebietet es die Gelegenheit, sich beizeiten
einzudecken, gilt dies generöse Angebot doch nur bis zum Jahresende,
danach steigen die Preise wieder ins Unermessliche.
Hier in der Folge nur ein kurzes Reinschnuppern, die volle Pracht
erlebt Ihr ... hier:

Je 1-CD:

AnnenMayKantereit - Schlagschatten - 8,95

Rebekka Bakken - September - 8,95

The Band - Music From Big Pink (50th Anniv. CD Deluxe Edt.) - 8,95

Andrew Bird - My Finest Work Yet - 8,95

Rosanne Cash - The List - 8,95

Chaka Khan - Hello Happiness - 8,95

John Coltrane - Both Directions At Once - The Lost Album - 8,95

Roger Daltrey - The Who's Tommy Orchestral - 8,95

Melissa Etheridge - The Medicine Show - 8,95

Feist - Pleasure (Digi) - 8,95

Billy F Gibbons - The Big Bad Blues - 8,95

Gov't Mule - Revolution Come - Revolution Go - 8,95

Greta Van Fleet - Anthem Of The Peaceful Army - 8,95

Wilko Johnson - Blow Your Mind - 8,95

Keb' Mo' - Oklahoma - 8,95

Mark Knopfler & Evelyn Glennie - Altamira - 8,95

Diana Krall - Wallflower (The Complete Sessions) - 8,95

John Lennon - Imagine The Ultimate Collection - 8,95

Little Steven - Soulfire - 8,95

The Marcus King Band - Carolina Confessions - 8,95

Kacey Musgraves - Golden Hour - 8,95

Lukas Nelson & Promise Of The Real - Lukas Nelson & Promise of the Real - 8,95

Lukas Nelson & Promise Of The Real - Turn Off The News (Build A Garden) - 8,95

Nathaniel Rateliff & The Night Sweats - Tearing At The Seams - 8,95

Santana - Africa Speaks - 8,95

Boz Scaggs - Out Of The Blues - 8,95

Taj Mahal/Keb' Mo' - TajMo - 8,95

Tedeschi Trucks Band - Signs - 8,95

Anna Ternheim - The Night Visitor - 8,95

Frank Zappa - We're Only In It For The Money - 8,95

Je 2-CD (und mehr):

Carla Bruni - French Touch (ltd. Deluxe Edition) CD+DVD - 11,95

Joe Cocker - Mad Dogs & Englishmen (Deluxe Edition) - 11,95

Elvis Costello & The Imposters - Look Now - 11,95

Rory Gallagher - Blues (Deluxe) 3-CD - 11,95

Gov't Mule - Revolution Come - Revolution Go (2CD Deluxe Edt.) - 11,95

Little Steven and The Disciples Of Soul - Soulfire Live! 3-CD - 11,95

Mike Oldfield - Tubular Bells (Deluxe Edition) 2-CD+DVD - 11,95

Tedeschi Trucks Band - Live From The Fox Oakland 2-CD+DVD - 11,95

The Who - Tommy: Live At The Royal Albert Hall (2CD) - 11,95

Yes Feat. Jon Anderson, Trevor Rabin & Rick Wakeman - Live At The Apollo - 11,95


DER WAHNSINN

GEHT WEITER

Dank der mehr als erfreulichen Resonanz gehen wir in die heftig
erweiterte zweite Runde der Glitterhouse-Sommeraktion! Und auch im
September gilt: Kostete Euch jede Einzel-CD gerade mal nur noch 3,95,
so schlagen 4 Titel im Bündel mit nur noch 15 € zu Buche! Und im
6er-Pack für 20 Euro schließlich spürte man den Einzelpreis überhaupt
nicht mehr!!

Hier nur eine kleine Auswahl der frischen Aktionstitel:

1-CD - 3,95 €, 4 CDs im Paket - 15 €, 6 CDs im Bündel - 20 €

16 Horsepower - Hoarse - 3,95

Adele & Glenn - Carrington Street - 3,95

Ai Phoenix - The Driver Is Dead - 3,95

Andrea Schroeder - Where The Wild Oceans End - 3,95
Black Lipstick - Converted Thieves - 3,95

Blaudzun - Promises of No Man's Land - 3,95

Christine Owman - Little Beast - 3,95

Come - Eleven : Eleven 2-CD - 3,95

Elva Snow - Elva Snow - 3,95

Hugo Race - Taoist Priests - 3,95

Immanu El - Hibernation - 3,95

Jeffrey Lee Pierce Sessions Project - The Journey Is Long - 3,95

Joe Volk - Happenings & Killings - 3,95

Lampshade - Let's Away - 3,95

Long - American Primitive - 3,95

Mount Washington - Mount Washington - 3,95

Musée Mécanique - From Shores Of Sleep - 3,95

Portrait of David - These Days Are Hard To Ignore 3,95

Rocket From The Tombs - Rocket Redux - 3,95

Rocky Votolato - Hospital Handshakes - 3,95

Savoy Grand - Accident Book - 3,95

Sea & Air - Evropi 3,95

Seachange - Live: Disband In Bonn - 3,95

The White Birch - Star Is Just A Sun - 3,95

The Empire Strikes Back - Various Artists - 3,95

Vita Bergen - Retriever - 3,95

Washington - A New Order Rising - 3,95


Der Mailorder-Katalog im Netz

Die Septemberausgabe des weltviertbesten Mailorderkataloges, incl.
nahezu allem, was hörenswert ist und Freude macht.


Auserwählte Pretiosen zum nahenden Wochenausklang:

Autumn Leaves: 29 Gems For The Indian Summer - Various Artists

CD - EUR 9,95

29 Serenaden zum noch jungen September, gesammelt aus den Bereichen
Country, Rock'n'Roll, Rhythm'n'Blues und Jazz der Jahre 1930 bis
1962, incl. u.a. Waiting For The Fall, Come September, The Wayward
Wind, Stormy Weather und Cotton Picker. 24-Seiten-Booklet-begleitete
77 Minuten mit herbstlichen Beiträgen von u.a. Bobby Darin, Tab
Hunter, The Viscounts, Mac Rebennack, Etta James, Dinah Washington,
Irma Thomas, The Coasters, Chet Atkins, Don Duke, Bobby Vinton, Eddie
Cochran, Memphis Minnie, Red Ingle, The Flares, Lester Flatt & Earl
Scrugs.


Bleached - Don't You Think You've Had Enough

LP/CD - EUR 16,95/13,95

Auch ein Verehrer der zart-zerbrechlichen Feinkunst, des
naturnah-akustischen Schönklangs braucht ab und an eine Attacke auf
Ohren und Hirn, um nicht final aufzuweichen. Um meinem
Hörgewohnheiten-Bild da draußen nicht untreu zu werden, greife ich
derzeit bei akut drohendem Anmut-Alarm durchweg zum 2019er Wuchtwerk
der Clavin-Schwestern, um die Ohren mit Gefühl und Gewalt freipusten
zu lassen. Bis auf das mal drängelnd-peitschende, mal
dümpelnd-polternde Schlagwerk (Spencer Lere's Drums spielen hier ein
durchaus tragende, weil treibende Rolle), teilen sich Jennifer und
Jessica die Kreativarbeit schwesterlich, die Lieder sind sämtlich
Schwesternsache, und während Jennifer für den betörenden Gesang
zuständig ist, kümmert sich Jessica um den Rest: Gitarren, Bass,
Keyboards, Synthesizer, auch die bereichernde Harmoniestimme ist ihre
Aufgabe. Und so geht es mit einem durchweg spürbaren, blinden
Blutsverwandtenvertrauen, wie man es nur von Schwestern wie Larkin
Poe kennt, zurück in Vergangenheit, denn schlicht nichts weist bei
diesem dreckigen Dutzend kerniger Energiebündel auf heute oder gar
nach vorn, wird befinden uns mitten im letzten Drittel des
vergangenen Jahrhunderts, aber hier kennen sich die Clavins hörbar
bestens aus. Und bei allen mal dezenten, mal mehr als deutlichen
Nähen zu den Schwestern im Pop-, Rock-, Punk- & Druck-Geiste, von den
frühen Bangles über Go-Go's bis hin zu Blondie, sind es die immer
wieder treffenden Vergleiche zu den männlichen Sinnes-Verwandten, die
das Power-Prachtwerk zu einem solch wirksamen Wecker machen: Die
rohe Romantik der Ramones, der Smiths-Gitarrentwang, knackige
Fischer-Z-Rock-Riffs und der zickige Elektro-Funk der Talking Heads,
spontane Punk-Wut-Ausbrüche, Rock'n'Roll-Schmachtballaden,
glatt-gelackt-packender Wave-Pop und griffiger Glam-Rock pflastern
den bremsfreien Fall durch die zwölf Kraftpakete (und der Vielhörer
wird auch noch Analogien zu den Donnas, den Blake Babies, den Moldy
Peaches oder Peter, Björn & John erkennen, aber das würde ja mein
schönes Letztes-Jahrhundert-Bild zerstören). Und dennoch ist diese
rüde Rolle rückwärts komplett das Kind des Hier und Jetzt, rauben uns
hier 12 Clavin-Originale den Schlaf, tragen uns mit Vehemenz, Verve
und Wucht durch den Tag und bezaubern uns gleichzeitig mit einem
vokalen Liebreiz, der der herzlichen Härte die verlockende Krone
aufsetzt. Lautstark-liebenswerte, betörend-brachiale,
heftig-harmonische Weck-Attacke auf weichgespülte Sinne. (cpa)


Belinda Carlisle - Gold

3-CD - EUR 12,95

Mit 57 Songs reichlich gefüllte Übersicht über das Solo-Schaffen der
Go-Go's-Stimme, natürlich mit Schwerpunkt auf den 80er und 90er
Jahren; bietet neben den Carlisle-Chartsstürmern wie Heaven Os A
Place On Earth, Leave A Light On, Summer Rain, Live A Your Life Be
Free, Big Scary Animal oder Circle In The Sand auch manch seltener
gehörten Track (u.a. La Vie En Rose, All God's Children, Bonnie Et
Clyde, Have You Ever Seen The Rain und Both Sides Now).


Paul Cauthen - Room 41

LP/CD - EUR 17,95/14,95

19er des texanischen Singer-Songwriters, der über ein sehr schönes
rundes souveränes wie kraftvolles manchmal etwas souliges bis schon
stimmgewaltiges Organ verfügt, das 1,2x an Johnny Cash erinnert. Aber
er entfernt sich hier deutlich von seinen (Outlaw) Country-Wurzeln,
zugunsten einer die Schwerpunkte wechselnden reifen Melange aus R'n'B
(Soul), Folk, Country, Gospel, gar Funk (und Rock!) - oder einfach:
Unbestimmt, aber tief rootsverbunden, mal sowas wie Americana in
Rock, inklusive Parallelen zu 70s-Roots-Singer-Songwritern. Mehr
elektrisch als akustisch, satt Saiten/Tasten-instrumentiert, kurz
tauchen Streicher oder Vibrafon auf. Unaufdringliche natürlich
wirkende Grooves (je 1x auch tricky bzw. eindringliche funkige, in
letzterem Fall klingt er wenn auch entfernt gar für Momente wie
zurückgenommene Funkadelic), Balladen, (dunkle) Dramatik, klasse
Guitar-Features mit psychedelischem oder schärfstem Acid-Anstrich,
diverse Kontraste, und einmal eine Spur früher Springsteen.
Soundmäßig außerordentlich gelungen! (dvd)


Che Apalache - Rearrange My Heart

LP/CD - EUR 21,95/14,95

19er, 2. LP, ein verblüffendes Quartet um Joe Troop aus Carolina, mit
Musikern aus Mexiko und Argentinien. Akustikgitarre, Banjo,
Mandoline, Fiddle, selten (bunte) Percussion, 1x Flöte (Gäste?). Es
produzierte Bela Fleck (sehr passend), der ein großer Fan ist. Meist
dominiert Bluegrass oder Appalachen-beeinflußte (Mountain) Music
(oder auch mal atmosphärisch brillante unbestimmte Folk-Wurzeln), in
so vielfältiger wie oft großartiger Weise, teils kunstvoll bis
artifiziell, teils ganz traditionell/rural gehalten, subtil und
raffiniert wie rasant abgehend, emotional packend, poetisch, und
mehrfach von großer Schönheit. Auf der anderen Seite stehen 4 Stücke,
die sich aus argentinischen oder uruguayischen alten Traditionen
speisen, mal etwas mexikanisch oder kubanisch anmuten, selbst
spanisch-sephardische Musik oder Flamenco-Spuren werden eingebaut
(und 1x japanischer Folk). Wobei diese Einflüsse für sich stehen
(selbst dort offen für anderes sind) oder sich durchdringen,
fusionieren, gar kurz in ein Experimental-Roots-Abenteuer abdriften.
Auf so spannende wie geglückte/beglückende Art! Was sowohl die
fabelhafte Instrumentalarbeit betrifft (filigran wie virtuos, extrem
lebhaft bis quirlig wie leise/zart, bestechende Soli wie tolles
Zusammenspiel) als auch den hin- und mitreißenden Gesang, ob solo
oder von mehrstimmigen Parts/wundervollen Harmonies sowie kleinen
Chören unterstützt/teilweise auch ersetzt (was 2 exquisite
a-capella-Stücke einschließt). Gelegentliche Theatralik, Dramatik
inbegriffen. Zudem begeistert mich mehrfach die Rhythmik (manchmal
tricky/mehrschichtig, 1x wird's beinahe rockig). Und diverse
Melodien! Selbst einige Texte sind außergewöhnliche, umfassen
soziale, politische, religiöse Themen. Ein rundum prächtiges Werk,
eine große Empfehlung! (dvd)


Miles Davis - Rubberband

2-LP/CD - EUR 26,95/17,95

19er. 1985/86 eingespielt nach dem Wechsel zu Warner Bros., nie
erschienen, nun von den damaligen Produzenten fertiggestellt. GROOVE.
Harter recht scharf geschnittener Funk mit eher geringem Jazzanteil
(durch die z.T. schneidende Trompete), ob James Brown-inspiriert und
von Bläsersätzen bestimmt oder mit aggressiven rockigen
Gitarreneinlagen und 80s-typischen stoßartigen Synth-Clustern. 2x
verhakter/kantiger/komplex groovender Fusion-Funk (1x flüssig mit
höherem Jazzanteil). Straighter federnder flotter Funk Jazz sowie
packender Electro-Jazz-Funk. Längster und für mich bester Track ist
eine Art Stakkato-Funk-Jazz (mit Rock-Einfluß), ganz schön hart,
schnell und aufregend mit repetitiver Tendenz. 4 Gesangs-Stücke (von
11; meist singen Frauen): Purer relativ atmosphärischer Soul/Funk als
Basis, Groove-betont (selbst heute noch zwingend und erstaunlich
"modern" wirkend), Jazz-Flair durch Gitarre und (vielfältig teils
punktierend eingesetzte) Trompete, die Vocals (mehrere) teils
geschickt verflochten und ausdrucksstark phrasierend.
Latin/Karibik-Groove-Soul-Pop-Jazz, pendelnd zwischen beinahe seicht
und intensiver. 2 Modern Soul-Jazz-Pop-Groove-Stücke, eins
smooth/balladesk, eins lebhaft und etwas funky. Über 1 Stunde, Vinyl
180g. (dvd)


Ilse Delange - Gravel & Dust

CD - EUR 16,95

2019er Solo-Album der ungemein sympathischen niederländischen
Country-Singer-Songwriterin, deren jahrelanges Schaffen - ihr
Debütalum liegt inzwischen 20 Jahre zurück - hierzulande nahezu
unbemerkt blieb (wenn man vom kurzlebigen Common Linnets-Erfolg
absieht). Ihr 2019er Songwerk ist vorwiegend zurückhaltend
instrumentiert und lebt ganz von ihrer weich-angenehmen Stimme, die
durch Produzenten-Legende T-Bone Burnett ins beste dezente
Alternative-Folk-Licht gesetzt wurde.


Adam Green - Engine Of Paradise

LP/CD - EUR 18,95/14,95

2019er Album des früheren NY-Antifolk-Helden und späteren
Barock-Pop-Phantasten, der mit seinem zehnten Vollwerk an seine
ausschweifend orchestrale Breitwand-Phase der 2000er Jahre anknüpfen
möchte. Tatkräftig und hilfreich zur Seite standen ihm bei diesem
Vorhaben passenderweise u.a. James Richardson (MGMT), Florence Welche
(Florence & The Machine) und Jonathan Rado (Foxygen).


Chrissie Hynde - Valve Bone Woe

2-LP/CD - EUR 27,95/15,95

Begleitet vom streichersanft und bläsersatt aufspielenden Valve Bone
Woe-Ensemble intoniert die Pretenders-Stimme in den Londoner Air
Studios 14 wohlgewählte Werke fremder Feder, darunter Originale von
Brian Wilson, Charles Mingus, John Coltrane, Nick Drake, Ray Davies,
Rogers & Hammerstein und Charles Trenet. Incl. u.a. How Glad I Am,
Caroline No, I'm A Fool To Want You, Meditation On A Pair Of Wire
Cutters, Once I Loved, Wild Is The Wind, River Man, Absent Minded Me,
Naima, No Return und Que Reste-t-il De Nos Amours?. Völlig
faszinierender, kunst- und gefühlvoll die Grenzen zwischen Jazz,
Swing, Soul, Avantgarde und Art-Pop verwischender Song-Reigen, der
die faszinierenden Fähigkeiten eines brillant agierenden Klangkörpers
mit dem Reiz einer unverkennbaren Stimme zu vereinen weiß. Für mich
weit mehr als nur eine weitere reine Coverversionen-Sammlung. (cpa)


Ian & Sylvia - The Lost Tapes

2-CD - EUR 16,95

26-Track-reicher Lohn ausführlicher Archivstöberei bei Tyson's
daheim, von Sylvia selbst entdeckte und von Danny Greenspoon
klanglich aufgearbeitete und produzierte Sammlung zum Teil bislang
unveröffentlichter Songs, in den frühen 70ern mit voller Band live im
Studio vor kleinem Publikum aufgenommene Lieder, die das
Country-Folk-Singer- & Songwriter-Paar auf der Höhe ihrer Phase
perfekter Harmonie dokumentiert. Gebettet in ein gekonnt gerichtetes
Lager aus Twang & Steel, Country-Folk, -Waltz & -Swing (und dezenten
Country-Rock-Ausreißern) zelebriert das gefeierte kanadische Duo
betörende Grammylou-Vokal-Paarflüge, dabei sowohl Ian-Originale als
auch zahlreiche Standards und Traditionals als Basis für ihre
Harmonieliebe nutzend. Sortiert nach "Classics" (CD 1) und
"Previously Unreleased" (CD 2) findet man auf beiden Tonträgern
unzählige (Country-)Klassiker wie Keep On The Sunnyside, Will The
Circle Be Unbroken, Come All You Fair And Tender Ladies, Four Strong
Winds, Summer Wages, I'll Fly Away, After The Fire Is Gone, Sweet
Dreams, Heartaches By The Number, The Last Thing On My Mind, Starting
All Over Again, Crying Time und Silver Threads And Golden Needles.
(cpa)


L'Epee - Diabolique

LP (+CD)/CD - EUR 17,95/12,95

Bei Supergroups sollte man ja immer skeptisch sein - diese hier hält
aber, was ihre Besetzung verspricht. Hier treffen die grandiosen
Limiñanas aus Frankreich auf Anton Newcombe (The Brian Jonestown
Massacre) und als Chanteuse wirkt Schauspielerin Emmanuelle Seigner
(Ehefrau von Roman Polanski) mit, die bereits auf dem letzten
Limiñanas-Album gastiert hat. Spätestens seit ich The Limiñanas
letztes Jahr auch live erleben konnte, bin ich ganz großer Fan. Wobei
mir dieses erweiterte Format tatsächlich fast noch besser gefällt.
Mein erster Eindruck: Brigitte Bardot singt jetzt bei Spacemen 3!
Denn Madame Seigner lebt wie BB eher von ihrer Stimme als von
Sangeskunst, was aber gerade französischen Aktricen wohl nicht nur
von mir nachgesehen wird. Im Unterschied zum Limiñanas-Mutterschiff
wird hier meistens etwas schwerer gerockt. Mit dem typisch
schnörkellosen Groove von Drummerin Marie Limiñana, aber noch
mächtigeren, stoischeren, dunkleren und reverbverzerrten
Gitarrenriffs. Der Geist von Velvet Underground trifft auf den
verdrogten Spacerock von Spacemen 3, das Ganze in einer charmanten
YeYe-Verpackung - ein Traum für Menschen, die diesen Genres
gleichermaßen zugetan sind. (Joe Whirlypop)


Miriam Makeba - Pata Pata (Definitive Remastered
Edition)

2-LP/CD - EUR 23,95/12,95

Elf Jahre nach dem Tod von "Mama Afrika" kommt via Strut jetzt ihr
wichtigstes Album in der endgültigen Vinyl-Deluxe-Version: als
Doppel-LP mit den Mono-und Stereo-Versionen, alles von den
Original-Tapes aus den Warner Archiven neu gemastered. "Pata Pata"
war anno 1966 ihr letztlich vorprogrammierter internationaler
Durchbruch, denn damals hatte Miriam Makeba bereits den
amerikanischen Markt im Visier und war als Protégée von Harry
Belafonte nach New York geholt worden. Das Album erschien dann nach
einigen Veröffentlichungen bei RCA auf Reprise und schaffte dank
ihres Jahrhundertsongs "Pata Pata" auch den Weg in die Hitlisten der
Welt. Zu Recht, wie ich bei jedem (und ziemlich häufigen) Wiederhören
dieser in jeden Kontext passenden Tanznummer bemerke. Folkloristisch,
aber nicht allzu authentisch - eben mit Gespür für frischen Groove
und eingängige Melodie. Das funktioniert bis heute auf der ganzen
Welt und nicht nur im damaligen Apartheids-Staat Südafrika, wo die
Nummer schon einige Jahre früher ein Hit war. Den elf weiteren Songs
des Albums geht diese upliftende Tanzbarkeit überwiegend ab, es
dominieren beschwingte Midtempo-Nummern mit milde afrikanischem
Anstrich, aber letztlich sehr eigen zwischen Soul, R&B, Folk und
Gospel chargierend, teils auch mit einem Hauch Brill Building-Pop
versehen. Mal englisch, mal auf Xhosa gesungen, teils von Producer
Jerry Ragovoy auch mit leicht sülzigen Arrangements versehen, die
Makebas Charisma allerdings nichts anhaben können. Schöner Release,
das Doppelvinyl hat ein Inlay mit ausführlichen Linernotes und
historischen Fotos. (Joe Whirlypop)


Mark Mulcahy - The Gus

LP/CD - EUR 18,95/11,95

19er. In den 80ern/90ern der Leader/Sänger der deutlich
REM-beeinflußten feinen Miracle Legion (später reformiert). Insgesamt
gitarrenorientiert (trotz häufigem Piano/Orgel-Einsatz, selten zudem
Bläser/Flöte, Cello, Harmonica) in Richtung beweglichem/werthaltigem
gern auch recht einfühlsamem Songwriter-Indie-Pop, manchmal relativ
vielschichtig, mal 70er-Einfluß (ob theatralisch und/oder etwas
Glam-beeinflußt samt stärkerem Rock-Anteil oder ausnahmsweise im Kern
als Piano-Ballade, old-fashioned), mal tendenziell 90er- bzw. College
Rock-Elemente. Hinzu kommen ein zartes entzückendes Stück mit
Duett-Gast Rain Phoenix, zwischendurch dezente Roots-Anteile sowie
ein paar aggressivere Momente, wofür v.a. Gast J. Mascis (Dinosaur
Jr, mehrfach dabei, 2x auffällig) zuständig ist. Stimme und
Emotionalität sind seine Stärke, daneben einige reizvolle
Arrangement-Ideen und Klangfarben, und manch feine Melodie... 1x
dachte ich kurz an Jeff Buckley! (dvd)


Iggy Pop - Free

LP/Ltd. col. LP/CD - EUR 23,95/24,95/13,95

2019er Solo-Studioalbum des Paradebeispiels für (bewunderungs-)
würdiges Rockstar-Altern (nicht nur Rembert S. möchte so sein wie
er), zu dem wir Euch sofort nach Anhörung ein entsprechendes Bereden
nachreichen werden. Bis dahin unterhalten wir Euch mit den
einleitenden Zeilen des vom Vertrieb dazu verfassten Platten-Infos:
"Am 6.9. erscheint Free, das neue Studioalbum von Iggy Pop. Es ist
die erste Veröffentlichung seit 2016. Free folgt damit auf die Platte
- Post Pop Depression". Wer möchte da nicht Platten-Pass-Autor
werden, wenn's mit der Playboy-Bildunterzeilen-Verfasser-Karriere
nicht klappen möchte ...


Joan Shelley - Like The River Loses The Sea

LP/CD - EUR 16,95/13,95

Unverfälschte, kristallklare, aber auch verletzliche Schönheit,
unendliche Weiten, in ihrer unberührten, naturbelassenen Reinheit -
wenn diese unsere Welt wäre wie ein Shelley-Song, dann würde nicht
nur ich den inneren und äußeren Frieden finden. Die reine, reife
Anmut der wurzelnahen Weisen der amerikanischen Lied-Schöpferin
überwältigt mich bei jedem Wiederhören, zudem gelingt es ihr und
ihren gleichzeitig erdigen wie erlesenen, fragilen wie
formvollendeten Folk-Kostbarkeiten, mich mit jedem aktuellen Album zu
verblüffen, bleibt sie sich doch ganz und gar treu, ohne sich dabei
je zu wiederholen. Joan hat die Jahrhunderte ihrer heimatlichen
Musiktraditionen bis an deren Wurzeln in sich aufgesogen, so tief,
dass sie diese Musik lebt und atmet. Aus diesem Erfahrungsschatz
schöpft sie derart naturgegebene, bei aller Beweglicht nachfühlbar
fließende Tonfolgen, die man aus alten und ältesten Liedsammlungen
entlehnt glaubt, und doch sind die ebenso entdeckenswert frisch wie
unendlich vertraut klingenden Melodien sämtlich ganz und gar Joan.
Dabei ruft ihre wundervoll weiche, herzwärmende Stimme nicht nur
Erinnerungen an vergangene Jahrhunderte hervor, man spürt auch den
Geist des New Yorker Folk-Revivals über den Weisen schweben, hört die
Harmonieliebe seliger Simon & Garfunkel-Zeiten, empfindet die
unverkennbare Nähe zum sanften Schönklang der einzigartigen Rosie
Thomas, und fühlt die fragil-filigrane Alternativ-Folk-Welt, die
Bonnie Prince Billy uns mit brüchiger Stimme mitten in die Seele
sang. Letzterer steht Joan auch gleich zweimal als zart-zerbrechlich
agierender Gesangsduett-Partner zur Seite, wie überhaupt die auf den
ersten Blick eher knapp bis knappst besetzten Arrangements dennoch an
guten Gastnamen nicht sparen, schenken die Jonsdottir-Schwestern
schwelgerische Streichermomente, bereichern Cheyenne Mize und Julia
Purcell drei Wunderweisen um himmlische Vokal-Harmonien, setzt
Produzent und Vielinstrumentalist James Elkington wohlgewählte
Glanzlichter mit Piano, Gitarren, dezenter Perkussion, Wurlitzer und
Harmonium. Und auch wenn man durchweg spürt, dass St. Joan Herz und
Hirn, Heim und Hallen allein mit der leisen, unwiderstehlichen Kraft
ihrer Stimme und ihres unaufdringlich wirkungsvollen
Akustikgitarrenspiels berühren, bewegen und füllen kann, so sind es
auch die einfühlsame Produktion und die beseelt gesetzten Beigaben,
die das Album durchweg voll und rund klingen und manche
Songuntermalung fast unbemerkt auf Vollband-Begleitung anwachsen
lassen, ohne dass die zitternde Zartheit, die zu Herzen gehende
Zerbrechlichkeit davon berührt würde. Bewegender kann man
amerikanischen Folk nicht darreichen. (cpa)


Martin Simpson - Rooted

LP/Ltd. 2-CD - EUR 17,95/16,95

2019er und 21. Studioalbum des ebenso sympathischen wie
außerordentlich begabten Folk-Saitenspielers, der auf seinem jüngsten
Werk neben akustischen und elektrischen Gitarren auch Banjola,
Fretless Banjo und den Bass bedient. Produziert von Andy Bell bündelt
die 13-Song-Sammlung die kreativen Künste von Simpson und
Gästen/Begleitern wie John Smith, Nancy Kerr, Andy Cutting, Ben
Nicholls und Richard Hawley. Die limitierte Doppel-CD bietet neben
dem Originalalbum noch eine Zusatz-CD mit Instrumentalversionen.


The Slow Show - Lust And Learn

LP/CD - EUR 24,95/14,95

Auch mit seinem dritten opulenten Vollwerk entzieht sich das
britische Quartett weiterhin konsequent und erfolgreich der
vereinfachenden Vergleiche und kleingeistigen Kategorisierung,
klingen seine gewaltigen Art-Rock-Architekturen doch stets eine Idee
zu gefällig, mitunter gar zu Pop-affin, um dem politisch korrekten
Progressive-Gläubigen wirklich gefallen zu dürfen, sind die eleganten
Epen bei allem Hang zu Größe, Weite und Fülle nie zu ausladend, um
nicht den Kern innerhalb weniger Minuten zu treffen, verirrt sich in
die überbordende Rhythmus- & Dynamik-Vielfalt mitunter auch der Hang
zu mitreißenden Schlagzeug-Attacken, wird aber auch die
verlockendste, verführerischste Melodie-Leichtigkeit mit solcher
Macht und Majestät gereicht, dass die himmlisch-harmonischen Happen
für den kurzen ex-und-hopp-Genuss einfach zu gewaltig sind. Dabei
kann der phantasiesprühende Vierer um die in der knarzig-trockenen
Mitte von Kurt Wagner, Stuart A. Staples und Lee Hazlewood nachhaltig
prägende Stimme von Robert Goodwin auch zarte, leise und balladeske
Töne zu Herzen spielen, die als berührende Ruheinseln in den in
Breitwand und Bombast kunstvoll gearbeiteten Sakral-Pop-Hallen
dienen, aber von den ersten, einleitenden getragenen Klavier-Akkorden
an spürt der beeindruckte Besucher die unendlichen Weiten, die
einladend ausladenden Gesten, die die zwölf Wucht- und
Wohlklang-Weisen prägen, tragen und erfüllen. Der faszinierende
Palast zwischen weichen Dream Academy-Wolken, Lambchop-Liebe zur
Langsamkeit, Tindersticks-Grandezza und lustvoll ausgestalteter Get
Well Soon-Pracht wird auf den Eckpfeilern von Goodwin's
seelenschneidendem Gesang und Frederik 't Kindts großartig
vielschichtiger Tastenkunst errichtet, und, bereichert um grandiose
Gitarren-Momente, kraftvolles Schlagwerk, betörend schmeichelnde
Streicher und Blechbläser-Spitzen von barocker Schönheit, und gekrönt
von Kesha Ellis' liebreizendem Duettgesang und den erhabene Weiten
schaffenden Vokalteppichen eines kompletten Chores in himmlische
Höhen gehoben. Köstlich-kostbarer Art-Pop von ergreifender
Eingängigkeit, sakraler Ernsthaftigkeit und wahrer, bleibend
beeindruckender Größe. (cpa)

Der berückende Backkatalog, zu Sonderpreisen:

The Slow Show - White Water - LP (+MP3)/CD - 14,95/8,95

The Slow Show - Dream Darling - LP (+MP3)/CD - 14,95/8,95


Rosemary Standley & Dom La Nena - Birds On A Wire

CD (in Buch) - EUR 19,95

Akustisch wie auch optisch rundum ansprechende Feierstunde der
ungebundenen Lied-Kunst, ein kongeniales Niederknien vor zumeist
balladesken Weisen aus aller Herren Länder, aus mehreren
Jahrhunderten, frei von stilistischen Beschränkungen. Diese ganz
besondere Beweglichkeit gewinnen die beiden Beteiligtinnen durch die
reine Beschränkung auf ihre eigenen, dem Kenner nicht unbekannten
Fähigkeiten: Den weich-volltönenden Gesang (Moriarty-Stimme Rosemary
Standley) und das klassisch geschulte Cellospiel (Dominique Pinot,
Begleiterin von u.a. Janke Birkin, Sophie Hunger, Camille). Diese
beiden klanggebenden Quellen werden dabei nach Herzenslust mehrlagig
und vielschichtig eingesetzt, und während Rosemary ihre Stimme
solistisch und in zwei-, drei- und vierstimmigen Harmonien strahlen
und schmeicheln lässt, weiß Dom La Nena den Cello-Saiten (& -Bogen &
-Corpus) auf vielerlei Arten Wohlklänge zu entlocken, wobei auch das
Instrument gern mehrspurig dargereicht wird. Von einem winzigen Hauch
Beiwerk begleitet (auf Schlagwerk und Maultrommel) bereisen die
beiden Fürstinnen der luftig-leichten Melancholie und des
mädchenhaften Charmes Länder und Epochen, beherrschen die
anspruchsvollen Notenfolgen des Barocks ebenso wie die sanfte
Beschwingtheit des Bossa Nova, zelebrieren spanische, brasilianische,
amerikanische und jiddische Folklore, verneigen sich vor Mercedes
Sosa und Tom Waits, lieben den französischen Chanson und leben den
Geist Leonard Cohens, dessen Vorbild nicht nur in den beiden
Cover-Versionen von Blessed Is The Memory und dem titelgebenden Bird
On The Wird spürbar ist. Unter den 15 Songs finden sich
unterschiedlichste Adaptionen von u.a. Duerme Negrito, All The World
Is Green, Jamaica Farewell, Fair And Tender Ladies, Panis Et
Circenses, Sega Jacquot und Oh My Love (und eine episch angelegte
Instrumentalanbetung einer katalanischen Volksweise). Augenfreundlich
abgerundet wird der ebenso dezente wie delikate Liederreigen durch
seine ansprechende Darreichung: Jeder der so eigensinnig einzigartig
zu eigen gemachten Weisen wir im hochformatig gebundenen 38-seitigen
Buch (17x14cm) ein wohlgewähltes Gemälde aus vier Jahrhunderten
bildender Kunst zur Seite gestellt, sodass auch das
hörgenuss-begleitende, versonnene Blättern eine ganz besondere
Qualität erhält. Ein liebe- und kunstvoll angerichteter Lied-Altar,
der dem Objekt der Anbetung voll und ganz gerecht wird. (cpa)


Spirit - The Complete Potatoe Land

4-CD - EUR 34,95

Rundherum aufgewertete Esoteric-Feierstunde zu Ehren des 1973er
California/Cassidy-Albums, das ganze acht Jahren in den Archivkellern
schlummern musste, bis es auf Fan-Drängeln hin 1981 endlich das Licht
der Veröffentlichung erblicken durfte. Neben den beiden
Albumfassungen (sowohl der Ursprungsversion von 1973, die Epic ums
Verrecken nicht herausbringen wollte, als auch die offizielle 1981er
Ausgabe) bietet die Box noch zwei CDs mit zwei kompletten und
klanglich aufgearbeiteten 1972er KPFK-FM-Radiokonzerten des Trios
Randy California, Ed Cassidy und Larry "Fuzzy" Knight. Darüber hinaus
beinhaltet die Edelausgabe noch 21 weitere Bonustracks aus dem
Potatoland, darunter Studio-Outtakes, Demos und zwei Live-Tracks, die
1973 in der BBC Old Grey Whistle Test-Reihe mitgeschnitten wurden.
Abgerundet durch ein reich bebildertes Booklet und ein Replikat des
Adventures In Potatoland-Comics erlebt The Adventures of Kapt. Kopter
und Commander Cody in Potatoland hier eine Form der aufwertenden
Wiedergeburt, wie sie sich der Sammler kaum schöner erträumen kann.


Sun Shines On Hank Williams - Various Artists

CD - EUR 14,95

26-Track-reiche Bear Family-Compilation mit Hank Williams-Stücken in
den Versionen von Sun Records-Künstlern aus der Zeit von 1957 bis
1963, wobei neben bekannten Versionen auch rarere Fassungen und
Demoaufnahmen dargeboten werden (und sogar 8 bislang
unveröffentlichte Tracks ihre Premiere erleben). Informativ
unterfüttert durch ein 28-seitiges Booklet hört man Hank's Songs in
den Darbietungen von u.a. Ernie Barton, Jerry Lee Lewis (6x), Sonny
Burgess, Johnny Cash (5x), Cliff Gleaves, Warren Smith, Barbara
Pittman, Jeb Stuart, Annette McGee, Eddie Cash, Hank Davis, Jeannie
Greene, Carl Mann, Carl McVoy, Eddie Bond und David Wilkins.


Ten Years After - Naturally Live

2-LP/CD - EUR 26,95/14,95

Klassisches Live-Doppel-Album (zumindest das Vinyl hat das
14-Tracklisting, wie es sich gehört, auf zwei Scheiben verteilt) der
aktuellen Formation der Blues Rock-Veteranen, aufgenommen am 24. März
2018 im HsD, Erfurt. Neben Material des jüngsten Studiowerks A Sting
In The Tale (u.a. Land Of The Vandals, Silverspoon Lady oder Last
Night Of The Bottle) widmet sich das zum Teil ehrenwert ergraute
Quartett (Marcus Bonfanti, Colin Hodgkinson, Chick Churchill und Ric
Lee) natürlich auch der TYA-Frühgeschichte, und so wird die Liedfolge
incl. One Of These Days, Hear Me Calling, I'd Love To Change The
World, Losing The Dogs, 50.000 Miles Beneath My Brain, I Say Yeah und
Good Morning Little Schoolgirl final von einer ausführlichen I'm
Going Home-Bearbeitung gekrönt.


Tinariwen - Amadjar

Ltd. 2-LP (+MP3)/CD - EUR 24,95/15,95

2019er Album und weiteres Weltmusik-Werk in der mittlerweile
17-jährigen Veröffentlichungsgeschichte der Grammy-prämierten
Tuareg-Band, aufgenommen mit Gästen wie Cass McCombs, Stephen
O'Malley (Sunn O)))), Willie-Sohn Mica Nelson und Warren Ellis (Bad
Seeds).


Steve Waitt - Another Day Blown Bright

LP (+CD)/CD - EUR 17,95/14,95

Mit Ohr und Geist eines im Hier und Jetzt agierenden
Singer-Songwriters blickt der New Yorker mit derart viel Herz weit
zurück in die Geschichte des Rock, dass es gerade für uns etwas
betagteren Musik-Kenner und -Sammler eine unverfälschte Freude ist.
Denn der energische Sänger und vielseitig begabte Tastenzauberer weiß
derart herzenslustvoll mit den Elementen der Spät-70er Rock-Vielfalt
zu spielen, dass man einerseits kaum aus dem Schwelgen in zahlreichen
wohligen Erinnerungen kommt, sich dennoch daran erfreuen kann, all
die mannigfaltigen Möglichkeiten der druckvollen Spielwiese aus
Hard-, Soft-, Yacht-, MOR-, Country- und Blues-Rock (mit Spuren von
Gospel und Rhythm'n'Blues und stets mit einem Hauch Pop-Appeal
gereicht) auf einer einzigen Scheibe vorzufinden. Dabei plündert der
Meister auf Rhodes, Wurlitzer, Piano und Orgel nicht einfach die
vorgegeben geliebt-gewohnten Vorbilder zwischen späten Doobie
Brothers, der weniger süßen Supertramp-Seite und dem
wüstenwind-umwehten Chris Isaak, von rauhem Stones-Riff-Werk bis hin
zur harten Bob Seger-Schule, er lebt und atmet die komplett eigenen,
hymnisch-hehren Melodien, umsäumt sie mit prachtvoll gestalteter
Keyboard-Arbeit zwischen unterschwellig schwärender Orgel und
rhythmisiert treibendem E-Piano, lässt den E-Gitarren genügend Raum
für twangende und elektrisierend verzerrte Ausritte, und auch das
Schlagwerk zeigt sich extrem vielseitig und farbig, gleichzeitig
pulsierend, groovend und druckvoll. Über allem thronen die
unwiderstehlich mitreißenden Melodien, oft und gern auch in zwei- und
dreistimmiger Harmonieseligkeit gereicht, sodass man sich bereits
beim zweiten Treffen beim versonnenen Mitsummen erwischt. Packendes
Song-Werk, für Freunde zeitlos-vielseitiger Rock-Güte besonders
empfohlen. (cpa)


Whitney - Forever Turned Around

LP/Ltd. LP/CD/MC - EUR 16,95/17,95/13,95/8,95

Kam bereits das Debüt der Band aus Chicago einer Zeitreise in die
seligen Tage der sonnenbeschienenen frühen Siebziger gleich, so haben
es sich die Schönklang-Geister um die markante hohe Stimme von Julien
Ehrlich und Gitarrist Max Kakacek nun ganz und gar in der golden
glänzenden Vergangenheit gemütlich gemacht. Wüsste man nicht um die
Albumentstehung im amerikanischen Hier & Jetzt, zweifelte man keinen
Augenblick daran, eine lang verschollene (und erfolgreich remasterte)
 Perle des von Soul, Rock und Funk gleichermaßen belebten
Westküsten-Pop in den Händen zu halten, derart gekonnt leben diese
Liebhaber der luxuriösen Klangkostbarkeiten den Geist vergangener,
aber nicht vergessener Tage, vereinen jazzig verspielte Steely
Dan-Eleganz, mehrstimmige America-Vokalharmonien, die Kunstfertigkeit
des frühen Bee Gees-Pop, Blechbläser-Salven in bester Chicago-Güte,
einfühlsame Streicherarrangements in vielschichtig dargereichten
Spector-Breitwand, sattes Soul-Gefühl, kosmischen Country-Rock und
gleißende Gitarren-Glücks- und Glanzmomente, die auch ein George
Harrison-Album prächtig geschmückt hätten. Zwischen unbeschwert
ausgelebtem Soft Rock, sonnendurchflutetem Westcoast-Pop,
blechblas-beseeltem Soul und zeitlos-dezent fließendem Yacht Rock
wird hier der Geist des vergangenen Sommers in hohen und höchsten
Tönen zelebriert, in bewegend eingängige Melodien gegossen und
süffig-weichen, köstlich üppig ausgestatten Arrangements gekleidet,
die nicht nur dem Nostalgiker das selige Lächeln zurückgeben werden.
(cpa)

Weiterhin lieferbar:

Whitney - Light Upon The Laker - LP/CD - 16,95/9,95

Whitney - Light Upon The Lake: The Demo Recordings - LP - 14,95

Whitney - You've Got A Woman - 12" - 10,95


DEMNÄCHST in diesem Theater:

13.09.

Missincat - 10

Devendra Banhart - Ma

Pixies - Beneath The Eyrie

Joseph - Good Luck, Guy

Fischer-Z - Swimming In Thunderstorms

The Lumineers - III

Trupa, Trupa - Of The Sun

Belle And Sebastian - Days Of Bagnold Summer

Chelsea Wolfe - Birth Of Violence

Stone Temple Pilots - Purple (25th Anniversary)

Stereolab - 3 weitere DeLuxe-Ausgaben

20.09.

Anna Ternheim - A Space For Lost Time

Bruce Cockburn - Growing Ignites

Giant Sand - Recounting The Ballads Of Thin Line Men

Thurston Moore - Spirit Counsel (3-CD)

Thees Uhlmann - Junkies und Scientologen

Mudhoney - Morning In America EP

Efterklang - Altid Sammen

Zac Brown Band - The Owl

Chastity Belt - Chastity Belt

27.09.

Beatles - Abbey Road (50th Anniversary): 6 Formate

Beth Hart - War In My Mind

Rich Hopkins - Live At El Lokal

Dinosaur Jr. - Green Mind (rem.& exp.) (+ 3 weitere DeLuxe-Reissues)

Wallis Bird - Woman

Various Artists - Folk And Great Tunes From Norway

Whiskey Myesr - WhiskeyMyers

Baba Zula - Derin Derin

Lilly Among Clouds - Green Flash

Tocotronic - 3 Doppel-LP-Reissues in der Bonus Edition

Nouvelle Vague - First Three Albums 3-CD

Black Sea Dahu - No Fire In The Sand

Monochrome Set - Fabula Mendax

Deichkind - Wer Sagt Denn Das?

Gong - Love From The Planet Gong: The Virgin Years 1973-75 12-CD+DVD

13th Floor Elevators - 3 DeLuxe-Reissues

Boy & Bear - Suck On Light

Andrew Combs - Ideal Man

04.10.

Wilco - Ode To Joy

Seeed - Bam Bam

11.10.

Kim Gordon - No Home Record

The Dead South - Sugar & Joy

Big Thief - Two Hands

01.11.

Faber - I Fucking Love My Life

15.11.

Aziza Brahim - Sahari


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

DIE NERVEN

dienerven

10.12.2019 DE - Hamburg - Gruenspan

11.12.2019 DE - Berlin - Lido Berlin

12.12.2019 DE - Leipzig - UT Connewitz

13.12.2019 DE - Wiesbaden - Schlachthof Wiesbaden

14.12.2019 DE - Düsseldorf - Lieblingsplatte - zakk Düsseldorf

DISTANCE, LIGHT & SKY

18.09.2019 DE - Berlin - Arkaoda

20.09.2019 DE - Stuttgart - Laboratorium

21.09.2019 CH - Zürich - El Lokal

HUGO RACE FATALISTS

hugoracefatalists.com

13.09.2019 CZ - PÍSEK - Cool v Plote festival (Hugo Race solo show)

15.09.2019 DE - Berlin - Badehaus

17.09.2019 DE - Bremen - Schlachthof

18.09.2019 DE - Mülheim a. d. Ruhr - Freilichtbühne

20.09.2019 DE - Halle - Objekt 5

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

30.08.2019 DE - Duisburg - Platzhirsch Festival

29. - 01.09.2019 DE - Homberg - Musikschutzgebiet Festival

07. - 08.09.2019 DE - Berlin - Lollapalooza Festival

10.10.2019 AT - Dornbirn Spielboden Dornbirn

11.10.2019 AT - Ebensee, KINO EBENSEE

12.10.2019 AT - Saalfelden, Kunsthaus Nexus

14.10.2019 DE - Heidelberg, halle2

15.10.2019 DE - Kassel, Kulturzentrum Schlachthof Kassel

16.10.2019 DE - Hamburg - Molotow

17.10.2019 DE - Rostock, Helgas Stadtpalast

20.10.2019 DE - Stuttgart, clubCANN

21.10.2019 DE - Köln, YUCA

23.10.2019 DE - Dresden, GrooveStation Dresden

24.10.2019 DE - Erfurt, Museumskeller und HsD Erfurt

25.10.2019 DE - Mainz, Kulturclub Schon Schön

26.10.2019 DE - Ulm, ROXY.ulm

01.12.2019 DE - Regensburg, Alte Mälzerei **

02.12.2019 DE - Mannheim, Alte Feuerwache **

04.12.2019 DE - Frankfurt, Zoom **

05.12.2019 DE - Münster, Sputnikhalle **

06.12.2019 DE - Trier, Mergener Hof **

07.12.2019 DE - Erfurt, HsD **

** Steiner & Madlaina als Support von Die Höchste Eisenbahn

XIXA

xixamusic.com

12.10.2019 CH - Bern - Dampfzentrale

13.10.2019 CH - Sion - Le Port Franc

14.10.2019 DE - Freiburg - Jazzhaus

15.10.2019 CH - Zürich - Ziegel Oh Lac

02.11.2019 DE - Konstanz - Kulturladen

03.11.2019 DE - Weikersheim - W71


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2019 
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/5129: Warner Music Klassik News - 5. September 2019 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 5. September 2019



Zum 75. Geburtstag des Barock-Pioniers: Ton Koopman - A Baroque
Master

Als sich in den 70er Jahren die historische Aufführungspraxis als
teils skeptisch bestaunter, teils bewunderter Neuling in der Klassik
etablierte, war er ganz vorne mit dabei: der niederländische
Dirigent, Cembalist und Organist Ton Koopman. 2019 ist für ihn und
sein Vermächtnis gleich ein doppeltes Jubiläumsjahr. Zum einen wird
der große Musiker und Entdecker vieler vergessener Kostbarkeiten am
2. Oktober 75 Jahre alt. Zum anderen feiert das von ihm gegründete
Amsterdam Baroque Orchestra 40. Geburtstag. Das Warner-Label Erato
ehrt den Jubilar mit einer 10 CDs umfassenden Box voller wegweisender
Einspielungen aus seiner Diskografie.

VÖ: 27. September 2019 - 10 CDs 0190295394172


Berlioz' Requiem aus London unter der Leitung von John
Nelson

Im März 2019 gedachte die Musikwelt des großen französischen
Romantikers Hector Berlioz. Eines der spektakulärsten
Konzertereignisse aus Anlass des 150. Todestages erlebte London: eine
Aufführung der monumentalen Grande Messe des Morts - dem Requiem - in
der überwältigenden Akustik der St. Pauls Cathedral. Am Pult stand
der Dirigent John Nelson, der zuvor mit der aufsehenerregenden
Einspielung von Berlioz' Oper Les Troyens einen weiteren
Berlioz-Markstein schon vor dem Jubiläumsjahr gesetzt hatte. Die
Solopartie übernahm mit dem Tenor Michael Spyres ein weiterer Akteur
der Troyens-Besetzung. Nun erscheint das Ereignis als Album - ergänzt
um eine Bonus-DVD, auf der das Konzert eine besondere dokumentarische
Würdigung erfährt.

VÖ: 20. September 2019- Deluxe Edition (CD+DVD) 0190295430641
Audio auch digital erhältlich


Dong Hyek Lim an der Seite von Martha Argerich

Große Solorecitals, Kammermusik und jetzt der Sprung ins fulminante
spätromantische Konzertrepertoire: Wer die Karriere des heute
35-jährigen Pianisten Dong Hyek Lim verfolgt hat, kann nur staunen,
mit welcher Leichtigkeit er sich zwischen den Genres bewegt. Auch
sein aktuelles Album birgt in sich einen faszinierenden Kontrapunkt -
kombiniert es doch Rachmaninoffs berühmtes zweites Klavierkonzert mit
den vier Jahrzehnte später entstandenen Sinfonischen Tänzen in
Rachmaninoffs eigener Version für zwei Klaviere. Hier ist Dong Hyek
Lim an der Seite seiner großen Mentorin Martha Argerich zu erleben.
Am 29.03. und 01.04.2020 spielt Lim in Hamburg - einmal in der
Laieszhalle und einmal in der Elbphilharmonie.

VÖ: 13. September 2019 - CD 0190295455514

auch digital erhältlich


Puccinis Le Willis in Urfassung bei Opera Rara

Es ist eine Geschichte von Untreue und der Rache einer verlassenen
Seele aus dem Jenseits: Als Puccini mit Le Willis zum ersten Mal eine
Oper schrieb, begeisterte er sich für die Traditionen der
Spukromantik und wählte einen Stoff aus den deutschen Wäldern. Seine
ursprünglich einaktige Talentprobe wurde bei der Uraufführung 1884 in
Mailand bejubelt, begann dann jedoch ihren Weg durch die Musiktheater
in einer überarbeiteten Version. Nun sorgt das Label Opera Rara für
eine echte Renaissance dieses Juwels der Operngeschichte: Die
blendend besetzte Weltersteinspielung der Urfassung unter der Leitung
von Mark Elder folgt als erste der neuen wissenschaftlichen Edition.

VÖ. 20. September 2019 - CD 792938005928

auch digital erhältlich


Die umjubelte Salome live aus Amsterdam:
Malin Byströms Rollendebüt aus der Dutch National Opera

Als Richard Strauss im Jahre 1905 seine Salome auf die Bühne brachte,
erschienen gleich zu Beginn des "psychoanalytischen Jahrhunderts" die
Abgründe der menschlichen Seele in einer modernen Oper. Im Juni 2017
erlebte das Werk unter der umjubelten Regie von Ivo van Hove eine
zukunftsweisende Deutung in der Niederländischen Oper in Amsterdam.
Gefeiert als eine "Salome, für die man sterben könnte", geprägt von
spannungsgeladenem Magma-Sound des Orchesters und natürlich der
Sololeistung von Malin Byström in der Titelrolle, bildet die
Produktion nun einen diskografischen Höhepunkt des Labels RCO Live -
auf SACD, DVD und Blu-ray.

VÖ: 06. September 2019

2 SACD 814337019464, DVD 814337019488, Blu-ray 814337019471

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/5128: Warner Music Medien Newsletter KW 36 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 36

Hamburg, 5. September 2019



James Blunt - Once Upon A Mind

Pünktlich zum gefühlten Herbstbeginn meldete sich der britische
Ausnahmekünstler James Blunt mit seinem am 25.10. erscheinenden neuen
Album "Once Upon A Mind" zurück. Nachdem er auf seinem letzten Album
mit elektronischen Klängen flirtete, widmet er sich nun wieder dem,
was er beherrscht wie kaum ein anderer, nämlich zeitlosen Songs, die
Herz und Kopf gleichermaßen berühren. Als ersten Vorgeschmack auf
sein nunmehr sechstes Album präsentiert er daraus die neue Single
"Cold" [1] - ein lebhaft sprudelnder Song über die Liebe. Und auch
die übrigen zehn Songs auf "Once Upon A Mind" sind reich an
Höhepunkten. "Ich denke, dies ist das ehrlichste Album, das ich je
gemacht habe", befindet James Blunt. Im Frühjahr 2020 startet er
seine großangelegte "Once Upon A Mind"-Tour und performt auch
hierzulande live:

09.03.2020 Berlin, Mercedes-Benz Arena

10.03.2020 Leipzig, Arena

12.03.2020 Hannover, TUI Arena

13.03.2020 Lingen, EmslandArena

14.03.2020 Hamburg, Barclaycard Arena

16.03.2020 Mannheim, SAP Arena

17.03.2020 Köln, Lanxess Arena

18.03.2020 Oberhausen, König-Pilsener-Arena

19.03.2020 Frankfurt, Festhalle

21.03.2020 München, Olympiahalle

22.03.2020 Innsbruck (A), Olympiahalle

30.03.2020 Linz (A), Tips Arena

31.03.2020 Wien (A), Stadthalle

03.04.2020 Stuttgart, Hans-Martin-Schleyer-Halle

04.04.2020 Nürnberg, Arena

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

MAHALIA

Noch bevor diesen Freitag ihr Debütalbum erscheint, zählt Mahalia
ohne Zweifel zu den aufregendsten UK-Künstlerinnen der Stunde und
wird als hellster Stern am britischen R&B-Horizont gehandelt.
Zurecht, wie sie auf "Love & Compromise" nun eindrucksvoll unter
Beweis stellt.

Für Mahalia - die mit gerade einmal 14 Jahren ihren ersten
Plattenvertrag unterschrieb - ist "Love & Compromise" die reiche
Frucht ihres bisherigen Wachstums, mit Produktionen von Sounwave, DJ
Dahi, Sam Dew, Pop Wansel sowie ihrem langjährigen Wegbegleiter Maths
Time Joy.

Exekutiv-Produzent des Albums ist Felix Joseph, der gemeinsam mit
Jonah Christian auch ihre Sommer-Single "Simmer (feat. Burna Boy)"
[2] produzierte. Am 05.12. performt Mahalia live im Kölner
Stadtgarten und am 09.12. im Berliner Kesselhaus.


HUGEL

Der französische DJ und Producer HUGEL ist dafür bekannt, in seinen
Songs immer wieder neue Genres und Stile zu erkunden. Ob Hiphop-Beats
wie in "WTF", Funk-Samples in "Mamma Mia", 80er-R&B in "Signs",
Folklore-Klänge wie im "Bella Ciao"-Remix oder House-Vibes wie in
seiner aktuellen Single "House Music".

In "Guajira Guantanamera" [3] verpasst er nun dem kubanischen
Volkslied "Guantanamera" einen neuen Schliff: Karibisches
Sommerflair, kubanische Gitarren und der berühmte
"Guantanamera"-Gesang treffen auf HUGELs überschwängliche
Dance-Produktion und steuern gemeinsam auf einen erbarmungslos guten
Drop zu.

Inspiration bezog HUGEL von der dritten Staffel der Netflix-Serie
"Haus des Geldes" und bewies dabei erneut den richtigen Riecher.


BEBE REXHA

Letzte Woche feierte US-Pop-Superstar Bebe Rexha ihren 30. Geburtstag
und veröffentlichte passend zum neuen Lebensjahrzehnt den hymnischen
Track "Not 20 Anymore", samt dazugehörigem Musikvideo [4].

"No, I'm not 20 anymore / Don't try to make me feel insecure",
warnt sie. "The lines on my face, they weren't there before / But
I'm wiser, I'm stronger from all of the life I've been through / Oh,
and if one thing's for sure / I don't wanna be 20 anymore."

Noch vor ihrem 30. Ehrentag gewann Bebe Rexha einen MTV VMA in der
Kategorie "Best Dance" für ihre Kollaboration mit The Chainsmokers
"Call You Mine" und ist aktuell als Opener auf der "Happiness
Begins"-Tour der Jonas Brothers in den USA unterwegs.


CHICO ROSE

"Es ist nichts Schlimmes daran, hin und wieder traurig zu
sein", so der aufstrebende niederländische DJ und Producer Chico
Rose über seinen gemeinsam mit der DJ-Ikone Afrojack produzierten
neuen Song "Sad" [5], der das House-Genre um eine spannende Facette
erweitert.

"Sad" strotzt zwar vor Melancholie und Schmerz, ist aber gleichzeitig
ungemein energiegeladen. Es ist "die Art Song, den du in jeder
erdenklichen Laune hören kannst", fügt Afrojack hinzu.
"Vergiss deine Sorgen und dreh die Musik auf!"

Keine Frage, bei diesen beiden Künstlern stimmt die Chemie. 2016
legten sie ihre erste gemeinsame Kollaboration "The Great Escape" vor
und infolgedessen mit "2012" und "Where Did The Love Go" weitere Hits
nach.


MICHAEL BUBLÉ

Im Song "Forever Now" aus seinem aktuellen Album ♥ ("love")
reflektiert der kanadische Weltstar Michael Bublé sein Vaterdasein:
"You know that you're the one that we've been waiting for / We're
gonna keep you safe / First time I held you in my arms / I knew I'd
love you all the way", singt er zu sanften Streicherklängen.

Pünktlich zum Schulstart ging der Song in den USA viral und ist hier
[6] im rührenden Musikvideo zu sehen.

Im Herbst kommt Michael Bublé auf Arena-Tour nach Deutschland: 29.10.
Hannover, TUI Arena | 30.10. Berlin, Mercedes-Benz Arena | 31.10.
Hamburg, Barclaycard-Arena | 05.11. Köln, Lanxess Arena | 06.11.
Oberhausen, Kopi Arena | 08.11. Mannheim, SAP Arena | 09.11. Leipzig,
Leipzig Arena | 10.11. München, Olympiahalle.


JASON DERULO

Während hierzulande die Temperaturen wieder sinken, feiert der
weltweit Multiplatin-prämierte Künstler Jason Derulo den endlosen
Sommer. In seiner brandneuen Single "Too Hot" [7] verschreibt er sich
seinem Lieblingsthema, und zwar der Eroberung einer Frau.

"Is that you came to the club in the tight sheet / But I'm sure
you preferred a rose / So we can get changed in the backseat / 'Cause
it's summertime and you know / It's too hot for clothes / Too hot for
clothes", singt er über einem Sample des Dancehall-Klassikers
"Murder She Wrote" von Chaka Demus & Pliers.

Zuletzt hatte Jason Derulo gemeinsam mit dem puerto-ricanischen
Rapper/Sänger Farruko die Single "Mamacita" veröffentlicht und beim
dazugehörigen Musikvideo selbst Regie geführt.


NICKLAS SAHL

In nur 18 Monaten legte der 22-jährige dänische Senkrechtstarter
Nicklas Sahl einen kometenhaften Aufstieg hin. Seine Debüt-EP
"Planets" generierte bei Spotify bereits mehr als 28 Mio. Streams und
seine erste Single "Hero" wurde kurzerhand vom öffentlich-rechtlichen
dänischen Radio zur "Single der Woche" gekürt.

Auftritte bei The X Factor sowie im Frühstücksfernsehen erhöhten
weiter seinen Bekanntheitsgrad und ebneten nun den Weg für seine neue
Single "Four Walls" [8], die modernen Pop mit zeitlosem Songwriting
und absolut zeitgemäßer Produktion verbindet.

Im Februar 2020 begleitet er die dänische Sängerin Tina Dico als
Support-Act auf Deutschland-Tour und spielt im Mai 2020 nochmal live
in Köln, Berlin und Hamburg.


KANO

Nachdem er vor Kurzem erst seine neue Single "Pan-Fried (feat. Kojo
Funds)" [9] präsentierte, veröffentlichte die UK-Hiphop-Legende Kano
am vergangenen Freitag, drei Jahre nach seinem Mercury-nominierten
Album "Made In The Manor", sein großes Comeback-Album

"'Hoodies All Summer' ist ein Album, welches das Grime-Genre so
sehr gebraucht hat. Ein kühles 'State Of The Art'-Werk von einem der
begabtesten Hiphop-Lyriker", lobte u.a. The Sun. Tatsächlich
überragt der Neuling seine bisherigen Arbeiten und beweist
eindrucksvoll, dass Kano mit jeder Rückkehr die Messlatte höher legt.

Mit seinen lediglich zehn Tracks ist "Hoodies All Summer" ganz sicher
ein Album der Notwendigkeit, das den gesellschaftlichen Zeitgeist
Englands einfängt.


TRACK OF THE WEEK • Kris Kross Amsterdam & Conor
Maynard - "Ooh Girl (feat. A Boogie Wit da Hoodie)"

Kriss Kross Amsterdam und Conor Maynard? Wem das wie ein Déjà-vu
erscheint, der liegt goldrichtig. Das energische niederländische
Dance-Trio und der britische Popstar machen schließlich nicht zum
ersten Mal gemeinsame Sache. 2016 veröffentlichten sie den
Kollabo-Track "Are You Sure (feat. Ty Dolla $ign)" und legten 2018
mit "Whenever" nach. Ihr neuester Streich heißt "Ooh Girl" und
trumpft mit dem New Yorker #1-Rapper A Boogie Wit Da Hoodie im
Feature auf. "Ooh Girl" basiert auf einem Sample des 1977er Tracks
"Ooh Boy" von Rose Royce und wandelt den Klassiker in eine
zeitgemäße, Tropical-inspirierte Produktion um, ergänzt durch Conor
Maynards unverwechselbare Stimme - hier [10] im offiziellen Lyric
Video zu hören.


WARNER MUSIC ON STAGE - PVRIS

2014 veröffentlichte das amerikanische Alt-Pop-Trio PVRIS um
Frontfrau Lynn Gunn sein Debütalbum "White Noise" und erzielte binnen
weniger Jahre über 220 Mio. Streams. Ihr 2017er Album "All We Know Of
Heaven, All We Need Of Hell" wurde von Billboard zu einem der besten
Alben des Jahres gekürt.

Seit Kurzem bei Warner Records unter Vertrag, enthüllte das
amerikanische Alt-Pop-Trio PVRIS um Frontfrau Lynn Gunn vor einigen
Wochen seine erste Label-Single "Death Of Me" [11] und kurz darauf
die Folgesingle "Hallucinations" [12] und läutete so das nächste
Kapitel der Band ein.

Während sie aktuell ihre Underplay-Tour durch die USA bestreiten,
kündigten PVRIS kürzlich neue Termine für 2020 an und spielen unter
anderem auch drei Liveshows in Deutschland. Der Vorverkauf läuft:

27.02.2020 Köln, Volta

28.02.2020 Hamburg, Knust

01.03.2020 Berlin, Lido



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=6bceb9f0ad0478aedf6f9a164b1c9243ccdc2d12e04c34a06f9777372b36df1bcfe17cd785fa31ee5d893fecc0e8d47b

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=6bceb9f0ad0478aeb9525ac93f2d1f5c94a60c24f1bd3c8f2362f838975c90746c1ad41921200db3ad72b45f8739462b

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=6bceb9f0ad0478aef84730a96cfe15102147222d2fd9b3960e8ea1e0e37c012641c33a7dfb3b78a61e97b24733d7dfc2

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=6bceb9f0ad0478ae64b888909285f5518e50503231a4012137810ce5dd3de8e5d74a97e945142fc72c871cdde30fc082

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=6bceb9f0ad0478aef607140230dc4f200f542660362c86bc2c4199c9249229b4c58aa27369ea2fc45a3c1e90efba7528

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=6bceb9f0ad0478ae5518b6734966376294100ed5dc707400fad1903396ab4e42395852982df50f0fa02f42073b6366a1

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=6bceb9f0ad0478aee019ec94a4e639383b9bf79c9ea472f8caaff06f271546c40daed315f68dc9ff57cce0ac9f90f904

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=6bceb9f0ad0478ae475ebb092d5e0fdefb0fca19cba5c2b421ea8afb2b44d14bb2a3dfffe02ff878706a33647072d699

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=6bceb9f0ad0478ae6e8631b2441102d922b28d2f1323482eb798f9d47c3b7978d182a1bca9a16c30df4f467e81d103e5

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=6bceb9f0ad0478aea4a046d96e70ef0a8c1e6f87de9a5bfdb4395fbd9cca4db68aacec593cbda6d5385ff1fd8f5b72b9

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=6bceb9f0ad0478ae3418c8af8687bfdbe5fc06b5e23393853d77e88b227b4ede02458d75db9b3151c5ba384d24f6b6a1

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=6bceb9f0ad0478aeebfb095510a35d576b84f57858a2248085eeea7323133147a7ee783dd45407ce0595d0d8a9e2b725

 * 
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Warner Music Group Germany Holding GmbH
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KLASSIK/10236: Mönchengladbach - Duo Giovani Gehlen im Zyklus "Junge Virtuosen" am 27.9.2019


Stadt Mönchengladbach

Duo Giovani Gehlen im Zyklus "Junge Virtuosen" 

Am Freitag, 27. September, 20 Uhr, Schloss Rheydt



Der vierteilige Zyklus "Junge Virtuosen" (jeweils freitags um 20 Uhr)
präsentiert junge Talente im Schloss Rheydt, die in Zusammenarbeit mit
den Musikhochschulen des Landes, dem Deutschen Musikrat und der
Landesstiftung Villa Musica Rheinland-Pfalz ausgewählt werden. Die
Konzertbesucher erleben hochbegabte Künstlerinnen und Künstler, die am
vielversprechenden Beginn ihrer musikalischen Karriere stehen.

Zum Auftakt des Zyklus wird sich am 27. September 2019 das Duo Giovani
Gehlen mit den Geschwistern Luisa (Klarinette) und Joshua (Klavier)
Gehlen vorstellen, die nicht nur fantastisch harmonieren, sondern auch
musikalisch und technisch auf höchstem Niveau das Publikum in ihren
Bann ziehen.

Luisa Gehlen, geboren 2000, entdeckte mit neun Jahren die Klarinette
als ihr Trauminstrument. Die Nachwuchsklarinettistin aus Bornheim ist
Jungstudentin bei Prof. Ralph Manno an der Musikhochschule für Tanz
und Musik in Köln sowie Stipendiatin der Deutschen Stiftung
Musikleben, der Jürgen Ponto-Stiftung und der Oscar und Vera
Ritter-Stiftung. Joshua Gehlen, geboren 1996, begann mit sechs Jahren
Klavier zu spielen und erhielt im Lauf seiner musikalischen Ausbildung
bei verschiedenen renommierten Lehrern Inspirationen. Der Stipendiat
der Deutschen Stiftung Musikleben gewann mehrfach den Wettbewerb
"Jugend musiziert" mit Höchstpunktzahl und wurde 2016 mit einem Preis
der Harald Genzmer-Stiftung ausgezeichnet.

Für sein Debüt im Schloss Rheydt hat das Duo ein ausgewogenes und
anspruchsvolles Programm mit Werken von Carl Maria von Weber, Jean
Francaix, Robert Schumann, Sergej Prokofjew und Luigi Bassi
zusammengestellt.

Karten für das Zykluskonzert sind zum Preis von 13 Euro (ermäßigt 9
Euro) zzgl. VVK-Gebühr an der Theaterkasse und allen bekannten
VVK-Stellen sowie unter www.ADticket.de erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. September 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUSLAND/9155: Aus aller Welt - 06.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Sudanesische Übergangsregierung nimmt ihre Arbeit auf

Fünf Monate nach dem Sturz des autoritär herrschenden Staatschefs
Omar al-Baschir hat der Sudan eine zivile Übergangsregierung, der
auch vier Frauen angehören. Die oberste Priorität der neuen Regierung
sei es, den Krieg zu beenden und nachhaltigen Frieden zu
schaffen, sagte Ministerpräsident Abdalla Hamdok bei der Vorstellung
der 18 Kabinettsmitglieder in der Hauptstadt Khartum.

6. September 2019
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JUSTIZ/9155: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



27jähriger in Hamburg-Neuallermöhe niedergeschossen

In einem Wohngebiet im Hamburger Stadtteil Neuallermöhe fielen in der
Nacht zu Freitag Schüsse. Ein 27jähriger wurde dabei aus noch
unbekannten Gründen lebensgefährlich verletzt. Laut Behördenangaben
flüchteten anschließend mehrere Personen vom Tatort. Im Rahmen einer
Sofortfahndung konnte die Polizei drei tatverdächtige Männer im Alter
von 20, 22 und 23 Jahren festnehmen. Eine Mordkommission übernahm die
Ermittlungen.

6. September 2019
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MILITÄR/9152: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Litauen fordert mehr NATO-Präsenz an russischer Grenze

Die baltischen Regierungen plädieren für ein stärkeres Engagement der
NATO in ihren Ländern. Die im Baltikum stationierten Einsatzkräfte
der Nordatlantikpakt-Organisation reichen nach Ansicht des
litauischen Präsidenten Gitanas Nauseda nicht aus, um Rußland
einzudämmen. Ihm zufolge stellen die in der Region Kaliningrad
stationierten russischen Militärkräfte eine ernste Bedrohung für die
Sicherheit seines Landes dar. Der stellvertretende
Verteidigungsminister Giedrimas Jeglinskas betonte am Rande des 29.
Wirtschaftsforums im polnischen Krynica Zdroj, daß es für die
Sicherheitsstrategie Litauens wichtig sei, sich weiterhin auf die
Stärkung der strategischen Abschreckung zu konzentrieren.

6. September 2019
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POLITIK/9154: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



CDU hält an Landtagspräsident Matthias Rößler fest

Die sächsische CDU-Fraktion hat den langjährigen Landtagspräsidenten
Matthias Rößler (CDU) auch für die neue Legislaturperiode nominiert.
Bei der Abstimmung im Landtag in Dresden votierten 32 Abgeordnete für
Rößler. Auf die Mitbewerberin, Rößlers bisherige Stellvertreterin
Andrea Dombois, entfielen elf Stimmen. Der 64jährige Repräsentant des
rechtskonservativen Parteiflügels übt das Amt seit zehn Jahren aus.
Die Fraktion bestimmte zudem einstimmig Ministerpräsident Michael
Kretschmer als Kandidaten für das Amt des Regierungschefs.

6. September 2019
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SONSTIGES/9152: Tragisches und Kurioses - 06.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tödlicher Unfall auf Bremer Autobahn

Eine 51 Jahre alte Autofahrerin ist am Freitagmorgen bei einem
Verkehrsunfall auf der Autobahn 27 in Bremen ums Leben gekommen. Wie
die Polizei in der Hansestadt mitteilte, hatte ein vorausfahrender
Lastwagen einen Teil seiner Ladung verloren. Der Kleintransporter der
Frau kollidierte mit einem heruntergefallenen Reifen und krachte in die
Seitenplanke. Die 51jährige wurde aus dem Fahrzeug geschleudert und
starb noch an der Unfallstelle.

6. September 2019
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WISSENSCHAFT/8237: Aus Forschung und Technik - 06.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Indische Raumfahrtbehörde leitet Mondlandung ein

Die am 22. Juli gestartete Mondmission der indischen Raumfahrtbehörde
ISRO strebt ihrem Höhepunkt entgegen. Der Lander Vikram wurde vom
Orbiter Chandrayaan-2 getrennt und befindet sich auf dem Abstieg zum
Erdtrabanten, berichtete India Today. Die Landeeinheit mit dem Rover
Pragyaan an Bord soll in der Nacht zum Samstag in der noch kaum
bekannten Südpolarregion aufsetzen. Unterdessen griff die
Premierministerin von Westbengalen, Mamata Banerjee, die Regierung
scharf an und bezeichnete die Mondmission als ein Versuch, die
Aufmerksamkeit der Menschen von der wirtschaftlichen Katastrophe
abzulenken. Die Politikerin wandte sich zudem vehement gegen das
sogenannte Nationale Bürgerregister (NRC), das die
hindu-nationalistische Regierungspartei BJP nutzt, um religiöse
Minderheiten auszugrenzen. Das Staatsregister werde in Westbengalen
nicht umgesetzt, betonte Banerjee.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8251: Aus aller Welt - 06.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Regierung Irlands verhandelt über Grenzkontrollen nach hartem Brexit

Die Regierung in Dublin verhandelt derzeit mit der Europäischen
Kommission für den Fall eines ungeregelten Brexits über
Warenkontrollen im Grenzverkehr mit Nordirland. Ministerpräsident
Varadkar sagte, wahrscheinlich würden an Flug- und Seehäfen sowie in
Firmen und in der Nähe der Grenze Kontrollen von Waren und Nutztieren
eingeführt werden. Ein scharfes Grenzregime zwischen der Republik
Irland und Nordirland könnte den Nordirlandkonflik wieder aufflammen
lassen. Die EU besteht für ein Brexit-Abkommen darauf, daß Nordirland
solange zum EU-Binnenmarkt gehört, wie keine andere Grenzregelung
gefunden wurde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8207: Medizin und Gesundheitswesen - 06.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Bluthochdruck weiterhin Volkskrankheit

Eine Studie der Barmer Ersatzkasse ergab bei 28,4 Prozent der
Bundesbürger einen zu hohen Blutdruck. Das entspricht 23 Millionen
Menschen. Dabei stellten die Analysten zum Teil deutliche regionale
Unterschiede fest. Während in Sachsen-Anhalt bei 34,9 Prozent der
Bevölkerung Bluthochdruck diagnostiziert wurde, war es in Bremen nur
bei 24,4 Prozent der Einwohner. Überhaupt litten die Menschen in den
neuen Bundesländern häufiger an Bluthochdruck, und zwar 34,4 Prozent
in Mecklenburg-Vorpommern, 33,9 Prozent in Thüringen, 33,2 Prozent in
Brandenburg und 31,9 Prozent in Sachsen. Die niedrigsten Raten gab es
nach Bremen in Hamburg mit 24,7 Prozent und Bayern mit 25 Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8239: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Obdachlose in Berlin überfallen und verletzt

An der Warschauer Brücke in Berlin-Friedrichshain haben zwei
Unbekannte am späten Donnerstagabend drei Obdachlose angegriffen und
teils schwer verletzt. Nach Angaben einer Polizeisprecherin vom
Freitag wurde ein 30jähriger Mann mit Schlägen und Tritten aus dem
Schlaf gerissen. Einem 54 Jahre alten Mann wurde eine Flasche auf dem
Kopf zerschlagen. Mit der abgebrochenen Flasche wurde ein 35jähriger
Obdachloser schwer am Hals verletzt. Die beiden letzteren mußten zur
stationären Behandlung ins Krankenhaus gebracht werden. Hintergrund
der Attacken ist möglicherweise ein früherer oder unmittelbar
vorangegangener Streit unter den Beteiligten. Ein Fachkommissariat
bei der Berliner Polizei hat Ermittlungen aufgenommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8161: Sprache, Kunst und Medium - 06.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Bremerhaven hält an Museumsschiff "Seute Deern" fest

Obwohl der Rumpf bereits sehr schadhaft ist, will das Deutsche
Schifffahrtsmuseums (DSM) in Bremen den in Bremerhaven gesunkenen
Traditionssegler "Seute Deern" möglichst schnell heben lassen. Dafür
will die Hansestadt etwa 1,1 Millionen Euro zur Verfügung stellen.

Laut NDR Niedersachsen wollen das Land Bremen 90 % und die Stadt
Bremerhaven 10 % der Summe tragen. Wie es heißt, ist wegen zu
erwartender Herbststürme für die Sicherung und Bergung des Wracks
höchste Eile geboten. Da der Dreimaster in nur zwei Metern Tiefe im
Museumshafen auf Grund liegt, können alle größeren Wasserbewegungen
den Rumpf weiter schädigen.

Nach einem Ausfall des Pumpensystems in dieser Woche sackte das in den
USA vor 100 Jahren gebaute Frachtschiff zunächst in den Schlick und
dann auf die Seite.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8228: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundeswehr bekommt eigene Antiextremismusabteilung

Der Militärische Abschirmdienst der Bundeswehr (MAD) verlagert seine
Zuständigkeit für Rechtsextremismus in der Truppe in eine eigene
Abteilung unter der Leitung von Burkhard Even, der bisher der
Spionageabwehr beim Bundesamt für Verfassungsschutz vorstand. Von der
Umstrukturierung berichtete Spiegel Online zum Erscheinen der
aktuellen Druckausgabe des Nachrichtenmagazins. Demnach soll die
Arbeit der beiden von Zivilisten geleiteten Abteilungen zur Spionage-
und Extremismusabwehr beim Verteidigungsministerium koordiniert
werden. Außerdem wird beim MAD eine Technikabteilung eingerichtet,
welche bei vorliegendem Verdacht nachrichtendienstliche Mittel zur
Verfügung stellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8242: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Merkel mit Wirtschaftsdelegation in China

Bundeskanzlerin Merkel ist mit einer Wirtschaftsdelegation für drei
Tage in die Volksrepublik China geflogen. Bereits am Freitag konnten
die Manager unter anderem der Allianzversicherung, des
Siemenskonzerns, der Post-Tochter Streetscooter, des Flugzeugbauers
Airbus, der Deutschen Bank und von Volkswagen elf
Kooperationsabkommen in den Bereichen Luftfahrttechnik, Schiffahrt,
Energie, Elektromobilität, Finanzierung, Versicherungen sowie zu
vernetztem Fahren und Müllentsorgung unterzeichnen.

Merkel sprach zunächst mit Ministerpräsident Li und sagte
anschließend in der Großen Halle des Volkes in Peking zu den
Protestkundgebungen in Hongkong, Rechte und Freiheiten seiner Bürger
müßten gewahrt bleiben. Gewalt sei zu vermeiden. Li versicherte, daß
man sich bei der Lösung des Konflikts an geltendes Recht halte und
daß die Regierung Hongkongs weiterhin autonom sein solle. Im
Handelsstreit Washingtons mit Peking hofft die Kanzlerin auf eine
baldige Beilegung. Außerdem befürwortet sie ein
Investitionsschutzabkommen zwischen China und der Europäischen
Union. Für Freitagabend war ein Essen Merkels mit Staatspräsident Xi
vorgesehen. Im Verlauf ihres Chinaaufenthalts besucht sie Unternehmen in
Wuhan, spricht an der dortigen Huazhong-Universität mit Studenten und
Studentinnen und nimmt an der Sitzung des Beratenden Ausschusses der
Deutsch-Chinesischen Wirtschaft sowie an der Abschlußsitzung des
Deutsch-Chinesischen Dialogforums teil.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8211: Tragisches und Kurioses - 06.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Ex-First Lady von Honduras soll für Griff in die Staatskasse büßen

Ein Antikorruptionsgericht in der Hauptstadt des mittelamerikanischen
Landes Honduras hat die Gattin des früheren Präsidenten Porfirio de
Lobo (2010-2014), Rosa Elena Bonilla de Lobo, wegen Veruntreuung von
Staatsgeldern zu 58 Jahren Haft verurteilt.

Die 52jährige Ex-First Lady, hat nach Ansicht des obersten Gerichts in
der Hauptstadt Tegucigalpa umgerechnet etwa 440.000 Euro, die für
soziale Projekte gedacht waren, auf ihr persönliches Bankkonto
überweisen lassen. Von dem Geld habe sie Schmuck gekauft und
Kreditkartenrechnungen bezahlt, wie ZDF heute berichtete.

Bonilla war bereits im vergangenen Jahr verhaftet worden. Das jetzt
verkündete Urteil wegen Veruntreuung und Betrugs liegt am oberen Ende
des möglichen Strafmaßes. Dennoch wird es nicht zur Verbüßung der
vollen Strafe kommen, schon weil nach dem Gesetz niemand länger als 30
Jahre eingesperrt werden darf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8240: Arbeit, Soziales und Familie - 06.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutlicher Anstieg bei Kindeswohlgefährdung

Das Statistische Bundesamt hat laut Mitteilung für 2018 insgesamt
rund 50.400 Fälle von Kindeswohlgefährdung in Deutschland und damit zehn
Prozent mehr als im Vorjahr registriert. Das ist der höchste Stand seit
Einführung dieser Statistik im Jahr 2012. Die zuständigen Jugendämter
sind im letzten Jahr rund 157.300 Verdachtsfällen nachgegangen.
Kindeswohlgefährdung liegt vor, wenn Kindern körperlicher, geistiger
oder seelischer Schaden droht oder dieser bereits eingetreten ist.
Für 25.500 Kinder bestand 2018 eine latente Gefahr. 24.900 Kinder
schwebten in akuter Gefahr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8218: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Touristen fordern Beseitigung der zirpenden Zikaden

Manchmal kann man sich nur noch verwundert an den Kopf fassen. Der
Bürgermeister von Beausset im südfranzösischen Departement Var
berichtet, daß sich bei ihm immer wieder Touristen beschweren, denen
das Zirpen der Zikaden den letzten Nerv raubt. Auch wenn das die für
die Provence charakteristische Hintergrundmusik ist, fordern die
Touristen, daß gegen die Insekten mit chemischen Waffen vorgegangen
wird. Noch treffen sie damit bei den Einheimischen auf taube Ohren.
Doch das Geld von Touristen ist ein Argument, dem man sich auch
andernorts nicht lange verschlossen hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8228: Märkte und Finanzen - 06.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Streetscooter erschließt sich China

Der Elektrotransporterproduzent Streetscooter bereitet den Einstieg
in den Markt der Volksrepublik China vor. Während des Besuchs einer
von Bundeskanzlerin Merkel angeführten, hochrangigen
Wirtschaftsdelegation in Peking unterzeichnete der Vertreter des
Tochterunternehmens der Deutschen Post eine Absichtserklärung zur
Zusammenarbeit mit dem chinesischen Automobilhersteller Chery
Holding. Zusammen wollen sie elektrische Nutzfahrzeuge für die
Warenverteilung im städtischen Bereich in China entwickeln. Diese
könnten nach Angaben von Streetscooter 2021 in Serie gehen. Die
Gesamtinvestitionen dürften bis zu 500 Millionen Euro bei einer
Produktionskapazität von 100.000 Fahrzeugen jährlich betragen. Dem
Streetscooter-Chef Jörg Sommer zufolge geht es beim Einstieg in den
in wenigen Jahren größten Markt für elektrische Nutzfahrzeuge auch um
Energie-, Logistik- und Flottenlösungen wie z. B. um die
Bereitstellung von Ladeinfrastruktur und die Weiternutzung
gebrauchter Fahrzeugbatterien. Möglicherweise werden die Transporter
von Streetscooter auch für andere Länder entwickelt und produziert
werden, teilte die Post am Freitag mit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8241: Aus Forschung und Technik - 06.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Google will Alternative zu den URLs

Dem Internet stehen einschneidende Veränderungen bevor. So arbeitet
Google offenbar an der Abschaffung des URL (Uniform Resource
Locator), dem wohl fundamentalsten Element des Internets. URL geben
jeder Website eine individuelle, eindeutige Adresse und ermöglichen
es Nutzern, zu Seiten zu navigieren, ohne dabei mit komplizierten
Zahlenfolgen arbeiten zu müssen. Inzwischen ist das Internet aber
dermaßen angewachsen, daß URLs zu kryptischen Zeichenketten wurden.
Der Unterschied zu reinen Zahlenabfolgen wurde marginal. Ein Team von
Google arbeitet an einer Alternative, die Sicherheit und Seriosität
von Identitäten verbessert und gleichzeitig den Nutzungskomfort
erhöht. Allerdings gibt es gegenwärtig noch keine konkreten
Lösungsansätze.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





INSTRUMENTE/456: Neuer Spektrograf bewilligt - Eine Million Euro für Inventur der Galaxien (idw)


Universität Hamburg - 05.09.2019

Neuer Spektrograf bewilligt: Eine Million Euro für Inventur der
Galaxien



Die Universität Hamburg erhält von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) rund 500.000 Euro für einen Spektrografen und fördert dessen
Anschaffung mit weiteren 500.000 Euro. Das Gerät ist für ein
astronomisches Instrument in Chile bestimmt, mit dem zukünftig sogenannte
Galaxiendurchmusterungen durchgeführt werden, die Millionen von Galaxien
erfassen und mögliche Eigenschaften Dunkler Materie eingrenzen können.

In früheren Zeiten konnten sich Astronominnen und Astronomen jahrelang
ausschließlich auf ein bestimmtes Himmelsobjekt konzentrieren. Heute
können zusätzlich mit Himmelsdurchmusterungen - einer Art Inventur des
Universums - Millionen von astronomischen Objekten erfasst und untersucht
werden.

Möglich wird das durch Geräte wie den Multi-Objekt-Spektrograf "4MOST",
der am Paranal Observatorium der Europäischen Südsternwarte (ESO) im
Norden Chiles an dem mehr als vier Meter großen Teleskop VISTA installiert
wird. Im Gegensatz zu bisherigen Modellen kann "4MOST" die Spektren von
Tausenden Himmelsobjekten gleichzeitig erfassen, da deren Licht über
spezielle optische Fasern an gleich drei Spektrografen weitergeleitet
wird. Einer von ihnen wird durch die DFG-Förderung von 500.000 Euro und
weitere 500.000 Euro von der Universität Hamburg finanziert.

Mit den Spektrografen wird das aufgenommene Licht der Himmelskörper in die
einzelnen Spektralfarben zerlegt und die Intensität des Lichts bei
unterschiedlichen Wellenlängen untersucht. Diese Informationen lassen
Rückschlüsse auf die genaue Position astronomischer Objekte am Himmel zu
sowie auf viele Eigenschaften, zum Beispiel die dort herrschende
Temperatur oder die chemische Zusammensetzung.

"Der jetzt bewilligte Spektrograf stellt den Anteil der Universität
Hamburg für 4MOST dar", sagt Prof. Dr. Jochen Liske vom Fachbereich Physik
der Universität Hamburg. "Er ist identisch mit einem der anderen zwei
Geräte. Durch die parallele Arbeit verdoppelt sich die Anzahl von
Objekten, die gleichzeitig beobachtet werden können, und somit die
Geschwindigkeit, mit der eine Durchmusterung durchgeführt werden kann.
Ohne diesen Geschwindigkeitsvorteil wäre die Bearbeitung unserer
Fragestellungen nicht möglich, da sie viel zu lange dauern würde." Ab dem
Jahr 2022 kann Liske zusammen mit einem internationalen Team aus 15
verschiedenen Einrichtungen 4MOST nutzen, um mehr als 1,7 Millionen
Galaxien zu untersuchen.

Das Team ist dabei nicht nur an der Frage interessiert, wie Galaxien
entstehen, sondern auch an den Eigenschaften von Dunkler Materie - einem
unsichtbaren Stoff, der u. a. die Galaxien zusammenhält. Daher ist das
Projekt an der Universität Hamburg in den Exzellenzcluster "Quantum
Universe" eingebettet, der sich mit den grundlegenden Fragestellungen rund
um den Ursprung, die Geschichte und die Zusammensetzung des Universums
beschäftigt. Ein großes Forschungsthema von "Quantum Universe" ist die
Suche nach Dunkler Materie.

"Bei der Durchmusterung von Galaxien kann die Masse von Galaxiehaufen und
-gruppen bestimmt werden. Wenn wir sehr viele Galaxien vermessen, können
aus der Verteilung der Masse von Galaxiegruppen Rückschlüsse auf die
Eigenschaften der Dunklen Materie gezogen werden. Diese Erkenntnisse
können dann andere Forschende verwenden, um ihre eigene Suche nach Dunkler
Materie einzugrenzen", sagt Liske.


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-hamburg.de/newsroom/presse/2019/pm65.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 05.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2019 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1625: Garchinger Physiker fotografieren magnetische Polaronen (idw)


Max-Planck-Institut für Quantenoptik - 05.09.2019

Garchinger Physiker fotografieren magnetische Polaronen



Garchinger Physikern gelang es erstmals, die magnetische Struktur um
mobile Störstellen in einem Kristallgitter, sogenannte magnetische
Polaronen, mithilfe eines Quantensimulators abzulichten.

Es war ein magnetischer Moment. Physikern des Max-Planck-Instituts für
Quantenoptik (MPQ) war es 2018 erstmals möglich, magnetische Polaronen zu
fotografieren und ihr Umfeld genau zu studieren. Das Team unter Leitung
von Christian Groß aus der Abteilung Quantenvielteilchensysteme von
Direktor Prof. Immanuel Bloch, präparierte spezielle Störstellen,
sogenannte Doublonen, und injizierten sie in ein stark korrelierendes
Vielteilchensystem aus Lithium, um Polaronen zu erzeugen. Dabei konnten
die Physiker beobachten, dass dieses spezielle Teilchen stets von einer
stark veränderten magnetischen Umgebung begleitet wird. Dieser Effekt war
bereits theoretisch vorhergesagt, konnte in Garching aber erstmals
experimentell mithilfe direkter Fotos nachgewiesen werden. Der Erfolg der
Studie wurde mit einer Veröffentlichung in der aktuellen Ausgabe des
"nature"-Magazin vom 15. August 2019 mit dazugehörigem Titelbild gekrönt.

Exakte Messungen dank modernster Mikroskopie

Möglich wurde der Erfolg durch die einzigartige Auflösungsmethode des
Garchinger Quantensimulators, der die genaue magnetische Ausrichtung der
Teilchen mitfotografiert. Der Quantensimulator, mit dem die
Forschungsgruppe um Immanuel Bloch und Christian Groß arbeitet, nutzt
ultrakalte Lithium-Atome, welche mit Laserstrahlen so manipuliert werden,
dass sie sich wie Elektronen in einem Festkörper verhalten. Solche
"künstlichen" Materialien sind mit heutiger Lasertechnologie sehr präzise
kontrollierbar und bieten eine ideale Plattform, um quantenmechanische
Phänomene in stark wechselwirkenden Vielteilchensystemen zu studieren.

Das Verhalten von Polaronen innerhalb eines Vielteilchensystems zu
beobachten, stellte eine enorme Herausforderung dar und war nur mithilfe
modernster optischer Mikroskopietechnik möglich. "Um in künstlichen
Systemen nach magnetischen Polaronen zu suchen, bedarf es einer großen
Menge an Fotos. Wir haben etwa 35.000 Bilder aufnehmen müssen. Ein Foto
braucht 20 Sekunden. Nach jedem geschossenen Foto wiederholt die Maschine
den Versuchsablauf und erstellt ein neues künstliches Material. Insgesamt
sprechen wir von etwa 200 Stunden durchgehender Messzeit, in der strikte
Bedingungen für die Stabilität unserer Maschine gelten. Sie muss während
der ganzen Zeit perfekt laufen, ohne Unterbrechungen und Veränderungen in
der Umgebung," erläutert Erstautor Joannis Koepsell. Mittels dieser
Aufnahmen konnten die Wissenschaftler die Details der inneren Struktur von
Polaronen genau vermessen.

Stark korrelierende Materie besser verstehen

Magnetische Polaronen gehören zu den Quasiteilchen und treten in
Materialien mit besonderen Eigenschaften auf, wie der
Hochtemperatursupraleitung oder dem kolossalen magnetoresistiven Effekt.
Sie sind für unser Verständnis stark korrelierender Materie ein
essenzielles Konzept. "Aus der Entfernung sehen sie zwar aus wie Teilchen.
In Wirklichkeit sind sie aber eine untrennbare Kombination aus Störstelle
und ihrer Umgebung. Beide zusammen bilden das Quasiteilchen. Man kann sie
nicht voneinander trennen. Egal, wo das Teilchen hingeht, nimmt es seine
Umgebung mit," beschreibt sie der Doktorand Joannis Koepsell. Ein Polaron,
also Störstelle mit Umgebung, kann man sich als eine berühmte Person
vorstellen, die versucht einen gefüllten Saal zu durchqueren. Während eine
unbekannte Person problemlos durch die Lücken schlüpft, wird der
Prominente mehr und mehr Menschen anziehen, bis sich eine Traube um ihn
bildet. Diese Menschentraube bleibt an ihm hängen, sodass konstant Aufruhr
um den Prominenten herrscht und sich außerdem das Tempo verlangsamt, mit
dem er sich durch den Raum bewegt.

In der Zukunft wollen die Forscher mit neuen Techniken künstliche
Materialien bei noch tieferen Temperaturen produzieren. "Der Knackpunkt
ist folgender: Obwohl unser Simulator bei ultrakalten Temperaturen im
Nano-Kelvin-Bereich operiert, bildet er aktuell Prozesse ab, die in einem
Festkörper bei etwa 700 Grad Celsius stattfinden. Das ist natürlich noch
nicht ideal. Eigentlich wollen wir Verhalten bei Raumtemperatur oder
kälter simulieren. Der Heilige Gral bei diesem spezielln Thema ist also,
noch kälter zu werden, so um den Faktor 5-10," so Koepsell. Bei
niedrigeren Temperaturen wird erwartet, dass man beobachten kann, wie
mehrere Polaronen miteinander interagieren, um schließlich exotische
Phasen wie die Supraleitung auszubilden.

Die Studie, die am 15. August 2019 mit Titelbild in der Fachzeitschrift
"nature" erschien, wurde unter anderem durch die Max-Planck-Gesellschaft,
die Europäische Union (UQUAM, FET-Flag 817482, PASQUANS), das Max Planck
Harvard Research Center for Quantum Optics und die Hector Fellow Academy
gefördert.


Originalpublikation:

Imaging magnetic polarons in the doped Fermi-Hubbard model

Joannis Koepsell, Jayadev Vijayan, Pimonpan Sompet, Fabian Grusdt, Timon
A. Hilker, Eugene Demler, Guillaume Salomon, Immanuel Bloch & Christian
Gross

Nature volume 572, pages 358-362 (2019)

DOI: 10.1038/s41586-019-1463-1DO

https://www.nature.com/articles/s41586-019-1463-1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1011
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EUROPA/1815: Bundesregierung muss sich für Ende von Massenüberwachung einsetzen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. September 2019

Bundesregierung muss sich für Ende von Massenüberwachung einsetzen



Zu den Plänen der finnischen Ratspräsidentschaft, die Speicherung von
Fluggastdaten (Passenger Name Records, kurz PNR) auf den gesamten Schiffs-
und Bahnverkehr auszuweiten, erklärt Konstantin von Notz, Stellvertretender
Fraktionsvorsitzender:

Die Fluggastdatenspeicherung ist eine anlasslose Vorratsdatenspeicherung.
Sie stellt einen völlig unverhältnismäßigen Eingriff in die Grundrechte von
mehr als 500 Millionen Europäerinnen und Europäern dar und setzt die
unserer Rechtsordnung immanente Unschuldsvermutung außer Kraft.

Ohne, dass sie irgendeinen Anlass dazu gegeben haben, werden unbescholtene
Bürgerinnen und Bürgern unter Generalverdacht gestellt und ihre Daten für
Jahre gespeichert und gerastert.

Der sicherheitspolitische Mehrwert der verfassungsrechtlich seit Jahren
hochumstrittenen Vorratsdatenspeicherung konnte nie nachgewiesen werden.
Statt sie auch angesichts deutlicher Urteile höchster Gerichte endlich
zurückzunehmen, soll die Massendatenspeicherung nun auf den Schiffs- und
Bahnverkehr ausgeweitet werden.

Als Grüne bleiben wir dabei: Das massive, anlasslose Horten von Daten ist
eine sicherheitspolitische Chimäre. Sie erhöht Sicherheit nicht und
gefährdet Grundrechte. So hat die Datenbank seit ihrer Inbetriebnahme eine
drastische Zahl an Fehlermeldungen und falsch-positiver Treffer produziert,
die Personen zu Unrecht ins Visier der Sicherheitsbehörden geraten lassen.

Sicherheitspolitisch ist die Maßnahme kontraproduktiv, da sie erhebliche
Mengen Personal bindet und den Blick für tatsächliche Gefahren und eine
zielgerichtete polizeiliche Abwehr erschwert. Allein in Deutschland nimmt
der Aufbau und das Betreiben der PNR-Datenbank 500 Stellen in Beschlag.

Die Bundesregierung muss sich von Massenvorratsdatenspeicherungen
verabschieden und auf europäischer Ebene deutlich machen, dass eine
Ausweitung der Fluggastdatenspeicherung auf andere Verkehrsträger mit ihr
nicht zu machen ist. Alles andere käme einer Kapitulation der GroKo vor den
verfassungsrechtlichen Vorgaben unseres Grundgesetzes gleich.

Mit der ausufernden staatlichen Datensammelwut muss endlich Schluss sein.
Durch sie bekämpft man keinen Terrorismus, sondern höhlt den eigenen
Rechtsstaat aus.

 * 
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FRAKTION/096: Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter zum Abschluss der Fraktionsklausur in Weimar 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. September 2019

Statements zum Abschluss der Fraktionsklausur in Weimar von Katrin
Göring-Eckardt und Anton Hofreiter:



Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Wir haben uns in den vergangenen drei Tagen auf der Klausur intensiv mit
einer ganze Reihe von Problemen beschäftigt, und wir sehen, dass wir in
einer Zeit sehr großer Umbrüche leben. Und in dieser Zeit ist es notwendig,
den Menschen optimistisch und realistisch Orientierung zu geben. Das sehen
wir als eine unserer zentralen Aufgaben als führende Kraft der linken Mitte
an. Die Bundesregierung dagegen tappst mit Selbstbeschäftigung durch die
Landschaft. Das führt dazu, dass immer mehr Menschen frustriert sind und
sich fragen, was diese Bundesregierung eigentlich treibt.

Zum Klimaschutz:

Beim Klimaschutz kommt es jetzt nicht drauf an, sich in Einzelmaßnahmen zu
zerstreiten, sondern nachdem 14 Jahre de facto nicht gehandelt worden ist,
müssen wir jetzt in allen Bereichen handeln. Es braucht Maßnahmen
marktwirtschaftlicher Natur, im Ordnungsrecht, und es muss
selbstverständlich Förderprogramme geben.

Das bedeutet ganz konkret: Wir müssen jetzt schnell aus der Kohle
aussteigen. Wir müssen den Ausbau der erneuerbaren Energien wieder
flottmachen. Wir müssen dafür sorgen, dass in der Verkehrspolitik nicht nur
geredet, sondern endlich gehandelt wird. Wir müssen die Bahn ertüchtigen.
Sie nicht nur pünktlicher machen, sondern auch ausbauen. Wir müssen
stillgelegte Strecken wieder reaktivieren, und zusätzliche Strecken bauen.
Wir müssen dafür sorgen, dass Busanschlüsse auch wieder in alle Regionen
kommen. Und selbstverständlich wird auch das Auto zukünftig eine Rolle
spielen. Deswegen müssen wir eine schnelle Antriebswende erreichen, und
zwar durch möglichst viele Null-Emissions-Fahrzeuge. Dafür wollen wir zum
einen ein funktionierendes Förderprogramm auflegen, und zum anderen dafür
sorgen, dass diese Fahrzeuge dann auch geladen werden können, indem wir ein
einheitlich einfach zu bedienendes Ladesäulennetz bekommen.

Auch in der Landwirtschaft sind eine ganze Reihe von Maßnahmen notwendig,
um aus der Massentierhaltung rauszukommen. Im Bereich des Bauens, wo man
den Eindruck hat, dass der zuständige Minister immer noch nicht ganz
verstanden hat, dass er dafür zuständig ist, ist es ebenso notwendig, dass
einiges getan wird. Zu all dem haben wir einen umfassenden Beschluss
gefasst.

Zum Rechtsterror:

Wir haben uns intensiv mit rechtsradikalen, rechtsterroristischen
Netzwerken beschäftigt. Die Bundesregierung, die Sicherheitsbehörden in
unserem Land haben da viel zu lange nicht genau genug hingeschaut. Wir
brauchen ein dringendes Maßnahmenpaket. Wir brauchen auf der einen Seite
eine Reform des Verfassungsschutzes, des Weiteren brauchen wir eine
Taskforce gegen den Rechtsextremismus, damit die Zivilgesellschaft und all
die tapferen Menschen, die sich für Demokratie einsetzen, nicht
alleingelassen werden. Und dafür muss auch die Finanzierung umgestellt
werden. Denn es kann nicht sein, dass wichtige Projekte, die sich bei uns
im Land für die Demokratie einsetzen, Jahr für Jahr darum bangen müssen, ob
sie ihre Gelder wieder bekommen. Das ist eine Aufgabe des Staates, der
Staat darf die Zivilgesellschaft nicht alleine lassen."


Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende:

"Was wir jetzt brauchen, ist, dass wir auf die großen Fragen dieser Zeit
große Antworten geben. Es muss jetzt gehandelt werden. Wir können nicht
mehr warten. Nicht bei der Klimakrise, nicht bei den gleichwertigen
Lebensverhältnissen. Übrigens auch nicht bei der Verteidigung der
Demokratie. Bei der Klimakrise haben wir genügend Erkenntnisse und jetzt
auch genügend Bekenntnisse. Wir haben aber keine Ergebnisse. Wir legen ein
Programm auf den Tisch, mit dem wir jetzt sofort handeln können, und zwar
in allen Bereichen.

Zum Investitionsbedarf:

Wenn wir jetzt nicht in die Zukunft investieren, geht das zulasten der
künftigen Generationen. Mit Investitionen können wir auch die
wirtschaftliche Eintrübung, die wir gerade erleben, wieder aufhellen:
Investitionen bedeuten eben auch wirtschaftlichen Erfolg. Hier kommen
Ökologie und Ökonomie zusammen. Das ist das Erfolgsrezept, war wir in
dieser Zeit brauchen für die Bewältigung der Klimakrise, aber auch für die
Ökonomie und den Wohlstand in unserem Land.

Zu Gleichwertigen Lebensverhältnissen:

Wir haben sehr intensiv über die gleichwertigen Lebensverhältnisse
diskutiert in Stadt und Land, in Ost und West. Wir wissen, dass die Frage
einer abgehängten Region eben heute auch eine Frage der Demokratie ist. Wir
erleben immer öfter, dass Menschen, die sich abgehängt fühlen, zugleich
kein Vertrauen mehr in den Staat haben. Deswegen ist unsere Antwort ganz
eindeutig: Das Verfassungsgebot muss eingehalten werden. Die Herstellung
der gleichwertigen Lebensverhältnisse ist nicht irgendetwas, was man
zusätzlich machen kann, sondern es ist das Gebot der Verfassung. Wir
brauchen dafür jetzt eine Milliarde Investitionen in einen Pakt für
lebenswerte Regionen. Damit wollen wir eine Dreifachgarantie. Erstens: Man
muss mobil sein können mit Bus und Bahn. Zweitens: Das Recht auf Anschluss
mit schnellem Internet muss endlich gewährleistet werden. Und drittens: Wir
brauchen überall eine medizinische Versorgung. Wir garantieren, mit unseren
Gesundheitsregionen auch auf dem Land, haben wir die entsprechende
Versorgung mit allem, was notwendig ist.

Nach dieser Klausur kann man sagen, wir haben drei Verpflichtungen: die
eine fürs Klima, die andere für die gleichwertigen Lebensverhältnisse und
die dritte für die Demokratie. Wir machen uns große Sorgen darum, dass
immer mehr Menschen das Vertrauen in diesen Staat verlieren. Deswegen haben
wir uns heute auch mit rechten Netzwerken beschäftigt, aber auch mit dem,
was insbesondere die AfD in unserer Demokratie gerade anrichtet. Sie
versucht zu spalten und Verhältnisse zu malen, die mit der Realität nichts
zu tun haben. Sie versucht, Angst zu machen und Lügen zu verbreiten. Und
dem wollen wir klar mit Haltung entgegentreten, mit Information, aber auch
mit Maßnahmen, wie wir sie hier vorgeschlagen haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. September 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3165: Deutscher Bundestag - Zentraler Ort der politischen Debatte


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. September 2019

Deutscher Bundestag - Zentraler Ort der politischen Debatte



Zum 70. Jahrestag der ersten Bundestagssitzung am 7. September 1949 erklärt
Britta Haßelmann, Erste Parlamentarische Geschäftsführerin:

Seit seiner ersten Sitzung ist der Bundestag zentraler Ort der politischen
Debatte in unserer Gesellschaft. Er hat sich als Herz unserer
parlamentarischen Demokratie bewährt. Allen Versuchen, unser Parlament
verächtlich zu machen, treten wir entschieden entgegen.

Nach 70 Jahren steht das Parlament auch vor neuen Herausforderungen und die
Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger an ihr Parlament haben sich
gewandelt. Der Bundestag muss den Anforderungen an ein lebendiges Parlament
nach mehr Offenheit und Transparenz entsprechen. Dazu braucht es unter
anderem ein Lobbyregister und die Möglichkeit, den Ausschüssen bei der
Arbeit per Livestream zuzuschauen. Denn was hier verhandelt und entschieden
wird, geht alle etwas an. Die Kontrollrechte der Abgeordneten gegenüber der
Regierung müssen gestärkt werden und wir wollen uns nicht damit abfinden,
dass so wenige Frauen im Parlament vertreten sind.

 * 
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KULTUR/050: Öffnung des Hohenzollern-Hausarchivs ist Voraussetzung für Ausgleichsverhandlungen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. September 2019

Öffnung des Hohenzollern-Hausarchivs ist Voraussetzung für
Ausgleichsverhandlungen



Zu den Verhandlungen zwischen dem Haus Hohenzollern und dem Bund erklärt
Erhard Grundl, Sprecher für Kulturpolitik:

Seit sechs Jahren verhandelt der Bund mit dem Haus Hohenzollern über
Ausgleichsleistungen unter anderem auf Grundlage des sogenannten
Ausgleichsleistungsgesetzes. Dabei sind die überzogenen
Hohenzollern-Forderungen auf Wohnrecht unter anderem im frisch renovierten
Cecilienhof, so die Antwort der Bundesregierung auf unsere schriftlichen
Fragen (19/12437), "nicht verhandelbar". Vielmehr gehe es um Kunst- und
Sammlungsgegenstände, die aber teilweise von erheblichem Wert und
historischer Bedeutung sind. Ziel der Verhandlungen, so die
Bundesregierung, sei eine "dauerhafte Gesamtlösung".

Ausgleichsverhandlungen, geschweige denn eine "Gesamtlösung", können nicht
angestrebt werden, ohne das Hausarchiv der Hohenzollern zu Rate zu ziehen.
Denn das Ausgleichsleistungsgesetz schließt eine Leistungsberechtigung dann
aus, wenn der grundsätzlich Berechtigte dem "nationalsozialistischen System
erheblich Vorschub" geleistet hat. Dass dem im Falle der Hohenzollern so
war, ist vielfach belegt. Doch da das Hausarchiv der Hohenzollern der
Forschung nicht zur Verfügung steht, besteht die Gefahr, so unter anderem
Historikerin Karina Urbach, dass die Nachkommen der Hohenzollern Einfluss
darauf nehmen, wie die Geschichte ihrer Vorfahren geschrieben wird. Das
Hausarchiv ist ebenfalls Gegenstand der Gespräche. Seine Öffnung wäre die
Voraussetzung für jede Verhandlung gewesen. In jedem Fall ist eine
Gesamtlösung ohne diese Öffnung und den Zugang zu historischen Dokumenten
nicht möglich und auch nicht erstrebenswert.

Außerdem hat Kulturstaatsministerin Monika Grütters den Bundestag und die
Parlamente in Berlin und Brandenburg offiziell über den Stand der jahrelang
im Geheimen geführten Verhandlungen zwischen dem Hause Hohenzollern und ihr
zu informieren. Es geht schließlich um nicht weniger als darum, wie die
deutsche Geschichte geschrieben wird - und damit um eine Angelegenheit von
öffentlichem Interesse.

 * 
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UMWELT/1873: Gesamtkonzept gegen Plastikmüll ist überfällig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. September 2019

Gesamtkonzept gegen Plastikmüll ist überfällig!



Zu aktuellen Medienberichten über den konkreten Entwurf eines
Plastiktüten-Verbotes aus dem Umweltministerium erklärt Bettina Hoffmann,
Sprecherin für Umweltpolitik:

Der Vorschlag springt zu kurz, wenn er nicht in ein Gesamtkonzept
eingebettet ist, das Einwegplastik vermeidet und Mehrweglösungen fördert.
Der Umwelt ist nicht geholfen, wenn eine Plastiktragetasche einfach nur
durch ein anderes Einwegprodukt wie die Papiertüte oder eine dünne
Plastiktüte ersetzt wird. Auch eine Einwegpapiertüte hat eine schlechte
Ökobilanz und ist kein nachhaltiges Produkt. Ein Verbot von
Plastiktragetaschen muss deshalb von einer verbindlichen Abgabe auf alle
restlichen Einwegtüten flankiert werden. Die Einnahmen daraus sollten zur
Förderung von Mehrweglösungen genutzt werden.

Ärgerlich ist auch, dass die Umweltministerin die dünnwandigen
Hemdchenbeutel für Obst und Gemüse von ihrer Verbotsregelung ausnimmt.
Statt bestehende Mehrwegalternativen zu fördern und Einwegverpackungen
grundsätzlich zu reduzieren, schiebt die Umweltministerin den
Verbraucherinnen und Verbrauchern die Verantwortung für die Vermeidung von
Plastikmüll zu.

Deutschland ist weiterhin das EU-Schlusslicht beim Vermeiden von
Verpackungsmüll. Um das Plastikproblem wirklich in den Griff zu bekommen,
braucht es weitere Schritte zur Müllvermeidung, wie eine deutlich stärkere
Förderung von Mehrwegsystemen und weitere Schritte zur Vermeidung von
Einwegverpackungen, Coffee-to-go-Bechern oder Take-away-Essensverpackungen.
Hier warten wir noch immer auf konkreten Vorschlag der Umweltministerin.

 * 
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INNEN/3500: Verpflichtung für die Zukunft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. September 2019

Verpflichtung für die Zukunft



Vor 70 Jahren, am 7. September 1949, trat in Bonn der erste Deutsche
Bundestag zu seiner konstituierenden Sitzung zusammen. Dazu erklärt
der Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Ralph
Brinkhaus:

"Der Zusammentritt des ersten Deutschen Bundestags vor 70 Jahren
markiert einen demokratischen Neubeginn in der Geschichte
Deutschlands. Noch unter dem unmittelbaren Eindruck der moralischen
und materiellen Trümmer der NS-Zeit und des Zweiten Weltkriegs gingen
die Abgeordneten daran, eine freie und demokratische Gesellschaft
aufzubauen. Den Menschen in der DDR blieb es vier Jahrzehnte lang
verwehrt, daran mitzuwirken.

Auch im ersten Deutschen Bundestag stellten CDU und CSU die stärkste
Fraktion und trugen daher eine ganz besondere Verantwortung für die
Zukunft Deutschlands. Das christliche Menschenbild und die Prinzipien
der sozialen Marktwirtschaft waren damals die Grundlage unserer
politischen Überzeugung und werden es auch weiterhin bleiben. Mit
Stolz und Dankbarkeit blicke ich auf die Leistungen und Erfolge der
damaligen Abgeordneten zurück und empfinde sie als Verpflichtung für
die Zukunft."

 * 

Quelle:
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RECHT/958: Identitätsdiebstahl bekämpfen - Mehr Verbraucherschutz wagen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. September 2019

Identitätsdiebstahl bekämpfen - Mehr Verbraucherschutz wagen

Entwurf des BMJV lässt Verbraucher mit Problemen allein



Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD sieht vor, die
Aufsicht über die Inkassounternehmen zu verstärken und die Regelungen
zum Inkassorecht verbraucherfreundlich weiterzuentwickeln. Die Medien
berichten über die konkreten Pläne des Bundesjustizministeriums. Dazu
erklären die rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, und der
zuständige Berichterstatter, Sebastian Steineke:

Winkelmeier-Becker: "Ohne seriöse Inkassounternehmen würde es
keinen Kauf auf Rechnung geben. Wir wollen jedoch Verbraucher vor
unseriösen Inkassounternehmen schützen. Sowohl Verbraucher als auch
seriöse Inkassodienstleister müssen gleichermaßen profitieren.
Deshalb müssen wir die Kosten in den Blick nehmen, die bei
unbestrittenen Forderungen und bei Tilgungsvereinbarungen dem Kunden
in Rechnung gestellt werden. Die Branche muss auch auf eine Ansprache
in einem angemessenen Ton achten.

Verbraucher brauchen auch klare Angaben zum Auftraggeber des
Inkassounternehmens und zum Datum des Vertragsschlusses.
Inkassounternehmen müssen verpflichtet werden, noch deutlicher
darzulegen, wann und wie welche Forderung entstanden ist. Dazu sollte
der Vertrag oder die Rechnung beigelegt werden. Zudem sollen
Verbraucher künftig Inkassounternehmen in einem
Online-Check-Verfahren auf ihre ordnungsgemäße Registrierung
überprüfen können.

Sorge bereitet uns außerdem das Problem des Identitätsdiebstahls, bei
dem Inkassounternehmen von Kriminellen instrumentalisiert werden. Das
Thema spielt in den Überlegungen der Bundesjustizministerin bislang
überhaupt keine Rolle."

Steineke: "Ein Problem in der Praxis ist insbesondere die
Frage nach der Verhältnismäßigkeit der Kosten. Der Entwurf sieht
bisher lediglich eine pauschale Gebührenschwelle vor, lässt aber zum
Beispiel das Grundproblem der Kosten bei kleineren Forderungen
vollständig unangetastet. Wir wollen hierbei sowohl einen effektiven
Verbraucherschutz erreichen, als auch gleichzeitig für die
Unternehmen rasch Rechtssicherheit für seriöse Inkassodienstleister
herstellen. Wir müssen auch zwingend über eine deutlich stärkere
Zentralisierung der Aufsicht nachdenken, dort reicht der Entwurf aus
unserer Sicht nicht aus. Zum bisherigen Entwurf des
Bundesjustizministeriums haben wir daher noch reichlich
Gesprächsbedarf."

 * 
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SOZIALES/2005: Junge Menschen in Heimen oder Pflegefamilien sollen besser und nicht schlechter gestellt werden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. September 2019

Junge Menschen in Heimen oder Pflegefamilien sollen besser und
nicht schlechter gestellt werden

Kostenheranziehung soll verringert werden



Derzeit berät der Deutsche Bundestag den Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Änderung des Neunten und des Zwölften
Sozialgesetzbuches und anderer Rechtvorschriften, das kleinere
Anpassungen in einigen Sozialgesetzbüchern vornimmt - unter anderem
auch eine Änderung bei der Kostenheranziehung von Heim- und
Pflegekindern im SGB VIII, die zu einer Verschlechterung gegenüber
der geltenden Rechtslage führen kann. Dazu erklären die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Nadine Schön, und der familienpolitische Sprecher, Marcus
Weinberg:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion bedauert, dass
Bundesfamilienministerin Giffey die Gelegenheit, die Situation von
Heim- oder Pflegekindern zu verbessern, im Regierungsentwurf zur
Änderung von Vorschriften in verschiedenen Sozialgesetzbüchern nicht
ergriffen hat. Stattdessen könnte durch die nunmehr von der
zuständigen Bundesfamilienministerin eingebrachte Regelung im
Gesetzentwurf zur Kostenheranziehung von Heim- und Pflegekindern zu
einer Verschlechterung der ohnehin schon vorhandenen Belastung bei
diesen Jugendlichen führen. Das ist nicht nachvollziehbar und mit der
Union nicht zu machen. Wir werden im parlamentarischen Verfahren auf
eine spürbare Erleichterung dringen.

Wenn Jugendlichen, die in Heimen oder Pflegefamilien leben, drei
Viertel ihres Einkommens für ihre Unterbringung genommen wird, raubt
ihnen diese Regelung die Motivation, kleine Schüler- oder Ferienjobs
zu übernehmen. So wird die Chance vertan, durch eigenes kleines
Einkommen Eigenverantwortung zu zeigen und eine Tätigkeit zu
beginnen.

Daher werden wir die bereits 2017 beschlossene Änderung im SGV III
erneut in den Bundestag einbringen. Wir wollen, dass junge Menschen
schon früh lernen, für sich selbst Verantwortung zu übernehmen und
ihr eigenes Geld erwirtschaften."

Hintergrund:

Wenn junge Menschen, die zum Beispiel in einem Heim oder in
Pflegefamilien leben, ein Einkommen haben, sind sie verpflichtet, 75
Prozent davon für ihre Unterbringung und Verpflegung abzugeben.
Jugendämter können ganz oder teilweise von dieser Vorschrift
abweichen, wenn das Einkommen aus einer ehrenamtlichen oder
vergleichbaren Erwerbstätigkeit stammt. Der Deutsche Bundesstag hat
diese Regelung 2017 im sogenannten Kinder- und Jugendstärkungsgesetz
(KJSG) abgeändert: Die Kostenheranziehung wurde von 75 Prozent auf 50
Prozent verringert und zusätzlich kleine Freibeträge für Einkommen
aus Schülerjobs, Ferienjobs, Praktika und Ausbildungsvergütungen
geschaffen. Die Änderungen konnten nicht in Kraft treten, weil der
Bundesrat dem KJSG nicht zugestimmt hat. Derzeit berät der Deutsche
Bundestag den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung des
Neunten und des Zwölften Sozialgesetzbuches und anderer
Rechtsvorschriften. In diesem Gesetzentwurf soll auch die hier
bezuggenommene Vorschrift im SGB VIII zur Kostenheranziehung geändert
werden. Während derzeit das durchschnittliche Monatseinkommen des
letzten Jahres herangezogen wird, soll künftig das aktuelle
Monatseinkommen maßgeblich sein. Die Rechtsprechung und die
Verwaltungspraxis haben die geltende Regelung bislang zu Gunsten der
jungen Menschen ausgelegt und angewendet.

 * 
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BILDUNG/929: Recht auf Grundbildung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. September 2019

Recht auf Grundbildung



"Wir brauchen vielseitige öffentliche Bildungsangebote vor Ort, verlässlich
und dauerhaft. Und wir brauchen ein Recht auf Grundbildung. Mit Projekten
von kurzer Dauer und befristeten Lehrkräften kommen wir nicht weiter",
erklärt Birke Bull-Bischoff, bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE, zum Weltalphabetisierungstag am 8. September. Bull-Bischoff weiter:

"Die von der Bundesregierung 2016 ausgerufene Dekade für Alphabetisierung
und Grundbildung verblasst, wenn zu wenige Anstrengungen unternommen
werden, die 6,2 Millionen Menschen mit geringer Lese- und Schreibkompetenz
in Deutschland zu erreichen. In die Erwachsenenbildung, wozu auch
Grundbildung und Alphabetisierung zählen, fließt zu wenig Geld. Die Träger,
etwa die Volkshochschulen, mühen sich unter oftmals schlechten
Rahmenbedingungen ab. Daneben fehlt es an Bundes- und Landesstrategien.

Wir brauchen mehr arbeitsplatzorientierte Grundbildung als festen
Bestandteil betrieblicher Weiterbildung. Alphabetisierung und Grundbildung
gehören in die 'Nationale Weiterbildungsstrategie'. Daneben wären
Grundbildungszentren, etwa an Volkshochschulen, sinnvoll. Dafür müssen gute
Lehr- und Lernbedingungen geschaffen werden, z. B. mit tariflich geregelten
Arbeitsverträgen für Lehrkräfte."

 * 
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GESUNDHEIT/1126: Kinder vor den Folgen des Erwachsenen-Alkoholkonsums schützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. September 2019

Kinder vor den Folgen des Erwachsenen-Alkoholkonsums schützen



"Solange Politiker Bier als Kulturgut verklären und uns Alkoholwerbung
penetrant das Bild vermittelt, Alkoholkonsum gehe mit Freude, Gelassenheit
und einem schönen Leben einher, solange werden weiterhin Millionen von
Kindern unter dem Alkoholkonsum ihres Umfeldes leiden", erklärt Niema
Movassat, drogenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des
Tages des alkoholgeschädigten Kindes am 9. September. Movassat weiter:

"Schätzungsweise werden jährlich über 10.000 Kinder mit einer Fetalen
Alkoholspektrumstörung (FASD) geboren. Sie sind ihr Leben lang
gesundheitlich beeinträchtigt und haben häufig Probleme bei der Bewältigung
des Alltags. Auch für die etwa 2,6 Millionen Kinder und Jugendliche, die
mit mindestens einem alkoholkranken Elternteil aufwachsen, ist eine
unbeschwerte Kindheit kaum möglich. Wir leben in einer Gesellschaft, in der
Alkoholabstinenz oft kritisch beäugt und Alkoholabhängigkeit verurteilt
wird. Das ist absurd. Wir brauchen dringend ein Umdenken.

Wir müssen ein gesellschaftliches Klima schaffen, in dem der Griff zur
Flasche nicht mehr als naheliegende Option erscheint, um Probleme zu
verdrängen oder Schwierigkeiten zu kompensieren. Dazu brauchen Menschen
ausreichend Perspektiven für ein gutes und selbstbestimmtes Leben. Zudem
benötigen wir für Menschen mit einer Alkoholerkrankung bessere und
niederschwellige Hilfen. Und noch immer ist zu wenig bekannt, dass auch
geringe Mengen Alkohol für das ungeborene Kind schädlich sind. Wir brauchen
also eine höhere Sensibilisierung in der Bevölkerung für die
schwerwiegenden Folgen des Alkoholkonsums während der Schwangerschaft.

Es darf nicht länger sein, dass ungeborene und geborene Kinder die Kosten
für einen verfehlten gesellschaftlichen Umgang mit Alkohol tragen. Ich
fordere die Bundesregierung auf, einen neuen Kurs einzuschlagen. Wir müssen
die gesellschaftlichen Ursachen für Alkoholismus angehen und
Konsumkompetenz fördern. Und wir müssen Kindern, die bereits unter
vorgeburtlichen alkoholbedingten Schädigungen oder während ihrer Kindheit
unter der Alkoholsucht ihrer Eltern leiden, die bestmögliche Hilfe und
Unterstützung zukommen lassen."

 * 
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SOZIALES/2656: Pflegende Angehörige brauchen Entlastung und Absicherung 


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. September 2019

Pflegende Angehörige brauchen Entlastung und Absicherung -
Bundesregierung liefert nur ideologischen Quark



"Statt wirksamer Entlastung und Absicherung bekommen pflegende Angehörige
von der Bundesregierung weiterhin nur ideologischen Quark aus dem 19.
Jahrhundert serviert", erklärt Pia Zimmermann, pflegepolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des Aktionstags pflegender Angehöriger
am 8. September. Zimmermann weiter:

"Erst kürzlich hat Bundesgesundheitsminister Jens Spahn die Pflege wieder
einmal zur familiären Aufgabe erklärt und sie damit faktisch vor allem
Frauen zugeschoben. Diesem Rollenverständnis aus dem 19. Jahrhundert folgt
die Pflegepolitik der Bundesregierung insgesamt. Die sogenannte
Konzertierte Aktion Pflege hat für pflegende Angehörige nichts anzubieten
als den Einsatz ambulanter Pflegefachpersonen, insbesondere zu Beginn der
Pflegebedürftigkeit. Nahezu höhnisch klingt das ergänzende Vorhaben, die
'Situation pflegender Angehöriger in den Blick' zu nehmen. Angesichts der
Probleme, mit denen pflegende Angehörige zu kämpfen haben, ist das
offensichtlich zu wenig.

Pflege muss gesamtgesellschaftlich eingebettet und gestaltet werden. Das
beinhaltet eine Lohnersatzleistung für pflegende Angehörige, die aus dem
Beruf ausscheiden. Weil aber viele pflegende Angehörige in ihren Jobs
bleiben wollen, sind auch deutlich mehr teilstationäre Angebote sowie
bezahlbare und wohnortnahe Tagespflegeplätze vonnöten. Die Arbeitgeber
müssen stärker in die Verantwortung genommen werden, etwa durch
Lohnfortzahlung wie im Krankheitsfall. Rentenansprüche aus Pflegetätigkeit
müssen zudem Verdienstausfälle wirklich kompensieren und auch für
Altersrentner möglich sein. Reha-Leistungen sind zügig und unbürokratisch
zu gewähren."

 * 
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BUNDESTAG/8834: Heute im Bundestag Nr. 979 - 06.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 979

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. September 2019, Redaktionsschluss: 15.21 Uhr

1. Missstände in äthiopischer Textilindustrie

2. Keine bilateralen Mittel für Brunei

3. Regierung verteidigt Al-Quds Universität

4. Zusammenarbeit mit Ägypten

5. Korrekturbitten des Auswärtigen Amtes

6. Keine Korrekturbitten im März 2019



1. Missstände in äthiopischer Textilindustrie

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung nimmt die Berichte des
ARD-Politikmagazin "Report Mainz" über Missstände in der äthiopischen
Textilindustrie sehr ernst und hat die betroffenen Unternehmen um eine
Untersuchung der Vorwürfe gebeten. Ihr sei die Wahrung von
menschenrechtlichen, sozialen und ökologischen Standards im Rahmen von
Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit ein wichtiges Anliegen,
betont sie in einer Antwort (19/12715) auf eine Kleine Anfrage
(19/12272) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. So habe das
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) bereits 2016 die Deutsche Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit GmbH (GIZ) beauftragt, ein Vorhaben zur Verankerung von
Sozial- und Umweltstandards in der jungen äthiopischen Textil- und
Bekleidungsindustrie umzusetzen. Durch eine enge Kooperation mit der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) zur Schulung staatlicher
Kontrolleure würden die äthiopischen Behörden befähigt, die Einhaltung
dieser Standards auch nachzuhalten. Eine Aufstockung dieser Maßnahmen
sei vorgesehen.

Laut "Report Mainz" ist es im Rahmen deutscher Entwicklungsprojekte
und bei der Produktion für Mitglieder des vom BMZ initiierten
"Bündnisses für nachhaltige Textilien" zu eklatanten Verletzungen von
Arbeitsstandards gekommen.

 * 

2. Keine bilateralen Mittel für Brunei

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Das Sultanat Brunei Darussalam hat vor 1996 keine
Mittel der deutschen bilateralen staatlichen Finanziellen und
Technischen Zusammenarbeit erhalten, obwohl es bis dahin auf der "DAC
List of ODA-Recipients" der Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) als Entwicklungsland geführt
wurde. Das schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/12831)
auf eine Kleine Anfrage (19/12370) der AfD-Fraktion. Zu der Frage,
welche deutschen bilateralen Entwicklungsgelder das Sultanat überhaupt
erhalten hat, verweist sie auf die öffentlich zugängliche
OECD-Datenbank. Außerdem listet sie im Anhang eine Übersicht der
Vorhaben mit Mitgliedstaaten des Verbands der südostasiatischen
Staaten (ASEAN) seit 2005 auf, zu denen auch Brunei gehört.

 * 

3. Regierung verteidigt Al-Quds Universität

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, an der
Darstellung der Al-Quds Universität - mit Standorten in und um
Jerusalem - über eine umstrittene Veranstaltung am 13. Februar 2016 zu
zweifeln. Der Universität wird vorgeworfen, an diesem Tag mit einer
Gedenkveranstaltung den Terroristen B. A. geehrt zu haben, der am 13.
Oktober 2015 mit Schuss- und Stichwaffen einen Anschlag auf einen Bus
in Jerusalem verübt hat. In einer schriftlichen Stellungnahme an die
Ständige Vertretung der Bundesrepublik Deutschland in Ramallah habe
sich die Al-Quds Universität von Gewalt, Extremismus und anderen
Formen der Intoleranz ausdrücklich distanziert, schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/12716) auf eine Kleine Anfrage
(19/12275) der AfD-Fraktion. Darüber hinaus schließe sie nach den
vorliegenden Informationen aus, dass das Ministerium der Bildung und
Höheren Bildung oder eine andere palästinensische Behörde die
"Gedenkveranstaltung" organisiert, beworben oder in irgendeiner
anderen Form unterstützt habe.

 * 

4. Zusammenarbeit mit Ägypten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die "Zusammenarbeit mit Ägypten im Bereich Migration
und Sicherheit" stellt die Fraktion Die Linke in den Mittelpunkt einer
Kleinen Anfrage (19/12661). Die Abgeordneten erkundigen sich
insbesondere nach der Verwendung von Mitteln aus dem
Nothilfe-Treuhandfond EUTF Afrika und die mit diesen Mitteln
geförderten Projekte und Maßnahmen in Ägypten.

 * 

5. Korrekturbitten des Auswärtigen Amtes

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das Auswärtige Amt hat im April 2019 in keinem Fall
bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe ersucht. Das geht aus der Antwort
(19/12547) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12327) der
AfD-Fraktion hervor. Das Ministerium gebe lediglich in Einzelfällen
einem Medium dann einen Hinweis, wenn die vom Auswärtigen Amt
veröffentlichten Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
objektiv unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

6. Keine Korrekturbitten im März 2019

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) hat im März 2019 bei Medien nicht
um Korrekturen von Berichterstattungen gebeten. Das teilt die
Bundesregierung der AfD-Fraktion in einer Antwort (19/12830) auf eine
Kleine Anfrage (19/7472) mit.

 * 
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BUNDESTAG/8833: Heute im Bundestag Nr. 978 - 06.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 978

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. September 2019, Redaktionsschluss: 14.44 Uhr

1. Stärkung der Rechtsstaatlichkeit

2. Ausrichtung der humanitären Hilfe

3. Agenda Frauen, Frieden, Sicherheit

4. Keine Angaben zu ZKA-Bericht

5. Bilanz zur Auswärtigen Kulturpolitik

6. Leitlinien zur Arktispolitik



1. Stärkung der Rechtsstaatlichkeit

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der von der Bundesregierung zusammen mit der
belgischen Regierung vorgeschlagene Peer-Review-Mechanismus zur
Stärkung der Rechtsstaatlichkeit in der EU soll als präventives
Instrument dazu beitragen, "dass im Wege der Zusammenarbeit und des
Dialogs die gemeinsame Kultur der Rechtsstaatlichkeit gestaltet wird".
Durch regelmäßige Diskussionen und Erfahrungsaustausch unter den
Mitgliedstaaten solle ein gemeinsames Verständnis über die
Rechtsstaatlichkeit gefördert und gefestigt werden, heißt es in der
Antwort (19/12720) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/12232)
Das Instrument trete neben die in der Europäischen Union bestehenden
korrektiven Instrumente, die im Wege von Kontrollen und Sanktionen auf
die Beseitigung von in einzelnen Mitgliedstaaten entstandenen
Rechtsstaatsdefiziten abzielten. "Dazu gehören der Rahmen der
Kommission zur Stärkung des Rechtsstaatsprinzips, das
Rechtsstaatsverfahren gemäß Artikel 7 EUV und die
Vertragsverletzungsverfahren vor dem Europäischen Gerichtshof."

Mit dem deutsch-belgischen Vorschlag hat sich die Bundesregierung nach
eigener Auskunft nicht gegen andere Optionen entschieden, wie etwa
eine unabhängige Expertenkommission nach dem Vorbild der
Venedig-Kommission des Europarates, die die FDP-Fraktion ins Spiel
gebracht hatte. "Vielmehr soll der Peer-Review-Mechanismus nach
Auffassung der Bundesregierung andere Instrumente zur Stärkung der
Rechtsstaatlichkeit ergänzen."

 * 

2. Ausrichtung der humanitären Hilfe

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die "strategische Ausrichtung der deutschen
humanitären Hilfe im Ausland" stellt die FDP-Fraktion in den
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/12425). Die Bundesregierung soll
unter anderem mitteilen, mit welchen Maßnahmen sie die Umsetzung der
im Rahmen der nichtständigen Mitgliedschaft Deutschlands im
VN-Sicherheitsrat angekündigten Schwerpunktsetzung auf die Stärkung
des humanitären Systems, insbesondere die bessere Geltung des
humanitären Völkerrechts, der Schutz humanitärer Helfer, die
Gewährleistung humanitärer Zugänge sowie besserer Schutz der
Zivilbevölkerung in bewaffneten Konflikten erfüllt hat.

 * 

3. Agenda Frauen, Frieden, Sicherheit

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung sieht in der von Deutschland
initiierten VN-Resolution 2467 keine Schwächung der Agenda "Frauen,
Frieden, Sicherheit" ("Women, Peace, Security"/ WPS). Wie sie in der
Antwort (19/12352) auf eine Kleine Anfrage (19/11404) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen schreibt, sei die vom Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen verabschiedete Resolution 2467 vielmehr eine
substantielle Ergänzung der früheren acht Resolutionen zu diesem
Thema. "Alle früheren Resolutionen werden im Text (Paragraph 1 der
Präambel) explizit bestätigt. Ihre Inhalte bleiben unverändert gültig.
Damit werden auch die Inhalte, Empfehlungen und Verpflichtungen zu
sexueller und reproduktiver Gesundheit aus früheren Resolutionen
vollständig aufgegriffen und bestätigt." Gleichzeitig sei die Agenda
in vielfacher Hinsicht fortentwickelt worden, indem zum Teil neue
Konzepte und Ansätze zu politisch im Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen sehr kontrovers diskutierten Themen in der Resolution
festgeschrieben worden seien. "Ein Beispiel dafür ist ein
opferzentrierter Ansatz, der bei allen Bemühungen um Prävention und
Bekämpfung sexualisierter Gewalt in Konflikten und um die Herstellung
von Rechenschaftspflicht die besonderen Bedürfnisse der Überlebenden
gezielt berücksichtigt", schreibt die Bundesregierung. Die Resolution
nehme auch bisher vernachlässigte Gruppen von Opfern sexualisierter
Gewalt in den Fokus.

 * 

4. Keine Angaben zu ZKA-Bericht

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Dem Bundesnachrichtendienst (BND) und dem
Bundeskanzleramt liegt kein interner Bericht des Zollkriminalamtes
(ZKA) vor, in dem laut Fraktion Die Linke die Verbindungen des
BND-Manns mit dem Decknamen "Klaus Hollmann" zur Reederei Beluga
analysiert worden sein sollen. Wie die Bundesregierung in der Antwort
(19/12805) auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion (19/10141)
schreibt, seien weitergehende Angaben "daher nicht möglich".

 * 

5. Bilanz zur Auswärtigen Kulturpolitik

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Einsatz für die Freiheit der Kunst und der
Wissenschaften, die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft sowie die
Unterstützung digitaler Initiativen insbesondere in Afrika sind im
Jahr 2018 Schwerpunkte der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik
(AKBP) gewesen. Das geht aus dem als Unterrichtung (19/11510)
vorliegendem 22. AKBP-Bericht der Bundesregierung hervor.

Die finanziellen Mittel für die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik
der Bundesregierung beliefen sich 2018 laut Bericht auf insgesamt
1,877 Milliarden Euro. Davon entfielen 956,7 Millionen Euro allein auf
Kapitel 0504 im Etat das Auswärtigen Amtes - die Pflege kultureller
Beziehungen zum Ausland.

Verwiesen wird im Bericht unter anderem auch auf die Datenerhebung
"Deutsch als Fremdsprache weltweit" (2015), die ergeben habe, dass die
überwiegende Mehrheit (87 Prozent) der weltweit rund 15,4 Millionen
Deutschlernenden Schülerinnen und Schüler sind. Das Auswärtige Amt
richte daher seine Förderung von Deutsch als Fremdsprache verstärkt
auf Schulen mit Deutschunterricht. So betreue das Goethe-Institut im
Rahmen der "Bildungskooperation Deutsch" rund 95.000 Schulen weltweit.
Weitere 2.000 Schulen würden durch die Partnerschulinitiative PASCH
gefördert. "Damit erreichen wir insgesamt etwa 90 Prozent aller
Schulen mit Deutschunterricht im Ausland."

 * 

6. Leitlinien zur Arktispolitik

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Das ökonomische Potential der Arktis soll aus Sicht
der Bundesregierung unter Beachtung ihrer besonderen ökologischen
Empfindlichkeit schonend und nachhaltig genutzt werden. Wie es in den
als Unterrichtung (19/12730) vorliegenden "Leitlinien deutscher
Arktispolitik" heißt, sei die Arktis eine Region immer schnelleren
Wandels, deren geoökologische, geopolitische und geoökonomische
Bedeutung für die internationale Gemeinschaft durch Klimaerwärmung und
rasant beschleunigte Eisschmelze stetig wachse. "Die Bundesregierung
sieht daher die zunehmende Notwendigkeit, auf einen weltweiten
Klimaschutz im Einklang mit dem Übereinkommen von Paris hinzuwirken.
Sie tritt für den Erhalt der Arktis als konfliktarme Region und deren
friedliche Nutzung ein."

Unter anderem erkennt die Bundesregierung in den Leitlinien
Vorsorge- und Verursacherprinzip als Grundprinzipien allen
umweltpolitischen und wirtschaftlichen Handelns in der Arktis an,
bekennt sich zu allen internationalen und regionalen Übereinkommen und
fordert die Einhaltung rechtsverbindlicher Regelungen zur Nutzung und
Erforschung der Arktis. Außerdem befürwortet sie multilaterale
Kooperation, insbesondere im Arktischen Rat, und setzt sich für die
kooperative Lösung von überschneidenden Souveränitätsansprüchen in der
Arktis ein.

 * 
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BUNDESTAG/8832: Heute im Bundestag Nr. 977 - 06.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 977

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. September 2019, Redaktionsschluss: 13.21 Uhr

1. Münster als Standort für Batterieforschung

2. Betriebsrenten mit Gesamtversorgung

3. Keine ITZ-Korrekturbitten im März 2019

4. Keine Korrekturbitten der Bundesbank

5. Erfahrungen mit Rentenersatzzuschlag

6. Coaching für die Kanzlerin



1. Münster als Standort für Batterieforschung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Gründungskommission hat keine Empfehlung für
einen Standort zur Umsetzung der "Forschungsfertigung Batteriezelle
(FFB)" abgegeben und auch keine Rangliste erstellt. Anderslautende
Berichte über die Diskussion in dem Gremium treffen nicht zu, schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12698) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/12049).

Diese hatte darin einen Bericht der "Wirtschaftswoche" vom 5. Juli
2019 zitiert: "Über den Entscheidungsprozess gibt es zunehmende
Diskussionen. Münster ist der Nachbarwahlkreis der Bundesministerin
für Bildung und Forschung, Anja Karliczek (CDU), und der Wahlkreis der
stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses für Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschätzung des Deutschen Bundestages, Sybille
Benning (ebenfalls CDU). Im Wahlkreis der Bundesministerin selbst,
konkret in Ibbenbüren, soll im Zusammenhang mit der Forschungsfabrik
ein Kompetenzzentrum für Batterierecycling entstehen. Dies geschieht
vor dem Hintergrund, dass in Ibbenbüren 2018 der Steinkohlebergbau
endete, und damit die letzten 750 Arbeitsplätze verschwinden."

Die Gründungskommission sollte ihre Sicht zur Umsetzbarkeit der FFB
einbringen und eine Empfehlung zum Standort aus Sicht der Industrie
aussprechen, betont die Bundesregierung. Aufgrund von
Interessenskonflikten einiger Vertreter von Unternehmen wurde von
einer konkreten Empfehlung oder Reihung möglicher Standorte
ausdrücklich abgesehen.

Die Bundesregierung unterstreicht, dass die Gründungskommission ihre
Expertise insoweit eingebracht hat, als sie die Konzepte für
unterschiedliche Standorte mit Blick auf ihre generelle Eignung
diskutiert hat. Danach sind grundsätzlich mehrere Standorte für die
Umsetzung der FFB geeignet. Zu diesen gehörten in alphabetischer
Reihenfolgen Augsburg, Münster, Salzgitter und Ulm.

Bewerbungskriterien seien Fest- und Mindestanforderungen (Grundstück
und Gebäude) wie Kompetenz (30 Prozent), Industrie (30 Prozent), Zeit
(20 Prozent) und Finanzierung (20 Prozent) gewesen. Da in der
Gründungskommission lediglich die vier genannten Standorte für
grundsätzlich geeignet befunden worden seien und aus fachlicher Sicht
seitens der Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) auf Grundlage dieser
Kriterien keine eindeutige Reihung vorgenommen werden konnte, seien
diese Kriterien weiter ausdifferenziert worden in die Kategorien
Kompetenz der Beteiligten, volkswirtschaftlicher Nutzen und
ökologischer Ansatz.

Bei der Entscheidung des Forschungsministeriums (BMBF) für das Angebot
von Münster, die nach einem Austausch mit dem Wirtschaftsministerium
(BMWi) getroffen und von diesem befürwortet worden sei, spielten vor
allem die Passfähigkeit des Konzepts zur Gesamtstrategie der
Bundesregierung, der erwartete volkswirtschaftliche Nutzen,
ökologische Aspekte sowie die fachliche Reputation und die
internationale Sichtbarkeit der Antragsteller eine Rolle.

Für die Gründungskommission seien Experten ausgewählt worden, die sich
für die Zukunft der Batterietechnologie in Deutschland engagieren und
die Befähigung der Standortkandidaten zur Umsetzung der FFB beurteilen
können. Die Gründungskommission habe zudem aus Vertretern der
Wirtschaft entlang der Wertschöpfungskette Batterie bestanden, da die
Industrieexpertise für einen schnellen Technologietransfer zwingend
erforderlich ist. Zudem waren neben dem Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) auch das Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie (BMWi) und die FhG vertreten. Das BMWi habe den Vorsitz der
Gründungskommission wahrgenommen und dabei die letzte Sitzung dieser
Kommission am 25. Juni 2019 geleitet. Die Entscheidung des BMBF für
das Angebot von Münster sei nach einem Austausch mit dem BMWi
getroffen und von diesem befürwortet worden.

 * 

2. Betriebsrenten mit Gesamtversorgung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Rund 1,3 Millionen Betriebsrenten der
Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder enthalten noch
Anwartschaften aus der Zeit vor der Schließung des
Gesamtversorgungssystems. Dazu gehörten nicht nur Berechtigte mit
einer Zusage auf eine Gesamtversorgung, sondern auch Berechtigte, die
vorzeitig aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden seien, heißt es in
der Antwort der Bundesregierung (19/12550) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/12178).

 * 

3. Keine ITZ-Korrekturbitten im März 2019

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund) hat im
März 2019 keine Korrekturen von Berichterstattungen unter anwaltlicher
Hilfe erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12787) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12320). Das
Informationstechnikzentrum Bund gebe in Einzelfällen bei
unzutreffender Berichterstattung einem Medium einen Hinweis. Eine
Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

4. Keine Korrekturbitten der Bundesbank

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Deutsche Bundesbank hat im März 2019 keine
Korrekturen von Berichterstattungen unter anwaltlicher Hilfe erbeten.
Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12784) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12365). Die Deutsche Bundesbank
gebe in Einzelfällen bei unzutreffender Berichterstattung einem Medium
einen Hinweis. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise
bestehe nicht. Außerdem weist die Regierung darauf hin, dass die
Deutsche Bundesbank keine nachgeordnete Behörde sei.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472, in der sich die Fraktion nach Korrekturbitten von
Bundesministerien, obersten Bundesbehörden und oberen Bundesbehörden
erkundigt hatte.

 * 

5. Erfahrungen mit Rentenersatzzuschlag

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Erfahrungen mit Auszahlungen des
Rentenersatzzuschlages für ehemalige Beschäftigte in einem Ghetto
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/12528). Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, wie viele
Anträge auf Auszahlung des Rentenersatzzuschlages bislang gestellt und
wie viele Anträge zwischenzeitlich beschieden wurden. Die
Bundesregierung soll die Anerkennungen und Ablehnungen nach
Wohnsitzländern aufgliedern.

 * 

6. Coaching für die Kanzlerin

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Frage nach Coachings oder Trainings für die
Bundeskanzlerin, die Bundesminister, Parlamentarische und beamtete
Staatssekretäre ist Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/12565). Gefragt wird nach den Etatkosten für Coachings und
Trainings und wie diese verbucht wurden. Außerdem geht es in der
Nachfrage zur Bundestagsdrucksache 19/9374 um den Einsatz von
Visagisten, Stilberatern und Friseuren auf Steuerkosten.

 * 
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BUNDESTAG/8831: Heute im Bundestag Nr. 976 - 06.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 976

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. September 2019, Redaktionsschluss: 11.30 Uhr

1. Schwerlasttransporte auf Wasserstraßen

2. Menschen mit Behinderungen im ÖPNV

3. Kein Bedarf für Ausbau der A 671

4. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMVI

5. GVFG-Finanzierung für U5 in Hamburg



1. Schwerlasttransporte auf Wasserstraßen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Eine Verlagerung von Großraum- und
Schwerlasttransporten (GST) auf die Wasserstraße ist nach Aussage der
Bundesregierung "in unterschiedlichen Bereichen mit organisatorischen
und infrastrukturellen Vorteilen verbunden". Das geht aus der Antwort
der Regierung (19/12783) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/12368) hervor. Für den Transport selbst stelle die hohe
Verfügbarkeit freier Kapazitäten der Wasserstraße einen Vorteil dar,
heißt es in der Antwort. Die Abmessungen und Ladungsgewichte von GST
stellten keine besonderen Anforderungen an den Transport auf der
Wasserstraße und könnten mit der vorhandenen Infrastruktur ohne
zusätzlichen Aufwand (beispielsweise für Verkehrsregelungen, bauliche
Vorkehrungen oder Begleitfahrzeuge) zuverlässig abgewickelt werden,
schreibt die Regierung.

Auf die Frage, warum die Binnenschifffahrt entgegen allen anderen
Verkehrsträgern zwischen 2009 und 2017 keine Steigerung ihres
Verkehrsaufwandes verzeichnen habe können, heißt es in der Antwort:
Das Haupttätigkeitsfeld der Binnenschifffahrt sei nach wie vor der
Transport von Massengütern und hier vor allem der Transport von Kohle,
flüssigen Mineralölerzeugnissen und Baustoffen. In dem oben genannten
Zeitraum sei der Bedarf der deutschen Energiewirtschaft an Kohle
erheblich zurückgegangen, schreibt die Regierung. Zusätzlich hätten
sich die Bezugsländer der verbleibenden Importkohle geändert, die als
Folge innerhalb Deutschlands vermehrt mit der Bahn befördert worden
sei.

Ein weiterer Effekt, der sich bei der Verkehrsleistung der
Binnenschifffahrt in diesem Zeitraum bemerkbar gemacht habe, sei der
deutliche Rückgang der Transitverkehre mit dem Binnenschiff durch
Deutschland, insbesondere aus den niederländischen Seehäfen in
umliegende Staaten. Darüber hinaus sei die Binnenschifffahrt im
Zeitraum 2009 bis 2017 verschiedenen dämpfenden äußeren Einflüssen wie
Hoch- oder Niedrigwasser und Havarien ausgesetzt gewesen, heißt es in
der Antwort.

 * 

2. Menschen mit Behinderungen im ÖPNV

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Aus Sicht der Bundesregierung sind die Möglichkeiten
von Menschen mit Behinderungen, sich gegen rechtswidrige Ausschlüsse
von der Mitnahme im Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) oder gegen
eine unzureichende Berücksichtigung ihrer Belange in den
Nahverkehrsplänen gerichtlich wie außergerichtlich zu wehren,
ausreichend. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/12804) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/12432) hervor.

Für die Durchsetzung der Fahrgastrechte im Bereich des Schiffs-,
Bus- und Eisenbahnverkehrs sei das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) mit den
Aufgaben einer Nationalen Durchsetzungsstelle im Sinne der
maßgeblichen EU-Verordnungen betraut worden, heißt es in der Antwort.
Im Bereich der Luftfahrt sei das Luftfahrt-Bundesamt (LBA) die
offizielle Durchsetzungs- und Beschwerdestelle für die Rechte der
Fluggäste. Dies beinhalte jeweils die Rechte von Menschen mit
Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität. "Über die
Schaffung von Beschwerdestellen auf kommunaler Ebene entscheiden die
Kommunen in eigener Zuständigkeit", schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. Kein Bedarf für Ausbau der A 671

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach dem Ergebnis der BVWP 2030-Projektbewertung
(Bundesverkehrswegeplan) besteht laut Bundesregierung für einen Ausbau
der Bundesautobahn A 671 "kein Bedarf". Das Vorhaben sei daher nicht
im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen 2016 enthalten, heißt es in
der Antwort der Regierung (19/12703) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/12364). "Eine sechsstreifige Erweiterung der A 671 im
Zuge des geplanten Ersatzneubaus der Mainvorlandbrücke Hochheim ist
damit nicht möglich", urteilt die Bundesregierung.

Nach dem Ergebnis der BVWP 2030-Projektbewertung betrage das
Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV) für die erwogene sechsstreifige
Erweiterung der A 671 zwischen der Anschlussstelle Hochheim-Süd und
Mainspitz-Dreieck "kleiner eins". Das Vorhaben sei demnach "nicht
wirtschaftlich", heißt es in der Antwort.

 * 

4. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMVI

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) im April 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12647) danach, "aus welchen Anlässen" das
Ministerium im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

5. GVFG-Finanzierung für U5 in Hamburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) möchte nach
Angaben der Bundesregierung das Vorhaben U5, Hamburg (Bau der neuen
U-Bahn-Linie 5) anteilig im Rahmen des Bundesprogramms nach dem
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) finanzieren. Das geht aus
der Antwort der Regierung (19/12782) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/12416) hervor. Der Antwort zufolge ist der erste
Abschnitt U5 Ost, Bramfeld bis City Nord, seitens Hamburgs zur
anteiligen Finanzierung im Rahmen des GVFG-Bundesprogramms angemeldet
worden. Das Vorhaben sei am 30. Januar 2019 erstmals detailliert der
Fachebene des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) vorgestellt worden, heißt es in der Vorlage.

Über den Bau einer neuen S-Bahnlinie von Holstenstraße nach Osdorf
(S32) hingegen habe es bisher keine Gespräche gegeben, heißt es
weiter. "Ein solches Vorhaben ist auch nicht von der FHH zur
anteiligen Finanzierung im Rahmen des GVFG-Bundesprogramms angemeldet
worden", schreibt die Bundesregierung.

 * 
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BUNDESTAG/8830: Heute im Bundestag Nr. 975 - 06.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 975

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. September 2019, Redaktionsschluss: 10.32 Uhr

1. Europäischer Elektronischer Mautdienst

2. BMVI prüft Klage gegen Blockabfertigung

3. Korrekturbitten des BMVI im März

4. 291 Straßenbrücken in Niedersachsen

5. Grüne fragen nach Klimamaßnahmen

6. Illegale Abschalteinrichtungen bei Audi



1. Europäischer Elektronischer Mautdienst

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung sieht derzeit kein Potenzial zur
Senkung der Kosten der Mauterhebung durch den Markteintritt von
EETS-Anbietern (Europäischer Elektronischer Mautdienst). Das geht aus
der Antwort (19/12717) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/12447) hervor. Eine Bundesförderung in Bezug auf EETS-Technologie
sei nicht geplant, heißt es in der Antwort weiter.

Auf die Frage, welche Wichtigkeit die Bundesregierung der
EETS-Technologie "für die Zukunftsfähigkeit des Transitlands
Deutschland beimisst", heißt es in der Vorlage: Die Einführung des
EETS könne für Nutzer des mautpflichtigen Straßennetzes Europas einen
Mehrwert darstellen, "da dieser es ihnen ermöglicht, mit nur einem
Fahrzeuggerät, einem Vertrag mit einem Anbieter und nur einer
Abrechnung die elektronischen Mautsysteme Europas zu nutzen".

 * 

2. BMVI prüft Klage gegen Blockabfertigung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) prüft derzeit, ob gegen die Fahrverbote und die
Blockabfertigung Österreichs auf der Brennerroute eine Klage der
Bundesregierung eingereicht wird. Das geht aus der Antwort der
Regierung (19/12803) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/12429) hervor. Laut der Antwort plant die Bundesregierung derzeit
keine Erhöhung der deutschen Lkw-Mautsätze auf die in Tirol bestehende
Mauthöhe, wie es nach Aussage der FDP-Fraktion der Tiroler
Landeshauptmann Günther Platter gefordert hat. Im Rahmen des auf
Ministerebene beschlossenen 10-Punkte-Plans hätten sich Deutschland
und Österreich darauf verständigt, gemeinsam bei der Europäischen
Kommission einen Vorschlag einzubringen, um eine größere Flexibilität
bei der Mauttarifgestaltung für Lkw zu erreichen, schreibt die
Bundesregierung.

Was den Brennerbasistunnel (Eisenbahntunnel) angeht, der planmäßig
2028 eröffnet werden soll, so heißt es in der Vorlage: Die
gegenwärtige Kapazität der deutschen Zulaufstrecke im Abschnitt
Rosenheim - Kiefersfelden betrage 260 Züge/Tag. Nach Angaben der DB
Netz AG sei die Strecke im Jahr 2018 von 204 Zügen/Tag genutzt worden.
"Derzeit besteht kein Engpass auf dem Brennerzulauf in Deutschland",
urteilt die Regierung. Gravierende Engpässe würden auch bis zur
Inbetriebnahme des Brennerbasistunnels nicht entstehen.

Langfristig sei mit einem Anstieg des Schienenverkehrs auf dem
Brennernordzulauf nach Eröffnung des Brennerbasistunnels im Jahr 2028
zu rechnen. Die Umsetzung des Stufenkonzepts entsprechend dem
wachsenden Bedarf bedeute mittelfristig, die Bestandsstrecke mit ETCS
(European Train Control System) auszurüsten und langfristig, bis zum
Jahr 2040, die Neubaustrecke zu realisieren. Die nach einem
ETCS-Ausbau erzielbare Kapazität werde etwa 320 Züge/Tag betragen,
heißt es in der Antwort. Der dem Trassenauswahlverfahren zugrunde
gelegte Bemessungsfall sehe 400 Züge/Tag an der Grenze
Österreich/Deutschland vor.

 * 

3. Korrekturbitten des BMVI im März

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Um Korrekturbitten des Bundesministeriums für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) gegenüber Medien im März
2019 geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/12702) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12302). Danach gibt das BMVI
lediglich in Einzelfällen den Medien dann einen Hinweis, "wenn vom
BMVI veröffentlichte Informationen oder Angaben über die
Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das BMVI
einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet". Eine
Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht, heißt es in
der Antwort. Eine solche umfassende Dokumentation sei auch nicht
durchgeführt worden. "Es liegt weder eine Gesamtübersicht, noch eine
detaillierte Auflistung der Fälle für den genannten Zeitraum vor",
schreibt die Bundesregierung.

 * 

4. 291 Straßenbrücken in Niedersachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach der von Bund und Ländern gemeinsam erarbeiteten
"Strategie zur Ertüchtigung der Straßenbrücken im Bestand der
Bundesfernstraßen" entfallen auf Niedersachsen 291 Brücken, die aus
403 Teilbauwerken bestehen. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/12802) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/12419) hervor, in der die einzelnen Brückenbauwerke und ihre
jeweiligen "Sach- und Bearbeitungsstände" aufgeführt werden.

Laut der Antwort hat sich der Anteil der mit dem Zustand "ungenügend"
und "nicht ausreichend" eingestuften Brücken von 6,9 Prozent im Jahr
2014 auf 8,0 Prozent im Jahr 2018 erhöht. Abgenommen hat hingegen der
Anteil der mit "sehr gut" oder "gut" eingestuften Brücken von 14,8
Prozent (2014) auf 10,4 Prozent im Jahr 2018. Die Bundesregierung
schreibt dazu: Die Entwicklung der Zustandsnoten entspräche den
Erwartungen aufgrund der Altersstruktur (steigendes
Durchschnittsalter) der Brückeninfrastruktur im Zuge der
niedersächsischen Bundesfernstraßen. Die Veränderungen im Anteil der
Bauwerke mit einem nur ausreichenden Zustand (2014: 27,2 Prozent,
2018: 31 Prozent) lägen jedoch auch in einer gesamthistorischen
Betrachtung, das heißt der Bewertung der Zustandsentwicklung über die
letzten fünf Jahre hinaus, "innerhalb der üblichen Schwankungen".

 * 

5. Grüne fragen nach Klimamaßnahmen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wirkung, Kosten und Umsetzung der "Klimamaßnahmen"
des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/12662). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wann
die Bundesregierung einen Gesetzentwurf vorlegen wird, um die
"Mehrwertsteuer für den Fernverkehr von 19 Prozent auf sieben Prozent"
zu senken und ab wann der geringere Mehrwertsteuersatz gelten soll.

 * 

6. Illegale Abschalteinrichtungen bei Audi

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung kann keine Aussage dazu machen,
bei welchen Audi-Modellen derzeit Untersuchungen im
Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) zur Frage laufen, ob illegale
Abschalteinrichtungen eingesetzt werden. In ihrer Antwort (19/12719)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/12031)
schreibt die Regierung: "Zu laufenden Verwaltungsverfahren und
aktuellen Prüfungen im Rahmen der Marktüberwachung können keine
Angaben gemacht werden."

 * 
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HAMBURG/4864: Schulabsentismus - Steigende Zahlen, hohe Dunkelziffer (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. September 2019

Schulabsentismus: Steigende Zahlen, hohe Dunkelziffer



Schulabsentismus wird in Hamburg zu einem immer größeren Problem. Das legen
die Antworten des Senats auf zwei Anfragen der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft nahe (Drs. 21/ 14266, 21/18013). Demnach wuchs
die Zahl der gemeldeten Fälle zwischen 2017 und 2018 von 214 auf 276 - ein
Anstieg um 22,5 Prozent. Nicht enthalten sind dabei die Stadtteilschulen.
Ihre Zahlen werden von der Behörde nicht erfasst. Sabine Boeddinghaus,
bildungspolitische Sprecherin der Linksfraktion, kommentiert: "Unsere
Anfragen zeigen nicht nur, dass sich Schulabsentismus weiter ausbreitet.
Sie zeigen auch ein desaströses Bild bei der Erfassung dieses Phänomens und
bei der Unterstützung der Schulen."

Aus den Zahlen der Linksfraktion geht ferner hervor, dass im vergangenen
Jahr wegen anhaltender Schulpflichtverletzung 840 Bußgelder verhängt
wurden. Boeddinghaus schätzt die Dunkelziffer aber weitaus größer ein, da
erst nach mehreren Stufen Meldungen an die Behörde ergehen und sie dadurch
überhaupt erst statistisch erfasst werden. "Die Behörde hat keinen Plan vom
wirklichen Ausmaß des Absentismus. Sie hat ihre Haushaltsplanungen, die von
220 Fällen des Schulabsentismus ausgehen, nicht den steigenden Zahlen der
gemeldeten Fälle angepasst. Den Schulen fehlen dadurch die dringend
notwendigen Ressourcen. Die Behörde hat kein Konzept, das auf pädagogische
Intervention und Unterstützung setzt", sagt Boeddinghaus.

Insgesamt wurden 2018 an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen 1428
Bußgelder wegen anhaltender Schulpflichtverletzung, verlängerter Ferien,
etc. verschickt. "Es ist überdeutlich, dass die notwendigen Ressourcen an
den Schulen fehlen, um dem Schulabsentismus begegnen zu können. Wenn die
Behörde sich nicht aufmacht, die Bedingungen an den Schulen zu verbessern,
werden die Kinder weiterhin mit den Füßen abstimmen", sagt Boeddinghaus.
DIE LINKE werde demnächst einen Antrag einreichen, "zur Stärkung der
Stadtteilschulen bei der Bewältigung der sozialen Aufgaben und für die
ganzheitliche Datenerhebung und konzeptuelle Bearbeitung des
Schulabsentismus."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3380: Sozialbindung für günstige Wohnungen ausdehnen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 5. September 2019

Sozialbindung für günstige Wohnungen ausdehnen



In der Debatte über gutes und bezahlbares Wohnen in Mecklenburg-Vorpommern
erklärt der wohnungsbaupolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Rainer
Albrecht:

"Eine vernünftige Wohnungsbaupolitik muss aus unserer Sicht den Grundsatz
verfolgen, auf dem Wohnungsmarkt langfristig ein ausreichend großes Angebot
an guten und bezahlbaren Wohnungen vorzuhalten. Das kann aber nur
funktionieren, wenn wir die Bindungsdauer sozialverträglicher Mieten
deutlich ausweiten. Wir Sozialdemokraten können dem Wiener Grundsatz
"einmal Sozialwohnung, immer Sozialwohnung" sehr viel abgewinnen. Denn wenn
ich als Staat Geld dafür ausgebe, dass günstige Wohnungen gebaut werden,
wieso sollte dann die so finanzierte Wohnung nach ein paar Jahren plötzlich
zu Marktpreisen vermietet werden? Und was hat dann der Staat davon? Der
finanziert nach Auslaufen der Bindung nicht mehr das Objekt, sondern zahlt
den Menschen, damit sie in der staatlich schon einmal finanzierten Wohnung
weiter wohnen bleiben können, dann das Wohngeld. Vernünftig ist das nicht,
wenn auch aktuell notwendig. Leider haben wir dieses System mit der
Wiedervereinigung von den alten Bundesländern geerbt. Was aber kein Grund
sein sollte, dieses nicht doch zu ändern? Verwunderlich finde ich
allerdings, dass sich ausgerechnet die Linke dieser Forderung nicht
anschließen mag. "

 * 
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VERKEHR/891: Bußgeld für Falschparker auf Behindertenparkplätzen soll erhöht werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. September 2019

Arbeitsgruppe: Beauftragte/r für die Belange von Menschen mit Behinderungen

Bußgeld für Falschparker auf Behindertenparkplätzen soll erhöht
werden



Angelika Glöckner, Beauftragte für die Belange von Menschen mit
Behinderungen:

Die Koalition aus SPD und Union setzt ein weiteres Vorhaben aus dem
Koalitionsvertrag um und passt den Bußgeldkatalog für Parksünder an. Ein
entsprechender Gesetzesentwurf soll noch in diesem Jahr vom Bundestag
verabschiedet werden.

"Das Parken auf Behindertenparkplätzen ist kein Kavaliersdelikt, sondern
rücksichtloses Handeln gegenüber allen, die darauf angewiesen sind. Höhere
Bußgelder sind ein wichtiges Instrument, um fehlende Einsichten zu
befördern.

Dieses Vorhaben ist überfällig und unterstützt ganz besonders die höheren
Bußgelder für Falschparker auf Behindertenparkplätzen. Wer zukünftig auf
Behindertenparkplätzen falsch parkt, muss gesondert zur Kasse gebeten
werden. Eine Erhöhung des Bußgeldes von jetzt 35 auf 100 Euro statt der
geplanten 55 Euro ist hierfür eine Kernforderung.

Härter sanktioniert werden sollen ?unzulässiges Parken in zweiter Reihe,
auf Gehwegen sowie auf Schutzstreifen für den Radverkehr?. Daneben sieht
der Entwurf auch höhere Bußgelder für Falschparken auf
Behindertenparkplätzen vor."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1900: Suche nach den Verschwundenen in Mexiko - Zwischen gutem Willen und konkreten Aktionen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Suche nach den Verschwundenen in Mexiko: zwischen gutem Willen 
und konkreten Aktionen

Von Gerold Schmidt



(Mexiko-Stadt, 2. September 2019, npl) - Zum Internationalen Tag der
Opfer des Verschwindenlassens am 30. August hat Mexiko die
Zuständigkeit des Ausschusses der Vereinten Nationen gegen das
Verschwindenlassen (CED) akzeptiert, individuelle Fälle aus Mexiko zu
registrieren und zu untersuchen. Die Ankündigung machte Präsident
Andrés Manuel López Obrador persönlich. Seit Amtsantritt der neuen
Regierung am 1. Dezember 2018 hatten Menschenrechtsorganisationen und
die Organisationen von Familienangehörigen Verschwundener diesen
Schritt wiederholt gefordert. Die Vorgängerregierung war auf
entsprechende Aufforderungen nicht eingegangen, auch die aktuelle
Administration zeigte sich anfangs zögerlich.

Das Büro des UNO-Menschenrechtshochkommissariats in Mexiko-Stadt,
Amnesty International, sowie mexikanische
Menschenrechtsverteidiger*innen und -Organisationen begrüßten die
Entscheidung einhellig. Der deutsche Menschenrechtler Rainer Huhle,
ehemaliges Mitglied des CED und während der Ankündigung im
Nationalpalast anwesend, bezeichnete den Beschluss als "glücklichen
Tag" für Mexiko. Für die zweite Jahreshälfte 2020 ist nun auf
Einladung der mexikanischen Regierung ein CED-Expert*innenbesuch im
Land geplant. Der Ausschuss hatte dies seit 2013 nachgesucht.


Verbesserte Suche nach Verschwundenen

López Obrador wies die verschiedenen Regierungsbehörden an, insgesamt
sieben verschiedene Aktionen durchzuführen, um Verschwundene besser
auffinden zu können. Leitprinzip soll dabei die "Suche zu Lebzeiten"
sein. Dies bedeutet unter anderem die sofortige und umfassende Suche
sobald ein Fall von Verschwindenlassen bekannt wird. Die Mittel für
die Suche sind in den vergangenen Monaten ausgeweitet worden. Zudem
gibt es Anstrengungen, die zuvor weitgehend wirkungslose Nationale
Suchkommission von Personen zu einem sinnvollen Instrument zu
transformieren. Der mexikanische Menschenrechtsstaatssekretär
Alejandro Encinas betonte, die Regierung strebe bei den
Menschenrechten ein vollständige Kehrtwende an.

Mehrfach haben mexikanische Menschenrechts- und
Angehörigenorganisationen in jüngster Zeit die neue Haltung der
Regierung anerkannt. Positiv wird vermerkt, dass es keine Versuche
gibt, die dramatische Menschenrechtslage zu vertuschen oder zu
beschönigen. Die Organisationen werden aber ebensowenig müde, darauf
hinzuweisen, dass den schönen Worten bisher nur sehr bedingt
vorzeigbare Ergebnisse gefolgt sind. Ein Beispiel ist der Fall der 43
verschwundenen Studenten von Ayotzinapa. Auch unter der neuen
Regierung sind die Ermittlungen bisher nicht entscheidend
weitergebracht worden.

Nach letzten offiziellen Zahlen gibt es in Mexiko mehr als 40.000
Verschwundene und mehr als 37.000 nicht identifizierte Leichen. In
ihrer überwiegenden Mehrheit sind sie Opfer des organisierten
Verbrechens, das jedoch häufig in Komplizenschaft mit staatlichen
Autoritäten agiert. Im Zeitraum 2006 bis Mitte August 2019 wurden über
3.000 geheime Gräber im Land gefunden, vielfach dank der Initiative
von Familienangehörigen der Opfer. Diese protestierten am 30. August
in verschiedenen Landesteilen und vor dem Nationalpalast in
Mexiko-Stadt dafür, dass der gute Wille der Regierung seinen Ausdruck
in konkreten Aktionen findet.


URL des Artikels:
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GEWERKSCHAFT/319: "Grundbildung weltweit stärken!" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 6. September 2019

GEW: "Grundbildung weltweit stärken!"

Bildungsgewerkschaft zum "Weltalphabetisierungstag": 

"Wir brauchen verlässliche Strukturen in der Grundbildung"



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) mahnt
die Bundesregierung mit Blick auf den "Weltalphabetisierungstag" am
Samstag, die UNO-Mitgliedstaaten stärker als bisher zu unterstützen. Nur so
sei das Ziel "Grundbildung für alle Menschen" zu erreichen. Dieses hatten
die Vereinten Nationen als erstes Unterziel einer inklusiven,
gleichberechtigten und hochwertigen Bildung für alle und einer Förderung
des lebenslangen Lernens im Rahmen der Nachhaltigkeitsziele beschlossen. So
würden auch die Gleichstellung der Geschlechter sowie die soziale,
politische und wirtschaftliche Beteiligung der Frauen gefördert. "Die
Bildungsgewerkschaft setzt sich für eine Grundbildung ein, die über Lesen
und Schreiben hinausgeht. Grundbildung muss auch der persönlichen und
beruflichen Entfaltung sowie der politischen und kulturellen Teilhabe an
der Gesellschaft dienen", betonte GEW-Vorsitzende Marlis Tepe am Freitag in
Frankfurt a.M. Den 6,2 Millionen so genannten funktionalen, erwachsenen
Analphabeten in Deutschland öffne sich der Zugang zu gesellschaftlicher
Teilhabe viel zu langsam. "Wir brauchen vielfältige öffentliche Angebote,
die die Menschen mit geringer Lese- und Schreibkompetenz vor Ort abholen.
Neben betrieblichen Maßnahmen können Grundbildungszentren an
Volkshochschulen entscheidende Schritte leisten, wenn sie personell und
finanziell gut ausgestattet sind", sagte Tepe.

Zu der 2016 in Deutschland gestarteten Dekade für Alphabetisierung und
Grundbildung stellt GEW-Berufs- und Weiterbildungsvorstand Ansgar Klinger
fest: "Die Dekade ist nur dann erfolgreich, wenn nicht Projekte und
?Leuchttürme? auf- und abgebaut werden, sondern wenn am Ende verlässliche,
dauerhafte Strukturen für die gesellschaftliche Daueraufgabe Grundbildung
geschaffen werden. Wir brauchen ein Recht der Bürger auf Grundbildung. Nur
mit einem Rechtsanspruch wird es verbindliche und verlässliche Strukturen
geben." Bei allen Akteuren bestehe Einigkeit, dass eine erfolgreiche
Grundbildung mehr Professionalität benötigt. "Honorarlehrkräfte und in
Projekten auf befristeten Stellen tätige Lehrkräfte brauchen
zukunftssichere, tarifvertraglich gesicherte Dauerstellen, um gute Arbeit
in diesem besonders fordernden Bereich leisten zu können."

Klinger sieht in der Bundesagentur für Arbeit (BA) und den Unternehmen
wichtige Akteure. "Neben der beruflichen Qualifizierung muss die BA in
ihren Maßnahmen und Programmen auch die notwendige Grundbildung vermitteln.
Die Ansätze arbeitsplatzorientierter Grundbildung in den Betrieben, die
bisher über öffentliche Projekte finanziert wurden, müssen Teil
betrieblicher Weiterbildung werden", so Klinger. Dies müsse Aufgabe der
"Nationalen Weiterbildungsstrategie" werden. "Gerade angesichts des immer
wieder beschworenen Fachkräftemangels ist eine Gesamtstrategie von Bund,
Ländern und Kommunen für flächendeckende Bildungsberatung und -angebote
dringend notwendig, will man die funktionalen Analphabeten endlich gezielt
unterstützen und gesellschaftlich beteiligen", hob der GEW-Experte hervor.
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DEMOSKOPIE/835: Kramp-Karrenbauer mit Tiefstwert (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. September
2019

ARD-DeutschlandTrend

Kramp-Karrenbauer mit Tiefstwert



Zwei Drittel der Deutschen sind mit der Arbeit von Annegret
Kramp-Karrenbauer (CDU) unzufrieden. Aktuell geben 66 Prozent der
Befragten an, sie seien mit der Arbeit der CDU-Parteivorsitzenden, die
seit Juli zudem als Verteidigungsministerin fungiert, weniger bzw. gar
nicht zufrieden. Sehr zufrieden bzw. zufrieden mit ihrer Arbeit zeigen
sich 20 Prozent der Befragten. Für Annegret Kramp-Karrenbauer sind es
8 Prozentpunkte weniger als im August - der niedrigste Wert, der je
für sie gemessen wurde. Das hat eine Umfrage von Infratest dimap für
den ARD-DeutschlandTrend mit 1.014 Befragten von Dienstag bis Mittwoch
dieser Woche ergeben.

Den Höchstwert bei der Politikerzufriedenheit erreicht weiterhin ihre
Vorgängerin im Amt der CDU-Parteivorsitzenden: Mit der Arbeit von
Bundeskanzlerin Angela Merkel sind, wie im August, 56 Prozent der
Befragten sehr zufrieden bzw. zufrieden. An zweiter Stelle folgt, wie
im August, Außenminister Heiko Maas (SPD), mit dem 43 Prozent der
Befragten sehr zufrieden bzw. zufrieden sind (-8 Prozentpunkte im Vgl.
zu August 2019). Mit 38 Prozent Zufriedenheit auf Platz drei folgen
gleichauf Bundesfinanzminister Olaf Scholz (-4) sowie
Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU, -10). Mit dem Bundesvorsitzenden
der Grünen, Robert Habeck, sind 35 Prozent der Deutschen sehr
zufrieden bzw. zufrieden (-5), mit dem Bundesvorsitzenden der FDP,
Christian Lindner, 34 Prozent (-3). Innenminister Horst Seehofer (CSU)
kommt auf 30 Prozent Zustimmung (+/-0 zu Juli 2019). Mit der Arbeit
der Grünen-Chefin Annalena Baerbock sind 24 Prozent der Befragten
aktuell sehr zufrieden bzw. zufrieden (-6). Allerdings kennt die
Hälfte der Befragten (50 Prozent) sie nicht oder gibt an, sie nicht
beurteilen zu können. Die Linken-Vorsitzende Katja Kipping erreicht 19
Prozent Zufriedenheit (-3 Prozentpunkte im Vgl. zu Juni 2019). 46
Prozent kennen sie nicht oder können sie nicht beurteilen. Mit
Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD) sind 18 Prozent sehr
zufrieden bzw. zufrieden (-6 Prozentpunkte im Vgl. zu August 2019).
Die Hälfte der Befragten (51 Prozent) kennt sie nicht bzw. kann sie
nicht beurteilen. Mit der Arbeit des AfD-Bundessprechers Alexander
Gauland sind 16 Prozent der Befragten sehr zufrieden bzw. zufrieden
(+2 Prozentpunkte im Vgl. zu Juni 2019).

In der aktuellen Sonntagsfrage des ARD-DeutschlandTrends für die
Tagesthemen liegt die Union erstmals seit Mai wieder vor den Grünen.
Wenn am kommenden Sonntag Bundestagswahl wäre, würden 27 Prozent der
Wahlberechtigten der CDU/CSU ihre Stimme geben (+1 Prozentpunkt im
Vgl. zu August). Der Koalitionspartner SPD legt zwei Punkte zu und
käme auf 14 Prozent. Die AfD erreicht 15 Prozent (+1). Die FDP büßt
einen Punkt ein und landet bei 7 Prozent. Die Linke kommt wie im
Vormonat auf 7 Prozent. Die Grünen verlieren gegenüber August 3
Prozentpunkte und wären mit 23 Prozent zweitstärkste Kraft. Alle
anderen Parteien kommen auf 7 Prozentpunkte (+/-0). Für die
Sonntagsfrage hat Infratest dimap von Dienstag bis Mittwoch dieser
Woche 1.514 Menschen befragt.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.014 Befragte, Sonntagsfrage: 1.514 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.09.2019 bis 04.09.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht beurteilen
können, geben Sie das bitte an. Sind Sie mit der politischen Arbeit
von...?

 * 
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DEMOSKOPIE/834: Mehrheit der Deutschen für Fortbestand der Großen Koalition (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. September
2019

ARD-DeutschlandTrend

Mehrheit der Deutschen für Fortbestand der Großen Koalition



61 Prozent der Deutschen sind der Meinung, die Bundesregierung aus
Union und SPD sollte bis zum Ende der Legislaturperiode im September
2021 weiter arbeiten. Etwas mehr als ein Drittel (36 Prozent) spricht
sich dagegen aus. Nicht nur die Anhänger der Koalitionspartner CDU/CSU
und SPD wollen den Fortbestand der Koalition mit deutlicher Mehrheit
(Union: 86 Prozent; SPD: 79 Prozent), auch die Anhänger der
Oppositionsparteien FDP (79 Prozent) und Grüne (67 Prozent) sprechen
sich mehrheitlich für eine Fortführung aus. Ein anderes Bild ergibt
sich bei den Anhängern von AfD und Linke. Sie sprechen sich
mehrheitlich gegen zwei weitere Jahre Große Koalition aus (AfD: 79
Prozent; Linke: 59 Prozent). Das hat eine Umfrage von Infratest dimap
für den ARD-DeutschlandTrend mit 1.014 Befragten von Dienstag bis
Mittwoch dieser Woche ergeben.

Mit der Arbeit der Bundesregierung ist ein großer Teil der Deutschen
weiterhin nicht zufrieden: Wie im August sind zwei Drittel (67
Prozent) mit der Arbeit der Bundesregierung weniger bzw. gar nicht
zufrieden. Zufrieden oder sehr zufrieden sind aktuell 33 Prozent. Wird
die Zufriedenheit mit den drei Koalitionspartnern separat abgefragt,
so kommt die CDU auf den besten Wert: 35 Prozent der Befragten sind
mit ihrer Arbeit in der Bundesregierung sehr zufrieden bzw. zufrieden
(+7 Punkte im Vgl. zu Oktober 2018). Auch die Zufriedenheit mit der
CSU ist gewachsen: 23 Prozent der Befragten sind mit ihr sehr
zufrieden bzw. zufrieden (+6). Die SPD hingegen büßt 4 Prozentpunkte
ein. Mit der Arbeit der SPD in der Koalition sind aktuell 23 Prozent
der Befragten sehr zufrieden bzw. zufrieden. Fast drei Viertel der
Befragten (73 Prozent) sind indes weniger bzw. gar nicht zufrieden mit
der SPD. Bei der CSU sind es 67 Prozent, bei der CDU 62 Prozent.

Die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland haben laut ARD-
DeutschlandTrend den Eindruck, dass die Bundesregierung viel
verspricht, aber zu wenig bei den Menschen ankommt. Dieser Aussage
stimmen drei Viertel der Befragten (74 Prozent) zu. Zudem sehen 58
Prozent der Befragten Angela Merkel als Garant dafür, dass es den
Deutschen trotz all der Krisen in der Welt gut geht. 40 Prozent
stimmen dieser Aussage nicht zu. Anhänger von CDU/CSU, FDP, SPD und
Grünen sehen Merkels Rolle mit deutlicher Mehrheit positiv. Die
Anhänger der Linken sind in dieser Frage gespalten. Die Anhänger der
AfD sehen ihre Rolle mit deutlicher Mehrheit (78 Prozent) kritisch.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.014 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.09.2019 bis 04.09.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Bundesregierung?

Und wenn Sie einmal die an der Bundesregierung beteiligten Parteien
getrennt betrachten. Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der CDU?
Und wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der CSU? Und wie zufrieden
sind Sie mit der Arbeit der SPD?

Über die Arbeit der Bundesregierung aus CDU/CSU und SPD gibt es
unterschiedlichen Ansichten. Geben Sie bitte zu jeder der folgenden
Ansichten an, ob Sie dieser eher zustimmen oder eher nicht zustimmen.

"Die Bundesregierung verspricht viel, aber bei den Menschen kommt
wenig an."

"Angela Merkel ist der Garant dafür, dass es den Deutschen trotz all
der Krisen in der Welt gut geht."

"Die Koalition aus CDU/CSU und SPD sollte bis zum Ende der
Legislaturperiode im September 2021 weiter arbeiten."

 * 
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DEMOSKOPIE/833: Deutsche sorgen sich um Auseinanderdriften der Gesellschaft (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. September
2019

ARD-DeutschlandTrend

Deutsche sorgen sich um Auseinanderdriften der Gesellschaft



Die Menschen in Deutschland sorgen sich mit großer Mehrheit um ein
Auseinanderdriften der gesellschaftlichen Gruppen. 83 Prozent der
Befragten machen sich demnach sehr große bzw. große Sorgen, dass die
gesellschaftlichen Gruppen weiter auseinanderdriften - im Vergleich zu
Mai eine Zunahme um 8 Prozentpunkte. Diese Sorge teilen Anhänger aller
im Bundestag vertretenen Parteien mit deutlicher Mehrheit. Das hat
eine Umfrage von Infratest dimap für den ARD-DeutschlandTrend von
Dienstag bis Mittwoch dieser Woche ergeben.

Große Sorgen bereitet den Deutschen nach wie vor auch der Klimawandel.
Mehr als drei Viertel (76 Prozent) machen sich sehr große bzw. große
Sorgen, dass er die Lebensgrundlagen der Menschen zerstört (-1
Prozentpunkt im Vgl. zu Mai). Gespalten sind in dieser Angelegenheit
die Anhänger der AfD: 47 Prozent machen sich sehr große bzw. große
Sorgen um die Folgen des Klimawandels, 53 Prozent wenig bzw. gar
keine. Weitgehend einig sind sich die Anhänger aller Parteien in einer
anderen Frage: 74 Prozent der Bürger machen sich sehr große bzw. große
Sorgen, dass die Parteien auf drängende politische Fragen keine
gemeinsamen Antworten finden. Auch die Anhänger der Regierungsparteien
CDU/CSU (67 Prozent) und der SPD (70 Prozent) teilen diese Sorge zu
mehr als zwei Dritteln. Aktuell machen sich 52 Prozent sehr große bzw.
große Sorgen, einen Verlust der deutschen Kultur und Sprache zu
erleben. Gegenüber Mai entspricht dies einem Zuwachs um 12
Prozentpunkte. Die größten Sorgen äußern in dem Zusammenhang
AfD-Anhänger (92 Prozent). Aber auch eine Mehrheit der
CDU/CSU-Anhänger (58 Prozent) macht sich in diesem Punkt Sorgen. Die
Anhänger der anderen Parteien machen sich in dieser Hinsicht
mehrheitlich wenig oder gar keine Sorgen. Persönliche wirtschaftliche
Sorgen stehen bei den Bundesbürgern vergleichsweise zurück. So ist die
Zahl derer, die sich sorgen, ihren Lebensstandard künftig nicht mehr
halten zu können, seit Mai von 30 auf 38 Prozent gestiegen. Noch etwas
stärker teilen die Deutschen langfristige finanzielle Sorgen wie die
eigene Altersabsicherung: So rechnen 43 Prozent im Alter mit
Geldproblemen, bei den 18- bis 49-Jährigen ist es mehr als die Hälfte.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.014 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.09.2019 bis 04.09.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Machen Sie sich Sorgen, dass...?

 ...die gesellschaftlichen Gruppen weiter auseinanderdriften

 ...der Klimawandel unsere Lebensgrundlagen zerstört

 ...die Parteien auf drängende politische Fragen keine gemeinsamen
Antworten finden 

 ...wir einen Verlust der deutschen Kultur und Sprache erleben
werden

 ...Sie im Alter Geldprobleme haben werden

 ...Sie Ihren Lebensstandard nicht mehr halten können


 * 
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DEMOSKOPIE/832: Mitgliedervotum bei Besetzung der SPD-Parteispitze wird begrüßt (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. September
2019

ARD-DeutschlandTrend

Mitgliedervotum bei Besetzung der SPD-Parteispitze wird begrüßt



Mit den ersten Regionalkonferenzen beginnt in dieser Woche das
Auswahlverfahren zur Besetzung der künftigen SPD-Doppelspitze. Die
Entscheidung der SPD, ihre Mitglieder direkt zu beteiligen, findet bei
den Bundesbürgern mehrheitlich Anklang. Das hat eine Umfrage von
Infratest dimap für den ARD-DeutschlandTrend mit 1.014 Befragten von
Dienstag bis Mittwoch dieser Woche ergeben. Drei von vier Befragten
(77 Prozent) begrüßen es, dass die SPD die Parteimitglieder über die
Besetzung der künftigen beiden Parteivorsitzenden abstimmen lässt.
Zugleich bemängelt allerdings eine Mehrheit aller Wahlberechtigten (82
Prozent), dass sich die Sozialdemokraten momentan zu sehr mit
Personalfragen und zu wenig mit Inhalten beschäftigen. Sogar 68
Prozent der SPD-Anhänger sehen das so. In Bezug auf die Qualität des
SPD-Bewerberfeldes ist das Meinungsbild gespalten: Nach Ansicht von 40
Prozent bewerben sich gute Kandidatinnen und Kandidaten, etwa ebenso
viele (38 Prozent) aber sind gegenteiliger Auffassung. Ein gutes
Fünftel kann gegenwärtig kein Urteil abgeben. Eine Mehrheit der
SPD-Anhänger (67 Prozent) äußert sich allerdings positiv zu den
Bewerbern um die Nahles-Nachfolge.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.014 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.09.2019 bis 04.09.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

In der SPD wird bis Dezember der Parteivorsitz neu besetzt. Insgesamt
17 Kandidaten stellen sich zunächst in Regionalkonferenzen den
Parteimitgliedern vor, die anschließend in einer Mitgliederbefragung
über den künftigen Parteivorsitz abstimmen. Zum Auswahlverfahren gibt
es unterschiedliche Ansichten. Geben Sie bitte zu jeder der folgenden
Ansichten an, ob Sie dieser eher zustimmen oder eher nicht zustimmen.

Ich finde es gut, dass die SPD die Parteimitglieder über die Besetzung
der künftigen Parteivorsitzenden abstimmen lässt.

Die SPD beschäftigt sich aktuell zu wenig mit Inhalten und zu sehr mit
Personalfragen.

Es bewerben sich gute Kandidatinnen und Kandidaten um den
SPD-Parteivorsitz.

 * 
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REPRESSION/1650: Radikal - rechtsinnovativ ... (SB)




Vor allen Dingen das ehemalige FAP-Umfeld. Die FAP ist 1995 aus
guten Gründen verboten worden. Die handelnden Personen, die uns dann
auch später wieder im NSU-Ausschuss beschäftigt haben in Hessen. Bis
hin zur Struktur jetzt, über die wir reden müssen, wegen des
Lübcke-Mordes - das sind tatsächlich Zusammenhänge, die gibt es schon
seit Jahrzehnten, vor allem über Nordrhein-Westfalen, Nordhessen und
Thüringen.

Malte Lantzsch (Mobiles Beratungsteam gegen Rechtsextremismus und
Rassismus in Kassel) [1]

Wie der staatliche, juristische und mediale Umgang mit dem sogenannten
Nationalsozialistischen Untergrund (NSU) gezeigt hat, verhindert das
übergeordnete Interesse des Staatsschutzes zwangsläufig eine
umfassende Aufklärung. Als beim neunten NSU-Mord am 6. April 2006 der
21jährige Halit Yozgat in seinem Kasseler Internetcafé hinter dem
Tresen durch Kopfschuß getötet wurde, war der Verfassungsschützer
Andreas Temme vor Ort. Diese Koinzidenz repräsentierte gewissermaßen
die am deutlichsten sichtbar gewordene Schnittstelle zwischen
Inlandsgeheimdienst und extremer Rechten, deren teilweise Verflechtung
in der Folge mit beträchtlichem Aufwand verschleiert wurde. Obgleich
das Umfeld des NSU regelrecht von V-Leuten durchsetzt war, so daß eine
Instrumentalisierung wenn nicht gar Steuerung durch den
Verfassungsschutz naheliegt, galt es die These eines umfänglichen
"Behördenversagens" durchzusetzen. Auf diese Weise wurde die
Beteiligung staatlicher Kreise ausgeblendet und zugleich eine
Konzentration geheimdienstlicher und polizeilicher Tätigkeit massiv
angeschoben.

Wie Bundesinnenminister Horst Seehofer nach dem Mord am Kasseler
Regierungspräsidenten Walter Lübcke am 2. Juni 2019 erklärte, sei ein
rechtsextremistischer Anschlag auf einen führenden Repräsentanten des
Staates ein Alarmsignal und richte sich "gegen uns alle". Daß sich die
jahrzehntelang mehr oder minder an der langen Leine gehaltene extreme
Rechte bei ihren Morden und Anschlägen nicht länger nur an Menschen
migrantischer Herkunft hält, sondern auf einen hochrangigen Politiker
übergreift, ist für die politischen Eliten des Landes zweifellos ein
verstörender Hinweis darauf, in welchem Maße Verhältnisse aus dem
Ruder laufen, die man unter Kontrolle zu haben glaubte. Hätte Seehofer
mit Blick auf all die Opfer rechter Gewalt seit dem Anschluß der DDR
davon gesprochen, daß sich diese Anschläge gegen "uns alle" richten,
könnte man ihm sogar eine gewisse Glaubwürdigkeit attestieren. Er aber
spricht von den führenden Repräsentanten des Staates, die es zu
schützen gelte, womit er die Öffentlichkeit angelegentlich daran
erinnert, wie es um die Prioritäten in diesem Lande bestellt ist.

Der Mord an Walter Lübcke hat unvermeidlich eine Tür wieder
aufgestoßen, die nach dem NSU-Prozeß fast schon verschlossen und
versiegelt schien. Jetzt interessieren sich auch die Leitmedien für
die rechten Netzwerke in Kassel und Nordhessen, deren Existenz und
Bedeutung sie so lange ignoriert oder in Abrede gestellt haben. Was
man bei entsprechendem Interesse schon vor Jahren in Erfahrung bringen
konnte wird nun zumindest in groben Zügen für ein breiteres Publikum
recherchiert und aufbereitet. Mit den Wahlerfolgen der AfD im Nacken
fühlt sich das "Establishment" um so mehr genötigt, Volkes Stimme
nicht den Rechten zu überlassen. So titelt der Deutschlandfunk einen
aktuellen Beitrag:

"Blood and Honour", "Combat 18", "Kameradschaft Kassel": Die
 rechtsextreme Szene in Nord- und Osthessen ist gewaltbereit und gut
 vernetzt. Spätestens seit dem Mordfall Lübcke und dem Anschlag von
 Wächtersbach sind die Behörden wachgerüttelt. Dort macht der
 Bürgermeister die AfD als geistige Brandstifter mitverantwortlich.



Daß der Mord an einem Regierungspräsidenten in Kassel und der
Mordanschlag auf einen Flüchtling aus Eritrea in der hessischen
Kleinstadt Wächtersbach in einen Zusammenhang gestellt werden, zeugt
von einer Zuspitzung der Verhältnisse, der sich auch der Staatssender
nicht verschließen kann. Wenn der Ruf nach einer rückhaltlosen
Aufklärung laut wird, heißt das nach heutiger Lesart, daß die Grenze
des Interesses zumindest so weit verschoben wird, die extreme Rechte
als Gefahr wahrzunehmen.

Wer die Szene kennt, macht im nordhessischen Umfeld des
Tatverdächtigen im Fall Lübcke Personen und Gruppierungen aus, die
schon beim Mord an Halit Yozgat vor dreizehn Jahren im Zusammenhang
des NSU eine Rolle gespielt haben könnten. Da bis heute nicht geklärt
ist, wer damals in Kassel das Unterstützerumfeld für den NSU
bereitgestellt hat, ist man auf Vermutungen angewiesen. Wie es im
Abschlußbericht des NSU-Untersuchungsausschusses des Hessischen
Landtags vom Juli 2018 heißt, hatte das Hessische Landesamt für
Verfassungsschutz Informationen, daß in der nordhessischen
Neonaziszene Kontakte zu Gruppen bestanden, die bereits "im Rahmen des
NSU-Komplexes thematisiert worden" waren, etwa die Organisationen
"Blood & Honour" oder der Ku-Klux-Klan.

Neben diesen beiden Gruppierungen stößt man auf diverse weitere
Personen, die nicht nur mit einem unverhohlenen Bekenntnis zu Militanz
und Nationalsozialismus, sondern auch teils gravierenden Straftaten in
Erscheinung getreten sind. Es handelt sich um Führungsfiguren aus
Gruppen wie "Blood & Honour", "Combat 18", "Freier Widerstand Kassel",
"Kameradschaft Kassel", "Sturm 18" oder "Oidoxie Streetfigthing Crew"
mit Verbindungen nach Niedersachsen, Thüringen und ins Ruhrgebiet. So
pflegt die nordhessische Neonaziszene seit langem intensive Kontakte
mit Gruppen in den genannten Regionen. Die "Oidoxie Streetfighting
Crew" hat ihre Wurzeln im Umfeld der radikalen Rechtsrock-Band Oidoxie
aus Dortmund und wird vom Verfassungsschutz als terroristische
Vereinigung eingestuft.

Stanley R. aus Kaufungen bei Kassel soll Mitglied dieser Gruppe
gewesen sein und gilt zugleich als einer der Gründer der militanten
Gruppe "Sturm 18" in Kassel, die bereits 2015 vom hessischen
Innenministerium verboten wurde. Kurz vor dem Mord an Halit Yozgat
soll Stanley R. nach Aussage von Zeugen beim Münchener NSU-Prozeß
seinen Geburtstag mit Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos in Kassel gefeiert
haben. Stanley R. und Stephan E., der Mordverdächtige im Fall Lübcke,
kennen einander schon seit vielen Jahren. "Combat 18" propagiert die
Strategie des sogenannten führerlosen Widerstands, den auch der NSU
praktiziert hat. Dabei bilden sich kleine Gruppen, die selbständig
Anschläge verüben und sich nicht auf Organisationsstrukturen
zurückführen lassen.

Die zentrale Lage Kassels spielt bei der Vernetzung der Rechtsextremen
in der Region eine bedeutsame Rolle. So ist eine
Dreiländereck-Kameradschaft aktiv, die von Thorsten Heise mitgegründet
und angeführt wird. Sie ist in Thüringen an der Grenze zu
Niedersachsen und Hessen angesiedelt und verknüpft diverse
Gruppierungen in einem größeren Umfeld. Heise ist Mitglied des
NPD-Bundesvorstandes und wird seit langem der Neonaziszene in
Deutschland zugerechnet. Er distanzierte sich zwar in einem Interview
nach dem Lübcke-Mord von der Tat und dem Kasseler Umfeld des
Mordverdächtigen. Dabei zeichnete sich jedoch ab, daß er die
entsprechenden Personen durchaus kennt, aber aus naheliegenden Gründen
die Verbindung zu ihnen in Abrede stellt.

In den Strukturen der rechtsextremen Szene nicht nur in Hessen hat in
jüngerer Zeit eine tendentielle Verlagerung stattgefunden, die ihre
Identifizierung erschwert. Rechtsextreme Gruppierungen treten
öffentlich weniger in Erscheinung, ihre Kommunikation und Verbindung
spielt sich zunehmend in den sozialen Netzwerken ab. Während NPD und
Identitäre Bewegung nach wie sichtbar aufmarschieren, vermischen sich
Personen aus Kampfsportgruppen, Hooliganszene oder Sicherheitsdiensten
mit langjährigen Militanten aus den genannten Gruppierungen. Selbst
wenn man es wie im Fall Lübcke vermeintlich mit einem Einzeltäter und
wenigen Unterstützern zu tun zu haben scheint, kann man von sehr viel
weitreichenderen Verbindungen und Einbettungen ausgehen. [2]

In den rechtsextremen Strukturen Kassels spielt auch das Thule-Seminar
e. V. eine zentrale Rolle, das 1980 von dem Rechtsextremisten Pierre
Krebs gegründet wurde. Der Verein bezeichnet sich als ideologische
Denkschule einer "geistig-geschichtlichen Ideenschmiede für eine
künftige Neuordnung aller europäischen Völker". Im Internet publiziert
das Thule-Seminar völkisch-rassistische Texte, vor drei Jahren
durchsuchte die Staatsanwaltschaft Räumlichkeiten von
Vorstandsmitgliedern wegen des Verdachts der Volksverhetzung. Die
Verwendung des Begriffs "Ethnopluralismus" eint das Thule-Seminar mit
der rechtsextremen Identitären Bewegung, die in Hessen eine ihrer
Hochburgen hat und bundesweit auf 500 Mitglieder geschätzt wird.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz zog vor einigen Wochen in einer
vertraulichen Analyse das Fazit, daß die Gefahr durch
Rechtsextremisten in Deutschland "virulent" sei. Die Szene sei schwer
zu überblicken: "Rechtsterroristische Ansätze und Potenziale" würden
sich "stark in Ausmaß, Komplexität und Gefährlichkeit" unterscheiden.
Wahrscheinlichste potentielle Akteure zukünftiger
rechtsterroristischer Bestrebungen seien "insbesondere Kleingruppen
oder Einzelpersonen", die vorwiegend im Internet kommunizieren und
sich darüber radikalisieren. [3]


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/klima-des-hasses-terror-von-rechts-in-hessen.724.de.html

[2] www.spiegel.de/panorama/justiz/neonazis-in-hessen-das-netzwerk-um-stephan-e-walter-luebcke-a-1273049.html

[3] www.welt.de/politik/article195447397/Mordfall-Luebcke-So-verzweigt-ist-die-rechtsextreme-Szene-in-Kassel-und-Nordhessen.html
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FRAUEN/799: Sündenbockpolitik (Frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 147, 1/19

Sündenbockpolitik

Anmerkungen zur Instrumentalisierung eines feministischen Kampfes

von Claudia Thallmayer



Während dieser Artikel geschrieben wird, ist Österreich vom Mord an
fünf Frauen bzw. Mädchen in weniger als drei Wochen schockiert. Die
Autonomen Frauenhäuser weisen auf den Anstieg an tödlicher Gewalt
gegen Frauen in den letzten Jahren hin; diverse mediale Rufe von "Wo
bleibt der Aufschrei?" bis "härtere Strafen" werden laut.


Innenminister Herbert Kickl (FPÖ) greift dankbar das Hölzel auf
und fordert die Abschiebung nicht nur schwer krimineller (das ist
bereits geltendes Recht), sondern überhaupt aller in irgendeiner Weise
straffällig gewordener (männlicher) Asylwerber bzw. Asylberechtigter.
Wer "unsere" Werte nicht akzeptiert, habe nicht verdient, hier zu
leben, so sinngemäß die Staatssekretärin im Innenministerium, Karoline
Edtstadler (ÖVP), in einem ORF-Interview.

Die Situation verweist auf ein Dilemma, in dem sich Feministinnen
wiederfinden. Frauenorganisationen fordern seit Jahren ein
"Hinschauen" auf geschlechtsspezifische Gewalt, die sich vorwiegend in
Beziehungskonstellationen abspielt, aber mit gesellschaftlichen
Machtstrukturen, patriarchalen Normen und Frauen verachtenden
Einstellungen zusammenhängt.


"Importierte Gewalt"

Nun haben sich die Rechtspopulist_innen des Themas "Gewalt gegen
Frauen" angenommen, und sie zeigen mit dem Finger auf die
- tatsächlich überproportional häufig ausländischen - Täter und
definieren das Problem als eines der "Anderen". Dass allerdings erst
durch die Frauenbewegung die patriarchalen Strukturen aufgebrochen
wurden und das alles eine recht junge Geschichte ist, bleibt
ausgeblendet. Dabei ist gerade die Frauenhausbewegung eine
Erfolgsgeschichte, und die Regierung täte gut daran, auf die
Vorschläge der NGO-Expertinnen zu hören.

Diese beinhalten vieles - insbesondere die gesetzliche und finanzielle
Absicherung von Opferschutzeinrichtungen, aber nicht die Forderung
nach härteren Strafen und mehr Abschiebungen. Doch die Rechten an der
Macht nutzen den berechtigten Aufschrei wegen der tödlichen Gewalt
gegen Frauen, um sich ein weiteres Mal als Hardliner in Sachen
Migrations- und Flüchtlingspolitik zu zeigen.


Grenzregime und Gewalt

Im Diskurs über die öffentliche Sicherheit in Europa bleibt
demgegenüber weitgehend ausgeblendet, in welch hohem Ausmaß Frauen auf
der Flucht geschlechtsspezifischen Formen von Gewalt ausgesetzt sind.
Politiker_innen in Europa, so auch Bundeskanzler Sebastian Kurz (ÖVP)
in seiner Funktion als Vorsitzender der EU-Ratspräsidentschaft im
zweiten Halbjahr 2018, argumentieren, dass eine "Eindämmung der
Migration" nur durch konsequentes Abweisen von Migrant_innen möglich
sei - von Flüchtlingen wird gleich gar nicht mehr gesprochen. Das
bedeutet mehr Abschiebungen, Im-Stich-Lassen von in Seenot Geratenen
auf dem Mittelmeer und die militärische Überwachung der Wüste.

Die Schlepperei wird dafür verantwortlich gemacht, dass Menschen
unsägliche Gewalt erleben und ums Leben kommen. Doch Schlepperei ist
nicht die Ursache von Flucht und Migration, sie ist nur ein Mittel zum
Zweck in Anbetracht kaum überwindbarer Grenzen. Es gibt viele Gründe
zur Flucht, und in der Regel ist das Gewalt - in Form von Kriegen,
Bürgerkriegen, Repression und Willkür.

Auch Frauen fliehen vor Gewalt, zudem auch vor geschlechtsspezifischer
Gewalt. Sie befinden sich praktisch überall in einer besonders
prekären Situation, und die europäische Abschottungspolitik hat für
sie dramatische Konsequenzen. Dabei hätten sie laut
Istanbul-Konvention des Europarats Anspruch auf Schutz vor
geschlechtsspezifischer Gewalt.


Fehlende Solidarität

Eine Kursänderung ist nicht absehbar, denn genau dieser Kurs hat diese
Regierung ja an die Macht gebracht, und diese gilt es zu erhalten!
Daher bleibt auch das fragwürdige Dublin-Abkommen aufrecht, das den
südeuropäischen Staaten die Last der Aufnahme von Flüchtlingen
aufbürdet, und die Grenzsicherung wird immer weiter vor die
tatsächlichen EU-Grenzen verlagert. Zu diesem Zweck wird auch mit
zerfallenen Staaten wie Libyen und Diktaturen wie dem Sudan kooperiert
und die Durchreise von Flüchtlingen und Migrant_innen illegalisiert.

Zwar wurde aus den propagierten "Anlandeplattformen" in Nordafrika
nichts, weil die Folter und sexuelle Gewalt in libyschen Lagern durch
die Medien gingen und andere Staaten wie Ägypten keine
Flüchtlingslager im Auftrag der EU einrichten wollten. Seither ist
auch vom "Resettlement" besonders schutzbedürftiger Flüchtlinge nach
Europa nicht mehr die Rede. Das wäre eine wichtige Maßnahme, aber war
das je ernst gemeint?


Frauenhandel

Im Rahmen eines zweijährigen Erasmus-Projekts haben sich fünf
Mitgliedsorganisationen des europäischen WIDE+-Netzwerks mit den
Folgen des restriktiven europäischen Grenzregimes auseinandergesetzt.
Frauen auf der Flucht und in der Migration erleben in verschiedensten
Situationen Formen von Gewalt. Eine davon ist mit dem Phänomen des
Frauenhandels als Form der Migration und Ausbeutung von Frauen
verbunden, was von Kolleginnen aus Spanien in dem Projekt thematisiert
wurde.

Sie setzen sich dafür ein, dass Behörden Opfer von Frauenhandel besser
erkennen, ihnen Unterstützung anbieten und sie davor bewahren, über
mafiöse Netzwerke weiter gehandelt und in der Prostitution ausgebeutet
zu werden. Vom "Trafficking" (Frauenhandel) über die spanische
Südgrenze nach Europa sind vor allem Frauen aus Westafrika betroffen.
Viele von ihnen sind schwanger, wenn sie in Spanien ankommen, was auf
das hohe Ausmaß an sexueller Gewalt im Zuge von Flucht und Migration
hinweist.


Kampf gegen Genitalverstümmelung (FGM)

Die österreichische Außenministerin Karin Kneissl (parteilos, von FPÖ
nominiert) hat sich im letzten Jahr einer anderen Form
geschlechtsspezifischer Gewalt angenommen: FGM. Es ist sehr
begrüßenswert, wenn Mittel zur Aufklärung und Unterstützung von
Betroffenen in Österreich sowie im Rahmen der
Entwicklungszusammenarbeit zur Verfügung gestellt werden. In den
letzten Jahren sind vermehrt Frauen, die selbst von FGM betroffen
sind, als Flüchtlinge nach Österreich gekommen; daher ist das Phänomen
präsenter geworden.

Doch während international - vor allem in Ostafrika - beträchtliche
Erfolge im Kampf gegen diese extrem frauenfeindliche Praxis zu
verzeichnen sind, wäre es doch überraschend, wenn FGM plötzlich in
Österreich Fuß fassen sollte, wie das die Rede vom Ansteigen von FGM
in Österreich suggeriert. Es gilt daher, genau hinzuschauen.

Aufklärungsarbeit ist unbedingt nötig, und die Einbindung der
betreffenden Communities ist dabei essenziell - das zeigte im Rahmen
des Erasmus+-Austauschs etwa die Arbeit der belgischen
Migrantinnen-Initiative GAMS gegen FGM. Aber ein Skandalisieren
bedient im hiesigen Kontext auch die Populismus-Schiene und kann zur
Stigmatisierung Betroffener beitragen. Gewalt gegen Frauen hat viele
Gesichter; sie ist immer grauenhaft und in jeder Form inakzeptabel.
Frauenorganisationen treten entschieden dagegen auf, und es muss
möglich sein, über Gewalt und notwendige Maßnahmen zu sprechen, ohne
dass daraus eine Sündenbockpolitik resultiert.
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WIDE (Hg.) (2018): The Europe we want? Feminist approaches to gender,
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GEWERKSCHAFT/1859: LSG-Beschäftigte verabschieden Resolution an den Lufthansa-Vorstand (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. September 2019

LSG-Beschäftigte verabschieden Resolution an den Lufthansa-Vorstand



Berlin - Bei einem Internationalen LSG-Gipfel in Frankfurt/Main, an dem
Beschäftigte der Lufthansa Service Gesellschaft (LSG) und
Gewerkschaftsvertreter/innen aus den USA, aus Großbritannien und
Deutschland gestern (5. September 2019) teilnahmen, wurde eine
Resolution an den Lufthansa-Vorstand verabschiedet.

Gemeinsam vertreten die in Frankfurt zusammengekommenen
Gewerkschafter/innen rund 20.000 der weltweit 35.000
LSG-Beschäftigten. Bei diesem Treffen, zu dem die internationalen
Transportarbeiterförderationen, die European Transport Workers'
Federation (ETF) und die International Transport Workers' Federation
(ITF), eingeladen hatten, kam es zum Austausch über die Folgen des
geplanten Verkaufs des Caterers sowie die Arbeitsbedingungen der
Beschäftigten. Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ist
aktives Mitglied in beiden Organisationen.

Im Rahmen des LSG-Gipfels richteten sich die gewerkschaftlichen
Vertreter/innen mit einer Resolution an den Vorstandsvorsitzenden der
Lufthansa, Carsten Spohr und fordern, dass die Lufthansa den Verkauf
der LSG unterlassen solle und Haupteigentümerin bleiben müsse. Des
Weiteren müsse die Lufthansa Verantwortung für existenzsichernde
Löhne und Arbeitsplatzsicherung übernehmen und einen Zugang zu
bezahlbarer Krankenversicherung schaffen. Dabei kritisieren sie unter
anderem, dass etwa in den USA die Löhne so niedrig seien, dass viele
Vollzeitbeschäftigte der LSG ihre Miete nicht mehr aufbringen
könnten. Auch könne sich die Hälfte aller LSG-Beschäftigten in den
USA keine Krankenversicherung leisten.

Im Anschluss an den Gipfel fand eine Demonstration am Flughafen
Frankfurt gegen den Verkauf der LSG statt. Gemeinsam mit ihren
ausländischen Kolleg/innen zogen rund 400 LSG-Beschäftigte vom
Terminal zur Unternehmenszentrale der Lufthansa, um dort ihrem Unmut
Ausdruck zu verleihen.

"Wer global Profite erwirtschaftet, trägt auch globale Verantwortung.
Wir erwarten daher vom Lufthansavorstand zeitnahe, konkrete Lösungen
für alle akuten sozialen Herausforderungen bei der LSG weltweit",
betont ver.di Verhandlungsführerin Katharina Wesenick.

Die ver.di-Verhandlungen mit Lufthansa über eine "Best owner
Vereinbarung" über die Absicherung der rund 7.000 Beschäftigten der
LSG werden am kommenden Donnerstag, dem 12. September, in Frankfurt
fortgesetzt.

 * 

Resolution des LSG Beschäftigtengipfels, Frankfurt, 5. September
2019

Wir, die Vertreter/innen von 20.000 LSG Beschäftigten aus Großbritannien,
den Vereinigten Staaten von Amerika und Deutschland sind heute zusammen
gekommen zu einem internationalen Beschäftigtengipfel der LSG
Beschäftigten. Wir erklären hiermit öffentlich und fordern den Lufthansa
Vorstand auf:

Herr Spohr: übernehmen Sie Verantwortung für Ihre 35.000 LSG Beschäftigten
weltweit, welche Ihrem Unternehmen jahrelang treu gedient haben und deren
Zukunft Sie nun gefährden.

Mehr als 7.000 LSG Beschäftigte wenden sich in Deutschland unter dem Motto
"LSG-not4sale!" an Sie.

Wir fordern, dass Sie den Verkauf des Unternehmens unterlassen und
Haupteigentümerin bleiben.

Sollten Sie am Verkauf festhalten, akzeptieren wir diesen nicht ohne die
Absicherung der Arbeitsplätze und den Erhalt sowie die Verbesserung der
Sozialstandards. Nicht nur in Deutschland, sondern auf der ganzen Welt!

Momentan ist die Lufthansa dabei, LSG Jobs nach Bor, Tschechien,
auszulagern, wo Beschäftigte aus den Philippinen für 5 Euro die Stunde
arbeiten. Das ist nicht das, was wir unter sozialer Verantwortung
verstehen!

In den U.S.A. können sich mehr als die Hälfte der 11.000 LSG Beschäftigten
keine Krankenversicherung leisten. Einige Beschäftigte müssen sich
verschulden, um zu überleben. Die Bezahlung ist so niedrig, dass viele ihre
Miete nicht zahlen können. Einige sind obdachlos geworden, obwohl sie
Vollzeit für die LSG arbeiten. Gesundheit und Sicherheit in den Küchen
sowie fehlende Altersvorsorge sind ebenfalls von großer Bedeutung.

Deswegen sind tausende Beschäftigte von LSG Sky Chefs kürzlich in die
Urabstimmung für einen Streik getreten. Sie sind bereit, ihre Arbeit nieder
zu legen, falls und wenn das Nationale Schlichtungskommittee dies erlaubt.

In einer Branche, in der große Airlines wie American, Delta, United und
Lufthansa in den letzten Jahren Milliarden an Gewinn gemacht haben,
erwarten wir von Lufthansa, dass sie Armutslöhnen ein Ende setzen und
Zugang zu bezahlbarer Gesundheitsversorgung schaffen.

In Großbritannien bangen über 3.000 LSG Beschäftigte um ihre Zukunft -
viele von ihnen sind unterbezahlt. Die 1.000 Alpha LSG Beschäftigten am
Flughafen Heathrow verdienen lediglich 8,21 Pfund in der Stunde, anstatt
den Londoner Mindestlohn von 10,55 Pfund. Davon kann man nicht leben.

Wir erwarten von Lufthansa Transparenz über den anstehenden Verkauf,
Arbeitsplatzsicherheit und eine bessere Bezahlung.

Herr Spohr: Diese Schilderungen zeigen deutlich, dass wir als globale
Gewerkschaften noch stärker zusammenarbeiten werden, da Sie eindeutig nicht
in der Lage sind, die Arbeitsbedingungen auf eine Art und Weise zu
gestalten, die die harte Arbeit der LSG Beschäftigten respektiert.

Im Rahmen unserer internationalen Transportarbeiterförderationen ETF und
ITF akzeptieren wir nicht, dass Sie sich weigern, mit uns in den
unmittelbaren, konkreten Dialog zu angemessenen Arbeitsbedingungen,
Arbeitsplatzsicherung zu existenzsichernden Löhnen und Zugang zu einer
bezahlbaren Krankenversicherung zu treten.

Wir wenden uns auch als Aufsichtsratschef der Internationalen Airline
Verbandes IATA an Sie:

Wir sollten belohnt werden, anstatt für unseren Einsatz bestraft, welcher
Lufthansa, American und 250 Airlines weltweit Rekordprofite verschafft und
dabei gleichzeitig den Passagieren Sicherheit und Komfort ermöglicht.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.09.2019
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MELDUNG/624: Staatsanwalt ermittelt gegen Firmen wegen Verkaufs von Überwachungssoftware an die Türkei (ECCHR)


European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Pressemitteilung vom 5. September 2019

Staatsanwalt ermittelt gegen Münchener Firmen wegen Verkaufs von
Überwachungssoftware an die Türkei



Berlin, 5. September - Ein paar Klicks und die türkische Polizei kann
mithören, dank illegal exportierter Überwachungssoftware aus Deutschland:
So lautet der Vorwurf der Gesellschaft für Freiheitsrechte (GFF), von
Reporter ohne Grenzen (ROG), des European Center for Constitutional and
Human Rights (ECCHR) und von netzpolitik.org. Die Organisationen haben am
5. Juli 2019 gegen mehrere Geschäftsführer der Unternehmen FinFisher GmbH,
Finfisher Labs GmbH und Elaman GmbH Strafanzeige erstattet. Das Münchener
Firmenkonglomerat soll die Spionagesoftware FinSpy ohne Genehmigung der
Bundesregierung an die türkische Regierung verkauft haben.

Die Staatsanwaltschaft München hat ein Ermittlungsverfahren wegen Verdacht
auf Verstoß des Ausenwirtschaftsgesetzes eingeleitet. Dies könnte mit bis
zu fünf Jahren Haft oder einer Geldstrafe geahndet werden.

FinFisher GmbH, Finfisher Labs GmbH und Elaman GmbH produzieren und
vertreiben gemeinsam Überwachungssoftware wie FinSpy. Erst einmal auf den
Handys der Zielpersonen installiert, verleiht FinSpy den
Überwachungsorganen wie Polizei und Geheimdiensten absolute Kontrolle.
FinSpy tauchte im Sommer 2017 auf einer türkischen Webseite auf, die als
Mobilisierungswebseite der türkischen Oppositionsbewegung getarnt war.

"Seit Jahren unterstützt Reporter ohne Grenzen türkische Journalisten durch
Nothilfe, für sie hat die staatliche Überwachung ihrer Kommunikation
schwerste Folgen", sagt Christian Mihr, Geschäftsführer bei ROG. "Dass hier
deutsche Spionagesoftware von der türkischen Regierung genutzt wurde, um
gegen Oppositionelle und Medienschaffende vorzugehen, ist ein Skandal."

Um Exporte an repressive Regime wie die Türkei zu verhindern, wurden 2015
europaweit Genehmigungspflichten für Exporte von Überwachungssoftware an
Länder außerhalb der EU eingeführt. "Verstöße gegen die Exportbestimmungen
sind strafbar. Bei deutschen Exporten schaut die Bundesregierung jedoch
offensichtlich nicht so genau hin", so Sarah Lincoln von der GFF.
"FinFisher und Elaman betreiben ihre Geschäfte weiter, als wäre nichts
gewesen. Dem muss die Justiz endlich Einhalt gebieten und ein
Strafverfahren eröffnen."

Welche Folgen der Einsatz von Überwachungssoftware hat, zeigt die Erfahrung
aus Fällen in Syrien und Bahrain: "Auf die digitale Überwachung folgen in
repressiven Staaten oft Haft und Folter. Doch die Softwarehersteller weisen
jede Verantwortung dafür von sich", sagt Miriam Saage-Maaß vom ECCHR. "Die
aktuelle Rechtslage in Deutschland und Europa macht eine effiziente
Strafverfolgung nahezu unmöglich, hier braucht es dringend
Gesetzesänderungen."

Auf parlamentarische Anfragen hin, zuletzt noch am 19. Juni 2019,
bestätigte die Bundesregierung, dass sie seit Einführung der
Genehmigungspflichten im Januar 2015 keine Exportgenehmigung für
Intrusionsoftware wie FinSpy erteilt hat. "IT-Analysen bestätigen, dass es
sich bei den in der Türkei im Sommer 2017 gefundenen Softwaresamples um die
deutsche Spionagesoftware FinSpy handelt und dass diese FinSpy-Version nach
Einführung der Genehmigungspflicht produziert wurde", sagt Andre Meister
von netzpolitik.org. "Dieselbe Software wird auch vom Bundeskriminalamt als
Staatstrojaner eingesetzt, damit subventioniert Deutschland eine Firma, die
anderswo zu Menschenrechtsverletzungen beiträgt."

Der Export von Überwachungssoftware an die türkische Regierung ist
angesichts der anhaltenden Repressionen gegen Journalisten und
Oppositionelle besonders brisant. Nach dem Putschversuch vom 15. Juli 2016
wurden mehr als 50.000 Menschen verhaftet;
mehr als 140.000 Menschen wurden aus ihren Berufen entfernt, mehr als
hundert Zeitungen und andere Medienorgane wurden geschlossen.



Die Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V. (GFF) initiiert, koordiniert und
finanziert gerichtliche Verfahren, um die Grund- und Menschenrechte zu
verteidigen. Sie bringt dafür geeignete Klägerinnen mit exzellenten
Juristinnen zusammen, um gemeinsam gerichtlich gegen Rechtsverletzungen
vorzugehen. 

www.freiheitsrechte.org

Reporter ohne Grenzen: Recherchieren, Anklagen, Unterstützen - Reporter
ohne Grenzen dokumentiert Verstöße gegen die Presse- und
Informationsfreiheit weltweit und alarmiert die Öffentlichkeit, wenn
Journalisten und deren Mitarbeiter in Gefahr sind. Wir setzen uns für mehr
Sicherheit und besseren Schutz von Journalisten ein. Wir kämpfen online wie
offline gegen Zensur, gegen den Einsatz sowie den Export von
Überwachungstechnologie und gegen restriktive Mediengesetze.

www.reporter-ohne-grenzen.de

Dem Unrecht das Recht entgegensetzten - das ist das erklärte Ziel und die
tägliche Arbeit des European Center for Constitutional and Human Rights
(ECCHR), einer weltweit agierenden juristischen Menschenrechtsorganisation.
Das ECCHR nutzt juristische Mittel und Wege, damit die Verantwortlichen für
Folter, Kriegsverbrechen, sexualisierte Gewalt, wirtschaftlicher Ausbeutung
und abgeschotteten Grenzen nicht ungestraft davonkommen.

www.ecchr.eu

netzpolitik.org ist eine Plattform für digitale Freiheitsrechte. Die
Journalisten recherchieren seit vielen Jahren zu Überwachungstechnologien
wie Staatstrojanern, sie haben u.a. Verträge von BKA und LKA Berlin mit
FinFisher FinSpy veröffentlicht.

www.netzpolitik.org

 * 
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STRAFRECHT/475: Antragserfordernis bei Pflichtverteidigung macht Reform wertlos (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 4. September 2019

Antragserfordernis bei Pflichtverteidigung macht Reform wertlos

Statement von Rechtsanwalt Stefan Conen, Mitglied des Ausschusses Strafrecht im Deutschen Anwaltverein (DAV)



Die Reform der notwendigen Verteidigung (Pflichtverteidigung) aufgrund
einer EU-Richtlinie weist einen erheblichen rechtsstaatlichen
Rückschritt auf: Der sogenannte Verteidiger der ersten Stunde soll dem
Beschuldigten anlässlich der ersten polizeilichen Vernehmung zur Seite
gestellt werden, was zu begrüßen ist. Der Regierungsentwurf, der heute
im Rechtsausschuss des Bundesrates debattiert wird, enthält jedoch
Einschränkungen, die dem ganzen Konzept der Pflichtverteidigung
zuwiderlaufen.

Bereits im Vorfeld war zu befürchten, dass eine Verzichtsmöglichkeit
des Beschuldigten (Opt-out) aufgenommen werden sollte. Der aktuelle
Entwurf geht noch deutlich darüber hinaus: Nun soll die Beiordnung
eines Verteidigers überhaupt erst auf expliziten Antrag des
Beschuldigten (Opt-in) geschehen.

Das Antragserfordernis ist ein heftiger Paradigmenwechsel.
Pflichtverteidigung ist nach geltendem Recht unabhängig vom Wunsch des
Beschuldigten, wie auch unabhängig von seinem Einkommen. Entscheidend
sind die Schwere des Tatvorwurfs und die Schwierigkeit der Sach- und
Rechtslage. Die notwendige Verteidigung soll sicherstellen, dass der
Beschuldigte nicht nur Gegenstand des Prozesses, sondern
handlungsfähiges Subjekt ist. Der bislang geltende Automatismus
schützt Beschuldigte auch vor unzulässigem Druck der Ermittler, auf
eine Verteidigung zu verzichten. Diesen Schutz zeitlich vorzuverlagern
ist dringend geboten - das Antragserfordernis macht die Reform jedoch
nahezu wertlos.

 * 

Quelle:

Statement vom 4. September 2019
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STELLUNGNAHME/085: 10 Jahre nach dem Massaker der Bundeswehr an der Zivilbevölkerung am Kunduz-Fluss (IALANA)


IALANA

Juristen und Juristinnen gegen atomare, biologische und chemische Waffen

Für gewaltfreie Friedensgestaltung

Deutsche Sektion der International Association Of Lawyers Against Nuclear Arms

Stellungnahme vom 4. September 2019

10 Jahre nach dem Massaker der Bundeswehr an der Zivilbevölkerung am
Kunduz-Fluss appelliert IALANA Deutschland an Frau Merkel, die Opfer
endlich zu entschädigen



"Übernehmen Sie endlich die politische Verantwortung und sorgen Sie
persönlich dafür, dass die Opfer und Hinterbliebenen des von der
Bundeswehr in der Nacht vom 3. zum 4. September 2009 angeordneten
Massakers an der Zivilbevölkerung in Kunduz eine angemessene
Entschädigung bekommen", fordern Otto Jäckel und Karim Popal von IALANA
Deutschland von Bundeskanzlerin Merkel und der Bundesregierung am 10.
Jahrestag des von dem damaligen Oberst Klein befohlenen Bombenangriffs
auf zwei Benzin-Tanklastwagen am Kunduz-Fluss.

"Ich weiß kaum noch, wie ich den Opfern und Hinterbliebenen bei meinen
Reisen nach Afghanistan vor Ort verständlich machen soll, warum sie nach
10 Jahren Prozessführung vor deutschen Gerichten immer noch kein Geld
bekommen", erklärt der Bremer Rechtsanwalt Karim Popal, der die Opfer
anwaltlich betreut. Nach der Ausschöpfung des Rechtswegs vor den
Zivilgerichten ist das Schadensersatzverfahren seit über drei Jahren bei
dem Bundesverfassungsgericht anhängig.

Am 3. September 2009 hatte ein Taliban-Kommando in der Nähe von Kunduz
zwei Tanklastwagen in ihre Gewalt gebracht und waren auf der Flucht auf
einem unbefestigten Weg am Ufer des Kunduz stecken geblieben. Aus den
umliegenden Ortschaften kamen darauf Männer, Frauen und Kinder mit
Kanistern, Eimern und Töpfen, um sich aus den Tankwagen Benzin
mitzunehmen. Der damalige regionale militärische Befehlshaber der
Bundeswehr, Oberst Klein - inzwischen General im
Bundesverteidigungsministerium - hatte Luftunterstützung bei der US Air
Force angefordert und die beiden Tankwagen mit zwei 500 Pfund Bomben
bombardieren lassen.

Weit über hundert Zivilisten waren dem Flammeninferno zum Opfer
gefallen. Dabei hatte Klein die militärischen Einsatzrichtlinien für
solche Fälle grob missachtet. Auf die Frage der US-Piloten, ob die
Soldaten Kleins sich in einem Gefecht mit den Taliban befänden, hatte er
bewusst die Unwahrheit gesagt und die Frage bejaht. Auf die weitere
Frage der Piloten, ob es sich bei den Menschen an den Tankwagen um
bewaffnete Taliban-Kämpfer handele, hatte er ebenfalls mit "Ja"
geantwortet.

Eine "Show of Force", das heißt ein dichtes Überfliegen der Szenerie, um
die Menschen zu vertreiben, hatte Klein abgelehnt und das direkte
Bombardement angefordert.

Im Schadensersatzverfahren hatten Landgericht und Oberlandesgericht der
Darstellung des Verteidigungsministeriums Glauben geschenkt, wonach es
Klein darum gegangen sei, einen von Ihm vermuteten akuten Angriff mit
Hilfe der Tankwagen auf das in der Nähe liegende Lager der Bundeswehr
abzuwehren. Bezüglich seiner Angabe, es handele sich bei den Menschen
vor Ort um bewaffnete Männer, habe er sich in zulässiger Weise auf die
Auskünfte von Personen verlassen, die einen Überblick auf die Szenerie
gehabt hätten. Um welche Zeugen und Gewährsmänner es sich dabei handeln
sollte, blieb allerdings im Dunkeln.

Der seinerzeitige Bundesverteidigungsminister Jung hatte damals
Erklärungen über den Vorfall abgegeben ohne die Faktenlage studiert zu
haben und musste zurücktreten. Seine Formulierung in der
Rücktrittserklärung, wonach er den Feldjägerbericht zwar gelesen, aber
nicht zur Kenntnis genommen habe, ist inzwischen legendär geworden.

Als Schadensersatz hatte die Bundesregierung ohne Anerkennung einer
Rechtspflicht und ohne Schuldeingeständnis an 90 Opferfamilien jeweils
5.000 Dollar gezahlt.

Nach einer Auswertung des Bundesverteidigungsministeriums aus dem Jahre
2015 zahlte die Bundeswehr für sogenannte "Kollateralschäden" in
Afghanistan für ein getötetes Kamel 1.000 Dollar, für ein erschossenes
Pferd 2.500 Dollar und für zerstörte Autos jeweils 10.000 Dollar. "Die
Summe, die die Bundesregierung bisher für die in Kunduz getöteten
Menschen gezahlt hat, kann man danach nur als skandalös bezeichnen. Vor
meinen afghanischen Landsleuten muss ich mich für die Bundesregierung
schämen", erklärt Popal. Der Bremer Anwalt fordert 39.000 Euro für
jeden Getöteten.

"Es ist eine Zumutung für die Betroffenen und beschämend für
Deutschland, dass die Bundesregierung sich gegen angemessene Zahlungen
durch alle Instanzen wehrt und bis jetzt immer noch nicht dazu bereit
ist, auf die Opfer zuzugehen. Dies muss 10 Jahre nach dem Massaker am
Kunduz-Fluss ein Ende haben", so Jäckel abschließend.


Link zum Stand der Schadenersatzprozesse:

https://www.ialana.de/aktuell/laufende-gerichtsverfahren/kundus-schadensersatz-fuer-angehoerige-der-opfer/2505-das-massaker-von-kundus-vom-4-9-2009-10-jahre-danach

 * 

Quelle:

IALANA-Hauptstadtbüro

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: +49 30 20654857

E-Mail: info@ialana.de

Internet: http://www.ialana.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07020: Hinter Schleiern verborgen (SB)


Mitunter stecken die schönsten Züge einer Partie im Begleittext und
Glossar und werden in der Regel selten gewürdigt, wenngleich sie in
unerhörte Tiefen des taktischen Einfallsreichtums führen, wie
beispielsweise im heutigen Rätsel der Sphinx, wo der Anziehende im
Wissen, daß seine Stellung auf der Biege stand, den Verzweiflungszug
1.Ke1-e2? machte und gut ein Dutzend Züge später nach quälender
Apathie das letzte und traurige Kapitel schloß. Dabei hätte Weiß mit
einer geschickten Kombination durchaus in Vorteil kommen können. So
jedoch schob sich Weiß selbst ins Abseits und "betrog" das Publikum um
einen sehenswerten Schlußteil, was nun jedoch nachgeholt werden soll.
Denn was podestwürdig ist, darf nicht hinter schweigenden Schleiern
verborgen gehalten werden, nicht wahr, Wanderer?






[image: SCHACH-SPHINX/07020: Hinter Schleiern verborgen (SB)]



Gusev - Timoschenko

Lvov 1977


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Das Teuflische am Zug 1.a2-a3! bestand nicht nur in seiner Drohung
2.Sd6-e4, sondern auch darin, daß Weiß nach 1...b7-b6 mit 2.Dh5-g6!!
f7xg6 3.Tf1xf8+ Kh8-h7 4.Ld3xg6# ein Matt drohte, daran auch 2...Dd2-
e1+ nichts geändert hätte wegen der prompten Erwiderung 3.Kb1-a2! Also
war 1.a2-a3! ein dreifach teuflischer Zug!



Erstveröffentlichung am 17. August 2006

6. September 2019
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MELDUNG/2351: Schwergewicht - Kombinationen Mangelware ... (SB)




Alexander Powetkin zeigt Hughie Furys Grenzen auf

Alexander Powetkin lag ein Angebot vor, sich am 14. September mit
Tyson Fury zu messen, doch er lehnte es ab und trat nun für weniger
Geld und Prestige gegen dessen jüngeren Cousin Hughie Fury an. Wie
sich der Russe gegen den früheren Weltmeister geschlagen hätte, wissen
wir natürlich nicht, doch dessen Anverwandten wies er in die
Schranken. Im zweiten Hauptkampf des Abends neben dem Sieg des
Ukrainers Wassyl Lomatschenko über den Briten Luke Campbell im
Leichtgewicht behielt der russische Schwergewichtler in der Londoner
O2 Arena einstimmig und verdient nach Punkten die Oberhand (117:111,
117:111, 117:111). Der bei seinem Auftritt 39jährige Powetkin baute
seine Bilanz auf 35 Siege und zwei Niederlagen aus, während für den
mit 24 Jahren wesentlich jüngeren Fury nun 23 gewonnene Kämpfe drei
verlorenen gegenüberstehen. Der Sieger bleibt damit weiter im Rennen
um einen Titelkampf, dem Verlierer wurden so deutlich die Grenzen
seines Könnens aufgezeigt, daß er künftig kaum mehr in den Genuß eher
geschenkter als hart erfochtener Chancen, nach einem Gürtel zu
greifen, kommen wird.

Angesichts der fast schon weichenstellenden Bedeutung dieses Kampfs
für beide Akteure boten sie eine insgesamt enttäuschende Vorstellung.
Keiner von beiden schlug in hoher Frequenz, die Wirkung der Treffer
hielt sich in Grenzen und die zweite Hälfte ihres Auftritts litt unter
deutlichen Ermüdungserscheinungen. Powetkin, der im September 2018
gegen den damaligen Weltmeister Anthony Joshua im Londoner
Wembley-Stadion in der siebten Runde verloren und danach elf Monate
nicht mehr im Ring gestanden hatte, zeigte indessen eine konsistentere
Leistung als sein wesentlich jüngerer Kontrahent und ging insgesamt
angriffslustiger zu Werke. Fury vermied zumeist den offenen
Schlagabtausch und versuchte, technisch zu boxen, was ihm jedoch nicht
allzu gut gelang. Häufig fiel er auf den Gegner und klammerte, was
natürlich beim Publikum nicht gut ankam.

Der russische Olympiasieger des Jahres 2004 schlug härter und präziser
zu, wodurch der Brite in der neunten Runde eine Rißwunde über dem
linken Auge davontrug. Da aber beide Konditionsprobleme bekamen,
spielte sich auch gegen Ende ihres Auftritts nicht mehr viel ab. Zwar
raffte sich Fury in der elften Runde noch einmal auf und brachte eine
Rechte ins Ziel, die Powetkin in Verlegenheit brachte, so daß er in
den Clinch ging. Der Brite legte jedoch nicht nach und so setzte sich
das Bild im letzten Durchgang fort, da auch in den verbliebenen drei
Minuten mehr geklammert als geboxt wurde. Ein ausgeprägter Drang,
wenigstens am Ende noch einmal ein Zeichen zu setzten, war beiderseits
nicht erkennen. [1]

Laut der Statistik von CompuBox hatte Powetkin 105 von 390 Schlägen
ins Ziel gebracht (27 Prozent), während Fury lediglich 82 Treffer bei
296 Versuchen geglückt waren (28 Prozent). Dem Briten gelang es in
keiner einzigen Runde, eine zweistellige Trefferquote zu erzielen,
wobei seine beste Ausbeute neun erfolgreiche Schläge in der siebten
Runde waren. Das war eine magere Ausbeute, zumal Hughie Fury gemeinsam
mit seinem Vater und Trainer Peter Fury als taktische Marschroute
angekündigt hatte, man werde den Russen mit Kombinationen aus fünf
Schlägen vor Probleme stellen, die er nicht bewältigen könne.
Angesichts dieser Vorhersage mutete es dann doch recht befremdlich an,
daß selbst von einfacheren Kombinationen des Briten lange Zeit
überhaupt nichts zu sehen war. Erst kurz vor Ende befleißigte er sich
dieser Kampfesweise, die dann auch einen guten Eindruck machte, aber
viel zu spät kam, um den Rückstand wettzumachen.

Dabei ließ es Fury in den ersten sechs Runden durchaus nicht an
Einsatz fehlen, denn er konnte bis dahin gut mithalten. In der Folge
ermüdete er jedoch schneller als sein Gegner, dessen Erfahrung und
gesammelter Wucht er nicht gewachsen war. Der Brite bewegte sich viel
umher, klammerte jede Menge und schlug im Zweifelsfall auch zum
Hinterkopf, was weder den Punktrichtern noch den Zuschauern gefiel.
Sollte er einen Heimvorteil genossen haben, war seine Kampfesweise
wenig dazu angetan, diesen zu aktivieren und in Anspruch zu nehmen.

Alexander Powetkin war früher regulärer Weltmeister der WBA im
Schwergewicht. Damit rangierte er zwar unter dem Superchampion dieses
Verbands, doch zählte er damals zu den besten Vertretern der
Königsklasse. Wenngleich er nach wie vor ein guter Schwergewichtler
ist, hat er doch den Zenit seines Könnens überschritten und muß
angesichts seines Alters von inzwischen 40 Jahren dem Verschleiß einer
langen Karriere Tribut zollen. Überdies war das sein erster Auftritt
nach der vorzeitigen Niederlage gegen Joshua, so daß es für Hughie
Fury wohl der günstigste Zeitpunkt war, sich womöglich mit einem Sieg
über den namhaften Russen zu profilieren.

Er sei enttäuscht, denn er habe sein Bestes gegeben, sei aber am Ende
nur Zweitbester geworden, zog der Brite kurz und bündig Bilanz. Um zu
gewinnen hätte er jedoch Powetkin auch in den letzten Runden Paroli
bieten müssen, was ihm nicht gelang. Als der Russe zulegte und trotz
seiner Erschöpfung den Druck etwas erhöhte, zog Fury den kürzeren.
Warum er nicht von Anfang an wie angekündigt Kombinationen geschlagen
hatte, ist insofern kein Rätsel, als das doch eine grundlegende
Modifikationen seiner Kampfesweise voraussetzen würde. Er war indessen
noch nie ein filigraner Techniker, wendig auf engem Raum oder gar ein
gefährlicher Konterboxer und überdies schlägt er trotz seiner Größe
von 1,98 m auch nicht besonders hart zu, worin er seinem prominenteren
Cousin Tyson Fury ähnelt. [2]

Nur phasenweise machte er eine wirklich gute Figur, wenn er wie in der
achten Runde plötzlich einen ausgezeichneten Jab schlug und den zehn
Zentimeter kleineren Russen nicht an sich herankommen ließ, der
daraufhin sichtlich frustriert war und fast ratlos wirkte. Dann
schaltete Powetkin jedoch einen Gang höher, worauf Fury mit seinem
Latein am Ende war und schon aus Konditionsgründen ins Hintertreffen
geriet. Von Kombinationen konnte nun noch weniger als zuvor die Rede
sein, da sich der Brite bereits zu sehr verausgabt hatte, als daß er
noch zu aufwendigen Manövern in der Lage gewesen wäre. Powetkin schlug
zwar nicht wirksam genug, um den Kontrahenten zu Boden zu schicken,
brachte ihn aber mehrmals aus der Balance, was aus Perspektive der
Punktrichter fast immer schlecht aussieht, da der Boxer nach einem
Treffer zu wackeln scheint.

Im Jahr 2017 mußte sich Hughie Fury dem damaligen WBO-Weltmeister
Joseph Parker aus Neuseeland nur knapp nach Punkten geschlagen geben.
Daß damals nicht nur in Kreisen der Furys von einer umstrittenen
Niederlage oder gar einem geraubten Sieg die Rede war, läßt sich bei
nüchterner Analyse keinesfalls bestätigen. Wenngleich Parker
beträchtliche Probleme erkennen ließ, den Gegner zu stellen, war das
vor allem darauf zurückzuführen, daß der Brite ständig weglief.
Natürlich kann ein Boxer gewinnen, wenn er sich gut bewegt und aus der
Distanz häufiger trifft als sein Kontrahent, der nicht an ihn
herankommt. Aber einen Herausforderer auf der Dauerflucht, der sich
jedem Schlagabtausch entzieht, als wolle er gar nicht gewinnen,
sondern nur davonkommen, kann man sich doch nicht ernsthaft als neuen
Weltmeister wünschen. Eher schon drängt sich die Frage auf, ob die
knappe Punktwertung nicht vielmehr ein Geschenk an den dauerlaufenden
Briten war.

Trotz dieser Niederlage bekam Hughie Fury im Oktober 2018 einen
Ausscheidungskampf der IBF gegen Kubrat Pulew, dessen Sieger
Pflichtherausforderer dieses Verbands wurde. Auch gegen den Bulgaren
zog Fury den kürzeren, da dieser ähnlich wie Powetkin ein für heutige
Verhältnisse nicht besonders großer, aber kompakter und vor allem sehr
gut ausgebildeter und versierter Boxer ist. Weder kann Fury auf eine
nennenswerte Amateurlaufbahn zurückblicken noch zeichnete er sich je
durch ein anspruchsvolles Repertoire aus. Nach dieser Niederlage, die
eine weitere Standortbestimmung des Briten darstellte, setzte man ihm
zwei erheblich schwächere Gegner vor, die er denn auch besiegte. Dann
unterschrieb er einen neuen Promotervertrag bei Eddie Hearn, unter
dessen Regie er Powetkin vor die Fäuste bekam, aber gleich bei seinem
Debüt für Matchroom Boxing auf sein tatsächliches Format
zurechtgestutzt wurde.


Fußnoten:

[1] www.espn.com/boxing/story/_/id/27506944/lomachenko-campbell-undercard-povetkin-outpoints-fury-unanimous-decision

[2] www.boxingnews24.com/2019/08/lomachenko-defeats-campbell-povetkin-schools-fury/

6. September 2019
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1541: Studie - Hochwasserszenarien und wirtschaftliche Aspekte (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 16.08.2019 / Wasser & Meere

Studie: Hochwasserszenarien und wirtschaftliche Aspekte



Starkregen, Unwetter und Hochwasser - extreme Wetterauswirkungen
dürften sich laut Klimawandelprognosen in Zukunft häufiger ereignen.
Forschungen der Freien Universität der Niederlande zeigen, inwiefern
sich die makroökonomischen Kosten bei unterschiedlichen
Temperaturanstiegen (eineinhalb, zwei oder drei Grad Celsius Anstieg)
voraussichtlich entwickeln. Fazit: Die wirtschaftlichen Auswirkungen
von Katastrophen können durch grenzüberschreitende Handelsströme und
komplexe indirekte Auswirkungen weit über die betroffenen Regionen
hinaus reichen.

Es geht um die erwarteten jährlichen Schäden (expected annual damages -
 EAD) auf Vermögenswerte und Menschen in der betroffenen Region, aber
auch um die vermuteten jährlichen Verluste (expected annual output
losses - EAOL) indirekter Art. Hochwasserereignisse bei steigenden
Temperaturen könnten zukünftig in der Europäischen Union mit 1,6 bis
5,5 Milliarden Euro pro Jahr zu Buche schlagen.

In absoluten Zahlen sind Deutschland, Italien und Frankreich die am
stärksten betroffenen Länder, weil sie die wirtschaftlich stärksten
Regionen sind. Wenn der erwartete jährliche Schaden (EAD) als
Prozentsatz des Bruttoinlandsproduktes (BIP) ausgedrückt wird, sind
Bulgarien, Ungarn und Lettland die am stärksten betroffenen Länder,
mit Schäden von bis zu ein Prozent des nationalen BIP.

Auch bei der "Verlustrechnung" (EAOL) gehört Ungarn zu den am
stärksten betroffenen Ländern, gefolgt von der Tschechischen Republik
und der Slowakei. Zunehmende Verluste bei stärkerer Erderwärmung seien
vor allem in Deutschland, Österreich, Italien und Frankreich zu
beobachten.

Neben dem Fitness-Check der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) steht in der
EU zurzeit auch die Hochwasserrichtlinie auf dem Prüfstand. Bis zum
dritten Quartal 2019 soll die Überprüfung der WRRL einschließlich
ihrer Tochterrichtlinien - Grundwasserrichtlinie (2006/118/EG) und die
Richtlinie zu Umweltqualitätsnormen im Wasserbereich (2008/105/EG) -
und der Hochwasserrichtlinie (2007/60/EG) abgeschlossen sein. [jg]



Artikel in den Environmental Research Letters

https://iopscience.iop.org/article/10.1088/1748-9326/ab3306

Fahrplan zum Fitness-Check der EU-Wasserpolitik

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2017-5128184

EU-News über Ergebnisse von Europäischem Rechnungshof und Europäischer
Umweltagentur/Hochwasserrichtlinie

https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-wasser-meere/hochwasserrichtlinie-rechnungshof-mahnt-bessere-umsetzung-an/?L=0

 * 

Quelle:

EU-News, 16.08.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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INITIATIVE/551: Mehr Natur in Kindertagesstätten - Jung und Alt schaffen gemeinsam Naturoasen (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN):

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesumweltministerium

Berlin/Bonn, 06. September 2019

Mehr Natur in Kindertagesstätten: Jung und Alt schaffen gemeinsam
Naturoasen



Seniorinnen und Senioren, die sich ehrenamtlich engagieren möchten,
können sich in einem neuen Projekt im Bundesprogramm Biologische
Vielfalt zu Kita-Naturbotschafterinnen und -botschaftern ausbilden
lassen. Sie werden darin geschult, Kinder in Kindertagesstätten mit
konkreten Naturschutzaktionen für die biologische Vielfalt zu
begeistern. Das Projekt der Landesverbände Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz und Saarland des Naturschutzbund Deutschlands (NABU)
wird bis 2025 vom Bundesumweltministerium mit 1,48 Millionen Euro
gefördert und vom Bundesamt für Naturschutz inhaltlich begleitet.

Kindertagesstätten übernehmen eine wichtige Funktion in der
frühkindlichen Bildung, allerdings spielen das Erleben und der Schutz
der Natur dabei oft nur eine untergeordnete Rolle. Mit dem Projekt
"Kita-NaturbotschafterInnen - mehr Natur in Kitas" soll sich das jetzt
ändern.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Durch das Projekt können
Kinder die Natur auf einfache und sehr praktische Weise hautnah
erleben. Jung und Alt gestalten gemeinsam die Außenbereiche der
Einrichtungen und legen zum Beispiel Wildbienenoasen an. So lernen die
Kinder von klein auf einen respektvollen Umgang mit der Natur."

BfN-Präsidentin Prof. Dr. Beate Jessel: "Der generationenübergreifende
Ansatz ist dabei elementar: Indem Menschen älterer Generationen ihre
Kenntnisse, Lebenserfahrung und Zeit einbringen, um Kita-Kindern die
Natur nahezubringen, wird neben dem Bewusstsein für die biologische
Vielfalt zugleich der gesellschaftliche Zusammenhalt gestärkt."

Im Juli 2019 ist das Projekt gestartet. Voraussichtlich im Januar 2020
sollen die ersten Ausbildungsgänge in sieben Regionen in Rheinland-
Pfalz, Nordrhein-Westfalen und dem Saarland beginnen. Geplant sind
jeweils acht Workshop-Termine im ersten sowie drei Termine zum
Erfahrungsaustausch im zweiten Ausbildungsjahr. Vermittelt werden
dabei sowohl Hintergrundinformationen zu heimischen Tier- und
Pflanzenarten und deren Schutz als auch kreative Ideen und hilfreiche
Tipps zur kindgerechten Umsetzung von Praxisprojekten. Indem die
Teilnehmenden darüber hinaus in den Workshops beispielhaft Projekte -
etwa die Entwicklung einer Wildbienenoase oder die Anlage einer wilden
Naschhecke - planen, umsetzen sowie Feedback dazu erhalten, werden sie
umfassend auf den Einsatz in den Kitas vorbereitet.

Bereits in der Ausbildungsphase knüpfen die Seniorinnen und Senioren
Kontakte zu Kitas vor Ort und beginnen ihr Engagement in einer Paten-Kita 
ihrer Wahl. Dabei werden sie eng von den Projektmitarbeitenden
begleitet. Zusätzlich werden Eltern als Tandempartner zur
Unterstützung der Seniorinnen und Senioren oder bei
Eltern-Kind-Aktionen einbezogen, um die Wirkung in den Einrichtungen
zu verankern und in das Wohnumfeld der Kinder zu transportieren. Auch
weitere öffentlichkeitswirksame Aktivitäten und eine Vernetzung mit
verschiedenen Akteuren sollen das Projekt in die Breite tragen.

Insgesamt sollen in der sechsjährigen Projektlaufzeit bis zu 350
Kita-Naturbotschafterinnen und -botschafter ausgebildet werden und ein
Abschlusszertifikat erhalten. Neben einem Handbuch, das zu
Projektbeginn als Leitfaden zur Ausbildung entwickelt und auf Basis
der gemachten Erfahrungen laufend angepasst wird, erhalten die
Freiwilligen eine intensive Betreuung durch die Projektmitarbeitenden
während der Schulungen und ihrer Einsätze in den Kitas. Die
Projektdurchführenden erhoffen sich, dass das Engagement in den Kitas
auch im Anschluss an die Ausbildung von den Seniorinnen und Senioren
möglichst langfristig aufrechterhalten wird.

Das Bundesprogramm Biologische Vielfalt

Die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS)
wird seit 2011 durch das Bundesprogramm Biologische Vielfalt
unterstützt. Gefördert werden Vorhaben, denen im Rahmen der NBS eine
gesamtstaatlich repräsentative Bedeutung zukommt oder die diese
Strategie in besonders beispielhafter Weise umsetzen. Die geförderten
Maßnahmen tragen dazu bei, den Rückgang der biologischen Vielfalt in
Deutschland zu stoppen und mittel- bis langfristig in einen positiven
Trend umzukehren. Sie dienen dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung
sowie der Entwicklung der biologischen Vielfalt und gehen über die
rechtlich geforderten Standards hinaus. Akzeptanzbildende Maßnahmen
der Information und Kommunikation tragen dazu bei, das
gesellschaftliche Bewusstsein für die biologische Vielfalt zu stärken.



Projekt-Steckbrief und Ansprechpartner/in unter: 

https://biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm/projekte/projektbeschreibungen/kita-naturbotschafterinnen-mehr-natur-in-kitas.html

Weitere Informationen zum Bundesprogramm:

www.biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm.html

 * 
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MELDUNG/517: Fast ein Drittel des Mikroplastiks im Meer entsteht durch den Straßenverkehr (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 64. September 2019

Fast ein Drittel des Mikroplastiks im Meer entsteht durch den
Straßenverkehr



Berlin. Die Problematik von Mikroplastik wird in der öffentlichen
Diskussion meist mit Kosmetik- oder Abfallprodukten in Verbindung
gebracht. Mit dem Straßenverkehr gibt es jedoch noch eine viel größere
Eintragsquelle der Kleinstpartikel in die Umwelt: 1,2 Kilogramm
Mikroplastik pro Kopf und Jahr entstehen durch den Reifenabrieb des
Straßenverkehrs. Das gilt für Pkw, Lkw, Motorräder wie auch Fahrräder,
auch wenn der Reifenabrieb von Kraftfahrzeugen den allergrößten Anteil
der Emissionen einnimmt. Das ist fast ein Drittel der Gesamtmenge, die
als sogenanntes primäres, kleines Mikroplastik in die Ozeane
eingetragen wird. Das Alfred-Wegener-Institut hat jüngst die höchsten
Mikroplastikwerte im Schnee in Proben an einer Landstraße in Bayern
gefunden - hier lag die Konzentration bei 154.000 Partikeln pro Liter.

"Nicht nur aus Sicht des Meeres- und Gewässerschutzes ist das
besorgniserregend", sagt Nadja Ziebarth, Mikroplastik-Expertin beim
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND). "Aufgrund der
enormen Emissionsmengen in die Meere und Oberflächengewässer, sowie
der potentiellen gesundheitlichen Folgen für den Menschen und andere
Organismen wird schnell deutlich, dass dringend Maßnahmen zur
Reduzierung von Reifenabrieb ergriffen werden müssen."

Als Mikroplastik-Hauptverursacher unterliegt der motorisierte
Straßenverkehr einer besonderen Verantwortung. "Allein durch weniger
Individual- und Güterverkehr lässt sich die Menge des Reifenabriebs
deutlich reduzieren", so BUND-Expertin Ziebarth. Da die Menge an
Reifenabrieb in direktem Zusammenhang mit der Anzahl betriebener
Kraftfahrzeuge steht, wirkt sich eine Verringerung des
Individualverkehrs und des straßengebundenen Güterverkehrs direkt
mindernd auf die Menge des Reifenabriebs aus.

Gleiches gilt auch für das Gewicht der Kraftfahrzeuge, insbesondere im
Bereich der SUV. "Wenn nächste Woche auf der Internationalen
Automobil-Ausstellung (IAA) wieder einmal große und schwere
Geländewagen angepriesen werden, ignoriert diese Modellpolitik, dass
diese Fahrzeugkategorie ein Hauptverursacher von Mikroplastik im
Straßenverkehr ist", so die BUND-Expertin weiter. Denn: Die Menge an
entstehendem Reifenabrieb steht in einem linearen Zusammenhang zu dem
Gewicht des Fahrzeugs. Ziebarth weiter: "Von leichteren Autos wird
weniger Abrieb produziert, weshalb auf besonders schwere Autos
verzichtet werden sollte. Auch aus diesem Grund muss endlich ein
Umdenken in der Flottenpolitik der Autokonzerne einsetzen."

Damit Mikroplastik in Folge von Reifenabrieb nicht in Böden und
dadurch in den Wasserkreislauf gelangt, bedarf es zudem aus Sicht des
BUND eine Verbesserung im Bereich des Straßenbaus und der
Straßenreinigung. "Bereits entstandenes Mikroplastik muss durch
Reinigungs- und Filtertechnik so gut es geht abgesammelt werden. Zudem
brauchen wir Straßenbeläge, die die Abreibung minimieren oder die
Abriebpartikel besser halten oder filtern", so die
Mikroplastikexpertin.

Eine weitere Umweltschutzmaßnahme ist eine erhöhte Kanalisations- und
Kläranlageneffizienz. "Wir müssen so gut es geht verhindern, dass
Mikroplastik in den Wasserkreislauf gelangt. Maßnahmen zum Rückhalt
der Partikel in Trennwassersystemen und in Kläranlagen müssen deshalb
schnellstmöglich durch die Kommunen ergriffen werden", so Ziebarth.
Eine andere Möglichkeit wäre das Abfangen von Partikeln, bevor der
Straßenabfluss in die Kanalisation gelangt. "Am wirksamsten ist es
doch, Mikroplastikemissionen bereits bei der Ursache zu bekämpfen:
Weniger große und schwere Autos, weniger Individual- und Güterverkehr
auf der Straße, stattdessen mehr öffentlicher Nahverkehr und mehr
Güter auf die Schiene", so Nadja Ziebarth abschließend.

Mehr Informationen

Ein Hintergrundpapier mit denen aus BUND-Sicht notwendigen sechs
Maßnahmen zur Reduzierung von Mikroplastikemissionen finden Sie unter:

 www.bund.net/reifenabrieb

 * 
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MELDUNG/516: Streng geschützte Riffe im Fehmarnbelt nachgewiesen (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 5. September
2019

NABU weist streng geschützte Riffe im Fehmarnbelt nach

Biotopkartierung vorgestellt / Miller: Fehmarnbelttunnel hat jetzt ein
Problem mehr



Hamburg - Riffe statt Sandboden: Der NABU hat heute eigene
Biotopkartierungen entlang der Trasse des geplanten Fehmarnbelttunnels
in den schleswig-holsteinischen Küstengewässern vorgestellt. Diese
waren zwingend nötig, weil sich in den Unterlagen und Gutachten des
dänischen Vorhabenträgers Femern A/S Ungereimtheiten fanden, die der
NABU überprüfen lassen wollte.




[image: Foto: © NABU/Submaris]

Fehmarnbelt/Putgarden

Foto: © NABU/Submaris



Die Ergebnisse der Tauchgänge sind so überraschend wie eindeutig.
Obwohl der Meeresgrund laut Umweltverträglichkeitsstudie nur aus
Schlick und Sand bestehen soll, zeigen die neuen Untersuchungen gut
ausgeprägte und artenreiche Riffe. "Das sind streng geschützte
Lebensräume, die im Verfahren nicht berücksichtigt wurden", sagt
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller. "Was das für die
Tunnelgenehmigung bedeutet, wird im Verfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht zu klären sein. Fakt ist: Der Tunnel hat
jetzt ein weiteres großes Problem."




[image: Foto: © NABU/Submaris]
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Neben dem fehlenden Bedarf und überholten Verkehrsprognosen kritisiert
der NABU seit Jahren die zu erwartenden Umweltschäden durch den
geplanten Absenktunnel. Dazu zählen Gefahren für Deutschlands einzigen
heimischen Wal, den Schweinswal, für den hier ein Schutzgebiet
ausgewiesen wurde, und auch Zerstörungen am Meeresboden durch den 60
Meter breiten, 20 Meter tiefen und 18 Kilometer langen Graben. "Wir
haben es hier mit einem einzigartigen Lebensraum zu tun: Große
Findlinge und ausgedehnte Geröllfelder sind dicht mit bunten
Schwämmen, buschartig verzweigten Moostierchen und Tang bewachsen. Es
gibt hier eine Dichte an Plattfischen, die in der Ostsee ihres
Gleichen sucht. Der ökologische Schaden im Fall eines Tunnelbaus muss
neu bewertet werden", so Dr. Kim Detloff, NABU-Leiter Meeresschutz.
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Riffe sind durch das Bundesnaturschutzgesetz und die europäische
FFH-Richtlinie streng geschützt. Deutschland und auch das Land
Schleswig-Holstein haben bisher zu wenig für den Erhalt dieser Oasen
der Meere getan. Auch deshalb hat die EU-Kommission ein
Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik eröffnet. Die
neuen Biotopkartierungen, die das renommierte Kieler
Forschungstaucher-Unternehmen Submaris durchgeführt hat, sind
Gegenstand der Klagebegründung des NABU gegen den
Planfeststellungsbeschluss und liegen aktuell beim
Bundesverwaltungsgericht. Die Leipziger Richter sind nun gefragt, die
Vollständigkeit und Rechtmäßigkeit der Genehmigung zu überprüfen.

Die "verschwundenen Riffe" haben einen seltsamen Beigeschmack, da
Vorhabenträger alle maßgeblichen Umwelt-Gutachten selbst in Auftrag
geben und entsprechend Einfluss auf Ergebnisberichte nehmen können.
Deshalb setzt sich der NABU seit Jahren für eine Entkopplung ein. Ein
weiteres Problem sind politisch protegierte Vorhaben. "Um bewusste
oder unbewusste Täuschungen zu vermeiden, muss politische
Einflussnahme auf Genehmigungsbehörden ausgeschlossen werden", so
Malte Siegert, Infrastrukturexperte des NABU.

Mehr Infos: www.NABU.de/Fehmarnbelt

Link zu Bewegtbild: https://seafile.nabu.de/f/dc199a63fd/

 * 
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CHEMIE/434: EU-Chemikalienpolitik - Fortschritt im Schneckentempo (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 05.09.2019 / Chemie & Nanotechnologie

Chemikalienpolitik: Fortschritt im Schneckentempo



Die Europäische Chemikalienagentur ECHA hat eine Konsultation zu vier
besonders besorgniserregenden Substanzen gestartet, drei davon gelten
als fortpflanzungsgefährdend. Bis zum 18. Oktober können
Interessengruppen Kommentare einreichen. Die zuständigen
koordinierenden Länderbehörden sitzen in Österreich in Kooperation mit
der Slowakei, in Schweden und in Norwegen.
Eine der Substanzen ist Perfluorbutansulfonsäure (PFBS) und deren
Salzen. PFBS gehört zu den per- und polyfluorierte Alkylverbindungen
(PFAS) und kann nicht biologisch abgebaut werden.

Die per- und polyfluorierte Alkylverbindungen (PFAS) wiederum will die
dänische Regierung laut Medienberichten bis Mitte 2020 in
Lebensmittelkontaktmaterialien verbieten. Dem Umweltinformationsdienst
ENDS Europe sagten Umweltorganisationen, dass sie das dänische Verbot
gern auf EU-Ebene übertragen und als wichtige Aufgabe der nächsten 
EU-Kommission sähen. Eine Sprecherin der Gesundheits- und
Umweltorganisation HEAL erklärte ENDS gegenüber, dass die
gesundheitlichen Bedenken bei PFAS so groß und durch Studien so gut
dokumentiert seien, dass auch der EU-Umweltministerrat einen
europäischen Aktionsplan gefordert habe, um diese Verbindungen nur
noch in notwendigen Ausnahmefällen zuzulassen.

Das Gesundheits- und das Umweltministerium in Frankreich haben am
Dienstag eine zweite Strategie vorgestellt, um die Bevölkerung und die
Umwelt vor Gefahren durch bestimmte Umwelthormone (endokrine
Disruptoren) besser zu schützen. Die Strategie ist Teil eines
nationalen Umweltgesundheitsplans, der 2020 in Kraft treten soll. Eine
aktuelle franzöwische Studie hat gezeigt, dass Schadstoffe des
täglichen Lebens wie Bisphenole, Phthalate, Parabene, bromierte
Flammschutzmittel und perfluorierte Verbindungen im Körper aller
untersuchten Franzosen zu finden sind. Fast 70 Biomarker wurden in
einer repräsentativen Stichprobe der Gesamtbevölkerung mit 1.104
Kindern und 2.503 Erwachsenen untersucht. Die Studie umfasste
biologische Proben (Urin, Serum und Haare) und einen Fragebogen über
Lebensgewohnheiten, Lebensmittelkonsum sowie die Merkmale der
Teilnehmer. Der EU-Abgeordnete Sven Giegold (Deutschland, Grüne)
warnte, dass die getesteten Kinder sogar stärker mit endokrinen
Disruptoren belastet seien als Erwachsene und dass dies das
empfindliche Hormonsystem erheblich stören könne. Da die Ergebnisse
anderen Studien in Europa und weltweit glichen, zeige dies, dass die
EU-Regeln bisher nicht ausreichten. [jg]



ECHA-Konsultation zu

https://www.echa.europa.eu/substances-of-very-high-concern-identification

- 2-benzyl-2-dimethylamino-4'-morpholinobutyrophenone

- 2-methyl-1-(4-methylthiophenyl)-2-morpholinopropan-1-one

- Diisohexyl phthalate

- Perfluorobutane sulfonic acid (PFBS) and its salts


ENDS-Artikel zu PFAS in Dänemark (kostenpflichtig)

https://www.endseurope.com/article/56256/green-groups-call-for-eu-action-on-forever-chemicals-in-food-packaging

Frankreich - Pressemitteilung zu endokrinen Disruptoren 

https://www.ecologique-solidaire.gouv.fr/perturbateurs-endocriniens-gouvernement-presente-deuxieme-strategie-nationale-afin-reduire

Studienergebnisse zu 70 Schadstoffen 

https://www.santepubliquefrance.fr/presse/2019/polluants-du-quotidien-donnees-inedites-chez-les-enfants-et-les-adultes

Reaktion Sven Giegold

https://sven-giegold.de/umwelthormone-franzoesische-studie-zeigt-besonderes-risiko-fuer-kinder/

 * 
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FISCHEREI/208: Ostsee - Fangquotenvorschlag erntet Kritik (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 02.09.2019 / Wasser & Meere

Ostsee: Fangquotenvorschlag erntet Kritik



Bis 2020 soll die Überfischung in den europäischen Meeren aufhören.
Doch besonders weit auf dem Fenster hat sich die EU-Kommission nicht
gelehnt mit ihren Vorschlägen für Fangquoten in der Ostsee für das
nächste Jahr. Für Hering im Golf von Riga sollen die Quoten erhöht,
Lachs im Finnischen Meerbusen gleich bleiben. Für Hering, Scholle,
Sprotte und Dorsch aus dem östlichen und westlichen Ostseeraum sieht
die Behörde eine Verringerung der Fangmengen vor.

Die Initiative Our Fish und die Deutsche Umwelthilfe (DUH) kritisieren
den Vorschlag als "unzureichend", weil er sich nicht an genügend an
den wissenschaftlichen Empfehlungen orientiert. Seas At Risk nannte es
eine "verpasste Chance", die Überfischung zu beenden. Mehr Fische aus
dem Meere zu entnehmen als nötig sind, um die Populationen langfristig
zu erhalten, sei ab 1. Janur 2020 "illegal".

Mit den EU-Kommissionsvorschlägen werde die Überfischung für die
Heringsbestände in den westlichen Gebieten fortgesetzt. Außerdem werde
für den östlichen Dorsch, deren Populationen sich in einem kritischen
Zustand befinden, eine noch nicht definierte Beifang-Fangquote
vorgeschlagen, die eine Erholung gefährde. Am 14. und 15. Oktober wird
der EU-Fischereirat die Vorschläge verhandeln und die Quoten für die
Ostsee im Jahr 2020 beschließen. Die Verbände fordern die zuständigen
Fischereiministerien auf, die wissenschaftlichen Empfehlungen und die
EU-eigenen Ziele zum Ende der Überfischung endlich ernst zu nehmen.
[jg]



Pressemitteilung EU-Kommission und Tabellenübersicht mit den
vorgeschlagenen Quoten (englisch)

https://ec.europa.eu/germany/news/20190830-fangquoten_de

https://ec.europa.eu/fisheries/press/baltic-sea-commission-proposal-aims-improve-long-term-sustainability-stocks_en

Reaktion DUH/Our Fish

https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/deutsche-umwelthilfe-und-our-fish-kritisieren-verpasste-chance-eu-kommission-schlaegt-zu-hohe-fangqu/

Reaktion Seas At Risk/Our Fish (englisch)

https://seas-at-risk.org/16-fisheries/979-lost-opportunity-european-commission-fails-to-propose-an-end-to-overfishing-in-the-baltic-by-2020.html

 * 
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FRAGEN/019: Waldbrände - Kurzfristiger ökonomischer Gewinn bringt langfristig Verluste (idw)


Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. -
28.08.2019

"Kurzfristiger ökonomischer Gewinn bringt langfristig Verluste"

Susan Trumbore vom Max-Planck-Institut für Biogeochemie über die
Folgen der Waldbrände im Amazonas für das Weltklima



Im Amazonas-Regenwald wüten in diesem Jahr fast doppelt so viele Feuer
wie im vergangenen Jahr. Viele mutmaßlich von Menschen gelegt.
Reichlich Nahrung finden die Brände vor allem dort, wo das
Amazonas-Gebiet durch großflächige Rodungen bereits geschädigt sind.
Ein Gespräch mit Susan Trumbore, Direktorin am Max-Planck-Institut für
Biogeochemie in Jena, über die Bedeutung des Amazonas-Regenwaldes und
die Bedrohungen für dieses einzigartige Ökosystem.

Frau Professor Trumbore, wie hat sich die Bedrohung des Amazonas seit
dem Antritt der Regierung von Jair Bolsonaro verändert?

Vor Bolsonaro gab es einen wachsenden Konsens, dass die
wirtschaftliche Entwicklung in der Region durch intensivere
Bewirtschaftung der bereits entwaldeten Gebiete und ohne weitere
Abholzung erreicht werden kann. Es ist traurig, diesen Konsens
verloren zu sehen. Bolsonaro argumentiert, dass die Industrieländer
ihre Wälder größtenteils abgeholzt haben, und beansprucht für
Brasilien dasselbe Recht der ökonomischen Entwicklung.

Trotzdem eine hoffentlich hypothetische Frage: Welche Folgen hätte es,
wenn der gesamte Amazonas-Regenwald verschwände?

Das ist schwer abzuschätzen. Aber ein Verlust des Regenwaldes würde
den Wasserhaushalt ganz Südamerikas stark beeinflussen, weil dort der
größte Teil des Regens durch den Regenwald zirkuliert. Wir müssten mit
zunehmenden Dürren rechnen und deutlich eingeschränkten Möglichkeiten,
Ackerbau zu betreiben. Das lässt sich jetzt bereits in dem Bogen der
Entwaldung beobachten, in dem bereits große Flächen abgeholzt sind.
Dort dauert die Trockenzeit schon einen Monat länger, weil
Nutzpflanzen weniger Wasser verdunsten und so die Menge des Wassers im
hydrologischen Kreislauf sinkt. Wegen der reduzierten Verdunstung
steigen auch die Temperaturen. In den letzten Jahrzehnten führte das
lokal bereits zu einer zusätzlichen Erwärmung, die noch einmal so groß
war wie die globale Erwärmung des vergangenen Jahrhunderts.

Welche Veränderungen gäbe es außerhalb des tropischen Regenwaldes?

Der Regenwald ist der Motor des regionalen Klimasystems. Wenn er
verschwände, würde das den Weg von Stürmen verändern und auch
außerhalb der Tropen die Niederschläge beeinflussen und die
Wüstengürtel verschieben.

Durch eine Entwaldung des Amazonas-Gebietes verschwände nicht zuletzt
ein riesiger Kohlenstoffspeicher. Wieviel CO2 könnte dadurch in die
Atmosphäre gelangen?

Der Amazonas Regenwald speichert bis zu 150 Gigatonnen Kohlenstoff in
seinen Bäumen, die schlimmstenfalls frei werden könnten, wenn er
gerodet würde. Zum Vergleich: Durch die Verfeuerung fossiler
Brennstoffe setzten Menschen 2018 etwa 10 Gigatonnen Kohlenstoff als
CO2 frei.

Sie forschen selbst auch im Amazonas Regenwald. Um welche Fragen geht
es in ihren Projekten?

Wir haben ein Verbundprojekt mit brasilianischen Partnern in Mato
Grosso, an der Grenze zwischen der brasilianischen Savanne und dem
Regenwald. Dort wollen wir herausfinden, warum die Grenze zwischen
beiden genau dort verläuft und ob der Wald in Gegenden, wo durch
Rodungen nur noch kleine Stücke von ihm übrig sind, immer weiter der
Savanne weicht. Dort nutzen wir die Langzeitexperimente, die unsere
Partner zur Wirkung von Feuern vornehmen, um die Widerstandsfähigkeit
dieser Wälder gegen Schäden zu ermitteln.

Was haben Sie dabei festgestellt?

Der Wasser- und Energiehaushalt geschädigter Wälder erholen sich recht
schnell, was für das regionale Klima wichtig ist. Wir beobachten aber,
dass der Wald auch nach Jahren noch anfälliger etwa für Sturmschäden
ist. Und wir sehen, dass Gräser in den Wald einwandern. Dadurch können
sich Feuer leichter ausbreiten. Möglicherweise gibt es sogar einen
Kipppunkt, an dem der Wald so geschwächt ist, dass er zur Savanne
wird. Insgesamt enthält der geschädigte Wald auch nach Jahren noch
deutlich weniger Biomasse, speichert also weniger CO2.

Gibt es neben Feuern und Trockenheit weitere Bedrohungen für den
Regenwald?

Wie wir in einem weiteren Projekt herausgefunden haben, können auch
starke Winde verbunden mit schweren Gewittern, die in großen Gebieten
die Bäume umwerfen, die Biomasse stark reduzieren. Und mit dem
Klimawandel können solche Stürme schwerer und häufiger werden. In
diesem Projekt untersuchen wir auch, wie sich in den geschädigten
Gebieten die Artenvielfalt ändert. Denn im nachwachsenden Wald finden
sich andere Arten als im intakten Wald.

Sie betreiben auch den Forschungsturm ATTO, das Amazon Tall Tower
Observatory. Welche Fragen untersuchen Sie damit?

ATTO steht im zentralen Amazonas, wo es keine lange Trockenzeit gibt,
sodass der Wald dort weniger für den Ackerbau abgeholzt wurde. Dort
können wir die Energie- und Wasserbilanz des intakten Waldes studieren
und wie sich der Klimawandel auf den unberührten Wald auswirkt. Mit
Langzeitbeobachtungen, die wir noch geplant haben, wollen wir
Hypothesen darüber testen, wie zunehmende Dürren und Stürme, die von
Klimamodellen vorhergesagt werden, den regionalen Einfluss des Waldes
auf die Atmosphäre verändern. So können wir potenzielle Kipppunkte,
die zu einem Zustand mit einem anderen Regenwald oder sogar ohne
Regenwald führen, hoffentlich identifizieren, bevor wir sie passieren.

Lassen sich gerodete Flächen Ihren Untersuchungen zufolge überhaupt so
aufforsten, dass der Regenwald wieder seine ursprünglichen Funktionen
übernehmen kann?

Das hängt davon ab, was Sie wollen. Für den Energie- und
Wasserhaushalt reicht wahrscheinlich sogar ein verarmter Wald,
vielleicht sogar eine Plantage. Wenn es aber um die Artenvielfalt geht
und darum, welche Früchte und anderen Produkte der Wald liefert, ist
das sicherlich schwieriger. Unsere bisherigen Untersuchungen haben
gezeigt, dass viele Amazonasbäume sehr langsam wachsen und dass es
Jahrhunderte dauern könnte, bis sie ersetzt sind.

Welche Rolle spielen die Reservate der indigenen Bevölkerung bei der
Bewahrung des Regenwaldes?

Das ist eines der Probleme heute, dass Bolsonaro es offenbar nicht für
nötig hält, die Reservate zu respektieren. Dabei sind die
Schutzgebiete nicht nur für die Biodiversität wichtig, sondern auch
für das lokale Klima. Das Xingu-Reservat im Südosten etwa ist umgeben
von weitgehend entwaldeten Gebieten. Wie Kollegen von mir gezeigt
haben, trägt das Reservat dazu bei, dass in den Gebieten außerhalb
Nutzpflanzen angebaut werden können. Denn es hilft, die Temperaturen
ein bisschen niedriger zu halten, und führt durch eine erhöhte
Luftfeuchtigkeit auch mehr Regen.

Wie können Wissenschaftler beitragen, den Regenwald zu schützen?

Ich glaube, wir müssen die Botschaft rüberbringen, dass die Entwaldung
jenseits einer bestimmten Schwelle das lokale Klima, also vor allem
die Regenfälle und die lokale Temperatur massiv beeinflussen kann. So
kann ein kurzfristiger ökonomischer Gewinn langfristig viel größere
Verluste bringen, wenn sie die Städte nicht mehr mit Wasser versorgen
lassen oder es zu Ernteausfällen kommt. Letzteres ist in der Mato
Grosso-Regionen in den vergangenen Jahren schon geschehen, weil die
Trockenzeit länger dauert. Dann säen Farmer zu früh und verlieren ihre
Ernte und damit große Investitionen. Vielleicht ist in entwaldeten
Gebieten jenseits einer bestimmten Schwelle auch gar kein Ackerbau
mehr möglich. Immerhin: Deshalb wollen selbst Farmer die Variabilität
des regionalen Klimas verstehen und wodurch sie verursacht wird.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mpg.de/13820383/klima

Themenseite Klimawandel

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news722520

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution207

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. - 28.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GENTECHNIK/244: Hornlose Gentechnik-Rinder - Fehler im Erbgut übersehen (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 6. August 2019 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Hornlose Gentechnik-Rinder: Fehler im Erbgut übersehen

Gentechnikverfahren nicht so präzise wie behauptet



6. August 2019 / Nach Untersuchungen von MitarbeiterInnen der U.S.
Food and Drug Administration (FDA) werden beim Einsatz von neuen
Gentechnikverfahren an Tieren fehlerhafte Veränderungen des Erbgutes
oft übersehen. Die FDA hatte Genom-Analysen von Rindern ausgewertet,
die gentechnisch so verändert sind, dass ihnen keine Hörner wachsen.
Die Tiere wurden von der Firma Recombinetics entwickelt und zum Patent
angemeldet. Sie werden seit mehreren Jahren als Positiv-Beispiel für
den Einsatz der neuen Gentechnikverfahren angepriesen und wurden
bereits mehrfach öffentlich zur Schau gestellt. Dass der Eingriff ins
Genom zu erheblichen ungewollten Veränderungen geführt hat, wurde aber
bisher übersehen.

Das Erbgut der Tiere wurde mit sogenannten TALEN-Nukleasen
manipuliert. Dabei handelt es sich um eine 'Gen-Schere', die oft als
besonders präzise beschrieben wird. Bei den Untersuchungen der FDA
zeigte sich jetzt aber, dass sich nicht nur die gewünschte
Gen-Sequenz, sondern auch Genkonstrukte der gentechnisch veränderten
Bakterien im Erbgut befinden, die als Hilfsmittel bei der
gentechnischen Veränderung genutzt wurden. Im Erbgut der Rinder finden
sich unter anderem vollständige DNA-Sequenzen, die Resistenzen
gegenüber Antibiotika verleihen. Welche Auswirkungen das auf die
Gesundheit der Tiere hat und ob die Gene biologisch aktiv sind, wurde
nicht untersucht.

Die MitarbeiterInnen der FDA weisen darauf hin, dass es sich bei
diesen Fehlern, die durch die neuen Gentechnikverfahren verursacht
wurden, wohl kaum um Einzelfälle handeln dürfte. Bisher werde bei der
Suche der Gendefekte bei gentechnisch veränderten Tieren oft mit
unzureichenden Methoden gearbeitet, obwohl wesentlich bessere zur
Verfügung stehen.

Die Firma Recombinetics hat bereits über ein Dutzend Patente auf
gentechnisch veränderte Nutztiere angemeldet. Am Verkauf der Tiere
wollen große Tierzucht-Konzerne wie Genus und Hendrix Genetics
mitverdienen. Diese haben bereits entsprechende Verträge mit
Recombinetics beziehungsweise ihrer Tochter Acceligen abgeschlossen.
Neben hornlosen Rindern sollen u.a. gentechnisch kastrierte Schweine
in den Markt eingeführt werden. Neben Fragen der Sicherheit sind hier
auch ethische Fragen drängend, da der Einsatz der Gentechnikverfahren
in der Regel zu erheblichen Problemen im Bereich des Tierschutzes
führt.



Weitere Informationen: 

Publikation über die Gen-Analyse

http://www.biorxiv.org/content/10.1101/715482v1

Kooperationen zwischen Recombinetics und Genus

http://www.heise.de/tr/artikel/Gentechnik-fuer-den-Kuhstall-2382354.html

Kooperationen zwischen Recombinetics und Hendrix

http://www.hendrix-genetics.com/en/news/alliance-end-surgical-castration-swine-announces-precision-breeding-successes/

Testbiotech-Bericht über Patente auf Pflanzen und Tiere, die mit
Genome Editing manipuliert wurden

https://www.testbiotech.org/node/2219

Weitere Hintergründe

http://www.testbiotech.org/gentechnik-grenzen/schweine/basistext

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 06.08.2019

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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GLOBAL/162: Biodiversität international - Grober Fahrplan post2020 steht (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 04.09.2019 / Naturschutz & Biodiversität

Biodiversität international: Grober Fahrplan post2020 steht



Noch ist es nur ein Arbeitsgruppenergebnis, aber die 500 Delegierten
aus 100 Ländern, die an der Sitzung der sogenannten "open-ended
working group" zur künftigen Entwicklung des weltweiten
Biodiversitätsschutzes im kenianischen Nairobi teilgenommen haben,
haben dennoch einige Punkte vereinbart. Die nächste
Vertragsstaatenkonferenz (COP15) wird 2020 im chinesichem Kunming
stattfinden und bis dahin soll die globale Biodiversitätspolitik nach
2020 konkret werden.

Bisher gibt es ein Arbeitspapier zu möglichen Elementen des neuen
globalen Biodiversitätsrahmens (GBF) innerhalb der Konvention über die
biologische Vielfalt sowie Termin- und Strukturplanungen. So sollen
die nächsten Sitzungen im Februar 2020 in China und im Juli 2020 in
Kolumbien stattfinden. Bis zum 15. September 2019 sollen
Stellungnahmen zur Struktur des GBF eingegangen sein, sechs Wochen vor
der zweiten Sitzung der Arbeitsgruppe soll es einen ersten Textentwurf
des GBF geben. Und bis zur nächsten Tagung des CBD-Tochtergremiums für
wissenschaftliche, technische und technologische Beratung (SBSTTA) am
24. November 2019 soll das CBD-Sekretariat einen detaillierten
Arbeitsplan ausarbeiten.

In seiner Rede vor dem Umweltausschuss des EU-Parlaments sagte
Kommissar Karmenu Vella, dass die EU in Sachen Biodiversität mit gutem
Beispiel vorangehen müsse - das betreffe die Naturschutz- und
Meerespolitik der EU genauso wie die Gemeinsame Agrar- und
Finanzpolitik. Die EU werde 2020 in China die Gelegenheit haben, die
europäischen Maßnahmen zu präsentieren. "Die Welt hat die Ziele für
2010 verfehlt, wird die Aichi-Ziele für 2020 verfehlen - wir können
nicht wieder an den zukünftigen Zielen scheitern", warnte Vella. Die
designierte EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen habe
ebenfalls gefordert, dass die EU mit ihren globalen Partnern
zusammenarbeitet, um den Verlust biologischer Vielfalt einzudämmen.
Die nächste COP müsse ein "Pariser Moment für Biodiversität werden"
meinte Vella mit Bezug auf die 2015 in der französischen Hauptstadt
beschlossenen UN-Klimaziele. Bis dahin gebe es aber noch viel zu tun.
[jg]



Pressemitteilung vom CBD-Sekretariat

https://www.cbd.int/doc/press/2019/pr-2019-09-02-WG2020-1-en.pdf

Zusammenfassung der Ergebnisse der open-ended working group in
Nairobi, Kenia, vom International Institute for Sustainable
Development (IISD).

https://enb.iisd.org/biodiv/post2020/oewg/1/

Rede von EU-Umweltkommissar Karmenu Vella vor dem Umweltausschuss des
EU-Parlaments

https://ec.europa.eu/commission/commissioners/2014-2019/vella/announcements/speech-commissioner-vella-exchange-views-biodiversity-ep-envi-committee-meeting-4-september-2019_en

Artikel auf chinadialogue.net

https://www.chinadialogue.net/article/show/single/en/11494-Countries-start-work-on-new-biodiversity-framework

 * 

Quelle:

EU-News, 04.09.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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FORSCHUNG/783: Hochwasser wird vom Klimawandel bestimmt (idw)


Technische Universität Wien - 28.08.2019

Hochwasser wird vom Klimawandel bestimmt

Ein großes internationales Forschungsprojekt unter Leitung der TU Wien
konnte erstmals nachweisen, dass der Klimawandel das Ausmaß von
Hochwasserereignissen verändert.



Flüsse, die über die Ufer treten, richten gewaltigen Schaden an:
Weltweit schätzt man die jährlichen Flusshochwasserschäden auf über
100 Milliarden Dollar - und sie steigen weiter. Inwieweit der
Klimawandel das Ausmaß von Flutkatastrophen beeinflusst, war bisher
nicht klar. Weltweit einheitliche Trends schien es nicht zu geben.

Der österreichische Hochwasserspezialist Prof. Günter Blöschl von der
TU Wien leitete eine große internationale Studie, an der insgesamt 35
Forschungsgruppen beteiligt waren. Dabei zeigte sich klar:
Veränderungen im Ausmaß von Hochwasserereignissen, die in den letzten
Jahrzehnten beobachtet wurden, lassen sich eindeutig auf den
Klimawandel zurückführen. Allerdings wirkt sich der Klimawandel nicht
überall gleich auf das Hochwasser aus: In Nordwesteuropa werden die
Hochwasserereignisse immer schwerer, in Südeuropa und in Osteuropa
nimmt das Ausmaß der Hochwässer eher ab, wobei es in kleinen Gebieten
aber auch zu einer Zunahme kommen kann. Die Ergebnisse wurden nun im
Fachjournal "Nature" publiziert.

Der Klimawandel als entscheidender Faktor

"Aus unseren bisherigen Forschungen wussten wir bereits, dass der
Klimawandel den Zeitpunkt verschiebt, an dem es in verschiedenen
Regionen Europas zu Hochwasser kommt", sagt Günter Blöschl. "Doch die
entscheidende Frage ist: Bestimmt der Klimawandel auch das Ausmaß von
Hochwasserereignissen? Um das zu beurteilen reichte die Datenlage
bisher nicht aus. Wir haben das ausführlich untersucht und können nun
klar sagen: Ja, der Einfluss des Klimawandels ist hier eindeutig
erkennbar." Für die Studie wurden Daten von 3.738
Hochwassermessstationen aus ganz Europa ausgewertet, aus dem Zeitraum
von 1960 bis 2010. "Schon seit langer Zeit wurde vermutet, dass der
Klimawandel einen Einfluss auf die Wassermenge bei
Hochwasserereignissen hat, weil eine wärmere Atmosphäre mehr Wasser
speichern kann", erklärt Günter Blöschl. "Allerdings ist das nicht der
einzige Effekt, die Sache ist komplizierter."

Bei der Auswertung der Daten zeigten sich in unterschiedlichen
Regionen Europas unterschiedliche Trends: In Mittel- und
Nordwesteuropa, zwischen Island und Österreich, nimmt das Ausmaß von
Hochwässern zu, weil dort die Niederschläge zunehmen und die Böden
feuchter werden. In Südeuropa hingegen gehen Hochwässer eher zurück -
dort führt der Klimawandel zu Rückgängen bei den Niederschlägen,
zusätzlich sorgen die höheren Temperaturen für verstärkte Verdunstung
des Wassers im Boden. Allerdings können bei kleinen Flüssen die
Hochwässer größer werden - wegen häufiger Gewitter und Abholzung der
Wälder. Im kontinentaleren Klima Osteuropas geht das Hochwasser-Ausmaß
ebenfalls zurück, dort liegt das am Rückgang der Schneedecke im
Winter, die mit den höheren Temperaturen einhergeht. "Es gibt also
kein europaweit einheitliches Bild - aber die regionalen Entwicklungen
entsprechen alle den vorhergesagten Klimaveränderungen", sagt Blöschl.
"Das zeigt uns: Wir sind bereits mittendrin im Klimawandel."

Besorgniserregendes Ausmaß

Das Ausmaß der Veränderungen ist bemerkenswert: Sie reichen (jeweils
gemessen am langjährigen Mittelwert) von einem Rückgang von 23,1 % pro
Dekade bis zu einer Zunahme der hochwasserbedingten Wassermengen von
11,4 % pro Dekade. Wenn sich diese Trends ungebremst fortsetzen, ist
mit drastischen Auswirkungen auf das Überflutungsrisiko in vielen
Regionen Europas zu rechnen. Günter Blöschl plädiert dafür, diese
Erkenntnisse in allen Ländern Europas in zukünftigen 
Hochwasserschutz-Überlegungen miteinzubeziehen: "Unabhängig von notwendigen
Anstrengungen, den Klimawandel zu bremsen, werden wir die Auswirkungen
dieser Entwicklung in den nächsten Jahrzehnten deutlich spüren", meint
Blöschl. "Das Hochwassermanagement muss sich an diese neuen Realitäten
anpassen, sonst werden die jährlichen Hochwasserschäden noch schneller
steigen als bisher. Österreich ist dabei schon sehr gut aufgestellt."

Originalpublikation:

G. Blöschl et al., Changing climate both increases and decreases
European river floods, Nature (2019), DOI: 10.1038/s41586-019-1495-6

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news722607

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution88

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Wien - 28.08.2019

WWW: http://idw-online.de
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GENTECHNIK/1087: Projekt GeneTip - Erste umfassendere Bewertung der Risiken von Gene Drives aus Deutschland (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 19. August 2019 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Erste umfassendere Bewertung der Risiken von Gene Drives aus
Deutschland

Projekt GeneTip stellt erste Ergebnisse vor



19. August 2019 / Das Forschungsprojekt GeneTip wurde von 2017 bis
2019 gemeinsam von den Universitäten Bremen und Vechta, der
Universität für Bodenkultur Wien sowie Testbiotech e.V. München
durchgeführt. Im Zentrum des Pilotprojekts standen Risiken der
Ausbreitung neuartiger gentechnisch veränderter Organismen in der
Umwelt. Dabei wurden insbesondere Tiere und Pflanzen mit sogenannten
Gene Drives näher untersucht. Am Beispiel von zwei Fallstudien
konkretisierten die Projektbeteiligten die Zusammenhänge. Dabei ging
es um gentechnisch veränderten Raps und gentechnisch veränderte
Olivenfliegen.

Das Projekt wurde aus Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF) finanziert und von der Universität Bremen
koordiniert. Die jetzt auf Deutsch publizierten Ergebnisse geben einen
detaillierten Einblick in den Stand der technischen Entwicklung
sogenannter Gene Drives und diskutieren von ihnen ausgehende
Gefährdungen.

Gene Drives sollen dafür sorgen, dass sich gentechnische Veränderungen
möglichst schnell in wildlebenden Populationen ausbreiten. Bei
sexueller Reproduktion werden die genetischen Veranlagungen
normalerweise mit einer Wahrscheinlichkeit von 50 Prozent auf die
nachfolgenden Generationen vererebt. Der Gene-Drive-Mechanismus greift
in die natürliche Vererbung ein, um zu erreichen, dass alle Nachkommen
die veränderten Gene erben. Diskutiert wird der Einsatz von Gene
Drives unter anderem in Zusammenhang mit der Bekämpfung von Insekten
wie Mücken und Fruchtfliegen oder auch Nagetieren wie Mäusen und
Ratten. Das Ziel besteht entweder darin, die jeweiligen Arten zu
dezimieren oder sie durch gentechnisch veränderte Populationen zu
ersetzen.

War man bisher darum bemüht, eine Ausbreitung gentechnisch veränderter
Organismen nach Möglichkeit zu verhindern, sollen bzw. können nun
einmal freigelassene Gene-Drive-Organismen in der Umwelt überdauern
und sich über längere Zeiträumen in den natürlichen Populationen
ausbreiten. Das birgt neuartige Risiken: So können in den
nachfolgenden Generationen Eigenschaften auftreten, die nicht
beabsichtigt sind. Daher ist eine ausführliche
Technikfolgenabschätzung und Risikobewertung unerlässlich.

Wie die Ergebnisse von GeneTip zeigen, sind dabei die technischen
Merkmale und die biologischen Eigenschaften der Organismen, ihre
Invasivität und Persistenz, die Dynamik der betroffenen Populationen
und die Möglichkeiten eines Gentransfers auf andere Arten
entscheidend. Dazu kommen unüberschaubare Wechselwirkungen mit den
Ökosystemen in denen sich die Organismen vermehren und ausbreiten.

Erste Vorversuche für eine Freisetzung von Gene-Drive-Mücken wurden im
Juli 2019 in Burkina Faso gestartet. Die freigesetzten Mücken sind
gentechnisch verändert, tragen allerdings noch keinen Gene Drive und
sollen sich nicht vermehren. Damit soll die Akzeptanz für die
eigentlichen Versuche erhöht werden. Die mit Hilfe der der Bill &
Melinda Gates-Stiftung finanzierten Versuche zur Bekämpfung von
Malaria stoßen aber auch vor Ort auf erhebliche Bedenken.

Das Projekt GeneTip zeigt auf, dass berechtigte Bedenken und
Besorgnisgründe bereits in einem frühen Zeitpunkt der technischen
Entwicklung berücksichtigt werden müssen. Im Hinblick auf das
Vorsorgeprinzip sind Unsicherheiten und die Grenzen des Wissens eine
hohe Hürde, die einer Freisetzung im Wege stehen können.



Weitere Informationen: 

Website GeneTip

https://www.genetip.de/de/biotip-pilotstudie/

Abschlussbericht

https://www.genetip.de/wp-content/uploads/GeneTip_Endbericht.pdf

Video zu den Freisetzungsversuchen mit Gentechnik-Mücken in Burkina
Faso

https://acbio.org.za/en/gene-drive-organisms-africa-civil-society-speaks-out

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 19.08.2019

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276
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MASSNAHMEN/182: Wird die Einhaltung der GAP künftig per Satellit kontrolliert? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 28.08.2019 / Landwirtschaft & Gentechnik

Wird die Einhaltung der GAP künftig per Satellit kontrolliert?



Obwohl es jährlich etwa 900.000 Kontrollen der Mitgliedstaaten zu den
EU-Beihilfen für die Landwirtschaft im Rahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) gibt, werden damit nur fünf Prozent der
Antragsteller abgedeckt. Das Verfahren ist kostenintensiv und nicht
sehr weitreichend. Der Europäische Rechnungshof (ECA) will bis Anfang
2020 überprüfen, ob nicht neue bildgebende Technologien umfassendere
Nachweise für die tatsächlichen landwirtschaftlichen Aktivitäten der
Betriebe und die Einhaltung der GAP-Vorschriften liefern könnten.

Gemeint sind damit beispielsweise Daten der Sentinel-Satelliten vom
Copernicus-Programm der EU, denn diese produzieren hochauflösende
Bilder, die frei zugänglich sind. Aber auch Geotagging, Drohnen und
andere Lösungen zur Landüberwachung kommen in Betracht. "Der Einsatz
neuer Technologien für die Überwachung dürfte auch die Wirksamkeit
künftiger Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen der GAP erhöhen. Zudem
ermöglichen diese Technologien eine Senkung der Kosten für die
Kontrollen in den Mitgliedstaaten und die Kontrolle einer größeren
Zahl von Begünstigten", schreibt der ECA.

Überprüft werde unter anderem die auf Parzellen ausgeübte
landwirtschaftliche Tätigkeit. Außerdem könnte die Klassifikation von
Kulturpflanzen oder zu bestimmten ökologischen Vorrangflächen
erleichtert werden. Das Ziel ist, Möglichkeiten einer umfassenderen,
kosteneffizienteren und wirksameren Überwachung im Rahmen der GAP zu
finden.

Der ECA will bewerten, ob die Europäische Kommission und die
Mitgliedstaaten
Maßnahmen ergriffen haben, mit denen das Potenzial neuer bildgebender
Technologien für ein
solches Monitoring ausgeschöpft werden soll. Die Prüfer*innen wollen
untersuchen, ob die Kommission sich für eine weitverbreitete Nutzung
dieser Technologien einsetzt und ob die Mitgliedstaaten Maßnahmen
ergriffen haben, um diese Technologien zum Einsatz zu bringen. Die
Prüfung wird Informationsbesuche in Belgien, Dänemark, Italien und
Spanien umfassen. Diese vier Mitgliedstaaten verwenden bereits
Satellitenfotos für das Monitoring im Rahmen der GAP. [jg]



Pressemitteilung des ECA

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/INAP19_12/INAP_Agri_monitoring_DE.pdf

Hintergrund: Sentinel-Infos für Deutschland

https://www.d-copernicus.de/daten/satelliten/daten-sentinels/

 * 

Quelle:

EU-News, 28.08.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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MELDUNG/391: Traubenernte im Burgund belegt beschleunigte Klimaerwärmung (idw)


Universität Bern - 30.08.2019

Traubenernte im Burgund belegt beschleunigte Klimaerwärmung



Seit gut 30 Jahren beginnt die Weinlese im Burgund durchschnittlich 13
Tage früher als in den vorangehenden sechs Jahrhunderten. Dies zeigt
eine soeben veröffentliche Datenreihe zur Traubenernte der vergangenen
664 Jahre. Die historischen Aufzeichnungen wurden unter anderem an der
Universität Bern ausgewertet.

Wann genau in den Rebbergen die Weinlese einsetzt, interessiert nicht
nur Winzerinnen und Weinliebhaber. Die Daten zur Traubenernte sind
auch für die Klimaforschung hochinteressant. Der Grund: Der Beginn der
Ernte lässt sich als sogenannter Klimaproxy nutzen, also als
indirekten Anzeiger der Veränderung, der in natürlichen Archiven wie
Baumringen, Eisbohrkernen und Korallen aufgezeichnet ist - oder aber
in historischen Dokumenten wie etwa zur Weinlese. Trauben eigenen sich
besonders gut für einen Blick in die Klimavergangenheit, da sie sehr
empfindlich auf Temperatur und Regen reagieren. Die einzigartige
Rekonstruktion zur Weinlese im Burgund ist soeben in der
Fachzeitschrift «Climate of the Past» der European Geosciences Union
(EGU) publiziert worden. «Dass sich der beschleunigte Erwärmungstrend
seit den 1980er Jahren in dieser Zeitreihe so klar erkennen lässt,
haben wir nicht vorhergesehen», erklärt Christian Pfister,
emeritierter Professor für Klima- und Umweltgeschichte an der
Universität Bern und Mitglied des Oeschger-Zentrums für
Klimaforschung. Er war zusammen mit Kolleginnen und Kollegen in der
Schweiz, Frankreich und Deutschland für die Studie verantwortlich.

Aufzeichnungen zu Lohnzahlungen an Erntehelfer

Thomas Labbé, der Hauptautor der Studie, der an den Universitäten von
Burgund und Leipzig forscht, rekonstruierte die Daten der Traubenernte
in Beaune, der Weinhauptstadt des Burgunds, minutiös bis ins Jahr 1354
zurück. Er nutzte dazu eine grosse Anzahl unveröffentlichter
Archivquellen, darunter Informationen über Lohnzahlungen an
Traubenpflücker, Aufzeichnungen aus dem Stadtrat von Beaune und
Zeitungsberichte. Die ununterbrochene Aufzeichnung von Daten zur
Traubenernte, die nun in «Climate of the Past» veröffentlicht wurde,
ist die längste rekonstruierte Zeitreihe dieser Art und endet im Jahr
2018. «Bei den Erntedaten lassen sich klar zwei Phasen erkennen», so
Thomas Labbé. Bis 1987 seien die Trauben typischerweise ab dem 28.
September gelesen worden. Seit 1988 aber habe die Weinlese im
Durchschnitt 13 Tage früher eingesetzt. Die Analysen des
Datenmaterials zeigen, dass in der Vergangenheit heisse und trockene
Jahre ungewöhnlich waren, in den letzten 30 Jahren aber zum Normalfall
geworden sind. Das aus Historikern und Naturwissenschaftern bestehende
Forschungsteam hat seine Zeitreihen mit Hilfe von detaillierten
Temperaturaufzeichnungen aus Paris über die vergangenen 360 Jahre
validiert. Dies ermöglichte eine Schätzung der Temperaturen zwischen
April und Juli für die Region Beaune über alle im Datensatz
abgedeckten 664 Jahre.

Vom Wissen zum Handeln

«Der Übergang zu einer schnellen globalen Warmphase nach 1988 zeigt
sich sehr deutlich. Und es ist für alle offensichtlich, dass die
vergangenen 30 Jahre ausgewöhnlich waren», sagt Christian Pfister.
«Ich wünsche mir, dass unsere Rekonstruktion dazu beiträgt, dass die
Menschen die Klimasituation, in der sich unser Planet befindet,
realistisch zu beurteilen und endlich zu handeln beginnen.»

Originalpublikation:

Thomas Labbé, Christian Pfister, Stefan Brönnimann, Daniel Rousseau,
Jörg Franke, Benjamin Bois: The longest homogeneous series of grape
harvest dates, Beaune 1354-2018, and its significance for the
understanding of past and present climate, Climate of the Past, 2019.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.unibe.ch/aktuell/medien/media_relations/medienmitteilungen/2019/medienmitteilungen_2019/traubenernte_im_burgund_belegt_beschleunigte_klimaerwaermung/index_ger.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news722665

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern - 30.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/236: Fit für den Biber - erste Fortbildung für Biberberater durchgeführt (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 4. September 2019

Fit für den Biber

NABU Thüringen führt erste Fortbildung für Biberberater durch



Jena - Seit 2017 bildet der NABU Thüringen Biberberater aus. 16 dieser
Biberberater wurden nun im Rahmen einer ersten Fortbildung
weiterqualifiziert. "Um ein guter Ansprechpartner in Sachen
Biberfragen zu sein, bedarf es gewisser Fachkenntnisse und einer
ständigen Qualifizierung. Unsere Berater wurden während der
Fortbildung im Phyletischen Museum in den Themengebieten Anatomie der
Biber, Pressearbeit und Konfliktkommunikation geschult", berichtet
Marcus Orlamünder, der Koordinator des NABU-Projektes Bibermanagement
in Thüringen. Es war ein großer Gewinn, dass der hauseigene Präparator
Matthias Krüger den Vortrag zur Anatomie des Bibers hielt. Seinen
interessanten Ausführungen folgten alle sehr aufmerksam. Anhand von
Präparaten des Bibers, ähnlicher Nager und verwandter Arten wurden
deutliche Unterscheidungsmerkmale sichtbar. "Während des Vortrags
konnten somit gut die Zusammenhänge zur Lebensweise, Ökologie und
besonderer Anpassung des Bibers hergeleitet werden. Das hilft den
Biberberatern vor allem in der praktischen Arbeit", so Orlamünder.

Einen Impuls zur Pressearbeit setzte NABU Referent Jürgen Ehrhardt.
Vom Erstellen einer Pressemitteilung bis hin zur Pflege von
Pressekontakten konnten viele Tipps und Tricks zur öffentlichen
Kommunikation vermittelt werden.

Abgerundet wurde die Veranstaltung durch einen Workshop zum Thema
Kommunikation und Konfliktmoderation im Naturschutz und bei der
Biberberatung. "In der täglichen Beratungsarbeit sind es oftmals
kommunikative und interessensbedingte Hürden, die es zu überwinden
gilt. Das muss ein Biberberater erst mal bewältigen", gibt Marcus
Orlamünder zu bedenken. Der anschauliche Vortrag des Referenten Stefan
Sommer enthielt praktische Übungen und Beispiele aus den Bereichen
Konfliktlösungsstrategien und Gesprächstechniken.

Den Abschluss der Veranstaltung bildete eine abendliche Exkursion
entlang der Saale. "Wir entdeckten etliche Spuren vom Biber, wie zum
Beispiel abgenagte Bäume oder Ausstiege und es kam zwischen den in der
Praxis schon teilweise tätig gewordenen Biberberatern zu einem regen
fachlichen Austausch." Das vom Freistaat Thüringen geförderte Vorhaben
"Bibermanagement in Thüringen" wird durch Mittel der Europäischen
Union im Rahmen des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung
(EFRE) kofinanziert. Das Projekt wird vom Thüringer Ministerium für
Umwelt, Energie und Naturschutz unterstützt.

Zusatzinfo

Eine weitere Biberberatergrundausbildung wird es am 21. und 22.
November in Thüringen geben. Die zweitägige Ausbildung ist kostenlos
und findet in Zusammenarbeit mit dem langjährig erfahrenen bayrischen
Bibermanager und Buchautor Gerhard Schwab statt. Interessenten können
sich gern unter 03641-605704 oder biber@nabu-thueringen.de melden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.09.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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GEFAHR/155: 3.408 Kilometer Stromtrassen queren Vogelschutzgebiete (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 4. September
2019

Zahl des Monats: 

3.408 Kilometer Stromtrassen queren Vogelschutzgebiete

An Freileitungen sterben oft genau die Vögel, die geschützt werden
sollen



Berlin - Stromübertragungsleitungen kreuzen auf insgesamt 3.408
Kilometern ausgewiesene EU-Vogelschutzgebiete in Deutschland. Die
bundesweit 742 Vogelschutzgebiete werden mehr als 1.400 Mal gequert.
An Freileitungen kollidieren vor allem große Arten und solche, die an
Gewässern leben, wie Schwäne, Watvögel, Störche sowie Greifvögel
tödlich. Das sind oft genau die Arten, die in den Gebieten geschützt
werden sollen. Der NABU schätzt, dass an Stromleitungen in
Vogelschutzgebieten jedes Jahr eine hohe fünfstellige Zahl von Vögeln
verendet.

Das deutsche Hoch- und Höchstspannungsnetz besteht mit seinen über
62.000 Kilometern vor allem aus Freileitungen, einige von ihnen sind
50 Jahre und älter. Viele würden an den heute geschützten Orten nicht
mehr errichtet werden dürfen. Doch im Zuge des Netzausbaus werden nun
Leitungen verstärkt, ersetzt oder sogar neu gebaut. Es wäre dringend
erforderlich, Vogelschutzgebiete auszusparen oder Erdkabel
einzusetzen. Ebenso wichtig wäre eine verpflichtende Entschärfung
bestehender Freileitungen mit Vogelschutzmarkierungen, wodurch die
Seile von Vögeln deutlich früher als Hindernis erkannt und so
Kollisionen vermieden werden können. Zwar berücksichtigen Hoch- und
Höchstspannungsnetzbetreiber Vogelschutzgebiete bei solchen
Sicherungsmaßnahmen besonders, doch sind erst zwischen zwei und sieben
Prozent der jeweiligen Netzgebiete mit solchen Markierungen
ausgestattet. Hier wollen NABU und Betreiber gemeinsam weiter
vorankommen.

Mehr Infos und Meldungen von Vogelfunden:

www.nabu.de/vogelfund-stromleitung

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Zahl des Monats, 04.09.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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STANDPUNKT/1122: Tiefsee - (k)ein rechtsfreier Raum (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 03.09.2019

Tiefsee - (k)ein rechtsfreier Raum 

Wissenschaftler*innen sprechen sich für Verfahren zum Schutz der Meere
aus



Frankfurt, 03.09.2019. Senckenberg-Wissenschaftlerin Angelika Brandt
hat gemeinsam mit internationalen Wissenschaftler*innen eine
Bestandsaufnahme der Kenntnisse und Diskussionen zu Meeresgebieten
jenseits der nationalen Gerichtsbarkeit (Areas beyond national
jurisdiction, ABNJ) veröffentlicht. Im Hinblick auf den dringend
notwendigen Artenschutz empfehlen die Forschenden unter anderem einen
uneingeschränkten wissenschaftlichen Zugang zu gesammelten Proben aus
diesen Arealen. Die Stellungnahme erschien heute im Fachjournal
"Frontiers in Marine Science".




[image: Foto: © Torben Riehl/Senckenberg]

Mit jeder Probe aus der Tiefsee gelangen unbekannte Arten an die
Oberfläche. Hier eine neue Meeresasselart der Familie Ischnomesidae
aus der Vema-Bruchzone im Nordatlantik. 

Foto: © Torben Riehl/Senckenberg



Meeresgebiete außerhalb der nationalen Gerichtsbarkeit (ABNJ) nennt
man solche Areale, für die keine Nation die alleinige
Management-Verantwortung trägt. Insgesamt machen die - im Allgemeinen
als Hochsee bezeichneten - Gebiete 40 Prozent der Oberfläche unseres
Planeten sowie 64 Prozent der Oberfläche der Ozeane aus und umfassen
95 Prozent des gesamten Ozeanvolumens. "Dennoch gibt es aktuell für
diese Gebiete keine einheitlichen Schutzkonzepte oder Vorschriften",
erklärt Prof. Dr. Angelika Brandt vom Senckenberg Forschungsinstitut
und der Goethe Universität in Frankfurt und fährt fort: "Diese
Ökosysteme sind aber zunehmend bedroht - durch den globalen
Klimawandel und auch den geplanten Abbau von Rohstoffen am
Meeresgrund."

Die Frankfurter Tiefsee-Forscherin hat gemeinsam mit internationalen
Kolleg*innen eine Bestandsaufnahme der bisherigen Kenntnisse und
Diskussionsansätze zum Schutz der Hochsee-Gebiete zusammengetragen.
"Dabei haben wir festgestellt, dass es nicht nur keine einheitlichen
Rahmenbedingungen gibt, sondern sich teilweise regionale und
internationale Bestimmungen sogar widersprechen. In der südpazifischen
Region wurde beispielsweise die Tiefseefischerei mit Schleppnetzen von
der dortigen Fischereibehörde erlaubt, deren Einsatz wird aber von den
Vereinten Nationen abgelehnt."

Brandt und Co plädieren in ihrem Papier für eine global geltende
Verpflichtung zu bewährten Probenahme-Verfahren sowie einen
verbesserten Zugang zu gesammelten Probenmaterial aus der Tiefsee zu
Forschungszwecken. "Diese Sammlungen sind der Schlüssel zum
Verständnis der Tiefsee-Ökosysteme - ohne diese Proben können auch
keine vernünftigen Schutzmaßnahmen ergriffen werden. Es sind außerdem
weitere Forschungen und auch Naturschutzmaßnahmen erforderlich, um
verheerende Auswirkungen auf die Artenvielfalt der Meere zu verhindern
sowie das sozioökonomische Wohlergehen und die Ernährungssicherheit
für Millionen von Menschen, die direkt von der Fischerei leben, zu
sichern!", fasst Brandt zusammen.

Originalpublikation:

Muriel Rabone et al. (2019): Access to Marine Genetic Resources (MGR):
raising awareness of best-practice through a new agreement for
biodiversity beyond national jurisdiction (BBNJ)

Front. Mar. Sci. https://doi.org/10.3389/fmars.2019.00520

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news722773

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 03.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/567: Wissenschaftliche Beiräte zum Stand deutscher Nachhaltigkeitspolitik (WPN)


Wissenschaftsplattform Nachhaltigkeit 2030 - 6. September 2019


Wissenschaftliche Beiräte zum Stand deutscher Nachhaltigkeitspolitik


Deutschland bei 29 von 66 Nachhaltigkeitszielen nicht auf Kurs: "Das
sind 29 dringende Weckrufe"



Berlin, 6. September 2019. Wie blicken wissenschaftliche Beiräte der
Bundesregierung auf den Stand und die Entwicklung deutscher
Nachhaltigkeitspolitik? Diese Frage beleuchten Vertreterinnen und
Vertreter verschiedener Beiräte im Vorfeld der UN-Gipfel in New York
zu Klima (23. September) und Nachhaltigkeit (24.-25. September). Sie
sprachen im Rahmen der Presse-Veranstaltung "Vor den Gipfeln -
Journalismus, nachhaltige Entwicklung und Klimawandel", zu dem SDSN
Germany gemeinsam mit der Wissenschaftsplattform Nachhaltigkeit 2030
(wpn2030), dem Netzwerk Weitblick und der Stiftung 2 Grad
Pressevertreter am 6. September 2019 ins Haus der
Bundespressekonferenz in Berlin geladen hatte.

"Mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie verfügt die Regierung
grundsätzlich über einen vielversprechenden Rahmen, nachhaltige
Entwicklung bis 2030 voranzutreiben", betonte Prof. Dirk Messner vom
Wissenschaftlichen Beirat der Bundesregierung Globale Umweltfragen
sowie Ko-Vorsitzender der wpn2030. "Dieser Rahmen muss aber mit
deutlich effektiveren Politiken gefüllt werden: Bei 29 von 66
gesetzten Zielen ist die Regierung nicht auf Kurs. Das sind -
angesichts der bereits massiven und immer weiter wachsenden globalen
Herausforderungen - 29 dringende Weckrufe." Prof. Martin Visbeck,
Ko-Vorsitzender der wpn2030, sagte: "Der anstehende UN-Doppelgipfel
muss von der Bundesregierung auch genutzt werden, um die Agenda 2030
mit ihren Sustainable Development Goals (SDGs) - also den Rahmen der
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie - in Deutschland und global weiter
zu stärken und die notwendigen und transformativen Umsetzungsimpulse
zu setzen."

"Besonders kritisch ist der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen.
Nach aktuellem Stand würden nur 5 der 25 selbst gesetzten Umweltziele
erreicht", erklärte Dr. Julia Hertin vom Sachverständigenrat für
Umweltfragen. "Dieser Trend kann nur durch ein gemeinsames Handeln der
gesamten Bundesregierung verändert werden. Vor allem Landwirtschaft
und Verkehr müssen mehr Verantwortung übernehmen und ökologische
Leitplanken anerkennen. Dafür brauchen wir eine verbindlichere
Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie, eine Stärkung des
Umweltministeriums und neue Formen der Zusammenarbeit zwischen den
Ressorts".

Prof. Harald Grethe vom Wissenschaftlichen Beirat für Agrarpolitik,
Ernährung und gesundheitlichen Verbraucherschutz verwies ebenfalls auf
die entscheidende Rolle der Landwirtschaft und der Ernährung für eine
erfolgreiche Umsetzung deutscher Nachhaltigkeitspolitik: "Eine
deutliche Verringerung des Konsums tierischer Produkte ist dringend
erforderlich, um die Klimaschutzziele der Bundesregierung zu erreichen
und essentieller Bestandteil eines global nachhaltigen
Ernährungsstils." Ebenfalls sei der Umbau der Gemeinsamen Agrarpolitik
der EU sowohl auf europäischer Ebene wie auch in Deutschland dringend
erforderlich: "Wir müssen das EU-Agrarbudget endlich für die
Honorierung von Landwirtinnen und Landwirten verwenden, die besonders
viel zur Erreichung unserer Umwelt-, Klima- und Tierschutzziele
beitragen, statt es als pauschale Flächeneigentumssubvention zu
verschleudern".

"Ebenfalls kritisch sieht es etwa aus beim Ziel "Nachhaltige Konsum-
und Produktionsmuster" (SDG12)", betonte Prof. Peter Kenning vom
Sachverständigenrat für Verbraucherfragen. "Für einige Indikatoren der
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, etwa den Energieverbrauch des
Konsums oder den Marktanteil von Produkten mit Umweltzeichen, hat die
Bundesregierung seit Jahren kaum Verbesserungen erzielen können. Diese
sind aber dringend geboten - denn nicht nachhaltige Konsummuster
wirken sich negativ auf zahlreiche Nachhaltigkeitsziele aus." Als
wichtigen Schritt nach vorne schlägt Kenning etwa vor: "Die gesamte
Warenkette muss viel konsequenter in den Blick genommen werden, denn
Probleme entstehen vor allem in den frühen Stadien wie etwa
Rohstoffabbau, Produktion, Handel, Logistik. Es gilt daher nachhaltige
Maßnahmen zu fördern, die früh ansetzen und globale Kooperationen im
Sinne der Nachhaltigkeit zu stärken. Zudem sollte die
Verbraucherinformation erheblich verbessert werden beispielsweise im
Hinblick auf die Kreislauffähigkeit oder Lebensdauer technischer
Geräte."

Die Wissenschaftsplattform Nachhaltigkeit 2030 (wpn2030) ist ein
zentraler Ort der Wissenschaft, an dem sie drängende Fragen der
Nachhaltigkeitspolitik reflektiert - im Austausch mit Politik,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft. In dem von der wpn2030 und SDSN
Germany seit 2018 organisierten Beirätedialog kommen zentrale
wissenschaftliche Beiräte der Bundesregierung zu Fragen von
Politikberatung und Nachhaltiger Entwicklung zusammen.

Weitere Infos: www.wpn2030.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.09.2019

Wissenschaftsplattform Nachhaltigkeit 2030

Geschäftsstelle

c/o IASS Potsdam, Berliner Strasse 130, D-14467 Potsdam

E-Mail: info.wpn2030@iass-potsdam.de

Internet: www.wpn2030.de
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AKTIONSTAGE/1027: NABU-Naturgarten Alsterdorf öffnet am 8.9. zum letzten Mal seine Pforten in 2019 (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 5. September 2019

Abschied von der Gartensaison 2019

Letzter Tag der offenen Tür im NABU-Naturgarten am 8. September / Mit
Blumenzwiebel-Verkauf und Infos zu Fledermäusen



Bevor der Herbst sich ankündigt öffnet der NABU-Naturgarten ein
letztes Mal in diesem Jahr seine Pforten für Besucher. Am Sonntag, den
8. September 2019 können sich Hobbygärtner und Naturfreunde von 11 bis
17 Uhr umschauen, sich austauschen und beim Kauf von Blumenzwiebeln
schon ein wenig auf die Gartensaison 2020 einstimmen. Darüber hinaus
geben die Experten des NABU Tipps, wie man seinen Garten
fledermausfreundlich gestalten kann und welche Nisthilfen die
nachtaktiven Tiere gerne annehmen.

Der NABU-Naturgarten wurde 1993 eröffnet und ist als Schaugarten
konzipiert. Auf einer Fläche von 1.500 Quadratmetern wird praxisnah
gezeigt, wie man vor seiner eigenen Haustür einen Beitrag zur
Artenvielfalt leisten kann: Statt Gemüsebeeten gibt es eine
Kräuterspirale. Die Rasenfläche ist ein Magerrasen und wird durch
Trockenmauer, Wildkräuter-Acker, Teich und Knick ergänzt. Einfache
Versteckhilfen für Tiere wie Totholz- und Steinhaufen schaffen neue
Lebensräume.

Der NABU-Naturgarten (Parzelle 185) liegt im Kleingartenverein
"Birkenhain", Bebelallee / Ecke Deelböge (etwa 3 Gehminuten von der
U1, Haltestelle Lattenkamp). Weitere Infos zum Naturgarten sowie viele
Gartentipps gibt es im Internet unter www.NABU-Hamburg.de/garten

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.09.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19
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AKTIONSTAGE/1026: Gemeinsam anpacken für die Moorbek - Bach-Aktionstag in Norderstedt, 21.9. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 4. September 2019

Gemeinsam anpacken für die Moorbek

Der NABU Landesverband Hamburg veranstaltet am 21.9. um 10 Uhr
zusammen mit der NABU-Gruppe Norderstedt einen Bach-Aktionstag an der
Moorbek.



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag, 21. September 2019 ab 10 Uhr
in Kooperation mit der Stadtverwaltung Norderstedt, Abteilung Natur
und Landschaft, zum zweiten Mal einen Bach-Aktionstag an der Moorbek.
Wie schon im Vorjahr werden freiwillige Helferinnen und Helfer
zusammen mit NABU-Aktiven die Struktur des Baches verbessern. Mit
relativ einfachen Mitteln ist das erreichbar. "In Bächen wie der
Moorbek gibt es immer noch viele strukturarme Bereiche", erklärt Fritz
Rudolph, Referent für Gewässerschutz beim NABU Hamburg. "Durch den
Einbau von Totholz, Kies und Geröll wollen wir Bereiche herstellen, in
denen sich die Strömung vielfältiger entwickeln kann und in denen sich
Fische und kleinere Bachlebewesen wohlfühlen." Anwohner und
interessierte Bürger sind herzlich eingeladen, mitzuhelfen und sich
vor Ort zu informieren.

In enger Kooperation mit der Norderstedter Stadtverwaltung wird der
Bach-Aktionstag vor Ort durch die Norderstedter NABU-Gruppe
vorbereitet.

"Wir sind nach den guten Erfahrungen in 2018 überzeugt davon, auch den
diesjährigen Abschnitt erfolgreich zu renaturieren! Die Norderstedter
Bürger und Bürgerinnen werden bestimmt wieder zahlreich mit anpacken",
äußert sich Klaus Berking, Koordinator für Gewässerrenaturierung in
der Norderstedter NABU-Gruppe, optimistisch.

Wer beim Bach-Aktionstag an der Moorbek mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 19. September 2019, 15:00 Uhr an. Dabei werden
der genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben. Kontakt:
Ralf Sinnigen, NABU Hamburg, Tel.: 040/6970890, 
bfd-naturschutz@NABU-Hamburg.de. Feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für
Werkzeuge, Handschuhe, ein einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt
der NABU.

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Gewässer in und um
Hamburg mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in stadtnahe Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb
in diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet und in Norderstedt. Unser Ziel ist es, Bäche und Flüsse
wieder naturnah und lebendig zu gestalten.

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter www.NABU-Hamburg.de/wasser 
in der Rubrik "Termine".



+++ AKTIV FÜR HAMBURGS UND NORDERSTEDTS STADTNATUR +++ AKTIV FÜR
HAMBURGS UND NORDERSTEDTS STADTNATUR +++

Der Schutz von Pflanzen und Tieren darf nicht an den Grenzen von
Schutzgebieten enden. Der NABU Hamburg macht sich stark für die
vielfältigen Lebensräume der Stadt und in Norderstedt.

Der Eisvogel jagt an renaturierten Bächen, Fledermäuse bewohnen alte
Bunker, Spechte finden Nahrung in abgestorbenen Bäumen, Uhu, Spatzen
und Mauersegler bauen Nester an Wohn- und Industriegebäude.
Verkehrsinseln werden zu Schmetterlingswiesen, Gartenteiche zu
Amphibienbiotopen. Ein grünes Netz entsteht.

Werden Sie aktiv für Hamburgs und Norderstedts StadtNatur.
Gartenbesitzer, Kleingärtner, Hausbesitzer, Unternehmen und
Verwaltungen - alle können mitmachen.



Weitere Infos finden Sie unter 

https://hamburg.nabu.de/wir-ueber-uns/stadtteilgruppen/norderstedt/18142.html 

www.NABU-Hamburg.de/stadtnatur und www.facebook.com/nabu.hamburg

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.09.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3387: Fit für den Biber - Biberberatergrundausbildung, 21.+22.11. (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 4. September 2019

Fit für den Biber

NABU Thüringen führt erste Fortbildung für Biberberater durch



Jena - Seit 2017 bildet der NABU Thüringen Biberberater aus. 16 dieser
Biberberater wurden nun im Rahmen einer ersten Fortbildung
weiterqualifiziert. "Um ein guter Ansprechpartner in Sachen
Biberfragen zu sein, bedarf es gewisser Fachkenntnisse und einer
ständigen Qualifizierung. Unsere Berater wurden während der
Fortbildung im Phyletischen Museum in den Themengebieten Anatomie der
Biber, Pressearbeit und Konfliktkommunikation geschult", berichtet
Marcus Orlamünder, der Koordinator des NABU-Projektes Bibermanagement
in Thüringen. Es war ein großer Gewinn, dass der hauseigene Präparator
Matthias Krüger den Vortrag zur Anatomie des Bibers hielt. Seinen
interessanten Ausführungen folgten alle sehr aufmerksam. Anhand von
Präparaten des Bibers, ähnlicher Nager und verwandter Arten wurden
deutliche Unterscheidungsmerkmale sichtbar. "Während des Vortrags
konnten somit gut die Zusammenhänge zur Lebensweise, Ökologie und
besonderer Anpassung des Bibers hergeleitet werden. Das hilft den
Biberberatern vor allem in der praktischen Arbeit", so Orlamünder.

Einen Impuls zur Pressearbeit setzte NABU Referent Jürgen Ehrhardt.
Vom Erstellen einer Pressemitteilung bis hin zur Pflege von
Pressekontakten konnten viele Tipps und Tricks zur öffentlichen
Kommunikation vermittelt werden.

Abgerundet wurde die Veranstaltung durch einen Workshop zum Thema
Kommunikation und Konfliktmoderation im Naturschutz und bei der
Biberberatung. "In der täglichen Beratungsarbeit sind es oftmals
kommunikative und interessensbedingte Hürden, die es zu überwinden
gilt. Das muss ein Biberberater erst mal bewältigen", gibt Marcus
Orlamünder zu bedenken. Der anschauliche Vortrag des Referenten Stefan
Sommer enthielt praktische Übungen und Beispiele aus den Bereichen
Konfliktlösungsstrategien und Gesprächstechniken.

Den Abschluss der Veranstaltung bildete eine abendliche Exkursion
entlang der Saale. "Wir entdeckten etliche Spuren vom Biber, wie zum
Beispiel abgenagte Bäume oder Ausstiege und es kam zwischen den in der
Praxis schon teilweise tätig gewordenen Biberberatern zu einem regen
fachlichen Austausch." Das vom Freistaat Thüringen geförderte Vorhaben
"Bibermanagement in Thüringen" wird durch Mittel der Europäischen
Union im Rahmen des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung
(EFRE) kofinanziert. Das Projekt wird vom Thüringer Ministerium für
Umwelt, Energie und Naturschutz unterstützt.

Zusatzinfo

Eine weitere Biberberatergrundausbildung wird es am 21. und 22.
November in Thüringen geben. Die zweitägige Ausbildung ist kostenlos
und findet in Zusammenarbeit mit dem langjährig erfahrenen bayrischen
Bibermanager und Buchautor Gerhard Schwab statt. Interessenten können
sich gern unter 03641-605704 oder biber@nabu-thueringen.de melden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.09.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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DEMO/276: Schweiz - Nationale Klima-Demo am 28. September in Bern (Public Eye)


Public Eye - Zürich, 3. September 2019

Sehen wir uns an der nationalen Klima-Demo am 28. September?



Am 28. September 2019 findet die nationale Klima-Demo statt. Zum
ersten Mal seit Beginn der Klimastreik-Bewegung werden an diesem Tag
Menschen aus der ganzen Schweiz zur gemeinsamen Demo nach Bern reisen.

Guten Tag

Am 28. September 2019 findet die nationale Klima-Demo statt. Zum
ersten Mal seit Beginn der Klimastreik-Bewegung werden an diesem Tag
Menschen aus der ganzen Schweiz zur gemeinsamen Demo nach Bern reisen.

Treffpunkt: ab 13.30 Uhr auf der Schützenmatte (direkt neben dem
Hauptbahnhof Bern)

Die Klima-Demo steht auch im Zeichen der nationalen Wahlen, die kurz
darauf stattfinden werden. Wir machen den Politikerinnen und
Politikern am 28. September klar, dass es bei ihren Entscheidungen
jetzt und in den nächsten Jahren um nichts weniger als um die Zukunft
unserer Lebensgrundlagen geht. Laut und bunt stehen wir an diesem Tag
für eine konsequente und gerechte Klimapolitik ein!

Dafür sind wir auf Sie angewiesen. Sprechen Sie über die Demo,
mobilisieren Sie Ihre Freundinnen und Freunde, Ihre Verwandten und
Bekannten.

Globale Gerechtigkeit beginnt bei uns - auch beim Klima!

Infos zur Klima-Demo und dem Programm werden laufend unter
www.klimademo.ch veröffentlicht.

 * 

Quelle:

Mitteilung, 03.09.2019

Public Eye

Dienerstrasse 12, Postfach, 8021 Zürich

Internet: www.publiceye.ch
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TOUR/569: Geologie entdecken im Spätsommerlicht - Tag des Geotops, 22.9. (idw)


GeoUnion Alfred-Wegener-Stiftung - 03.09.2019

Geologie entdecken im Spätsommerlicht: der Tag des Geotops



Alljährlich wird am dritten September-Sonntag der Tag des Geotops
begangen: ein Entdeckungstag in die Erdgeschichte an ausgewählten
Orten, die die Erdgeschichte in besonderer Weise präsentieren. Aber
auch davor und danach gibt es Veranstaltungen, so dass der September
insgesamt einen Monat zum Geologie-Entdecken an den verschiedensten
Orten Deutschlands darstellt.

Jedes Jahr am (und um den) dritten September-Sonntag finden in ganz
Deutschland geführte Spaziergänge und Wanderungen zu verschiedenen
Höhepunkten des geologischen Erbes statt, so auch in diesem Jahr. Vor
Ort und am konkreten Objekt werden den Besuchern unterschiedliche
Aspekte der Geowissenschaften präsentiert und erläutert: Felswände,
Höhlen, Steinbrüche, Mineralfundstätten oder auch historische
Bergwerke, die als Fenster in die Erdgeschichte einen Blick in die
geologische Vergangenheit ermöglichen. Anlass ist der "Tag des
Geotops" am 15. September 2019. Aber auch schon davor und danach
werden zahlreiche Veranstaltungen angeboten. Die zentrale
Terminübersicht enthält Vorschläge für Unternehmungen, die sich über
den ganzen September verteilen: http://www.tag-des-geotops.de/

Geotope sind Orte im Naturraum, die in besonderer Weise Einblicke in
die Vorgänge in der Erdkruste, die Entstehung des Gesteinsuntergrunds
und der Erdoberfläche ermöglichen. Sie sind nicht nur schön,
gelegentlich spektakulär, sondern auch ungeheuer lehrreich - wenn ihre
Geschichte denn entsprechend erklärt wird. In der Regel entstammen die
Geotope ja fernen Zeiten, in denen die Situation an der Erdoberfläche
völlig anders war, als ein Meere wogte, wo jetzt Festland ist, als
Vulkane Feuer spien, wo heute Wälder und Felder liegen. Da ist es
hilfreich, wenn die Erkenntnisse aus den Geowissenschaften zu Werden
und Veränderung der Erdoberfläche über Jahrmillionen verständlich
vermittelt werden.

Organisiert wird der Tag des Geotops von der Fachsektion Geotope und
Geoparks der Deutschen Geologischen Gesellschaft - Geologische
Vereinigung (DGGV) und den Geologischen Landesämtern. Besonders aktiv
beim Tag des Geotops sind auch die Geoparks in Deutschland, die
darüber hinaus ganzjährig ihre steinernen Naturschätze für die
Bevölkerung erschließen und erlebbar machen.

Präsentiert wird am Tag des Geotops auch das "Gestein des Jahres", in
diesem Jahr 2019 der Schiefer. Am Sonntag, 15. September gibt es im
thüringischen Lehesten einen Aktionstag in den Steinbrüchen und
Verarbeitungsanlagen. Am Freitag, 20. September 2019 findet im
Natursteinwerk Theuma GmbH im sächsischen Theuma eine Präsentation des
dort gewonnenen Fruchtschiefers statt, mit Kurzvorträgen zu Geologie
und zum Einsatz des Steins und einer Werksbesichtigung.

Weitere Informationen finden Sie unter

Internetportale: http://www.tag-des-geotops.de/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news722826

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2228

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GeoUnion Alfred-Wegener-Stiftung - 03.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WETTBEWERB/345: 7. Harburger Nachhaltigkeitspreis, bewerben bis 11.10.2019 (HARBURG21)


HARBURG21

Lokales NachhaltigkeitsNetzwerk

Presseinformation, 3. Septemebr 2019

5.000 EUR Preisgeld für Harburger Projekte



Aufräumaktion, Kräuterspirale, Lebensmittelrettungsaktion,
solidarisches Wirtschaften, Upcycling? Steckt Ihre und eure Energie
bereits in solchen Projekten oder soll es demnächst in dieser Richtung
losgehen?

Dann können Sie sich unter buero@harburg21.de bis 11. Oktober 2019 für
den Harburger Nachhaltigkeitspreis bewerben. Er wird in diesem Jahr
zum siebenten Mal von der Bezirksversammlung Harburg ausgeschrieben
und von einer Fachjury vergeben. Der Preis ist erstmals mit 5.000 EUR
statt der bisherigen 2.000 EUR dotiert. Ko-Förderer ist in diesem Jahr
die Sparda-Bank Hamburg. Am 22. November findet die offizielle
Preisverleihung mit Vorstellung aller Bewerberprojekte, Rahmenprogramm
und bio-fairem vegan-vegetarschem Catering im Harburger Rathaus statt.

Das HARBURG21-Team berät Interessenten unabhängig und gratis.
Informationen zu möglichen Projektideen, Flyer und
Bewerbungsunterlagen sowie weitere Informationen erhalten Sie unter

 https://www.harburg21.de/de/mitmachen/nachhaltigkeitspreis/.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 03.09.2019

HARBURG21 - Lokales NachhaltigkeitsNetzwerk

POSTANSCHRIFT: Harburger Rathausplatz 1, 21073 Hamburg

GESCHÄFTSSTELLE: Harburger Ring 33/35, 21073 Hamburg

E-Mail: buero@harburg21.de

Web: https://www.harburg21.de/de
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FORSCHUNG/542: Kaum Wasser unterm Kiel - Messkampagne auf der Elbe (idw)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ - 29.08.2019

Kaum Wasser unterm Kiel - Messungen im Extrembereich 

Helmholtz-Forscher starten neuntägige Messkampagne auf der Elbe



Auf mehr als 580 Kilometer zieht sich die Elbe von der
deutsch-tschechischen Grenze in Schmilka bis nach Geestnacht kurz vor
Hamburg. Wie sich das extreme Niedrigwasser auf die Wasserqualität
auswirkt, ist eine der zentralen Fragen, auf die Wissenschaftler des
UFZ Antworten finden wollen. Sie starten deshalb heute ihre neuntägige
Fahrt auf dem UFZ-Forschungsschiff Albis. Eingebettet ist die
Messkampagne in die MOSES-Initiative, bei der Wissenschaftler*innen
aus neun Helmholtz-Zentren u.a. untersuchen, wie sich infolge des
Klimawandels hydrologische Extremereignisse (Hoch-, Niedrigwasser) auf
die Wasserqualität der Binnengewässer, den Boden und den stofflichen
Eintrag ins Meer auswirken.

An 24 Standorten von Schmilka bis Geesthacht, jeweils links- und
rechtsseitig sowie mittig der Elbe, werden die UFZ-Wissenschaftler
Proben nehmen. In Absprache mit den Landesbehörden in Sachsen und
Sachsen-Anhalt messen sie mit einer Multiparametersonde Temperatur,
Sauerstoff, die Konzentrationen schwebender Algen oder die Trübung des
Fließgewässers sowie chemische Parameter von Wasserproben wie
partikuläre und gelöste Nährstoffe, Schwermetalle, seltene Erden und
Mikroschadstoffe.

Ein Schwerpunkt der Messkampagne ist die Analyse von Phytoplankton,
das sind im Wasser schwebende einzellige Algen. Sie dienen vielen
Tieren im Gewässer als Nahrung und nehmen gleichzeitig Nährstoffe wie
Phosphat und Nitrat auf. So kann moderates Algenwachstum einen
positiven Einfluss auf das Gewässer haben. Übermäßiges Algenwachstum
führt hingegen zu einer Abwertung der Wasserqualität - man spricht
dann von Eutrophierung. Es kommt also für die Elbe und auch für die
nachgelagerten Küstengewässer auf die richtige Balance an. Und diese
kann durch ein extremes Niedrigwasser gestört werden. Im Fokus der
Testfahrt steht zudem eine genaue Charakterisierung von gelöstem
organischem Material. Dabei können die Wissenschaftler mithilfe
hochauflösender Massenspektrometrie mehr als 1.000
Elementarkomponenten in diesen hoch komplexen Gemischen identifizieren
und deren Veränderung entlang der Elbe auf bakterielle Aktivität und
Biomasseproduktion zurückführen. Zusätzlich finden auf der Flussfahrt
nach dem gleichen Schema auch Messungen an den Mündungen von Saale,
Mulde, Schwarzer Elster und Havel statt. Diese Zuflüsse sind von
großem Interesse, weil sie die Wasserqualität der Elbe stark
beeinflussen können. So prägt beispielsweise die Saale als größter
Zufluss die Elbe durch eine hohe Salzbelastung.

Anders als mit Standardmessungen vom Ufer aus ist es mit dieser
Messfahrt möglich, sich über 580 Kilometer ein detailliertes Bild zu
machen, welche Prozesse etwa bei der Umwandlung von Nährstoffen und
Schadstoffen im Wasserkörper der Elbe ablaufen. Zudem fanden die
Messkampagnen der vergangenen Jahre nie bei einem solch extremen
Niedrigwasser statt. So liegt derzeit zum Beispiel in Magdeburg der
Pegel bei rund 53 Zentimetern nur knapp über dem Rekordniedrigstand
von 46 Zentimetern. "Die Umsetzung von Kohlen- und Stickstoff sowie
Phosphor bei diesem extremen Niedrigwasser zu analysieren, ist für uns
besonders interessant und hilft uns, Prognosen für zukünftige
Extremsituationen zu erstellen", sagt UFZ-Fließgewässerökologe Prof.
Dr. Markus Weitere und Mitglied der MOSES-Arbeitsgruppe Hydrologische
Extreme. Da bei diesem Wasserstand die Elbe sehr langsam fließe und
stark besonnt sei, könnte es besonders in unteren Flussabschnitten zu
starken Eutrophierungserscheinungen kommen.

Eingebettet ist die jetzige Elbe-Fahrt in weitere Testkampagnen, die
im Rahmen der MOSES-Initiative im April und Juni zwischen der
Elbemündung in Cuxhaven und Helgoland stattfanden und die im September
noch um eine weitere Fahrt ergänzt werden soll. Beteiligt sind daran
Helmholtz-Wissenschaftler auf Forschungsschiffen des
Helmholtz-Zentrums Geesthacht, des Alfred-Wegener-Institut
Helmholtz-Zentrums für Polar- und Meeresforschung und des GEOMAR
Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel. "Die Testfahrten in diesem
Jahr dienen dazu, wichtige wissenschaftliche Daten zu erheben und in
Kooperation zwischen den Helmholtz-Einrichtungen die Abläufe der
umfangreichen Messeinsätze zu üben", sagt die MOSES-Projektleiterin
Dr. Ute Weber. Sie seien zugleich Generalprobe für eine noch größere
Elbe-Testkampagne, die im kommenden Jahr unter Leitung des UFZ
stattfindet und an der weitere sieben an MOSES beteiligte
Helmholtz-Einrichtungen dabei sein werden. Diese soll sich von
Schmilka bis in die Nordsee erstrecken. Ziel wird dann sein, in einer
Prozesskette die Auswirkungen auf terrestrische und marine Ökosysteme
zu analysieren - beginnend von Starkregen- und Gewitter-Ereignissen an
Land, über hydrologische Abflüsse bis hin zur Analyse einer Vielzahl
von Stoffen, die in der Elbe und schließlich in der Nordsee landen.

MOSES steht für "Modular Observation Solutions for Earth Systems". In
dieser vom UFZ koordinierten Initiative bauen neun Forschungszentren
der Helmholtz-Gemeinschaft zwischen 2017 und 2022 gemeinsam mobile und
modular einsatzfähige Beobachtungssysteme auf, um die Auswirkungen
zeitlich und räumlich begrenzter dynamischer Ereignisse, wie extremer
Niederschlags-und Abflussereignisse, auf die langfristige Entwicklung
von Erd- und Umweltsystemen zu untersuchen.

Aktuelle Informationen zu MOSES:

https://blogs.helmholtz.de/moses

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news722573

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ - 29.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/1281: Unna - Kreativkurse im Künstlerhaus, je 7 Termine ab 12. September 2019


Stadt Unna

Kreativkurse im Künstlerhaus Buschulte



Kreisstadt Unna. Im Künstlerhaus Buschulte startet das VHS-Semester
mit einem neuen Angebot: Das "Offene Atelier" richtet sich an
Menschen, die gerne Neues ausprobieren und malerische Techniken und
Motive frei wählen. Die Dozentin Franka Burde vermittelt die
Grundlagen des Zeichnen und Malens nicht nach einem festen Plan,
sondern unterstützt und berät die Teilnehmenden in ihrem individuellen
Malprojekt. Der Kurs ist für Anfänger*innen und Fortgeschrittene
gleichermaßen geeignet. Er beginnt am Donnerstag, 12. September 2019,
um 9.30 Uhr und umfasst sieben Termine.

Ebenfalls am 12. September mit Franka Burde beginnt "Portätzeichnen im
Künstlerhaus Buschulte". In diesem Kurs liegt der Fokus auf der
Schulung der Beobachtungsgabe. Die Teilnehmenden lernen, die
Persönlichkeit und Individualität einer Person in der Zeichnung zu
erfassen. Der Kurs findet sieben Mal von 17.30 bis 20 Uhr statt.

Anmeldungen nimmt die VHS unter der Telefonnummer 02303/103-713 oder 
-714 oder online unter www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 26. August 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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